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Die Ausgestaltung von Transfers bei Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität, 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen der Mindestsicherung 
weist in europäischen Ländern Unterschiede auf. Daher liegt es nahe zu analysieren, 
ob diese Transfers unterschiedliche Umverteilung im Hinblick auf Armut und 
Ungleichheit bewirken. Die empirische Untersuchung dieser Umverteilungseffekte 
in Deutschland, Finnland, Frankreich, Italien und im Vereinigten Königreich mit 
Daten der Luxembourg Income Study 1994/95 und 1999/2000 ergab, dass neben der 
grundsätzlichen institutionellen Ausgestaltung auch zahlreiche andere Faktoren 
und Rahmenbedingungen die Umverteilung beeinflussen. Bei der empirischen 
Analyse wurden insbesondere auch Bootstrapping-Konfidenzintervalle berechnet, 
um inferenzstatistische Aussagen treffen zu können.
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Teil I 

Einleitung 





In der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen, 
Artikel 22 und 25, vom 10. Dezember 1948 wird die Bedeutung des Zugangs 
zu sozialen Leistungen hervorgehoben, indem soziale Sicherheit als Menschen-
recht deklariert wird. Soziale Sicherheit steht wegen ihrer Bedeutung für das 
tägliche Leben vieler Menschen häufig im Mittelpunkt des öffentlichen Inter-
esses. Dies gilt in Zeiten wirtschaftlicher Probleme und z.T. anhaltend hoher 
Arbeitslosigkeit in besonderem Maße auch für Europa. 

Ihrer Bedeutung entsprechend wurden bereits viele wissenschaftliche Studi-
en durchgeführt, die die soziale Sicherung aus unterschiedlichsten Blickwinkeln 
zum Thema haben. Der für diese Arbeit relevante Aspekt betrifft die empi-
rische Untersuchung der Umverteilungswirkungen von Sozialtransfers. Umver-
teilungswirkungen können dadurch erfasst werden, dass die Wirkung der So-
zialtransfers auf die Ungleichheit und Armut der Einkommensverteilung un-
tersucht wird. Beispiele für die Analyse der U mverteilungswirkungen in Be-
zug auf Armut sind Kirn (2000), Behrendt (2000, 2002) oder Sainsbury und 
Morissens (2002). Entsprechende empirische Analysen bezüglich Ungleichheit 
wurden z.B. in Castles und Mitchell (1992), De Nardi et al. (2000), Beblo und 
Knaus (2001), Bradley et al. (2003) oder Becker (2003) vorgenommen. Eine 
Untersuchung beider Aspekte fand z.B. in Mitchell (1991), Burri (1998), Frit-
zell (2001), Ready et al. (2001), Ritakallio (2002), Hills (2004) oder Förster 
und d'Ercole (2005) statt. Gemeinsam ist den genannten Arbeiten, dass sie, 
wenn auch in unterschiedlicher Form, die Einkommensverteilung vor und nach 
Sozialtransfers berücksichtigen, um die Umverteilung zu beurteilen. Da die 
Umverteilung durch Sozialtransfers auch im Mittelpunkt dieser Arbeit steht, 
wird dem Ansatz, dass die Einkommensverteilung vor und nach entsprechen-
den Transfers berücksichtigt wird, grundsätzlich gefolgt.1 

Die Vorgehensweise in dieser Arbeit unterscheidet sich allerdings von den 
bisher zitierten durch folgende Aspekte. Im Gegensatz zur Mehrzahl der bis-
her durchgeführten Studien2 werden nicht die Umverteilungswirkungen der 

1 Andere Ungleichheits- und Armutsstudien, wie z.B. Biewen (2000), Goerlich und Mas 
(2001), Atkinson (1996) oder Burniaux et al. (1998) präsentieren dagegen die Ergebnisse 
für das Ungleichheits- bzw. Armutsniveau nach Transfers und/oder Steuern, womit eine 
Beurteilung der Umverteilungswirkung nur schwer vorgenommen werden kann, da keine 
Informationen über die Verteilung vor Steuern und/oder Transfers vorliegen. 

2Wie z.B. in Fritzell (2001) wird nur die Umverteilung der Gesamtheit an Transfers 
berücksichtigt, in Sainsbury und Morissens (2002) erfolgt immerhin eine Einschränkung auf 
die Gesamtheit der bedürftigkeitsgeprüften Transfers. 
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gesamten Sozialtransfers betrachtet, sondern es wird untersucht, wie sich ein-
zelne Transfers auf die Ungleichheit und Armut der Einkommensverteilung 
auswirken. Bei vielen empirischen Armuts- und Ungleichheitsstudien werden 
außerdem nur wenige Armuts- bzw. Ungleichheitsmaße verwendet.3 Wie in Teil 
III dargestellt werden wird, unterscheiden sich Armuts- bzw. Ungleichheitsma-
ße durch verschiedene Eigenschaften. Dadurch kann es durchaus vorkommen, 
dass unterschiedliche Maße die Armut bzw. Ungleichheit für eine vorliegen-
de Einkommensverteilung unterschiedlich beurteilen. Daher werden in dieser 
Arbeit eine Vielzahl verschiedener Ungleichheits- und Armutsmaße zur Be-
urteilung der Umverteilungseffekte herangezogen, um einer „einseitigen" Be-
wertung durch nur ein oder wenige Maße vorzubeugen. Als weiterer Mangel 
bei der Mehrzahl der bislang vorliegenden Studien, die ihre Ergebnisse auf 
Basis von Stichproben ermitteln, ist zu nennen, dass Stichprobenfehler nicht 
berücksichtigt werden.4 In der vorliegenden Studie werden dagegen für die 
ermittelten Ergebnisse Konfidenzintervalle und Standardfehler mit Hilfe des 
Bootstrapping-Verfahrens berechnet, um inferenzstatistische Aussagen treffen 
zu können. 5 Insbesondere werden erstmals auch Konfidenzintervalle für die 
Reduktion eines Armuts- und Ungleichheitsmaßes durch einen Transfer, also 
die Umverteilungswirkung, berechnet. Zusätzlich zur bloßen Reduktion eines 
Armuts- oder Ungleichheitsmaßes, die im Folgenden als Effektivität bezeichnet 
wird, wird in dieser Arbeit weiterhin berücksichtigt, dass diese Umverteilungs-
wirkungen durch unterschiedlich hohe Ausgaben zu Stande kommen. Dies er-
folgt durch den Einbezug eines Effizienzindikators.6 Korpi und Palme (1998) 
behaupten, dass institutionelle Strukturen einen signifikanten Einfluss auf die 
Umverteilungsprozesse und die Reduktion von Armut und Ungleichheit har 
ben. 7 Dementsprechend bilden Korpi und Palme Typologisierungen von Wohl-
fahrtsstaaten, um diesen Zusammenhang zu untersuchen. Auch Kraus (2004) 

31n Arbeiten zur Ungleichheit wird oft nur der Gini-Koeffizient verwendet, wie z.B. in 
Castles und Mitchell (1992), Ritakallio (2002) oder Bradley et al. (2003), Arbeiten zur Armut 
sind häufig auf die Berechnung der Armutsquote beschränkt, z.B. in Korpi und Palme (1998), 
Darr (1992) oder Ritakallio (2002). 

4Als Ausnahmen sind Biewen (2000), Heinrich (1998a,b,c) oder Moran (2005) zu nennen. 
5 Zum methodischen Vorgehen vgl. Kapitel 5.4. 
6 Zur genauen Erklärung der Messung von Effektivität und Effizienz vgl. Kapitel 5.3. 
7In eine ähnliche Richtung zielen Leibfried et al. (1995), die vermuten, dass verschiedene 

Typen von Wohlfal1rtsstaaten sich unterschiedlich auf individuelle Lebensläufe und damit 
auf das jeweilige Armutsrisiko auswirken. 
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analysiert ausgehend von einer Klassifizierung von Wohlfahrtsstaaten, bei der 
sie die einbezogenen Länder verschiedenen Clustern zuordnet, den Zusammen-
hang zwischen Ausgestaltung und Umverteilungswirkungen. Dies dient zwar 
als Ausgangspunkt dieser Arbeit,8 allerdings werden im Folgenden die Um-
verteilungswirkungen nicht für Cluster betrachtet, sondern für fünf einzelne 
Länder herausgegriffen.9 Bei den fünf Ländern handelt es sich um Deutschland, 
Finnland, Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich, es erfolgt also eine 
Beschränkung auf europäische Wohlfahrtsstaaten.10 Dabei wird nicht von den 
Umverteilungseffekten der gesamten Sozialtransfers ausgegangen, sondern die 
Analyse erfolgt anhand ausgewählter Transfers. Flora und Heidenheimer (1982: 
25) nennen drei Mittel, mit denen Wohlfahrtsstaaten ihre Ziele der Sicherheit 
und Gleichheit11 erreichen wollen: die direkte Zahlung von Geldleistungen, 
die direkte Versorgung mit Sach- bzw. Serviceleistungen und eine indirekte 
Ausweitung von Leistungen über Steuernachlässe. Diese Arbeit widmet sich 
ausschließlich dem ersten Punkt. Die Hauptfunktion dieser Zahlungen sind die 
Aufrechterhaltung von Einkommen für typische Phasen der Nichtbeschäftigung 
wie Mutterschaft, Kindheit, Aus- und Weiterbildung, Alter oder Witwenschaft 
und auch untypischer Situationen wie der Unfähigkeit zu arbeiten aufgrund 
von Krankheit, Verletzungen oder Invalidität und letztendlich Arbeitslosig-
keit der aktiven Arbeitsbevölkerung. In dieser Arbeit werden die „ typischen 
Phasen" der Nichtbeschäftigung, die oben aufgeführt wurden, ausgeklammert. 
Der Fokus soll auf nicht wünschenswerten bzw. ,,nicht natürlichen", unvorher-
gesehenen Situationen und damit auf den zuletzt genannten Gründen liegen. 
Konkret werden also die Geldleistungen bei Arbeitslosigkeit, Krankheit, In-
validität, Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie die Mindestsicherung 
näher analysiert. 12 Deren konkrete Ausgestaltung wird näher erläutert und in 
Zusammenhang mit den durch diese Transfers erzeugten Umverteilungswir-

81n Kapitel 1.3 wird näher auf die von Kraus (2004) vorgestellte Typologie eingegangen. 
9Zur Auswahl der Länder siehe Kapitel 1.3. Durch die Auswahl einer begrenzten Anzahl 

von Ländern, also dem „Loslösen" von den Klassifizierungen, wird es erst möglich, solch 
detaillierte Analysen wie in dieser Arbeit durchführen zu können. 

10Dabei werden nur Länder Europas mit einbezogen, die schon vor dem Beitritt der ost-
europäischen Länder zum 1.5.2004 Mitglied der Europäischen Union waren, also Länder der 
so genannten EU15. Dementsprechend beziehen sich im Folgenden zur Vereinfachung die 
Begriffe „Europa" bzw. ,,europäisch" nur auf die EU15-Länder. 

11Zu den Zielen von Wohlfahrtsstaaten vgl. auch Kapitel 1.1. 
12Dabei sei allerdings betont, dass privat organisierte Versicherungszweige, wie z.B. eine 

private Versicherung bei Berufsunfähigkeit, nicht betrachtet werden. 
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kungen gebracht. An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass hier nur die 
Leistungsseite und nicht die Finanzierungsseite der Transfers betrachtet wird. 
Zwar spielen beide Seiten eine Rolle bei der Umverteilung durch Sozialtrans-
fers, es soll hier aber eine Beschränkung auf die Leistungsseite erfolgen. Die 
Berücksichtigung der Finanzierungsseite ist aus methodischer Sicht in diesem 
Rahmen schwer realisierbar. Dabei ergeben sich vielfache Probleme, z.B. er-
folgt für beitragsfinanzierte Leistungen häufig eine aus Steuermitteln erbrach-
te Zuschussfinanzierung bzw. Defizitdeckung,13 was eine genaue Zurechnung 
auf einzelne Haushalte sehr erschwert und die Ergebnisse durch zu treffende 
Vereinfachungsmaßnahmen womöglich eher verfälscht, als neue Erkenntnisse 
zu erbringen. Daher erfolgt hier eine Beschränkung auf die Leistungsseite der 
Transfers. Von diesen ist zu erwarten, dass sich durchaus deutliche Umvertei-
lungseffekte beobachten lassen, so weist z.B. Barr (1992: 776) darauf hin, dass 
Transfers höhere Umverteilungseffekte erzeugen als Steuern. 

Bradshaw (1994) schlägt vor, vergleichende sozialpolitische Studien nach 
folgenden Dichotomien einzuordnen: einerseits kann unterschieden werden in 
Mikro- oder Makrostudien, andererseits in Input- und Outcomeseite. Makro-
studien konzentrieren sich auf der lnputseite auf die Erklärung wohlfahrtsstaat-
lichen Handelns, z.B. auf die Rolle von Parteien oder Gewerkschaften. 14 Die 
Outcomeseite der Makrostudien behandelt die Auswirkungen des Wohlfahrts-
staates auf Gesellschaft und Wirtschaft, z.B. auf das ökonomische Wachstum. 15 

Der Unterschied zwischen Input und Outcome bezieht sich also auf die Poli-
cyinstrumente und was diese bewirken. Die vorliegende Arbeit ist allerdings 
den Mikrostudien zuzuordnen. Es wird dabei sowohl die lnputseite betrach-
tet, die die Analyse verschiedener Systeme umfasst, als auch der Outcomeas-
pekt, der den Einfluss der Systeme auf Individuen bzw. Haushalte untersucht. 
Die Inputseite wird hier anhand europäischer Sozialsysteme angegangen, wo-
bei detailliert die Ausgestaltung ausgewählter Transfers in fünf europäischen 
Ländern vorgestellt wird. Die Outcomeseite wird über die Auswirkungen der 
Ausgestaltung verschiedener Transfers auf Ungleichheit und Armut der Ein-
kommensverteilungen sowie über die Effizienz untersucht. 

6 

Das Vorgehen zur Untersuchung des Zusammenhangs zwischen institutio-

13Dies ist z.B. bei der Arbeitsl08enversicherung in Deutschland der Fall. 
14 Als Beispiele sind Wilensky (1975) oder Esping-Andersen (1990) zu nennen. 
15Beispiele hierfür sind Cameron (1985) oder Arjona et al. (2001). 



neller Ausgestaltung und Umverteilungswirkungen ist folgendermaßen: Zuerst 
werden in Teil II die institutionellen Grundlagen beschrieben. Eine Einführung 
in die Thematik der Sozialsysteme (Kapitel 1) dient dabei der Klärung des Be-
griffs des Wohlfahrtsstaates (Kapitel 1.1), der Erläuterung der Traditionen und 
Strategien europäischer Sozialsysteme (Kapitel 1.2) und der Vorstellung von 
Klassifizierungen von Sozialsystemen (Kapitel 1.3), wobei hier in erster Linie 
auf die von Kraus (2004) vorgestellte Klassifizierung eingegangen wird. Den 
Abschluss von Kapitel 1 bildet eine Übersicht über bisherige Studien bzw. The-
sen zur Wirkung von Transfers (Kapitel 1.4). Hierbei soll aufgezeigt werden, 
welche Möglichkeiten und bisherigen Ergebnisse zur Erklärung von U mvertei-
lungswirkungen bereits bestehen, und wie in dieser Arbeit auch im Hinblick 
auf eine Erweiterung der bisherigen Vorgehensweisen vorgegangen wird. Dabei 
werden folgende Einflussfaktoren auf die Umverteilungswirkung aufgezeigt: die 
grundsätzliche Ausgestaltung in Bezug auf Targeting in Form von Bedürftig-
keitsprüfungen sowie die Tatsache, dass es sich um einkommensabhängige oder 
pauschale Transfers handelt, und die detaillierten Ausgestaltungsmerkmale der 
Transfers. Weiterhin beeinflussen die Ausgaben für einen Transfer dessen Wir-
kung. In Kapitel 2 wird die Ausgestaltung der ausgewählten Transfers für die 
fünf Länder ausführlich dargestellt, um im empirischen Teil einen Rückgriff auf 
diese Regelungen zur Erklärung der beobachteten Effekte zu ermöglichen. Teil 
III dient der Erläuterung der theoretischen Grundlagen für die im empirischen 
Teil angewendeten Ungleichheits- und Armutsmaße. Dabei wird zunächst auf 
Ungleichheit (Kapitel 3) und anschließend auf Armut (Kapitel 4) eingegangen. 

Bevor in Teil IV, der den Hauptteil dieser Arbeit darstellt, die empirischen 
Ergebnisse vorgestellt werden, dient Kapitel 5 der Erklärung des methodi-
schen Vorgehens. Dabei wird zunächst auf die verwendete Datenbasis (Kapitel 
5.1) und die gewählte Untersuchungseinheit bzw. das entsprechende Untersu-
chungsmerkmal einschließlich der für die Berechnungen verwendeten Variablen 
mit ihren Inhalten eingegangen (Kapitel 5.2). In Kapitel 5.3 wird die Messung 
von Effektivität und Effizienz erläutert. Zum Abschluss der Betrachtung die-
ser methodischen Grundlagen werden die Anwendungsmöglichkeiten des so 
genannten Bootstrapping im Zusammenhang mit der Ungleichheits- und Ar-
mutsmessung in Kapitel 5.4 dargelegt. In Kapitel 6 erfolgt die Vorstellung der 
empirischen Ergebnisse. Kapitel 6.1 gibt zu Beginn einen Überblick über das 
Vorgehen bei der Analyse. Die Beschreibung der Ergebnisse erfolgt getrennt 
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nach Ungleichheit (Kapitel 6.2) und Armut (Kapitel 6.3), die detaillierte Vor-
gehensweise ist Kapitel 6.1 sowie den Einführungen zu den jeweiligen Unter-
kapiteln zu entnehmen. Die Darstellung der Ergebnisse wird dabei mit den 
Ausgestaltungsmerkmalen, die in Kapitel 2 vorgestellt wurden, verknüpft. 

Der abschließende Teil V dient der Zusammenfassung der gewonnenen Er-
kenntnisse. Dabei wird nochmals der Zusammenhang mit den in Kapitel 1.4 
identifizierten Einflussfaktoren auf die Umverteilung hergestellt, also wie sich 
die Höhe der Ausgaben, bedürftigkeitsgeprüfte vs. nicht bedürftigkeitsgeprüfte 
und pauschale vs. einkommensabhängige Transfers auswirken und inwiefern 
sich detailliertere Ausgestaltungsmerkmale in den Umverteilungswirkungen wi-
derspiegeln. 
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Teil II 

Institutionelle Grundlagen 





Kapitel 1 

Einführung in die Thematik der 
Sozialsysteme 

1.1 Der Begriff des Wohlfahrtsstaates 

Für den Begriff des Wohlfahrtsstaates findet sich in der Literatur keine ein-
heitliche Definition. 1 Barr (1992: 742) bezeichnet den Wohlfahrtsstaat nach 
Lampman (1984) als einen Kurzbegriff für Staatsaktivitäten in den Bereichen 
Gesundheitsvorsorge, Ausbildung sowie Wohlfahrtsleistungen für Ernährung, 
Unterkunft und anderes in Form von Geld- oder Sachleistungen. Ploug (1999: 
1) nennt folgende Definition: ,, The welfare state is a 'national compromise' in 
policy areas that are charged with potential conflicts." Diese Umschreibung 
lässt schon klar erkennen, dass Wohlfahrtsstaaten mit Problemen zu kämpfen 
haben, die im Folgenden noch erläutert werden. Die bisher genannten De-
finitionen beziehen sich auf den international gebräuchlichen Begriff „ welfare 
state". Leisering (2001: 164) unterscheidet explizit die Begriffe Wohlfahrtsstaat 
und Sozialstaat, wie dies in Deutschland üblich ist. Durch diese zwei Varia-
tionen soll eine Sozialpolitik, die die Freiheit des Einzelnen und den Markt 
als Prinzip akzeptiert (Sozialstaat) von einem System der staatlichen Versor-
gung und Kontrolle (Wohlfahrtsstaat) abgegrenzt werden, wobei Deutschland 
sich dem Sozialstaatsprinzip verschrieben hat.2 Die Aufgaben und Ziele von 

1Zur Problematik der Definition des Begriffes siehe z.B. Darr (1998: 6ff). 
2Das Sozialstaatsgebot ist im Grundgesetz verankert, siehe dazu Kapitel 2.1.1. 
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Wohlfahrtsstaaten werden in der Literatur ausführlich dargestellt.3 Als über-
geordnete Ziele werden dabei die Armutslinderung bzw. -prävention und die 
Umverteilung von Einkommen genannt. So soll der Wohlfahrtsstaat eine Ab-
sicherung gegen Risiken bei Marktversagen, z.B. bei Ineffizienzen auf dem Ar-
beitsmarkt, bieten, die Schwankungen des Einkommens über den Lebenszyklus 
sollen abgeschwächt werden, es soll ein Sicherheitsnetz zur Verfügung gestellt 
werden, wenn z.B. die Familie keine Hilfe mehr bieten kann. Erwähnenswert 
ist hierbei, dass neben der bloßen Reduktion von Armut und Ungleichheit in 
Europa immer mehr auch die Aspekte des gesellschaftlichen Zusammenhalts, 
der sozialen Integration und Vermeidung von sozialer Ausgrenzung in den Vor-
dergrund rücken. Die Diskussion um soziale Ausgrenzung kam im Frankreich 
der sechziger Jahre auf und fand von dort weitere Verbreitung in Europa. In 
den achtziger Jahren griff die Europäische Kommission den Begriff auf, in-
zwischen ist die Bekämpfung sozialer Ausgrenzung zum offiziellen Ziel der EU 
geworden.4 Die Definition von sozialer Ausgrenzung ist nicht exakt abgrenzbar 
und reicht in der Literatur von der synonymen Benutzung für Armut bis zur 
Einbeziehung vielfältigster Aspekte, die die Integration des Einzelnen in die 
Gesellschaft betreffen. Eine Untersuchung der EU zum Phänomen der sozialen 
Ausgrenzung findet sich z.B. in Mejer (2000).5 

Neben reinem Altruismus verfolgt der Staat allerdings unter Umständen 
auch andere Ziele. So wird argumentiert, dass Sozialleistungen für mehr Kauf-
kraft sorgen und dazu beitragen, die Wirtschaft in Schwung zu halten. Wer-
den Sozialleistungen nicht ausreichend gewährt, besteht auch die Gefahr der 
Schwächung der Nation z.B. durch niedrige Geburtenraten bei fehlender Un-
terstützung von Familien. Der Staat hat die Möglichkeit, über Sozialleistungen 
den Bürgern das Gefühl zu geben, dass er sich um sie kümmert, was evtl. die 
Opferbereitschaft der Bürger in Notsituationen erhöht. Sozialpolitische Maß-
nahmen können weiterhin benachteiligte Gruppen „ruhig stellen" und so Un-
ruhen verhindern. So wollte auch Bismarck soziale Unruhen der stärker wer-

3Vgl. zu den Zielen und Aufgaben von Wohlfahrtsstaaten z.B. Judge (2001), Barr (1992), 
Hills (1993), Goodin et al. (1999), Dixon (1999). 

4 Auf der Tagung des Europäischen Rates im Dezember 2000 in Nizza wurde ein Aktions-
programm gegen soziale Ausgrenzung für die Jahre 2001 - 2005 beschlossen. Die General-
direktion Beschäftigung und Soziales bezeichnet die Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung 
als eine ihrer Hauptaufgaben. Vgl. dazu Europäische Gemeinschaften (2004). 

5 Zu möglichen Definitionen bzw. weiteren Studien vgl. z.B. Paugarn (1998), Barnes et al. 
(2002), Tsakloglou und Papadopoulos (2002) oder Stewart (2003). 
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denden Arbeiterklasse verhindern, indem er verschiedene Sozialversicherungen 
einführte.6 Und letztendlich hat jede Regierung ein Interesse daran, auch nach 
der nächsten Wahl ihre Position wieder einzunehmen und dementsprechend 
wird sie sich nach den Wünschen der Wähler nach ausreichenden Sozialleis-
tungen richten.7 

Die Entwicklung der westlichen Wohlfahrtsstaaten seit dem zweiten Welt-
krieg unterteilt Snower (1998) in zwei Phasen. Die erste war gekennzeichnet 
durch Wirtschaftswachstum, geringe Arbeitslosigkeit und Bevölkerungswachs-
tum, der Wohlfahrtsstaat wuchs. In der zweiten Phase, deren Beginn Snower 
mit der ersten Ölkrise 1973 terminiert, sehen sich die westlichen Staaten mit 
makroökonomischen Schocks und damit einhergehend einer steigenden Ar-
beitslosigkeit, Rezession, einer alternden Bevölkerung und der Auflösung tra-
ditioneller Familienstrukturen konfrontiert. Diese Faktoren verursachten und 
verursachen noch heute Probleme des Wohlfahrtsstaates, was unter anderem 
zu Einschränkungen bei Leistungen und zu Reformbedarf führt. Auch Dixon 
(1999: 266) spricht als wesentliche Probleme das Altern der Bevölkerung, ein 
sich abschwächendes Wirtschaftswachstum sowie das anhaltend relativ hohe 
Niveau der Arbeitslosigkeit an. Esping-Andersen (1999: 2) geht noch weiter, 
indem er nicht erst für die Probleme seit den siebziger Jahren die Krise des 
Wohlfahrtsstaates ausruft, sondern zu verschiedenen Zeiten Symptome einer 
dauernden Krise des Wohlfahrtsstaates nennt: In den fünfziger Jahren schrieb 
die politische Rechte dem Wohlfahrtsstaat zu, Inflation zu fördern und dem 
Wachstum zu schaden, in den sechziger Jahren mahnte die Linke, dass keine 
Gleichheit erreicht wurde und zu viel Bürokratie herrsche, Ende der siebziger, 
Anfang der achtziger Jahre bedrohten Stagflation und Arbeitslosigkeit den 
Wohlfahrtsstaat, weiterhin herrschte die Befürchtung, dass die Regierungen 
überfordert wurden mit den an sie gestellten Anforderungen. In den neunzi-
ger Jahren stehen laut Esping-Andersen schließlich die Probleme durch Glo-
balisierung, Arbeitslosigkeit, mangelnde Flexibilität, Ungleichheit und soziale 
Ausgrenzung sowie das Auflösen familiärer Bindungen im Vordergrund. 

6Siehe dazu Kapitel 2.1.1. 
7Mit diesem Aspekt beschäftigt sich die Ökonomische Theorie des politischen Handelns 

in der Demokratie, die ein Teilgebiet der Neuen Politischen Ökonomie darstellt, siehe dazu 
z.B. Downs (1957). 
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1.2 Traditionen und Strategien europäischer 
Sozialsysteme 

Nachdem im vorangegangenen Abschnitt eine Heranführung an den Begriff 
des Wohlfahrtsstaates erfolgte, werden im Folgenden Traditionen der sozialen 
Sicherung und die daraus gewachsenen Strategien vorgestellt, die sich heute in 
den Sozialsystemen Europas widerspiegeln. Kraus (2004)8 nennt nach Dixon 
(1999) drei Traditionen der sozialen Sicherung, die besondere Bedeutung für 
Europa haben.9 

Zunächst ist die so genannte Poor Law Tradition zu nennen, die sich in 
den englischen Poor Law Acts von 1601 widerspiegelt. Darin wurden beruhend 
auf ökonomischem Liberalismus und christlichen Werten Eigenverantwortung 
und eine positive Arbeitsauffassung gefordert. Es wurde in zwei „Klassen" von 
Armen unterschieden, nämlich diejenigen, die ihre Armut nicht selbst verschul-
det haben (z.B. Waisen, Behinderte, Alte) und denen, die „selbst" an ihrer 
Armut schuld sind (Vagabunden, Bettler etc.), die eigentlich fähig wären zu 
arbeiten. Dementsprechend wurde ersterer Gruppe geholfen, während die an-
deren zur Arbeit angehalten wurden. Arm sein ging dementsprechend mit einer 
,,Brandmarkung" einher. 

Die Sozialversicherungstradition hat ihre Ursprünge in der preußischen 
Sozialpolitik der 1880er Jahre. Es sollte die so genannte Arbeiterfrage gelöst 
werden, um die soziale Ordnung aufrecht zu erhalten. 10 Die in dieser Tradition 
eingerichteten Leistungen waren von vorher entrichteten Beiträgen abhängig, 
dementsprechend spiegeln sich hier gleichzeitig Eigenverantwortung und der 
Solidaritätsgedanke wider. Damit wurden die Leistungen auch von Stigma be-
freit, da sie jetzt „ verdient" worden waren. Der Nachteil ist allerdings, dass nur 
vorher Beschäftigte davon profitieren können. Die Umverteilung erfolgt bei die-
sem Prinzip horizontal von den Beschäftigten zu den nicht Beschäftigten. Im 
Gegensatz zur Poor Law Tradition hat die Versicherungstradition den Fokus 

8Dieser Abschnitt bezieht sich in erster Linie auf Kraus (2004). 
9Eine vierte Tradition, die in Europa wohl zukünftig an Bedeutung gewinnen könnte, 

ist die „Marketization/Privatization"-Tradition (Dixon 1999: 65ff). Sie fußt auf Ideen des 
Liberalismus und fordert mehr Eigenverantwortung der Bürger, die sich nicht einfach auf 
eine staatliche Rundumversorgung verlassen sollen. Sie sollen stattdessen auf Marktlösungen 
vertrauen, welche auch den Vorteil haben, effizienter zu sein als die staatlichen Regelungen. 

10Vgl. dazu Kapitel 2.1.1. 
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von der Linderung der Armut auf die Verhinderung von Armut verschoben. 
Die Wohlfahrtsstaatstradition entspringt der humanistischen Auffas-

sung, dass die Gesellschaft als Ganzes Verantwortung für alle Bürger trägt. Sie 
soll jedem einen sozialen Mindeststandard ermöglichen durch nationale Stan-
dards und soziale Rechte. Den Zielen der Gleichheit und Sicherheit soll dadurch 
näher gekommen werden. Die in diesem Rahmen eingeführten universalen So-
zialbeihilfen 11 waren das einzige neue Instrument zur sozialen Sicherung im 
zwanzigsten Jahrhundert. In dieser Tradition werden Ausgaben für soziale Si-
cherung nicht mehr als „notwendiges Übel" betrachtet sondern als positiver 
Beitrag für die Stabilisierung der Gesellschaft. 

Aus diesen drei Traditionen haben sich in Europa laut Kraus (2004) drei 
idealtypische Strategien entwickelt. Die Social Assistance Strategie hat ih-
re Wurzeln in der Poor Law Tradition. Das Ziel ist die Armutslinderung, die 
typischerweise durch den Staat bereitgestellt wird. Dabei sollen allerdings die 
Sozialausgaben niedrig gehalten werden und die Transfers nur bei Bedürftig-
keit gewährt werden. Typischerweise werden die Leistungen in Form von Pau-
schalzahlungen oder als Sachleistungen gewährt (vgl. Dixon 1999: 6). Diese 
Strategie findet vor allem bei der Ausgestaltung eines letzten Sicherheitsnet-
zes bei Versagen von anderen Hilfen Eingang in die soziale Sicherung (vgl. 
Dixon 1999: 85). 

Die Sozialversicherungsstrategie geht auf die preußische Sozialversiche-
rungstradition zurück. Dementsprechend beruht sie auf Beiträgen und ist auf 
bestimmte Gruppen ausgerichtet. Die Sozialversicherungsstrategie teilt sich 
in zwei Untertypen: die Bismarck- und die Beveridge-Sozialversicherung. Die 
Bismarck-Sozialversicherung beschränkt sich auf die arbeitende Bevölkerung. 
Ansprüche auf und Höhe von Transfers leiten sich aus bisherigen Beitragszah-
lungen ab. Die Beveridge-Sozialversicherung hat einen höheren Deckungsgrad 
zum Ziel. Der Anspruch auf Sozialleistungen beruht auch auf bisherigen Bei-
tragszahlungen, die Transfers selbst werden aber als pauschale Leistung ausbe-
zahlt, die allerdings nach demographischen Kriterien abgestuft sein kann. Im 
Mittelpunkt der Sozialversicherungsstrategie steht nicht mehr die Armutslinde-
rung sondern die Verhinderung von Armut. Der Vorteil ist, dass die Probleme 
der unvollständigen Information, adversen Selektion und nicht ausreichender 
freiwilliger Privatversicherung überwunden werden. Nachteilig ist bei dieser 

11 Der in der Literatur gängige englische Begriff lautet „social allowances". 
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Strategie der nicht vollständige Deckungsgrad, der vor allem bei der Bismarck-
Strategie zum Tragen kommt, da die Versicherung an Berufstätigkeit gebunden 
ist und so von vornherein bestimmte Bevölkerungsgruppen wie z.B. Hausfrau-
en nicht eingeschlossen sind. Die Beveridge-Strategie weist insbesondere den 
Problempunkt auf, dass durch die Pausc.!J.alzahlungen die Gefahr besteht, dass 
höhere Einkommensklassen dieser Strategie die politische Unterstützung ent-
ziehen. Die Sozialversicherungsstrategie kann also lediglich Teile der sozialen 
Probleme lösen. Sie wurde bzw. wird vor allem in den Bereichen Alterssiche-
rung, Invalidität und Tod eingesetzt (vgl. Dixon 1999: 81) und ist die weltweit 
dominierende Strategie. 

Die dritte Strategie ist die Social Allowance Strategie. Sie ist auf die 
Wohlfahrtsstaatstradition zurückzuführen. Es wird vom Staat ein garantiertes 
Mindesteinkommen, auf das alle Bürger ein Recht haben, ohne eine Bedürftig-
keitsprüfung zur Verfügung gestellt. Typischerweise handelt es sich um Pau-
schalzahlungen. Das Recht auf einen Anspruch leitet sich aus bestimmten de-
mographischen Kriterien wie z.B. bei Leistungen für Kinder oder alte Men-
schen ab. Vertikale Umverteilung ist dabei ein klares Ziel, während diese in 
den anderen Strategien eher einen Nebeneffekt darstellt. Die Vorteile liegen 
klar bei dem universellen Deckungsgrad und der Beseitigung eines Stigmas. 
Problematisch sind dabei allerdings die Kosten. Weiterhin besteht die Gefahr, 
dass eine wohlfahrtsabhängige Klasse entsteht, die in beständige Armut ge-
drängt wird. Die meisten „social allowance"- Programme werden in Europa 
aufgelegt, wobei sich hier der Schwerpunkt in Skandinavien findet (vgl. Dixon 
1999: 85). 

Zusätzlich sei hier auch noch auf die Employer Liability als weitere Stra-
tegie hingewiesen, die ebenfalls in westeuropäischen Staaten aufgegriffen wur-
de.12 Dabei verpflichten sich Arbeitgeber, in bestimmten Fällen (z.B. Krank-
heit, Berufsunfähigkeit) entweder einkommensabhängige oder pauschale Zah-
lungen an den Arbeitnehmer zu leisten. Eine weitere Variante ist die Verpflich-
tung des Arbeitgebers, eine Versicherung abzuschließen, die die entsprechenden 
Risiken z.B. von Arbeitsunfällen absichert. Da die Verwaltung dieser Versiche-
rungen von Stellen ausgeübt werden kann, die auch für Sozialleistungen der 

12Diese wird in Kraus (2004) nicht erläutert. Laut Dixon (1999: 20ff) findet sich diese 
Strategie neben den bisher erläuterten allerdings ebenfalls in westeurnpäischen Staaten vor 
allem bei Leistungen der Berufsunfähigkeit, weshalb sie hier kurz vorgestellt werden soll. 
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Sozialversicherung zuständig sind, sind die Grenzen zur Sozialversicherungs-
strategie oft fließend. 

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass es sich bei den vorgestellten Stra-
tegien um idealtypische Formen handelt, die deshalb kaum in Reinkultur anzu-
treffen sind. Vielmehr haben verschiedene Länder verschiedene Strategiemixe 
aufgenommen, um ihr Sozialsystem auszugestalten. Eine Zuordnung der vor-
gestellten Strategien zu bestimmten Typen von Wohlfahrtsstaaten wurde von 
Kraus (2004) vorgenommen. Diese Klassifizierung wird im nächsten Abschnitt 
vorgestellt. 

1.3 Klassifizierung von Sozialsystemen 
Eine bahnbrechende Arbeit zur Klassifizierung von Sozialsystemen wurde von 
Esping-Andersen (1990) vorgestellt.13 Esping-Andersen identifiziert für acht-
zehn OECD-Länder drei so genannte Wohlfahrtsregime. Dabei legt er Wert 
darauf, dass er bei seiner Typologie von Wohlfahrtsregimen und nicht von 
Wohlfahrtsstaaten ausgeht. Die Bezeichnung „Regime" bezieht sich bei ihm 
darauf, wie die Wohlfahrtsproduktion sich auf Staat, Markt und Haushal-
te verteilt. Die Eigenschaften der drei Wohlfahrtsregime fasst er selbst (vgl. 
Esping-Andersen 1999: 74ff) wie folgt zusammen: 14 

• Das liberale Wohlfahrtsregime geht auf die englische politische Öko-
nomie zurück. Es wird Wert gelegt auf möglichst wenig staatliche Ein-
griffe, Eigenverantwortung der Individuen und Marktlösungen. Die Wur-
zeln in der Tradition der Armenpflege aus dem 19. Jahrhundert zeigen 
sich in der großen Bedeutung von Bedürftigkeitsprüfungen und der Be-
schränkung von Leistungen auf die Bedürftigen. Das Vereinigte König-
reich, die USA, Kanada, Australien, Irland und Neuseeland fallen unter 
diesen Typ. 

• Das sozialdemokratische Wohlfahrtsregime ist für Esping-Andersen 

13Diese wiederum kann als Überarbeitung von Titmuss (1974) gesehen werden (vgl. z.B. 
Kangas und Ritakallio 1998). Esping-Andersen (1999: 73f) selbst verweist auf Titmuss 
(1958). 

14Weitere zusammenfassende bzw. kommentierende Ausführungen zu Esping-Andersens 
Typologie finden sich in der Literatur in großer Zahl, so z.B. in Hili (1996), Castles und 
Mitchell (1992, 1993), Hicks und Kenworthy (2003), Goodin et al. (1999), Pierson (2001). 
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gleichzusetzen mit den nordeuropäischen Staaten, also Dänemark, Nor-
wegen, Schweden und Finnland. Dieser Typ zeichnet sich aus durch 
Universalismus, umfassende Abdeckung von Risiken, hohes Niveau der 
'Iransferleistungen und Egalitarismus. Damit soll auch die Rolle von 
bedürftigkeitsgeprüften Leistungen möglichst klein gehalten werden und 
die Abhängigkeit vom Markt gering bleiben. 

• Charakteristisch für das konservative Wohlfahrtsregime ist die Un-
terscheidung nach Status in Arbeitende und nicht Arbeitende durch die 
klassische Bismarck-Sozialversicherung. Weiterhin werden die traditio-
nellen Familienstrukturen15 betont und Beamte bevorzugt behandelt, für 

· die eigene Wohlfahrtsregelungen existieren, die großzügiger ausgestaltet 
sind als für die Allgemeinheit. Für die Risiken, die dadurch nicht abge-
deckt sind, gibt es Mindestsicherungsleistungen. Diesem Wohlfahrtsre-
gime ordnet Esping-Andersen Deutschland, Österreich, Belgien, Frank-
reich, Italien, Japan, die Niederlande und die Schweiz zu. 

Bei seiner Untersuchung stützt sich Esping-Andersen auf zwei Schlüsselgrößen: 
die so genannte Schichtung16 und die Dekommodifizierung.17 Erstgenannter 
Punkt bezieht sich auf den Einfluss des Wohlfahrtsstaates auf die soziale Ord-
nung und Strukturierung der Gesellschaft, was z.B. über den Anteil an bedürf-
tigkeitsgeprüften Leistungen für Arme an allen Sozialausgaben, den Anteil 
privater Pensionen an allen Pensionen oder den Anteil privater Ausgaben für 
Gesundheit an allen Gesundheitsausgaben gemessen wird. Der zweite Aspekt 
bezieht sich auf das Ausmaß, in dem Wohlfahrtsstaaten die Abhängigkeit vom 
Markt abschwächen. 18 Der Grad der Dekommodifizierung wird z.B. über die 
Einkommensersatzraten der Tuansfers oder den Anteil des Einzelnen an der 
Finanzierung der 'Iransfers gemessen. 

Esping-Andersens Forschung stieß unzählige weitere Versuche an, sinnvolle 
Einordnungen von Wohlfahrtsstaaten zu finden. Weitere Arbeiten in dieser 
Tradition sind z.B. Castles und Mitchell (1991) oder Korpi und Palme (1998), 

15Der Mann fungiert als Versorger, die Frau ist für die Kinder verantwortlich. 
16Im Originaltext auf englisch als „stratification" bezeichnet. 
17Der entsprechende englische Begriff ist „de-commodification". 
18Esping-Andersen (1999: 43) führt den Begriff der De-commodification auf Polanyi (1944) 

zurück, eine Weiterentwicklung erfolgte durch Offe (1972, 1984). 
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die vier Gruppen identifizieren konnten, sowie Leibfried (1990) oder Ferrera 
(1996), die sogar fünf Cluster vorstellen. 

Eine Klassifizierung, die sich nur auf die EU-Länder anstatt der OECD-
Länder konzentriert und daher geeigneter zur genaueren Vorstellung in dieser 
Arbeit erscheint, hat Kraus (2004)19 entwickelt. Eine weitere Besonderheit die-
ser Klassifikation ist, dass hier nur Faktoren mit einbezogen werden, die sich 
auch tatsächlich direkt auf die zugrunde liegenden Sicherungsstrategien bezie-
hen. 20 Ihre Studie konzentriert sich auf monetäre Sozialtransfers ohne Renten 
(SLOR). Einbezogen wurden die Höhe der gewährten Transfers, der Anspruch 
auf Leistungen und die Finanzierung. Die erstellte Klassifikation wurde mit 
Hilfe der Clusteranalyse21 durchgeführt und beruht auf folgenden Indikatoren: 

• Anteil der Sozialleistungen ohne Renten (SLOR) am BIP 

• Verhältnis von Steuerfinanzierung zur Finanzierung durch Beiträge 

• Verhältnis des garantierten Mindesteinkommens zum Medianäquivalenz-
einkommen für allein stehende Erwachsene 

• Ein Indikator für die Einkommensersatzhöhe der SLOR 

• Anteil der bedürftigkeitsabhängigen Leistungen an den Sozialausgaben 

• Ein Indikator für den Deckungsgrad der SLOR 

Dabei wurden Daten für die Jahre 1994/95 verwendet. Kraus identifiziert 
auf diese Weise vier Cluster für die EU15-Länder ohne Luxemburg.22 Diese 
werden mit ihren wesentlichen Merkmalen und den Ländern, die den einzelnen 
Clustern zugeordnet werden, in Tabelle 1.1 vorgestellt. 

Kraus zeigt auf, dass die vier verschiedenen Typen auf unterschiedliche 
Strategiemixe und Traditionen zurückgreifen. Die vorherrschende Strategie im 
Südeuropäischen Cluster ist die Bismarck-Sozialversicherung, allerdings auf 

19Eine frühere Version dieser Arbeit nur mit Daten für 1994 anstatt 1994/95 findet sich 
in Kraus (2000). 

20Zu verschiedenen Sicherungsstrategien vgl. Kapitel 1.2. 
21 Die Clusteranalyse ist eine statistische Methode, die es ermöglicht, mit Hilfe von Ab-

standsmaßen Gruppen zu identifizieren. Für weiter gehende Erläuterungen zur Clusterana-
lyse siehe z.B. Johnson und Wiehern (2002). 

22Luxemburg musste wegen unzureichender Daten ausgeschlossen werden. 
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Tabelle 1.1: Vier Gruppen von Sozialsystemen für EU15 ohne Luxemburg 

Südeuropä- Zentraleuropä- Britisches Nordeuropä-
isches Cluster isches Cluster Cluster isches Cluster 

Au.~gaben 
mittel/niedrig mittel/hoch mit tel/ niedrig hoch SLOR 

Finanzier- Beiträge, Beiträge, Staatsfinanzier-
ung der zusätzl. staatl. geringe staatl. mehr als 50% ung in hohem 
Ausgaben Unterstützung Unterstützung staatl. finanziert Maß 
Einkommens- Pauschal- vergleichsweise 
ersatzrate 

gering mittel/hoch zahlungen hoch 
existiert 

Garantiertes 
nicht/lokale vergleichsweise 

Mindest- oder regionale mittel/hoch hoch hoch 
einkommen Unterschiede 
Deckungs-

fragmentiert mittel/gering mittel/hoch hoch grad 
Bedeutung 
von Be-
dürftigkeits- mittel unterschiedlich hoch unterschiedlich 

prüfungen 

Griechenland, 
Deutschland, Irland, Finnland, 

Zuordnung Belgien, Vereinigtes Schweden, 
der Länder ' 

Portugal, Italien 
Österreich Königreich Dänemark 

Frankreich, Spanien Niederlande 

Quelle: Eigene Darstellung 

relativ niedrigem Niveau. Diese Bismarck-Strategie wird ergänzt durch Maß-
nahmen der Social Assistance und der Social Allowance Strategie. Ein Vorherr-
schen der Bismarck-Strategie kann ebenfalls für das Zentraleuropäische Cluster 
festgestellt werden. Diese Strategie wird ergänzt durch Maßnahmen der Social 
Assistance Strategie, um ein Mindesteinkommen für diejenigen zur Verfügung 
zu stellen, die nicht von der Sozialversicherung erfasst werden. Weiterhin finden 
sich in geringem Maß Elemente der Social Allowance Strategie im Hinblick auf 
Hilfen für Familien. Im Britischen Cluster ist die Beveridge-Sozialversicherung 
kombiniert mit der Social Assistance Strategie dominierend. Damit soll ein ho-
her Deckungsgrad erreicht werden und gleichzeitig wird angestrebt, die Aus-
gaben gering zu halten durch die Bedeutung der Bedürftigkeitsprüfungen. Die 
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Länder des Nordeuropäischen Clusters greifen ebenfalls auf Maßnahmen der 
Beveridge-Strategie zurück und kombinieren diese mit relativ hohen Social 
Allowance-Leistungen, die nicht beitragsabhängig sind. 

An dieser Stelle soll betont werden, dass Klassifizierungen wie die oben 
vorgestellten nicht bedeuten, dass die Sozialsysteme der Länder innerhalb ei-
nes Clusters „gleich" sind. Die Ausgestaltung von einzelnen Transfers in den 
jeweiligen Ländern kann durchaus unterschiedlich sein. 23 

Kraus (2000, 2004) hat die Umverteilungseffekte bei den hier einbezogenen 
Ländern empirisch untersucht. Dabei stellt sie fest, dass sich die Zugehörigkeit 
zu den festgestellten Gruppen in den Umverteilungseffekten widerspiegelt. Eine 
detailliertere Erläuterung ihrer Ergebnisse soll an dieser Stelle nicht erfolgen, 
diese wird in Kapitel 1.4 vorgenommen. 

Die vorgestellte Klassifikation von Kraus dient als Ausgangspunkt dieser 
Untersuchung. Im Mittelpunkt steht die Frage, wie sich die konkrete Aus-
gestaltung von einzelnen Transfers in europäischen Ländern auf die Umver-
teilungswirkungen dieser Transfers auswirkt. Eardley et al. (1996a: 19) wei-
sen darauf hin, dass eine Wahl getroffen werden muss zwischen der weniger 
ausführlichen Analyse einer großen Anzahl von Ländern oder der Auswahl einer 
eingeschränkteren Zahl von Ländern. Eine Beschränkung auf weniger Länder 
ermöglicht einerseits eine detailliertere Analyse, hat aber andererseits den 
Nachteil, dass weniger allgemein gültige Aussagen getroffen werden können. 
In dieser Studie werden nicht alle vierzehn Länder, die von Kraus einbezo-
gen wurden, in die Untersuchung aufgenommen. Vielmehr sollen fünf Länder 
herausgegriffen werden, für die geeignete Daten zur Durchführung einer de-
taillierten empirischen Untersuchung vorliegen und deren Sozialsysteme sich 
durch ihre Ausgestaltung unterscheiden. Repräsentativ für die vier vorgestell-
ten Cluster stehen daher Italien (Südeuropäisches Cluster), Deutschland (Zen-
traleuropäisches Cluster), das Vereinigte Königreich (Britisches Cluster) und 
Finnland (Nordeuropäisches Cluster) im Mittelpunkt dieser Studie. Weiterhin 
wird Frankreich als Grenzfall zwischen Süd- und Zentraleuropäischem Cluster 
aufgrund seiner bedeutenden Stellung in Europa in die Analyse aufgenommen. 
Durch diese Beschränkung auf fünf Länder ist es möglich, die Sozialsysteme 

23So weisen z.B. Bradshaw und Terum (1997) darauf hin, dass in den nordeuropäischen 
Staaten beträchtliche Unterschiede in der Ausgestaltung der Mindestsicherung bestehen. 
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detaillierter zu betrachten als bei einer größeren Anzahl von Ländern. 24 An-
dererseits kann selbstverständlich nicht der Detailgrad erreicht werden wie bei 
der Betrachtung nur eines oder zweier Länder. Insofern wird es unvermeid-
bar sein, dass bestimmte länderspezifische Einzelaspekte nicht berücksichtigt 
werden können. 

1.4 Wirkung von Transfers: ein Überblick 

Dieses Kapitel dient dazu, einen Überblick über bisherige Studien bzw. Thesen 
zu U mverteilungswirkungen von Transfers zu geben. Dabei wird kein Anspruch 
auf Vollständigkeit erhoben, da die Literatur zu Umverteilungswirkungen und 
Wohlfahrtsstaaten sehr vielfältig ist. An dieser Stelle geht es vielmehr dar-
um, die Aspekte aufzugreifen, an denen diese Arbeit anknüpft.25 Ausgehend 
von den Umverteilungswirkungen, die bestimmten Clustern von Wohlfahrts-
staaten zugewiesen werden, wird dabei zunächst auf Literatur bzw. Thesen 
eingegangen, die das jeweilige Niveau der Ungleichheit und Armut gemessen 
an der Verteilung des verfügbaren Einkommens ohne Abzug eines Transfers26 

für die untersuchten Länder27 und die tendenzielle Ausrichtung der jeweiligen 
Wohlfahrtsstaaten betreffen. Daran anschließend werden Studien vorgestellt, 
die sich auf die Wirkung von einzelnen Transfers beziehen, sowie sich daraus 
ergebende Ansatzpunkte für die vorliegende Arbeit erläutert. 

Einen ersten Ansatzpunkt für die Betrachtung der Umverteilungswirkun-
gen in europäischen Ländern liefern zunächst wieder die Klassifikationen von 
Wohlfahrtsstaaten. Delsen et al. (2000a: 7ff) stellen eine Klassifikation von eu-
ropäischen Ländern in das Skandinavische, Angelsächsische, Kontinentale und 
Südeuropäische Modell vor, welche den in Kapitel 1.3 schon vorgestellten Clu-
stern von Kraus (2000, 2004) ähneln. Sie ordnen diesen Modellen verschiedene 
Umverteilungswirkungen zu. Dabei weisen sie dem Skandinavischen Modell den 
höchsten Umverteilungseffekt zu, dem Angelsächsischen einen durchschnittli-

24Die Untersuchung aller vierzehn Länder wäre aufgrund der Datenlage ohnehin schwer 
möglich. 

25Weitere Studien sind in Teil I aufgeführt. 
26Wie in Kapitel 5.3 erläutert wird, werden die Berechnungen anhand des verfügbaren 

Einkommens mit und ohne den jeweiligen Transfer durchgeführt, um die Transferwirkung 
zu überprüfen. 

27Das Ungleichheits- und Armutsniveau für das verfügbare Einkommen wird im empiri-
schen Teil in den Kapiteln 6.2.1 und 6.3.1 analysiert. 
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chen und für das Kontinentale und Südeuropäische Modell bezeichnen sie den 
Umverteilungseffekt als beschränkt. 

Kraus (2000, 2004) hat die Umverteilungswirkungen der von ihr in ihre 
Klassifikation einbezogenen Länder empirisch untersucht und Zusammenhänge 
zwischen diesen Wirkungen und der Gruppenzugehörigkeit festgestellt. Dabei 
ging sie differenzierter vor und wies den einzelnen Clustern nicht nur pauscha-
le Umverteilungswirkungen wie Delsen et al. (2000a) zu, sondern bezog eine 
Betrachtung unterschiedlicher Einkommensbereiche mit ein. So werden in den 
Ländern des Britischen Clusters untere Einkommensgruppen bevorzugt. Dage-
gen zeigt sich für das Zentraleuropäische Cluster, in welchem der Schutz der Ar-
beitenden im Mittelpunkt steht, ein stärkerer Umverteilungseffekt für die mitt-
leren Einkommensbereiche, wobei untere Einkommensgruppen ebenfalls durch 
die garantierte Mindestsicherung abgedeckt werden. Im Südeuropäischen Clu-
ster ist letztere Strategie unbedeutend und so lässt sich kaum vertikale Umver-
teilung zu den Armen nachweisen. Das Nordeuropäische Cluster liegt bezüglich 
der Umverteilungseffekte zwischen dem Zentraleuropäischen und dem Briti-
schen Cluster, wobei es die unteren Einkommensbereiche mehr als das Zen-
traleuropäische Cluster und die oberen Einkommensgruppen mehr als das Bri-
tische Cluster begünstigt. 

Wie in Kapitel 2.1.1 näher erläutert werden wird, ist der zum Kontinenta-
len bzw. Zentraleuropäischen Cluster gehörende deutsche Wohlfahrtsstaat in 
erster Linie auf die Sicherung des Lebensstandards und weniger auf Gleichheit 
und Armutslinderung ausgerichtet, vertikale Umverteilung ist nicht als zentra-
les Ziel anzusehen (vgl. z.B. Mau 2003: 84). Lediglich einzelne Elemente wie 
die Kranken- und Pflegeversicherung sind auf Umverteilung von den höheren 
zu den niedrigeren Einkommen ausgerichtet. In Finnland, das dem Skandi-
navischen bzw. Nordeuropäischen Cluster zugeordnet wird, besteht durchaus 
das bewusste Streben nach Gleichheit und geringer Armut, worauf in Kapitel 
2.2.1 noch näher eingegangen wird. Judge (2001: 64) bezeichnet die Umver-
teilung von Geld- und Sachleistungen von den vergleichsweise Wohlhabenden 
zu den Ärmeren als ein Hauptziel des britischen Wohlfahrtsstaates. 28 Für das 
dem Angelsächsischen bzw. Britischen Cluster zugeordnete Vereinigte König-
reich könnten die Umverteilungseffekte hinsichtlich Armut also relativ hoch 
sein, vor allem bei der Wahl einer niedrigeren Armutsgrenze. Der französi-

28 Zu den Zielen des britischen Wohlfahrtsstaates siehe auch Kapitel 2.5.1. 
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sehe Wohlfahrtsstaat29 wiederum, der von Kraus (2000, 2004) als ein Grenz-
fall zwischen Zentraleuropäischem und Südeuropäischem Cluster eingeordnet 
wird, setzt auf die Aufrechterhaltung des Einkommens mehr als auf Armutslin-
derung oder universalistische Umverteilung (vgl. Palier 2000: 115). Das dem 
Südeuropäischen Cluster zuzuordnende Italien weist der Armutsreduzierung 
relativ geringe Bedeutung zu,30 was sich in der mangelhaften Ausgestaltung 
der Mindestsicherung widerspiegelt. Dagegen wird in der Gesellschaft vor al-
lem die ältere Generation derer, die berufstätig waren und nun ein Anrecht 
auf Altersrenten haben, bevorzugt.31 

Insgesamt ließe sich vermuten, dass für Finnland für die Einkommensvertei-
lung nach Steuern und Transfers hinsichtlich der Armuts- und Ungleichheits-
werte im Ländervergleich relativ geringe Armut und Ungleichheit resultiert,32 

Italien dagegen dürfte eher höhere Armuts- und Ungleichheitswerte aufweisen. 
Deutschland und Frankreich, die die Reduzierung von Armut und Ungleichheit 
nicht als zentrale Aufgabe des Wohlfahrtsstaates sehen, liegen vermutlich im 
Mittelfeld bezüglich Ungleichheit und Armut. Für das Vereinigte Königreich ist 
abzusehen, dass sich vor allem in Bezug auf Armuts- bzw. Ungleichheitsreduk-
tion gemessen mit Maßen, die im unteren Einkommensbereich sensitiv sind, 33 

recht hohe Umverteilungseffekte beobachten lassen könnten. Allerdings ist da-
mit natürlich noch nicht gewährleistet, dass tatsächlich auch das Niveau der 
Armut oder Ungleichheit für die Verteilung des verfügbaren Einkommens nied-
rig ist. 34 So zeigte sich in bisherigen Studien, dass das britische Armuts- und 
Ungleichheitsniveau gemessen am verfügbaren Einkommen im Ländervergleich 
eher im (unteren) Mittelfeld liegt.35 Ein relativ schlechtes Abschneiden für die 

29Zu den Zielen des französischen Wohlfahrtsstaates vgl. auch Kapitel 2.3.1. 
30Die Ausrichtung des italienischen Wohlfahrtsstaates wird in Kapitel 2.4.1 näher 

erläutert. 
31 Altersrenten sind in dieser Arbeit allerdings nicht einbezogen. 
321n NOSOSCO (2002) oder Ritakallio (2002) wird z.B. darauf hingewiesen, dass die 

nordenropäischen Staaten, also auch Finnland, im OECD-Vergleich niedrige Ungleichheits-
und Armutswerte aufweisen. 

33 Zn den verschiedenen Armuts- und Ungleichheitsmaßen vgl. Teil III. 
34Dies ist unter Umständen auch nicht das vorrangige Ziel des jeweiligen Wohlfahrtsstaa-

tes. 
35Förster und Pellizzari (2000) untersuchten OECD-Länder auf Armut und Ungleich-

heit und kamen für die fünf für diese Arbeit relevanten Länder Mitte der neunziger Jahre 
zum Ergebnis, dass das Vereinigte Königreich eine höhere Ungleichheit gemessen an Gini-
Koeffizient und dem Dezilverhältnis P00/10 als Finnland, Frankreich und Deutschland auf-
weist, allerdings konnte eine niedrigere Ungleichheit als in Italien festgestellt werden. Für die 
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Armuts- und Ungleichheitswerte könnte im Vereinigten Königreich eher daran 
liegen, dass die Werte für das Einkommen vor Steuern und Transfers schon 
höher liegen, was nicht genügend durch die Umverteilung kompensiert wer-
den kann. In Deding und Schmidt (2002) weist die anhand des Gini- und des 
quadrierten Variationskoeffizienten gemessene Ungleichheit der Verteilung des 
Bruttoeinkommens auch tatsächlich höhere Werte für das Vereinigte König-
reich als für Deutschland und Italien aus.36 Ras et al. (2002) führten eben-
falls Ungleichheitsberechnungen für Mitte der neunziger Jahre mit dem ECHP 
durch, die ergaben, dass das Vereinigte Königreich die höchste Ungleichheit 
bezüglich des Markteinkommens aufweist und dies im Vergleich zu den ande-
ren europäischen Ländern nicht genügend durch Umverteilung kompensieren 
kann, um Finnland, Deutschland, Frankreich und Italien bei der Ungleich-
heit der Verteilung des verfügbaren Einkommens „einzuholen". Marlier und 
Cohen-Solal (2000) legen Ergebnisse für Armut37 und Ungleichheit38 für das 
Einkommen vor und nach der Gewährung von Transfers vor. Dabei ergab sich, 
dass das Vereinigte Königreich für das Einkommen vor Transfers immer hinter 
Deutschland, Frankreich und Italien39 liegt, wohingegen das Vereinigte König-
reich sich nach Transfers vor Italien schiebt bzw. mit Italien gleichziehen kann. 
Im empirischen Teil werden aufgrund von Datenproblemen im Übrigen kei-
ne Berechnungen zum Einkommen vor Steuern und Transfers durchgeführt,40 

im Mittelpunkt soll das verfügbare Einkommen sowie die Wirkung der jewei-
ligen Transfers auf das verfügbare Einkommen stehen. An dieser Stelle sei 
darauf hingewiesen, dass selbstverständlich auch andere Faktoren neben den 
grundsätzlichen Zielen des Wohlfahrtsstaates und der Ungleichheit bzw. Armut 
des Einkommens vor Steuern und Transfers das Ungleichheits- und Armutsni-
veau des verfügbaren Einkommens beeinflussen können. Dabei sind z:B. weitere 

Armutsberechnungen wurde hauptsächlich die Armutsquote für die relativen Armutsgren-
zen von 40, 50 und 60 Prozent des Median herangezogen, dafür ergab sich für die niedrigste 
Armutsgrenze, dass die Armut geringer als in Deutschland und Italien ist, für die höher-
en Armutsgrenzen schneidet Deutschland dagegen besser als das Vereinigte Königreich ab. 
Auch andere Arbeiten wie z.B. Fritzell (2001), Atkinson (1996), Mejer (2000) oder Dennis 
und Guio (2004) bestätigen diesen Trend. 

36Frankreich und Finnland wurden in dieser Studie, die die Daten des europäischen Haus-
haltspanels ECHP verwendet, wegen Datenproblemen nicht einbezogen. 

37 Armutsquote mit einer Grenze von 60 Prozent des Median. 
38Gemessen mit dem Gini-Koeffizienten und dem Anteilsverhältnis S80/S20. 
39Finnland ist nicht in die Untersuchung mit einbezogen. 
40Siehe dazu auch Kapitel 5.2. 
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Rahmenbedingungen wie die geschichtliche Entwicklung der Einkommensver-
teilung und die Ausgestaltung des Steuersystems, die selbstverständlich auch 
eng mit der Entwicklung des Wohlfahrtsstaates verknüpft sind,41 sowie die 
gegenwärtige wirtschaftliche Situation zu nennen.42 

Bezüglich der konkreten Wirkung von einzelnen Transfers können in der 
Literatur verschiedene Aspekte gefunden werden. Zunächst wird auf die Höhe 
der Ausgaben für einen Transfer eingegangen. Es wird argumentiert, dass 
mehr Ausgaben für Transfers eine höhere Armuts- bzw. Ungleichheitsredukti-
on nach sich ziehen. Diese These wird bereits durch empirische Untersuchun-
gen gestützt wie z.B. durch Behrendt (2002), Gustafsson und Uusitalo (1990) 
oder Förster (1994a). In eine ähnliche Richtung geht die Argumentation von 
Barr (1992: 778). Er weist darauf hin, dass ein Transfer, der von der Ausge-
staltung her eigentlich auf eine hohe Umverteilungswirkung ausgerichtet ist, 
wenig tatsächliche Umverteilungseffekte aufweisen wird, wenn die Ausgaben 
dafür gering sind. Demzufolge dürfte sich die höchste Umverteilungswirkung 
bei einer Kombination von hohen Ausgaben und auf Umverteilung ausgerich-
teter Leistungsausgestaltung einstellen.43 Eine empirische Studie, die den Zu-
sammenhang zwischen Höhe der Ausgaben und Wirkung auf die Ungleichheit 
der Einkommensverteilung speziell für die Mindestsicherung betrachtet, wurde 
von Hölsch und Kraus (2002) vorgelegt. Dabei stellte sich allerdings für die fünf 
untersuchten Länder heraus, dass hohe Ausgaben für Mindestsicherung nicht 
notwendigerweise in hoher Ungleichheitsreduktion resultieren. Als zusätzlicher 
Aspekt wurde dabei noch die Effizienz einbezogen, die auch im empirischen 
Teil der vorliegenden Arbeit untersucht wird.44 

Castles und Mitchell (1992: 4) formulieren die These, dass einkommens-
bzw. statusabhängige Transfers weniger gleichheitsfördernd wirken als Pau-
schalleistungen. Auch Goodin et al. (1999: 33) vertreten die These, dass ein-
kommensabhängige Transfers eher „pro-rich" als „pro-poor" sind, da diejeni-
gen, die mehr verdient haben, auch mehr Leistungen im Bedarfsfall erhalten 

41 So werden z.B. in skandinavischen Ländern wesentliche Teile der Sozialtransfers über 
Steuern finanziert. 

42 An dieser Stelle sei z.B. auf Bradley et al. (2003) verwiesen, die den Einfluss verschie-
dener Faktoren auf die Ungleichheit des Einkommens vor und nach 'Iransfers und Steuern 
untersuchen. 

43Barr führt Schweden als Beispiel hierfür an. 
44Zur Effizienz siehe Kapitel 5.3. 
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und vermutlich auch mehr Kapital anhäufen konnten. 45 Demnach bezeichnen 
sie diese auch als weniger effizient im Hinblick auf das Erreichen von mehr 
Gleichheit in der Gesellschaft als pauschale oder progressive Wohlfahrtszah-
lungen. 

Ein wesentlicher Aspekt, der in der Literatur häufig diskutiert wird, ist 
das so genannte Targeting, weshalb zunächst auf dessen Vor- und Nachteile 
eingegangen werden soll. Unter Targeting wird allgemein die Beschränkung 
eines Transfers auf bestimmte Teilgruppen der Bevölkerung verstanden ( vgl. 
z.B. Baldini et al. 1995), wobei Korpi und Palme (1998), deren These unten 
erläutert werden soll, sich auf Targeting im Sinne von Transfers, die ausgerich-
tet sind auf die wirklich Bedürftigen, also die Armen, beschränken. Verschiede-
ne Autoren46 unterscheiden verschiedene Unterformen des Targeting, die hier 
aber nicht näher beleuchtet werden sollen. Targeting im Sinne von Transfers 
für die wirklich Bedürftigen beinhaltet eine Bedürftigkeitsprüfung, bei der fest-
gestellt wird, ob das Einkommen bzw. Vermögen unterhalb bestimmter Gren-
zen liegt. Die Befürworter der Bedürftigkeitsprüfung behaupten, dass dadurch 
insgesamt Kosten gespart werden können und die begrenzten öffentlichen Res-
sourcen denjenigen zu Gute kommen, die in den größten Notlagen sind (vgl. 
z.B. Gilbert 2002: 136). Tullock (1997: 103ff) gibt zu bedenken, dass angesichts 
beschränkter Mittel die Ausdehnung von Transfers auf einen größeren Teil der 
Bevölkerung dazu führen kann, dass weniger für die tatsächlich Armen übrig 
bleibt. Außerdem sei es durch Bedürftigkeitsprüfungen besser möglich, spezi-
fische Bedürfnisse wie z.B. nach Weiterbildung zu identifizieren (vgl. Mitchell 
et al. 1994). 

Den Vorteilen der Bedürftigkeitsprüfung stehen auch einige Nachteile ge-
genüber. Mitchell et al. (1994) weisen darauf hin, dass die Prüfung der Bedürf-
tigkeit ein Eindringen in das Privatleben der Betroffenen erfordert und daher 
ein Stigma für diese erzeugt. Dadurch wird die soziale Kohäsion gefährdet. 
Die Empfänger von bedürftigkeitsgeprüften Transfers sind normalerweise po-
litisch nicht ·sehr stark vertreten, was zu einer leichteren Kürzung der Leis-
tungen führen kann. Weiterhin sollte die Linderung von Armut nur ein Ziel 
von Wohlfahrtsleistungen sein. Bedürftigkeitsgeprüfte Transfers werden ent-

45Diese Argumentation scheint sich allerdings nur auf nicht bedürftigkeitsgeprüfte Leis-
tungen zu beziehen. 

46Z.B. Atkinson (1998), Dixon (1999) oder Ferrera (2001). 
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zogen, wenn das Einkommen steigt bzw. überhaupt ein Einkommen erzielt 
wird, was zu geringen Anreizen zur Arbeitsaufnahme bzw. zur Schwarzarbeit 
führt. Der effektive Grenzsteuersatz bei Anstieg der zur Verfügung stehenden 
Mittel bzw. des Einkommens ist durch den Entzug der Leistungen sehr hoch 
und schafft so keine Leistungsanreize.47 Ein weiteres Problem der bedürftig-
keitsgeprüften Transfers ist in den Kosten zu sehen, die durch die Prüfung der 
Bedürftigkeit entstehen. Aus politökonomischer Sicht wird argumentiert, dass 
die meisten Transfers von den Reichen von der Mittelklasse durch ihre Rolle als 
Medianwähler oder durch ihr Mitwirken in Interessengruppen an sich gezogen 
werden.48 Tullock (1997: lOlf) weist darauf hin, dass dies als Argument für die 
Abschaffung der Bedürftigkeitsprüfung diskutiert wird: Die Mittelklasse wird 
nur für eine angemessene Ausgestaltung von Transfers stimmen, wenn sie selbst 
davon profitieren kann und nicht nur die Armen. Sorgt die Mittelklasse dann 
für ausreichende Transfers, können die Armen als Free Rider ebenfalls davon 
profitieren. In eine ähnliche Richtung geht die Argumentation, dass viele Ar-
me allein oder gemeinsam mit anderen die wenigen Reichen überstimmen und 
so entsprechende Umverteilung über Steuern und Transfers erreichen.49 Wie 
von Mau (2003: 20ff) ausführlich erläutert, wird von einer Reihe von Autoren 
allerdings die Meinung vertreten, dass in diesem Zusammenhang das Eigenin-
teresse nicht allein im Vordergrund steht, sondern z.B. auch Altruismus oder 
Moralvorstellungen das politische Handeln bestimmen. 

Korpi und Palme (1998) gehen zunächst von der These aus, dass Universa-
lismus50 für mehr Umverteilung als Targeting sorgt. Das Ergebnis der empiri-
schen Untersuchung von Korpi und Palme ist das „Paradox der Umverteilung": 
Je mehr die Transfers auf die Armen ausgerichtet sind und je mehr durch öffent-
liche Transfers Gleichheit gefördert werden soll, desto weniger werden Armut 
und Ungleichheit tatsächlich reduziert. Dabei sind die Institutionen des Wohl-
fahrtsstaates von entscheidender Bedeutung: Länder mit umfassenden sozialen 

47Diese fehlenden Anreize zur Aufnahme einer Arbeit können dann zu „poverty traps" 
(Hili 1996: 86) führen. 

48 Diese Position wird von Tullock (1970, 1971) sowie von Buchanan und Tullock (1962) 
eingenommen. 

49Diesc Argumentation wird in Barr (1992: 756) nach Downs (1957) als „coercion-via-the-
ballot-box argumcnt" bezeichnet. 

50Universafämus im Sinne, dass allen Bürgern Zugang zu dem jeweiligen Transfer gewährt 
wird. Ein Beispiel dafür wäre das Kindergeld. 
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Sicherungssystemen51 erzielen mehr Umverteilung als Länder mit einer „Ba-
sisausstattung" .52 Eine mittlere Position nehmen Länder wie Frankreich und 
Deutschland ein. Im empirischen Teil gilt es also zu überprüfen, ob bedürftig-
keitsgeprüfte Transfers eher mehr oder weniger Umverteilung zur Folge haben 
als nicht bedürftigkeitsgeprüfte Leistungen. Dabei ist es aufgrund der Natur 
der untersuchten Transfers nötig, 53 den Begriff der universellen Transfers aus-
zuweiten auf die unabhängig von Bedürftigkeit gewährten Leistungen, also die 
Wirkung von bedürftigkeitsgeprüften vs. nicht bedürftigkeitsgeprüften Trans-
fers zu untersuchen. Weiterhin kann die Argumentation auf den Effizienzaspekt 
ausgeweitet werden: Angesichts beschränkter Budgets könnten Transfers, die 
besser auf die tatsächlich Bedürftigen ausgerichtet sind, eine höhere distribu-
tive Effizienz erzielen (vgl. Culyer 1980, Tullock 1997). 

Zusammenfassend kann man also feststellen, dass die Thesen, die auf die 
Wirkung einzelner Transfers bezogen werden können, die Aspekte Ausgaben 
für den Transfer, bedürftigkeitsgeprüfte vs. nicht bedürftigkeitsgeprüfte und 
einkommensabhängige vs. pauschale Transfers umfassen. Auch Heady et al. 
(2001) untersuchen den Zusammenhang zwischen Verteilungswirkungen und 
Ausgaben sowie Ausmaß an Targeting und sehen diese Aspekte somit eben-
falls als zentral an. Sie geben aber dann auch zu bedenken, dass diese Ge-
sichtspunkte nicht zur Erklärung von Umverteilung ausreichen, und dass die 
detaillierte Ausgestaltung der jeweiligen Transfers als Erklärung hinzugezogen 
werden muss. Dementsprechend wird im empirischen Teil auch versucht, die 
Umverteilungswirkungen über die Ausgaben für den Transfer, die grundsätzli-
che Ausgestaltung in Bezug auf Targeting sowie einkommensabhängiger/pau-
schaler Transfers aber eben auch mit konkretem Bezug zu den im folgenden 
Kapitel 2 dargelegten detaillierten Ausgestaltungsmerkmalen zu erklären. 

Eine solche Analyse wurde in bisherigen Arbeiten nur für Teilaspekte durch-
geführt. Beispiele für Arbeiten, die sich mit der Umverteilungswirkung einzel-
ner Transfers befassen, sind z.B. in Behrendt (2000, 2002), Heady et al. (2001) 

51 Zu diesen wir<l Finnland gezählt. 
52Zu den „Basic Security"-Ländern zählt auch das Vereinigte Königreich. Korpi und Palme 

(1998) verweisen dabei allerdings darauf, dass viele andere Faktoren ebenfalls relevant sind, 
wie z.B. die Stärke bestimmter politischer Parteien. Die Wohlfahrtsinstitutionen ihrerseits 
haben Auswirkung auf die Höhe des Sozialbudgets und die resultierende Umverteilung. 

53Bei den in dieser Arbeit untersuchten Transfers stehen rmiverselle Transfers nicht im Vor-
dergrund, vielmehr handelt es sich vorwiegend um bedürftigkeitsgeprüfte Transfers rmd/oder 
Versicherungsleistungen. 
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oder Sainsbury und Morissens (2002) zu finden, die sich mit der Auswirkung 
von bedürftigkeitsgeprüften Transfers auf Armut in verschiedenen Ländern 
beschäftigen. In Hölsch und Kraus (2002, 2004) wird die Wirkung der Mindest-
sicherung auf Ungleichheit bzw. Armut analysiert und mit Aspekten der Or-
ganisation der Mindestsicherung verknüpft. In Hölsch (2004) wurden dagegen 
anhand von verallgemeinerten Lorenzkurven die Umverteilungseffekte mehre-
rer einzelner Transfers untersucht und in Zusammenhang mit grundsätzlichen 
Ausgestaltungsmerkmalen der Sozialsysteme gebracht. Eine Verknüpfung mit 
den detaillierten Ausgestaltungsmerkmalen findet hier aber nur in geringem 
Maße statt. Im Folgenden sollen diese Lücken, die in bisherigen Arbeiten zu 
finden sind, geschlossen werden. Einer empirischen Analyse der Wirkungen auf 
Armut und Ungleichheit in Teil IV soll daher eine ausführliche Darstellung der 
Ausgestaltung der untersuchten Transfers in Kapitel 2 vorangestellt werden. 
Diese Merkmale können im empirischen Teil der Erklärung von spezifischen 
Umverteilungswirkungen sowohl im Hinblick auf die Effektivität als auch die 
Effizienz dienen. 
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Kapitel 2 

Sozialsysteme der untersuchten 
Länder 

Dieses Kapitel dient der detaillierten Darstellung der im empirischen Teil zu 
untersuchenden Transfers für die ausgewählten Länder Deutschland, Finnland, 
Frankreich, Italien und Vereinigtes Königreich. An dieser Stelle soll vor der De-
tailbetrachtung ein kurzer Überblick über die EU-weiten Entwicklungen gege-
ben werden. Die Anfänge staatlicher Sozialpolitik lassen sich für Westeuropa 
auf das ausgehende 19. Jahrhundert zurückführen (Schmidt 1998: 179). Da-
bei erfolgte meist zunächst die Einführung einer Unfallversicherung, anschlie-
ßend daran folgten Absicherungen für Alter, Krankheit und Invalidität. Mit 
zeitlicher Verzögerung wurden Arbeitslosenversicherungen und noch später fa-

milienbegünstigende Maßnahmen eingeführt. In wenn auch unterschiedlichem 
Maße setzte nach dem zweiten Weltkrieg eine Expansion der Sozialleistun-
gen in Europa ein. Huber und Stephens (2001) zeigen anhand von Ausgaben 
und Indikatoren zur Messung der Ansprüche auf Transfers, dass die Expansion 
des Wohlfahrtsstaates bis in die siebziger Jahre hinein andauerte und durch 
die Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation mit der einhergehenden 
Problematik steigender Arbeitslosigkeit spätestens in den achtziger Jahren ge-
stoppt wurde.1 Die EU-Länder setzten sich im Vertrag von Maastricht,2 Artikel 

1Dabei nehmen Huber und Stephens (2001) allerdings das Vereinigte Königreich aus: 
Dort führen sie Kürzungen weniger auf die wirtschaftliche Situation als vielmehr auf die 
Privatisierungsbemühungen der Thatcher-Regierung zurück. 

2Der Vertrag von Maastricht wurde am 7. Februar 1992 unterzeichnet und trat am 1. 
November 1993 in Kraft. 
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2 unter anderem auch die Ziele der „Förderung des [ ... ] sozialen Fortschritts" 
und der „Stärkung des [ ... ] sozialen Zusammenhalts". Anfang der neunziger 
Jahre wurde Europa von einer schweren Rezession getroffen. Dies sorgte für 
ein teilweise sprunghaftes Ansteigen der Arbeitslosigkeit3 und somit zu einer 
zusätzlichen Belastung der Sozialsysteme. Viele EU-Staaten reagierten darauf, 
indem sie die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung gesenkt haben. So 
erhoffte man sich, einen Anreiz für mehr Beschäftigung zu schaffen. Weiter-
hin ist ein deutlicher Trend hin zu Aktivierungsbemühungen zu verzeichnen 
(vgl. Delsen et al. 2000b: 228ff); Arbeitslose sollen also dazu bewegt werden, 
eine Arbeit anzunehmen und in den Arbeitsmarkt reintegriert zu werden. Ein 
weiteres Problem, das in mehr oder weniger großem Umfang alle EU-Länder 
betrifft, ist das Altern der Bevölkerung.4 Was die Ausgaben betrifft, kommt 
in der europäischen Union eindeutig dem Bereich Alters- und Hinterbliebe-
nenrenten die größte Bedeutung zu. Der Anteil an den Ausgaben für alle 
Sozialtransfers, der auf diese Transferart entfällt, beträgt im Jahr 2000 für 
die EU15-Länder 46,4 Prozent, wobei Italien mit 63,4 Prozent den eindeutig 
höchsten Anteil aufweist (vgl. Abramowici 2003).5 An zweiter Stelle rangiert 
im EU15-Durchschnitt mit 27,3 Prozent Krankheit/Gesundheitsversorgung, an 
dritter Familie/Kinder mit 8,2 Prozent, gefolgt von Invalidität mit 8,1 Prozent 
und Arbeitslosigkeit mit 6,3 Prozent. An letzter Stelle findet sich die Kate-
gorie Wohnen/soziale Ausgrenzung6 mit 3,7 Prozent. Damit ist in Deutsch-
land der Anteil an den Gesamtausgaben für Alter und Hinterbliebene, Inva-
lidität sowie Wohnen/soziale Ausgrenzung unter dem EU15-Schnitt, wohin-
gegen für Krankheit/Gesundheitsversorgung, Familie/Kinder und Arbeitslo-
sigkeit überdurchschnittliche Anteile auftreten. In Finnland liegen Invalidität, 
Familie/Kinder und Arbeitslosigkeit über dem Durchschnitt, für Frankreich ist 
dies für Krankheit/Gesundheitsversorgung, Familie/Kinder, Arbeitslosigkeit 
und Wohnen/soziale Ausgrenzung der Fall. In Italien ist lediglich der Anteil für 
Alter und Hinterbliebene weit überdurchschnittlich, für das Vereinigte König-

3Vgl. dazu für die untersuchten Länder Tabelle 6.2, S. 142. 
4Dieses und weitere Probleme wurden bereits in Kapitel 1 angesprochen. Da Altersrenten 

nicht Gegenstand dieser Arbeit sind, wird hier nicht weiter auf diesen Aspekt eingegangen. 
5Die Anteile der einzelnen Zweige an den Gesamtleistungen für alle Sozialtransfers sind 

in Tabelle A.1 in Anhang A aufgeführt. 
6Darunter fallen Leistungen, die unter den anderen Kategorien nicht erfasst werden. 
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reich ist dies für Alter und Hinterbliebene, Invalidität und Wohnen/soziale 
Ausgrenzung festzustellen. 

Im Folgenden sollen die Transfers, die in der empirischen Analyse un-
tersucht werden, hinsichtlich ihrer Ausgestaltung in den fünf betrachteten 
Ländern Deutschland, Finnland, Frankreich, Italien und Vereinigtes König-
reich näher beleuchtet werden. Pro Land wird dabei zunächst ein kurzer Über-
blick über die Entwicklung des jeweiligen Sozialsystems gegeben. Anschließend 
wird die Ausgestaltung der einzelnen Leistungen betrachtet mit besonderem 
Schwerpunkt auf dem Stand der Jahre 1994 bzw. 1995 und 1999 bzw. 2000, 
da die im empirischen Teil verwendeten Daten für diese Jahre zur Verfügung 
stehen.7 Dabei werden die Leistungen bei Arbeitslosigkeit vorgestellt, wobei 
unter dem Begriff Arbeitslosengeld im Folgenden Versicherungsleistungen ver-
standen werden, die nicht bedürftigkeitsgeprüft sind, während Arbeitslosen-
hilfe bedürftigkeitsgeprüfte Leistungen bei Arbeitslosigkeit umfasst. Als Leis-
tungen der Krankenversicherung werden nur Geldleistungen betrachtet, also 
das Krankengeld. Sachleistungen wie z.B. die Kosten von Arztbesuchen werden 
nicht berücksichtigt. Das Krankengeld ist üblicherweise immer begrenzt. Ist 
der maximal mögliche Bezugszeitraum ausgeschöpft und die Arbeitsfähigkeit 
trotzdem nicht wiederhergestellt, kann im Anschluss meist eine lnvaliditäts-
rente bezogen werden. Diese „Anschlussleistung" ist dann normalerweise eine 
Versicherungsleistung. Allerdings existieren in manchen Ländern auch bedürf-
tigkeitsgeprüfte Invaliditätsleistungen für diejenigen, die keinen Anspruch auf 
Versicherungsleistungen erworben haben. Diese werden ebenfalls in die Be-
trachtung der Leistungen bei Invalidität mit einbezogen. 8 Weiterhin werden 

7Die Beschreibungen der konkreten Leistungsausgestaltung für die Jahre 1994 bzw. 1995 
und 1999 bzw. 2000 basieren dabei vorwiegend auf MISSOC (1995, 1996) und MISSOC 
(2000, 2001), die dem Stand vom 1. Juli 1994 bzw. 1995 und vom 1. Januar 1999 bzw. 2000 
entsprechen. MISSOC ist die Abkürzung für „Mutual Information System on Social Pro-
tection in the EU Member States and the EEA", es handelt sich also um ein gegenseitiges 
Informationssystem der sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaaten der EU und des EWR. 
Dieses Informationssystem wurde auf Initiative der europäischen Kommission geschaffen, die 
Koordination und Aufbereitung der Daten wird vom ISG-Institut für Sozialforschung und 
Gesellschaftspolitik in Köln wahrgenommen. Auf weitere Quellen wird an geeigneter Stel-
le hingewiesen. Die Angaben in den jeweiligen Landeswährungen werden für Deutschland, 
Finnland, Frankreich und Italien umgerechnet in Euro angegeben, um die Vergleichbarkeit 
zu vereinfachen. Dabei werden die Umrechnungskurse vom 1.1.1999 zugrunde gelegt, die 
in Tabelle B.1 in Anhang B aufgeführt sind. Die Angaben für das Vereinigte Königreich 
erfolgen in Pfund, da dieses Land nicht an der Währungsunion teilnimmt. 

8Diese Einordnung weicht von der Kategorisierung durch MISSOC ab, dort werden solche 
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die Leistungen im Falle von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten berück-
sichtigt, wofür die entsprechenden Versicherungsleistungen dargestellt werden. 
Als letzte Leistung wird die Mindestsicherung betrachtet. Dem Bereich der 
Mindestsicherung kommt die Aufgabe der Armutsprävention bzw. -linderung 
zu. Heikkilä et al. (2001: 13) nennen als Aufgabe weiterhin Schutz vor sozialer 
Ausgrenzung. Bei den zuvor genannten Transfers fällt die Zuordnung relativ 
einfach,9 der Bereich der Mindestsicherung dagegen bedarf einer genaueren 
Eingrenzung. Der Begriff Mindestsicherung ist dabei nicht automatisch mit 
der in Deutschland gewährten Sozialhilfe gleichzusetzen, da die Regelungen 
sich zwischen den Ländern zum Teil erheblich unterscheiden. Eardley et al. 
(1996a: 3) verwenden folgende Kategorisierung der Mindestsicherung: 10 

1. General assistance: Geldleistung für Personen unter einem spezifizierten 
Mindesteinkommen 

2. Categorical assistance: Geldleistungen für bestimmte Gruppen 

3. Tied assistance: Bietet freien oder subventionierten Zugang zu bestimm-
ten Gütern, entweder als Geld- oder Sachleistung. Dieser Posten kann 
noch aufgeteilt werden in Wohngeld und sonstige Fälle. 

Die erste Kategorie des allgemeinen Minimums steht im Mittelpunkt der Be-
trachtungen zur Mindestsicherung. Ergänzend wird weiterhin auf das Wohn-
geld aus der dritten Kategorie eingegangen.11 Die zweite Kategorie wird nicht 
unter den Kapiteln zur Mindestsicherung behandelt. Darunter fallen bei Eard-
ley et al. (1996a: 29ff) z.B. die Arbeitslosenhilfe in Deutschland oder in Italien 
ganz andersartige Transferarten wie z.B. Kriegsrenten. Diese Kategorie wird 

Leistungen meist unter der Kategorie Mindestsicherung zusammengefasst. Hier erscheint 
diese Abweichung sinnvoll, da in den entsprechenden Variablen der im empirischen Teil 
verwendeten Daten auch solche bedürftigkeitsgepriiften Leistungen enthalten sind. Vgl. dazu 
Kapitel 5.2. 

9 Sie orientiert sich weitestgehend an der in MISSOC (1995, 1996, 2000, 2001) vorgenom-
menen Zuteilung mit erwähnter Ausnahme bei den Invaliditätsleistungen. 

10In Eardley et al. (1996a) dient der Begriff „social assistance" zur Beschreibung der 
Mindestsicherung. Dieser wird nicht mit Sozialhilfe übersetzt, um nicht automatisch eine 
Assoziation mit den Regelungen der deutschen Sozialhilfe hervorzurufen. In der Vorstellung 
der Kategorien werden die englischen Originalbezeichnungen verwendet. 

11 Damit unterscheidet sich die hier vorgenommene Definition der Mindestsicherung von 
derjenigen in MISSOC (1995, 1996, 2000, 2001), bei der in ein allgemeines beitragsun-
abhängiges Minimum, nicht beitragsabhängige Minima und beitragsabhängige Minima für 
bestimmte Gruppen unterschieden wird. 
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deshalb nicht unter der Mindestsicherung betrachtet, weil unter diesem Begriff 
hier nur das allerletzte „Sicherheitsnetz" verstanden werden soll, das greift, 
wenn kein Anspruch mehr auf andere Transfers besteht. Außerdem werden die 
darunter subsumierten Transfers in anderen Teilkapiteln betrachtet.12 Letzt-
endlich erscheint diese Kategorie zwischen den einzelnen Ländern aufgrund der 
sehr unterschiedlichen berücksichtigten Leistungen schwer vergleichbar. Aus 
der dritten Kategorie wird das Wohngeld in die Betrachtungen mit einbezo-
gen. Gough et al. (1997: 20) weisen darauf hin, dass eine Vernachlässigung 
des Wohngeldes bei Vergleichen von Mindestsicherungsregelungen zwischen 
Ländern zu Verzerrungen führen könnte, da dem Wohngeld in den einzelnen 
Ländern eine unterschiedlich große Bedeutung zukommt. 

Nach der Betrachtung der Leistungen in den einzelnen Ländern wird ein 
kurzer Vergleich zwischen den Ländern vorgenommen, bei dem die grundsätz-
lichen Merkmale dieser Leistungen in den verschiedenen Ländern einander ge-
genübergestellt werden. 

2.1 Deutschland 

2.1.1 Überblick 

Die Grundlagen für den heutigen modernen Wohlfahrtsstaat wurden in den 
1880er Jahren von Kanzler Bismarck gelegt, der ~in Sozialversicherungssystem 
zum Schutz vor den Risiken Krankheit, Berufsunfälle und Alter für Arbeiter 
einführte. 13 Damit sollte die Gefahr für das herrschende Regime eingedämmt 
werden, die von der sozialistischen Arbeiterbewegung ausging. 14 In der Ver-
fassung der Weimarer Republik wurden soziale Rechte festgehalten, weiterhin 
wurde 1927 die Arbeitslosenversicherung eingeführt. Im Dritten Reich bekam 
die Sozialversicherung eine rassistische Prägung (z.B. wurden Juden ausge-
schlossen), die institutionellen Grundstrukturen blieben aber erhalten. In der 
nach dem Krieg gegründeten Bundesrepublik Deutschland wurde im Grund-

12Wie z.B. die deutsche Arbeitslosenhilfe, die zusammen mit der Arbeitslosenversicherung 
in Kapitel 2.1.2 dargestellt wird. 

13Zu den Ausführungen dieses Kapitels siehe z.B. Ritter (1991), Huber und Stephens 
(2001), Leisering (2001) oder Clasen (1997). 

14Mehr zu den Hintergründen findet sich z.B. in Schmidt (1998: 28ff). 
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gesetz das Verfassungsprinzip der BRD als Sozialstaat festgelegt. 15 Im Grund-
gesetz ist das Sozialstaatsgebot16 in Artikel 20, Abs. 1 (,,Die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein sozialer und demokratischer Bundesstaat.") sowie in Ar-
tikel 28, Abs. 1 (,,Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muss den 
Grundsätzen des republikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaa-
tes im Sinne des Grundgesetzes entsprechen.[ ... ]") verankert. Die direkte An-
knüpfung des deutschen Sozialversicherungssystems nach dem zweiten Welt-
krieg an die durch Bismarck eingeführten Vorkriegsreformen lässt sich durch 
den dominierenden Einfluss der CDU /CSU erklären. Die politische Linke da-
gegen favorisierte ein universalistisches und solidarischeres System, konnte sich 
aber nicht durchsetzen. Ein erster Meilenstein der Weiterentwicklung des Wohl-
fahrtsstaates nach dem zweiten Weltkrieg wurde das Gesetz zur Regelung der 
Altersrenten von 1957. Seit der Beteiligung der Sozialdemokraten an der Re-
gierung 1966 fand eine Ausweitung der Sozialpolitik statt, die Sozialleistungen 
sollten möglichst allen Gruppen der Gesellschaft zu Gute kommen. In dieser 
Zeit wurden viele neue Leistungen eingeführt bzw. schon vorhandene erwei-
tert.17 Die ökonomischen Krisen in den siebziger Jahren setzten der Ausweitung 
des Sozialstaats ein Ende. Unter der Regierung Kohl erfolgten Kürzungen der 
Leistungen, die Grundstrukturen blieben aber erhalten. Diese Kürzungen wur-
den vor allem bei Leistungen vorgenommen, deren Kosten vorwiegend durch 
den Bund getragen wurden, wohingegen die Krankenversicherungen dadurch 
belastet wurden, dass auf das Krankengeld die Beiträge zur Renten- und Ar-
beitslosenversicherung bezahlt werden mussten. Der sprunghafte Anstieg der 
Sozialausgaben konnte aber trotzdem nicht gestoppt werden, die Kosten explo-
dierten seit der Wiedervereinigung 1990. 1996 wurde ein Rekordwert für den 
Anteil der Sozialausgaben am BIP18 von 36 Prozent erreicht. Erwähnenswert 
ist die korporatistische Struktur der Sozialpolitik. In diesem Zusammenhang 
ist die Einbeziehung der Sozialpartner (Arbeitgeberverbände und Gewerkschaf-
ten) zu nennen sowie das umfangreiche System an intermediären Organisatio-

15Eine Betrachtung des Sozialstaates in der DDR soll hier nicht erfolgen. Siehe dazu z.B. 
Leisering (2001) oder Schmidt (1998). 

16 Zur besonderen Bedeutung des Begriffs „Sozialstaat" in Deutschland im Vergleich zu 
dem in anderen Ländern verwendeten Begriff des „Wohlfahrtsstaates" siehe Kapitel 1.1. 

17Beispiele dafür sind das Wohngeld, BAföG oder aktive Arbeitsmarktmaßnahmen. 
18Dieser wird in Deutschland im Gegensatz zu anderen Ländern ohne Ausgaben für Bil-

dung berechnet. 

36 



nen 19 und freiwilliger Wohlfahrtsorganisationen ( Caritas, Diakonie etc.). Das 
Ziel des deutschen Sozialstaats ist nicht in erster Linie Gleichheit, sondern das 
Erreichen von sozialer Sicherheit. Das deutsche Sozialsystem setzt auf die Si-
cherung des Lebensstandards, durch die Sozialleistungen soll also bis zu einem 
gewissen Grad der bisherige Status aufrechterhalten werden. Einzelne Elemen-
te wirken aber auch auf Gleichheit hin: Die Krankenversicherung bezüglich 
ihrer Sachleistungen und die Pflegeversicherung verteilen von den „Reichen" 
zu den „Armen" um, da die Beiträge einkommensbezogen sind, die Leistungen 
dagegen nicht. Weiterhin wird zugunsten der verheirateten Paare und Familien 
umverteilt, die Hinterbliebenenrente schafft Ansprüche für Personen, die keine 
Beiträge gezahlt haben, und höhere Bildung ist kostenfrei. Der deutsche Sozial-
staat stützt die „klassischen" Geschlechterrollen des männlichen Brötchenver-
dieners und der zu Hause bleibenden Mutter. Das Sozialsystem Deutschlands 
ist heute durch folgende Zweige der Sozialversicherung gekennzeichnet: die von 
Bismarck gegründete gesetzliche Krankenversicherung, gesetzliche Unfallversi-
cherung und gesetzliche Rentenversicherung, die 1927 eingeführte Arbeitslo-
senversicherung sowie seit 1995 die gesetzliche Pflegeversicherung. Daneben 
gibt es noch die öffentliche Sozialhilfe, verschiedene Familienleistungen sowie 
Wohngeld. 

2.1.2 Arbeitslosigkeit 

Das erste Gesetz zur Regelung der Versicherung bei Arbeitslosigkeit stammt 
von 1927.20 Es beruhte auf einem Konsens zwischen Arbeitern und Arbeit-
gebern, der in Zeiten von niedriger Arbeitslosigkeit mit breiter Zustimmung 
erzielt wurde. Dabei waren automatisch alle Arbeitnehmer eingeschlossen, die 
in der obligatorischen Krankenversicherung waren. Die Finanzierung erfolgt 
damals wie heute paritätisch durch Arbeitnehmer und Arbeitgeber, die Re-

gierung soll nur bei Defiziten eingreifen. Mit der Weltwirtschaftskrise und der 
damit einhergehenden ansteigenden Arbeitslosigkeit wurden Kürzungen not-
wendig. Nach dem zweiten Weltkrieg gelang es erst 1956 eine einheitliche Leis-
tungsstruktur festzulegen, die Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe vorsah. 
Die Grundlage für die heutige Regelung wurde durch das Arbeitsförderungs-

19Hier ist vor allem die Krankenversicherung zu nennen. 
20Zu den Ausführungen in diesem Kapitel siehe z.B. Clasen (1994, 1997), Manow und 

Seils (2000), Schmid (2000), Daly (1997), Ludwig-Mayerhofer (2002). 
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gesetz von 1969 geschaffen. Dabei stand vor allem auch das Betreiben von 
aktiven Arbeitsmarktmaßnahmen im Vordergrund. Die Entstehung des Geset-
zes wurde durch die gute wirtschaftliche Situation beeinflusst, weiterhin hatte 
die SPD als Mitglied der großen Koalition Einfluss auf das Ausmaß des Anstie-
ges der Leistungen. Mitte der siebziger Jahre erhöhte die SPD/FDP-Koalition 
als Reaktion auf die wegen der Krise von 1973/74 ansteigende Arbeitslosig-
keit die Arbeitslosigkeitsleistungen, in den achtziger Jahren erfolgten dagegen 
unter der CDU /FDP-Regierung 1984 wieder Kürzungen. In den folgenden Jah-
ren fand allerdings eine Ausweitung der Bezugszeit für das Arbeitslosengeld 
statt, vor allem für ältere Arbeitnehmer, die dann schon ab 57 anstatt ab 
59 Jahren den frühzeitigen Ruhestand antreten konnten. Nach der Wieder-
vereinigung erhöhte sich der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung um 2,5 
Prozentpunkte auf 6,8 Prozent, es erfolgte 1992 eine Senkung auf 6,3 Prozent. 
Seit 1993 ist der Beitragssatz mit 6,5 Prozent stabil. Aus diesen Beiträgen 
wird das Arbeitslosengeld finanziert, wobei der Bund gegebenenfalls Defizite 
deckt. Weiterhin finanziert der Bund die Arbeitslosenhilfe über Steuern. Durch 
Programme zum Vorruhestand und Altersruhegeld sowie Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen sollten die relativ hohen Arbeitslosenzahlen21 seit 1992 gesenkt 
werden, direkt nach der Wiedervereinigung hatte die Regierung Kohl in ih-
rem Optimismus zunächst noch auf Kurzarbeitergeld gesetzt. Am 1. Januar 
1994 trat ein Gesetz in Kraft, durch das alle Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
für Bezieher mit Kindern um einen Prozentpunkt und für Kinderlose um drei 
Prozentpunkte senkte. Weiterhin wurde die Bezugszeit für den Empfang von 
Arbeitslosenhilfe auf ein Jahr beschränkt, wenn der Arbeitslose vorher kein 
Arbeitslosengeld empfangen hatte. 

Damit stellt sich die Situation für das Jahr 1994 wie folgt dar. Die Bei-
tragssätze zur Arbeitslosenversicherung gelten bis zu einer Bemessungsgren-
ze von jährlich 46.630 € in den alten und 36.199 € in den neuen Bun-
desländern. Bei Vollarbeitslosigkeit muss der Arbeitslose der Arbeitsvermitt-
lung zur Verfügung stehen und sich persönlich beim Arbeitsamt arbeitslos ge-
meldet haben. Für den Empfang des Arbeitslosengeldes muss der Arbeitslose 
während der letzten drei Jahre mindestens zwölf Monate eine beitragspflichti-
ge Beschäftigung ausgeübt haben. Für den Empfang der Arbeitslosenhilfe gilt, 
dass innerhalb des letzten Jahres Arbeitslosengeld bezogen wurde (Anschluss-

21 Zu der Entwicklung der Arbeitslosenquote siehe Tabelle 6.2, S. 142. 
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arbeitslosenhilfe) oder der Arbeitslose mindestens 150 Kalendertage in bei-
tragspflichtiger Beschäftigung gestanden hat oder ein Ersatztatbestand erfüllt 
wird ( originäre Arbeitslosenhilfe). Das Höchstalter für den Bezug der Leis-
tungen bei Arbeitslosigkeit liegt bei 65 Jahren. Eine Beschäftigung aus einer 
Nebentätigkeit22 wirkt sich mindernd auf das Arbeitslosengeld aus, ansonsten 
wird Einkommen und Vermögen nicht berücksichtigt. Die Arbeitslosenhilfe 
wird dagegen nur nach einer Bedürftigkeitsprüfung gewährt. Die Dauer, für 
die das Arbeitslosengeld gewährt wird, ist gestaffelt nach Alter und Beschäfti-
gungsdauer. Die Arbeitslosenhilfe wird unbegrenzt gewährt, die originäre Ar-
beitslosenhilfe nur für 312 Tage. Als Bezugslohn dient das durchschnittliche 
wöchentliche Arbeitsentgelt der letzten sechs Monate, die Bemessungsgrenze 
liegt bei monatlich 3.886 € in den alten und 3.017 € in den neuen Bun-
desländern. Das Arbeitslosengeld beträgt für Arbeitslose mit Kindern 67, für 
Arbeitslose ohne Kinder 60 Prozent des Nettolohns. Bei der Arbeitslosenhilfe 
betragen die entsprechenden Sätze 57 und 53 Prozent. Leistungen bei Teilar-
beitslosigkeit werden im Rahmen der Kurzarbeit23 und des Schlechtwettergel-
des24 gewährt. Leistungen bei Arbeitslosigkeit sind nicht steuerpflichtig, un-
terliegen allerdings dem Progressionsvorbehalt. 

Für die im Jahr 2000 geltenden Regelungen sind als Rechtsgrundlage das 
Dritte Buch des Sozialgesetzbuches vom 24. März 1997 mit nachfolgenden Ge-
setzesänderungen relevant. Die Bemessungsgrenzen für die Beitragszahlungen 
zur Arbeitslosenversicherung liegen bei 52. 765 € in den alten bzw. 43.562 € in 
den neuen Bundesländern. Die originäre Arbeitslosenhilfe wurde von der 1998 
neu gewählten Regierung aus SPD und BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN zum 1. 

Januar 2000 abgeschafft. Hierbei handelt es sich um den bedeutendsten Ein-
schnitt gegenüber 1994, ansonsten wurden vor allem die Bemessungsgrenzen 
angepasst. Um Arbeitslosenhilfe zu beziehen muss also vorher Arbeitslosen-
geld bezogen worden sein bzw. Bedürftigkeit vorliegen. Einkommen aus ei-
ner Nebentätigkeit25 wird auf das Arbeitslosengeld angerechnet, dabei gilt ein 
Freibetrag von 20 Prozent des Arbeitslosengeldes. Als Bezugslohn dient das 
durchschnittliche wöchentliche Arbeitsentgelt während der letzten 52 Wochen 

22Beschäftigung von weniger als 18 Stunden die Woche. 
23Dabei handelt es sich um einen vorübergehenden Arbeitsausfall aufgrund wirtschaftli-

cher Probleme. 
24Betrifft witterungsbedingten Arbeitsausfall im Baugewerbe in der Schlechtwetterzeit. 
25Beschäftigung von inzwischen weniger als 15 Stunden. 
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bis zur Leistungsbemessungsgrenze von 4.346 € in den alten und 3.681 € in 
den neuen Bundesländern. 

2.1.3 Krankheit - Geldleistungen 

Die gesetzliche Krankenversicherung wurde in Deutschland erstmals von Bis-
marck im Jahr 1883 für Arbeiter eingeführt.26 Damit war die Krankenversi-
cherung die erste gesetzliche Versicherung in Deutschland. Das entsprechen-
de Gesetz sah auch die Gründung von Ortskrankenkassen vor. Die nächste 
entscheidende Weiterentwicklung zeigte sich in der Reichsversicherungsverord-
nung von 1911, die eine Ausdehnung der Krankenversicherungspflicht und der 
Leistungen bei Krankheit vorsah. Dieses Gesetz galt, wenn auch mit vielfa-
chen Änderungen und Ergänzungen, bis 1988. Die weitere Entwicklung der 
Krankenversicherung nach dem zweiten Weltkrieg war vor allem durch eine 
stetige Ausweitung des Kreises der Versicherungspflichtigen (z.B. auf Rent-
ner, selbständige Landwirte, Studenten) gekennzeichnet. In den siebziger Jah-
ren erfolgten aufgrund der stark steigenden Ausgaben Kostendämpfungsmaß. 
nahmen und damit verbundene Leistungskürzungen. 1976 wurde dann das 
Krankenversicherungs-Weiterentwicklungsgesetz (KVWG) geschaffen, das ei-
ne Umlage der Mitgliedskassen ermöglichte, um so erhebliche Schwankungen 
der Beitragssätze zwischen den einzelnen Krankenkassen zu verringern. Die 
Versicherung umfasst heute Arbeitnehmer und diesen gleichgestellte Gruppen. 
Die Finanzierung erfolgt über Beiträge. Die Beitragssätze hängen davon ab, 
bei welcher Krankenversicherung man Mitglied ist, der Durchschnittssatz im 
Jahr 1994 beträgt in den alten Bundesländern 13,26 Prozent und in den neuen 
Bundesländern 12,98 Prozent. Diese Beiträge werden zu gleichen Teilen von 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern getragen. Die jährliche Bemessungsgrenze, 
die 75 Prozent der Grenze der Rentenversicherung für Arbeiter beträgt, liegt 
am 1.7.1994 bei 34.972 € in den alten und 27.150 € in den neuen Bun-
desländern. Die Versicherungspflicht fällt bei Überschreiten dieser Grenze. Der 
Staat beteiligt sich mit einer Pauschalzahlung in Höhe von 205 € aus Bun-
desmitteln für Arbeitnehmerinnen, die keiner Krankenkasse angehören. 

Arbeiter und Angestellte haben zunächst Anspruch auf eine volle Lohnfort-

26 Zu der Entwicklung der gesetzlichen Krankenversicherung in Deutschland vgl. z.B. We-
ber (1995). 
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zahlung durch den Arbeitgeber im Krankheitsfall von sechs Wochen,27 an die 
sich dann die Zahlungen des Krankengeldes anschließen. Um Krankengeld emp-
fangen zu können, muss die Arbeitsunfähigkeit durch einen Arzt vom dritten 
Arbeitstag an festgestellt werden, daran sind keine Bedingungen bezüglich der 
Arbeits- oder Versicherungszeit geknüpft. Karenztage sind keine vorgesehen, 
wenn Arbeitsunfähigkeit mit Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
nach arbeitsrechtlichen Vorschriften vorliegt bzw. wenn die Krankheit Folge 
eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit ist oder bei Notwendigkeit von 
stationären Maßnahmen. Für die gleiche Krankheit ist das Krankengeld auf 
78 Wochen innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren begrenzt. Das Kran-
kengeld entspricht 80 Prozent des Regelentgelts, darf allerdings nicht mehr als 
dem Nettoarbeitsentgelt entsprechen. Das Regelentgelt ist das in den letzten 
drei Monaten erzielte Arbeitsentgelt und Arbeitseinkommen, soweit es der Bei-
tragsberechnung unterliegt. Das Krankengeld wird höchstens zehn Arbeitstage 
(bei Alleinerziehenden 20 Arbeitstage) pro Jahr bei Erkrankung eines Kindes 
unter zwölf Jahren gewährt, das auf die Aufsicht, Pflege oder Hilfe des Versi-
cherten angewiesen ist. Pro Jahr können aber nicht mehr als 25 Arbeitstage 
(Alleinerziehende maximal 50 Arbeitstage) in Anspruch genommen werden. 
Die empfangenen Leistungen sind nicht steuerpflichtig, unterliegen aber dem 
Progressionsvorbehalt. 

Für das Jahr 2000 liegen die durchschnittlichen Beitragssätze bei 13,51 
Prozent für die alten bzw. 13,81 Prozent für die neuen Bundesländer. Damit 
haben sich im Durchschnitt die Beitragssätze im Vergleich zu 1994 um 0,25 
bzw. 0,83 Prozentpunkte erhöht. Die Steigerung fällt also für die neuen Bun-
desländer bedeutend stärker aus als für die alten Bundesländer. Für das Jahr 
2000 gilt die Gesetzesänderung zur GKV-Gesundheitsreform 2000 vom 22. De-
zember 1999. Die Versicherungspflichtgrenze wurde angehoben auf 39.574 € in 
den alten bzw. 32.672 € in den neuen Bundesländern. Die Höhe der Leistung 
des Krankengeldes wurde auf 70 Prozent des Regelentgeltes, jedoch nicht mehr 

27Diese hundertprozentige Lohnfortzahlung gilt seit 1969. An die,ger Stelle sei erwähnt, 
dass durch die 1996 erfolgte Änderung des Entgeltfortzahlungsgesetzes, das die Lohnfort-
zahlung regelt, eine Reduzierung der Höhe der Lohnfortzahlung von 100 auf 80 Prozent 
erfolgte. Allerdings setzten die Gewerkschaften meist eine hundertprozentige Entgeltfortzah-
lung tariflich durch, welche dann als günstigere Regelung für unter den Gültigkeitsbereich 
des Tarifvertrages fallende Arbeitnehmer anzuwenden war. 1998 wurde die gesetzliche Höhe 
der Lohnfortzahlung durch die neu gewählte Bundesregierung wieder auf hundert Prozent 
angehoben. 
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als 90 Prozent des Nettoarbeitsentgeltes, reduziert. Die Lohnfortzahlung durch 
den Arbeitgeber ist sozialversicherungspflichtig, bei Krankengeldbezug müssen 
Beiträge zur Rentenversicherung und Arbeitslosenversicherung entrichtet wer-
den. 

2.1.4 Invalidität 

Die gesetzliche Absicherung bei Invalidität wurde 1889 erstmals im Rahmen 
der Sozialreformen Bismarcks umgesetzt. 28 Die Rente bei Invalidität gehört 
zum System der Altersrentenversicherung. Für die heutige Regelung ist das 
Sechste Buch des Sozialgesetzbuches entscheidend. Die Finanzierung der Leis-
tungen erfolgt über Beiträge. Der Beitrag wird nicht separat entrichtet, sondern 
gehört zu den Beiträgen für Altersrenten. Dieser beträgt 1994 19,20 Prozent, 
paritätisch zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern aufgeteilt. Die jährliche 
Bemessungsgrenze liegt bei 46.630 € in den alten und 36.199 € in den neuen 
Bundesländern. Zur Finanzierung der Invaliditätsleistungen werden Zuschüsse 
des Bundes gewährt, die langfristige Finanzierung der lnvaliditätsleistungen 
erfolgt über das Umlageverfahren. Berufsunfähig ist der Arbeitnehmer, des-
sen Erwerbsfähigkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die 
Hälfte eines Gesunden mit ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Fähig-
keiten gesunken ist. Erwerbsunfähig ist derjenige, der wegen Krankheit oder 
Behinderung auf absehbare Zeit eine Erwerbstätigkeit nicht mehr regelmäßig 
ausüben oder nur geringfügige Einkünfte erzielen kann, es muss hierbei eine 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um 100 Prozent vorliegen. Durch die nt-
sprechenden Regelungen sind Arbeiter und Angestellte sowie erwerbsunfähige 
Behinderte erfasst. Die Invaliditätsrente kann bis 65 Jahre empfangen werden, 
danach wird sie in eine Altersrente umgewandelt. Zum Empfang der Rente ist 
derjenige berechtigt, der eine Versicherungszeit von sechzig Monaten vorwei-
sen kann, davon müssen 36 Monate Pflichtbeiträge in den letzten fünf Jahren 
vor der Erwerbsminderung gezahlt worden sein. Die Wartezeit gil ebenfalls 
als erfüllt, wenn der Versicherte z.B. aufgrund eines Arbeitsunfalls vermindert 
erwerbsfähig geworden ist. Die Renten für Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit 
berechnen sich nach einer Kombination aus Versicherungsjahren und Anrecl1-
nungszeiten (z.B. Kindererziehungszeiten). Die Rente bei Berufsunfähigkeit 

28Vgl. zu diesem Abschnitt z.B. Daly (1997). 
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entspricht dabei 66,67 Prozent der Rente bei Erwerbsunfähigkeit. Die empfan-
genen Renten sind grundsätzlich steuerpflichtig, Steuerermäßigungen gelten in 
gleichem Maße wie beim Krankengeld. Der Rentner muss Krankenversiche-
rungsbeiträge entrichten, die je nach Krankenkasse variieren. 

Die Pflegeversicherung wurde 1994 als fünfte Säule der Sozialversicherung 
eingeführt.29 Die Bestimmungen folgen der Krankenversicherungspflicht und 
-bemessungsgrenze. Die Pflegeversicherung soll Risiken absichern, die durch 
täglich anfallenden Pflegebedarf hervorgerufen werden. Die Finanzierung er-
folgt über Beiträge. Im Jahr 2000 mussten 1,7 Prozent des Bruttogehalts ab-
geführt werden, die je zur Hälfte von Arbeitnehmer und Arbeitgeber getragen 
werden.30 Die Leistungen werden differenziert nach drei Pflegestufen je nach 
Grad der Pflegebedürftigkeit. Weiterhin ist die Höhe der Leistungen abhängig 
davon, ob häusliche, teilstationäre oder stationäre Pflege notwendig ist. Es 
können auch besondere Ausgaben z.B. für einen Pflegekurs für pflegende An-
gehörige erstattet werden. 

Für das Jahr 2000 erfolgt die gleiche Unterscheidung in Berufsunfähig-
keit und Erwerbsunfähigkeit wie 1994, die grundsätzlichen Regelungen sind 
gleich geblieben. Der Beitragssatz für Altersrenten, aus denen auch die Inva-
liditätsrenten finanziert werden, liegt 2000 bei 19,30 Prozent, die jährlichen 
Bemessungsgrenzen für die alten Bundesländer bei 52. 765 €, in den neuen 
Bundesländern bei 43.562 €. Es lässt sich feststellen, dass die Beteiligung des 
Staates stark zugenommen hat. Die jährlichen Zuschüsse des Bundes zu der 
Rentenfinanzierung für Alter, Hinterbliebene, Invalidität beliefen sich auf rund 
24 Prozent der Aufwendungen für Arbeiter und Angestellte. Es wurden vom 
Bund für das Jahr 2000 9,1 Milliarden€ zur Abdeckung nicht beitragsgedeck-
ter Leistungen zugeschossen. Bemerkenswert ist die Gesetzesänderung im Jahr 
2000, seit der unterschieden wird in voll erwerbsgeminderte31 und teilweise 

29 Am 26.5.1994 wurde das Gesetz zur Einführung der Pflegeversicherung beschlossen, seit 
1.1.1995 können Leistungen der Pflegeversicherung in Anspruch genommen werden. 

30Eine Ausnahme bildet hier das Bundesland Sachsen, dort werden 1,35 Prozent vom 
Arbeitnehmer und 0,35 Prozent vom Arbeitgeber bezahlt. Weiterhin müssen Rentner 0,85 
Prozent Beitrag leisten. 

31 Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit außer Stan-
de sind, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei 
Stunden täglich erwerbstätig zu sein. 
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erwerbsgeminderte32 Personen. 33 Eine entscheidende Änderung gegenüber den 
bisherigen Regelungen ist hierbei, dass nicht mehr entscheidend ist, in welchem 
Beruf die Versicherten bisher gearbeitet haben, der so genannte Berufsschutz 
entfällt also. Es zählt nun also nicht mehr die Fähigkeit, im bisherigen Berufs-
feld bei entsprechender Qualifikation arbeiten zu können, sondern im allgemei-
nen Arbeitsmarkt. Entsprechend den Bezeichnungen ist der Mindestgrad für 
teilweise Erwerbsminderung 50 Prozent, für volle Erwerbsminderung 100 Pro-
zent. Die Rente bei teilweiser Erwerbsunfähigkeit entspricht seither nur noch 
50 anstatt bisher 66,67 Prozent der Rente bei voller Erwerbsminderung. Diese 
Änderungen entsprechen gravierenden Einschnitten gegenüber den bisherigen 
Regelungen. 

2.1.5 Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

Das erste Gesetz zu Leistungen bei Arbeitsunfällen trat 1884 im Rahmen der 
Bismarckschen Sozialreformen in Kraft.34 Darin waren allerdings noch nicht 
alle Berufsgruppen abgedeckt, eine Erweiterung erfolgte schrittweise im Laufe 
der folgenden Jahre, flankiert durch die Gründung von entsprechenden Berufs-
genossenschaften. Damit waren allerdings noch keine Leistungen bei Berufs-
krankheiten abgedeckt. Diese wurden erst 1925 durch ein Gesetz eingeführt, 
wobei die Liste der Berufskrankheiten noch sehr mangelhaft war und im Laufe 
der Jahre immer mehr erweitert wurde. Die heute gültigen Gesetze von 1963, 
1968 bzw. 1992 finden Anwendung auf Arbeitnehmer, bestimmte Selbständige, 
Schüler und Studenten, Kinder in Kindergärten sowie Rehabilitanden und be-
stimmte andere Personen. Die Leistungen für Arbeitsunfälle und Berufskrank-
heiten sind beitragsfinanziert. Je nach Gewerbezweig werden risikoabhängig 

32Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit außer Stan-
de sind, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs 
Stunden täglich erwerbstätig zu sein. 

33 Ausgenommen von der neuen Regelung sind Versicherte, die vor dem 2.1.1961 geboren 
wurden. Diese haben weiterhin Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei 
Berufsunfähigkeit, sie genießen also weiterhin Berufsschutz. Berufsunfähigkeit bedeutet hier, 
dass der bisherige Beruf wegen Krankheit oder Behinderung im Vergleich zu einem ähnlich 
ausgebildeten Gesunden nur noch weniger als 6 Stunden täglich ausgeübt werden kann, 
wobei geprüft wird, ob eine andere zumutbare Tätigkeit rnind. 6 Stunden täglich verrichtet 
werden kann. 

34Zur Entwicklung der Versichenmg von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten vgl. z.B. 
Hohmann (1984). 
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unterschiedliche Beiträge abhängig vom Bruttoeinkommen durch die Berufs-
genossenschaften festgesetzt. Die Finanzierung wird nur von den Arbeitge-
bern getragen. Der Bund beteiligt sich in der Landwirtschaft durch jährliche 
Zuschüsse, weiterhin wird die Unfallversicherung der öffentlichen Hand aus 
Haushalten des Bundes, der Länder und der Gemeinden finanziert. Die lang-
fristige Finanzierung der Leistungen erfolgt über ein Umlageverfahren derbe-
sonderen Art, wobei Rücklagen gebildet werden. Bei Arbeitsunfällen handelt es 
sich um Unfälle im Unternehmen und/oder im Zusammenhang mit versicher-
ten Tätigkeiten. Ebenfalls gedeckt sind Wegeunfälle. Als Berufskrankheit wird 
1994 anerkannt, was auf einer Liste von 64 Berufskrankheiten aufgeführt wird. 
Die Krankheit muss unverzüglich durch den Arzt oder Unternehmer angezeigt 
werden. Die Leistung wird unbegrenzt gewährt und die Kosten werden von An-
fang an von der Berufsgenossenschaft übernommen. Eine Karenzzeit ist nicht 
vorgesehen. Die Höhe der Leistungen orientiert sich an denen der gesetzlichen 
Krankenversicherung, jedoch unter Berücksichtigung einer besonderen Höchst-
grenze. Um eine Rente bei dauernder Erwerbsunfähigkeit zu bekommen, muss 
die Erwerbstätigkeit um 20 Prozent reduziert sein, was durch ein fachärztliches 
Gutachten nach den Anforderungen der Berufsgenossenschaft zu erfolgen hat. 
Diese Rente berechnet sich auf Grundlage des tatsächlichen Arbeitsentgelts im 
Jahr vor dem Versicherungsfall. Dabei gelten je nach Berufsgenossenschaften 
Höchstgrenzen für den jährlichen Arbeitsverdienst. Es können Zuschläge für 
die Pflege durch Dritte gewährt werden. Eine Kumulierung mit einem neuen 
Arbeitsverdienst ist ohne Kürzung der Leistung möglich. Leistungen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung sind nicht steuerpflichtig und unterliegen nicht 
dem Progressionsvorbehalt. Im Todesfall werden Witwen und Waisen Hinter-
bliebenenrenten gewährt, die aber unter der „persönlichen" Rente liegen. 

Für die Regelungen im Jahr 2000 ist das Siebte Buch des Sozialgesetzbuches 
vom 7. August 1996 mit der letzten Änderung am 16. Juni 1998 die geltende 
Rechtsgrundlage. Die Liste der Berufskrankheiten wurde auf 67 ausgeweitet. 
Im Vergleich zu 1994 haben sich ansonsten keine entscheidenden Veränderun-
gen ergeben. 
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2.1.6 Mindestsicherung 

Die deutsche Sozialhilfe entspricht einem allgemeinen beitragsunabhängigen 
Minimum. 35 Die gesetzliche Grundlage der Sozialhilfe ist das Bundessozialhil-
fegesetz von 1961. Durch die Sozialhilfe soll Personen, die nicht fähig sind, sich 
selbst zu helfen und die erforderliche Hilfe auch nicht von anderen erhalten, 
ein menschenwürdiges Leben ermöglicht werden. Weiterhin wird angestrebt, 
die Empfänger in die Lage zu versetzen, unabhängig von der Sozialhilfe zu le-
ben. Anspruch auf Sozialhilfe haben Einzelpersonen oder unabhängige Teile der 
Familie. Die Leistung wird unbegrenzt bis zum Ende der Notlage gewährt. Ne-
ben Staatsangehörigen können auch Ausländer unter bestimmten Bedingungen 
Sozialhilfe beziehen. Dabei muss ein tatsächlicher Aufenthalt im Staatsgebiet 
gegeben sein, Deutschen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland kann in 
bestimmten Notfällen auch Sozialhilfe gewährt werden. Altersbeschränkungen 
existieren nicht, Kinder haben einen eigenen Anspruch auf die Leistung. Sind 
Personen arbeitsfähig, müssen sie zur Leistung einer zumutbaren Arbeit bereit 
sein. Vor Empfang der Sozialhilfe müssen zunächst Ansprüche auf andere So-
zialleistungen ausgeschöpft werden, sowie Einkommen bzw. Vermögen bis zu 
einem gewissen Grad aufgebraucht sein. Gewährt wird als Hilfe zum Lebens-
unterhalt ein Regelsatz sowie laufende Leistungen für Unterkunft und Heizung 
und Hilfe in besonderen Lebenslagen. Die Regelsätze werden von den Ländern 
festgelegt, während die implizierten Äquivalenzskalen36 durch Bundesgesetze 
geregelt sind. Die Finanzierung erfolgt zu 75 Prozent über die Kommunen 
und zu 25 Prozent über die Bundesländer. Die allgemeine Sozialhilfe wird von 
den Kommunen verwaltet. Die überörtlichen Träger der Sozialhilfe sind für 
die Hilfe in besonderen Lebenslagen zuständig, deren Kosten werden von den 
Kommunen und den Ländern gedeckt. In den achtziger Jahren verlor der Re-
gelsatz der Sozialhilfe zunächst an realem Wert.37 Diese realen Verluste wurden 
1985 wieder aufgeholt durch eine Reform der lndexierungsmethode. Ab die-
sem Zeitpunkt bis nach der Wiedervereinigung stieg das Niveau der Sozialhilfe 
nicht nur real sondern auch im Vergleich zu den Löhnen an. 1994 lagen die 

35 Zu den Ausführungen über Sozialhilfe siehe z.B. Eardley et al. (1996b), Behrendt (2002) 
oder Manow und Seils (2000), vgl. insbesondere zum Wohngeld Haustein (2002) und Deut-
scher Bw1destag (2003). 

:i5zu Äquivalenzskalen siehe Kapitel 5.2. 
37Er fiel sogar auf den Wert von 1970 zurück. 
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Tabelle 2.1: Anteile am Eckregelsatz der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt 
für zusätzliche Personen, Deutschland 

Eckregelsatz für Haushaltsvorstand 100% oder Alleinstehende (B} 
Kinder unter 7 Jahren 50% x B 
Kinder unter 7 Jahren bei Zusammenleben 
mit Person, die allein für Pflege und Er- 55% xB 
ziehung des Kindes sorgt 
Kinder 7-14 Jahre 65%xB 
Kinder 14-18 Jahre 90% xB 
Haushaltsangehörige ab 18 Jahren 80% xB 

Quelle: MISSOC (1995, 2001) 

Sätze zwischen 254 € und 266 € bzw. 2000 zwischen 267 € und 280 €. In 
Tabelle 2.1 wird dargestellt, wie viel Prozent des Eckregelsatzes für zusätzliche 
Personen bzw. Kinder im Haushalt eingerechnet wird.38 

Die Hilfe in besonderen Lebenslagen umfasst die Sicherung des individuel-
len Bedarfs in besonderen Situationen wie z.B. Krankenhilfe. Die Haushalts-
einheit für die Einkommensberechnung ist der Leistungsempfänger und sein 
nicht von ihm getrennt lebender Ehegatte. Bei minderjährigen unverheirate-
ten Kindern, die zu Hause leben, wird auch das Einkommen und Vermögen 
der Eltern berücksichtigt. 

Neben dieser allgemeinen Sozialhilfe gibt es für Sozialhilfeempfänger die 
Möglichkeit, Wohngeld zu beziehen. Dies steht ebenfalls Personen zu, die nicht 
die finanziellen Mittel für einen angemessen großen Wohnraum besitzen. Das 
Wohngeld wurde 1965 eingeführt39 und wird regelmäßig40 an die Miet- und Ein-
kommensentwicklung angepasst. Es wird entweder als Mietzuschuss für Mieter 
oder als Lastenzuschuss für Haus- und Wohneigentümer gewährt. Für Sozial-
hilfeempfänger wird das pauschalierte Wohngeld41 zur Verfügung gestellt. 

38Diese Anteile gelten für beide betrachteten Jahre. 
39Die Einführung erfolgte über das Wohngeldgesetz von 1965. Dieses hat allerdings 

Vorläufer wie da.'l Gesetz über die Gewährung von Miet- und Lastenbeihilfen von 1960 sowie 
das Gesetz über Wohnbeihilfen von 1963. 

40Die letzte Anpassung, die für die Jahre 1994 und 2000 noch galt, erfolgte allerdings 
1990, erst zum 1.1.2001 wurde eine Leistungsverbesserung wirksan1. 

41Dieses unterscheidet sich im Leistungsunrlang nicht von den Mietzuschüssen für Mieter, 
lediglich der Verwaltungsaufwand ist dabei reduziert. 
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2.2 Finnland 

2.2.1 Überblick 

Als Ideen der deutschen Sozialpolitik, die auf die Arbeiterklasse zugeschnitten 
waren, Ende des 19. Jahrhunderts in Finnland Diskussionen auslösten, war 
das nordeuropäische Land eines der am meisten landwirtschaftlich geprägten 
Länder Europas.42 Dementsprechend wurden nicht nur Industriearbeiter son-
dern auch das ländliche Proletariat dadurch angesprochen. Aufgrund dieser 
Diskussionen überprüfte eine Kommission die Notwendigkeit der Versiche-
rungspflicht für Arbeiter. Die Mehrheit dieser Kommission befürwortete eine 
staatliche Kontrolle mit privaten Versicherungen, die freiwillig abgeschlossen 
und durch öffentliche Subventionen unterstützt werden könnten. 1897 wurde 
ein Statut verabschiedet, dass private Kranken- und Rentenversicherungen von 
einer staatlichen Behörde beaufsichtigt werden sollten. 1895 wurde ein Gesetz 
zur Unfallversicherung abgesegnet, 1917 wurde die Unfallversicherung obli-
gatorisch. Die sozialdemokratische Arbeiterbewegung forderte weitere soziale 
Reformen, was von der führenden Klasse abgelehnt wurde. Der sich daraufhin 
entzündende Bürgerkrieg von 1918 endete mit einer Niederlage der Arbeiter-
bewegung. 

Nach dem zweiten Weltkrieg konnte sich Finnland relativ schnell wirtschaft-
lich erholen, damit gingen Sozialreformen (vor allem Hilfen für Familien) ein-
her. Ende der vierziger Jahre machte Heikki Waris, der einer der führenden 
Forscher im Bereich der Sozialpolitik der damaligen Zeit war, den Vorschlag, 
die Maßnahmen der Sozialpolitik nicht nur auf die Arbeiterklasse zu konzen-
trieren, sondern im Sinne von Beveridge eine universelle soziale Sicherung zu 
verfolgen. Die im Folgenden durchgeführten Sozialreformen waren geprägt von 
der Auseinandersetzung der Agrarpartei, die Pauschalleistungen befürwortete, 
und den Sozialdemokraten und Konservativen, die einkommensbezogene Leis-
tungen bevorzugten. Bei der Einführung des neuen Pensionssystems 1957, das 
neben Altersrenten auch Invaliditätsrenten umfasste, setzte sich die Agrarpar-
tei durch, die die dominierende Kraft bei der Gestaltung der Sozialpolitik nach 
dem zweiten Weltkrieg darstellte. Diese Reform war aber bei weitem nicht aus-
reichend, da die eingeführten Pauschalzahlungen mit geringem Deckungsgrad 

42Vgl. zu der Entwicklung des finnischen Wohlfahrtsstaates z.B. Kuhnle (1982), Alestalo 
und Uusitalo (1986), Huber und Stephens (2001), Kautto et al. (1999) oder Ervasti (2002). 
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unzureichend waren, was zu weiteren Reformen in den sechziger Jahren führ-
te. 1966 konnte die politische Linke die Mehrheit im Parlament gewinnen und 
der Einfluss der Gewerkschaften stieg. Diese veränderte politische Situation 
zog eine sozialdemokratisch orientierte Politik nach sich. Während der siebzi-
ger Jahre waren die Reformen darauf ausgerichtet, die verschiedenen Formen 
der sozialen Sicherung zu koordinieren. Ende der siebziger Jahre erreichte der 
Deckungsgrad dann das hohe Niveau, das charakteristisch für Skandinavien 
ist. Der „Nachzügler" unter den nordeuropäischen Staaten konnte in den sieb-
ziger und achtziger Jahren durch gute Wachstumsraten, die auch eine Weiter-
entwicklung des Wohlfahrtsstaates nach sich zogen, die Lücke zu Norwegen, 
Dänemark und Schweden schließen. Diese gute wirtschaftliche Entwicklung 
förderte das Streben nach Gleichheit und geringer Armut. 

In den neunziger Jahren wurde dieser Trend allerdings jäh gestoppt: 1991 
und 1992 waren die Wachstumsraten negativ und die Arbeitslosigkeit stieg 
stark an. Daraus resultierten Kürzungen der Leistungen bei Arbeitslosigkeit, 
des Krankengeldes, der Altersrenten sowie Beitragserhöhungen und neue Steu-
ern und Gebühren, die Ansprüche zum Bezug von Leistungen wurden verschärft 
und die Erhöhung von Arbeitsanreizen rückte stärker in den Vordergrund. Die 
überhitzte Wirtschaft hatte mit einer ernsten Bankenkrise, mangelnder Kon-
sumnachfrage, einer sehr restriktiven Währungspolitik und dem Zusammen-
brechen des für Finnland sehr wichtigen Sowjetmarktes zu kämpfen. Ab Mitte 
der neunziger Jahre erfolgte eine Erholung der Wirtschaft, wobei die Arbeits-
losigkeit auf relativ hohem Niveau verblieb. 43 Die wirtschaftliche Krise sorgte 
dafür, dass die Arbeitgeber entlastet wurden, indem deren Anteile an den 
Beitragszahlungen zur Sozialversicherung gesenkt und für die Arbeitnehmer 
erhöht wurden. Das finnische Sozialsystem ist heute dadurch gekennzeichnet, 
dass es jedem einen Zugang bietet und nicht nur auf bestimmte Gruppen be-
schränkt ist. Die Mehrzahl der Sozialleistungen, nämlich Wohngeld, Mindestsi-
cherung, Familienleistungen, Geldleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, 
die Mindestbeihilfe und Arbeitsmarktunterstützung bei Arbeitslosigkeit sowie 
die Grundsicherung bei Alters- und Invaliditätsrente wird durch die Sozial-
versicherungsanstalt (Kela) verwaltet. Die verbleibenden Leistungen wie z.B. 
die Unfallversicherung werden über verschiedene private oder staatliche Stellen 
geregelt. 

43Vgl. dazu die Arbeitslosenzahlen Tabelle 6.2, S. 142. 
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2.2.2 Arbeitslosigkeit 

Die Versicherung bei Arbeitslosigkeit wurde erstmals 1917 gesetzlich geregelt.44 

Das heute als Versicherungsleistung existierende Arbeitslosengeld wurde 1984 
gesetzlich geregelt. Diese Leistung besteht aus einer Grundsicherung und einer 
verdienstabhängigen Sicherung, welche auf einer freiwilligen Versicherung in 
einer Arbeitslosenkasse basiert. Diese Leistungen sind für alle Arbeitnehmer 
und seit 1995 auch für alle Selbständigen zwischen 17 und 64 zugänglich. 1985 
wurde eine Besteuerung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit eingeführt, dafür 
wurde allerdings auch der Prozentsatz des Gehalts, der als Leistung bezogen 
wird, von 75 auf 90 Prozent angehoben. Die stark ansteigende Arbeitslosigkeit 
zu Anfang der neunziger Jahre hatte Kürzungen der Leistungen zur Folge. So 
wurde 1992 der einkommensabhängige Teil der Leistungen um drei Prozent-
punkte reduziert. Die Finanzierung der Grundsicherung erfolgt über Steuern, 
der verdienstabhängige Teil wird über Beiträge der Versicherten, der Arbeit-
geber und vom Staat finanziert. Weiterhin wird seit dem 1.1.1993 auch ein 
zusätzlicher Arbeitnehmerbeitrag fällig. Es erfolgte per Gesetz über die Ar-
beitsmarktunterstützung vom 30. Dezember 1993 allerdings auch eine Auswei-
tung der Leistungen durch die Einführung der Arbeitslosenhilfe. Diese wird 
denjenigen gewährt, die die Voraussetzung für den Empfang des Arbeitslo-
sengeldes nicht erfüllen oder auf Tagegeld keinen Anspruch mehr haben. Die 
Arbeitslosenhilfe wird vollständig staatlich finanziert. Für den Empfang der 
Versicherungsleistungen muss der Arbeitslose beim Arbeitsamt als arbeitslos 
gemeldet, auf der Suche nach einer Vollzeitbeschäftigung und arbeitsfähig sein, 
sowie dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Die Grundbedingungen für den 
Empfang der Arbeitslosenhilfe sind gleich wie bei der Arbeitslosenversicherung, 
weiterhin muss Bedürftigkeit vorliegen. 

Die Situation stellte sich damit 1995 wie folgt dar. Als Finanzierungsbei-
trag für die verdienstabhängige Sicherung tragen die Arbeitgeber zwei Prozent 
der Lohn- und Gehaltssumme bis zu 840.940 € sowie 6,1 Prozent der darüber 
hinausgehenden Lohn- und Gehaltssumme bei. Der so genannte zusätzliche 
Arbeitnehmerbeitrag beträgt 1,87 Prozent des Erwerbseinkommens. Der Staat 
übernimmt 47,5 Prozent der Kosten der Tagegelder sowie eventuelle Defizite, 
die durch eine Fehleinschätzung der Einnahmen aus zusätzlichen Arbeitneh-

44Zu diesem Abschnitt vgl. z.B. Ervasti (2002), Daly (1997), Ploug (1999), NOSOSCO 
(2002). 
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merbeiträgen entstehen. Weiterhin beteiligt sich der Staat auch an den Verwal-
tungskosten. Zum Empfang der Grundsicherung der Arbeitslosenversicherung 
muss der Arbeitnehmer während der letzten 24 Monate mindestens 26 Wo-
chen beschäftigt gewesen sein, Selbständige müssen während der letzten 48 
Monate mindestens 24 Monate ihre unternehmerische Tätigkeit ausgeübt ha-
ben. Für die verdienstabhängige Sicherung gelten die gleichen Voraussetzun-
gen, allerdings müssen während der Mitgliedschaft in der Arbeitslosenkasse 
die Beschäftigungsvoraussetzungen erfüllt worden sein. Die Arbeitslosenhilfe 
wird ohne Anwartschaftszeit gewährt, allerdings nur nach einer Bedürftig-
keitsprüfung. Bei der Arbeitslosenversicherung ist eine Karenzzeit von fünf 
Werktagen vorgesehen, bei der Arbeitslosenhilfe gilt die Karenzzeit von drei 
Monaten lediglich für Berufsanfänger. Die Arbeitslosenversicherung wird für 
die Dauer von 500 Kalendertagen innerhalb von vier fortlaufenden Kalen-
derjahren gewährt. Ab 55 Jahren besteht bis zum Alter von 60 Jahren An-
spruch auf die Leistung. Die Arbeitslosenhilfe kann zeitlich unbegrenzt bezo-
gen werden. Das verdienstabhängige Tagegeld wird für Arbeitnehmer auf der 
Grundlage des Durchschnittsverdienstes der letzten 26 Wochen berechnet, bei 
Selbständigen werden die Einkünfte in den letzten zwölf Monaten der Bei-
tragsentrichtung herangezogen. Für Arbeitnehmer gibt es keine Grenze für die 
Bezugshöhe, bei Selbständigen ist es das gemeldete Einkommen, das entspre-
chend des Rentengesetzes für Selbständige als Berechnungsgrundlage für die 
Rente gilt. Der Grundbetrag der Arbeitslosenversicherung beträgt 20 € pro 
Tag,45 zusätzlich werden 42 Prozent des Unterschiedsbetrags zwischen dem 
Grundbetrag und dem Arbeitsentgelt pro Tag gewährt. Falls das monatliche 
Arbeitsentgelt das 90-fache des Grundbetrags übersteigt, so reduziert sich die-
se einkommensabhängige Leistung auf 20 Prozent des überstiegenen Betrags. 
Für die Arbeitslosenhilfe beträgt der volle Satz 20 €, der gezahlt wird, wenn 
das Monatseinkommen unter 622 € bei Alleinstehenden und 1.155 € bei 
Verheirateten liegt. Diese Beträge für das Monatseinkommen erhöhen sich um 
106 € für jedes Kind unter 18 Jahren. Liegen die Einkommen oberhalb der 
genannten Grenzen, verringert sich der Satz für das Tagegeld um 75 Prozent. 
Junge Leute, die bei ihren Eltern leben, erhalten 60 Prozent des vollen Satzes, 
während der Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen wird der volle 
Satz gewährt. Pro Kind unter 18 Jahren erhöht sich das Arbeitslosengeld bzw. 

45Dabei wird nur für fünf Tage pro Woche Tagegeld gewährt. 
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-hilfe um einen bestimmten Betrag. Teilarbeitslosigkeit liegt vor, wenn entwe-
der die Arbeitszeit gekürzt wird, oder ein Arbeitsloser eine Teilzeitstelle oder 
eine auf einen Monat befristete Vollzeitstelle annimmt. Das Tagegeld wird im 
Vergleich zum vollen Tagegeld dabei entsprechend angepasst. 

Für die Regelungen im Jahr 2000 war ein weiteres Gesetz zur Regelung 
der Arbeitslosenversicherung von 1998 bezüglich der Finanzierung der Leis-
tungen bei Arbeitslosigkeit relevant. Die Finanzierung der Grundsicherung er-
folgt 2000 zu 23 Prozent aus Steuern und zu 77 Prozent aus Beiträgen der 
Arbeitnehmer, die keiner Arbeitslosenkasse angehören. Der zusätzliche Arbeit-
nehmerbeitrag liegt bei einem Prozent des Erwerbseinkommens, für die ver-
dienstabhängige Sicherung muss der Arbeitgeber 0,9 Prozent der Lohn- und 
Gehaltssumme bis zu 840.940 € sowie 3,45 Prozent der über diese Grenze 
hinausgehenden Lohn- und Gehaltssumme zahlen. Die Beiträge der Arbeit-
geber wurden also im Vergleich zu 1995 stark gesenkt. Im Vergleich zu 1995 
hat sich 2000 weiterhin die Anwartschaftszeit für den Bezug des Arbeitslosen-
geldes geändert: Inzwischen müssen Arbeitnehmer in den letzten 24 Monaten 
mindestens 43 Wochen mit jeweils mindestens 18 Stunden beschäftigt gewesen 
sein. Die Karenzzeit für die Arbeitslosenversicherung wurde auf sieben Werkta-
ge innerhalb eines zusammenhängenden Zeitraumes von acht Wochen erhöht, 
bei der Arbeitslosenhilfe beträgt die Karenzzeit fünf Werktage innerhalb eines 
zusammenhängenden Zeitraumes von acht Wochen bzw. fünf Monate für Be-
rufsanfänger. Ebenso wurde das Alter von 55 auf 57 Jahren erhöht, ab dem bis 
zum 60. Lebensjahr Leistungen gewährt werden. Für den verdienstabhängi-
gen Teil der Leistung wird für die Berechnung der durchschnittliche Verdienst 
der letzten 43 Wochen statt bisher der letzten 26 Wochen herangezogen, für 
Selbständige werden die Einkünfte der letzten 24 Monate der Beitragsentrich-
tung zugrunde gelegt. Die ausgezahlten Sätze wurden im Vergleich zu 1995 
angepasst, gleiches gilt für die Familienzulagen, wobei inzwischen die Sätze für 
die Arbeitslosenversicherung und -hilfe differenziert werden mit niedrigeren 
Leistungen bei der Arbeitslosenhilfe: Der Grundbetrag des Arbeitslosengeldes 
beträgt 21 € pro Tag,46 für die Arbeitslosenhilfe beträgt der volle Tagessatz 
20 €. Der volle Satz für die Arbeitslosenhilfe ist zu zahlen, wenn das Monats-
einkommen unter 252 € (Alleinstehende) bzw. 848 € (Verheiratete) liegt, 
bei Einkommen oberhalb dieser Grenzen verringert sich der Satz für Alleinste-

46Die Berechnung der Zuschläge erfolgt weiterhin gemäß den Erläuterungen für 1995. 
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hende um 75 Prozent, für Verheiratete um 50 Prozent. Für den Vergleich der 
Regelungen im Jahr 2000 zu 1995 lässt sich zusammenfassen, dass insgesamt 
eine Einschränkung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit stattfand. 

2.2.3 Krankheit - Geldleistungen 

Schon 1897 wurde per Gesetz eine freiwillige Krankenversicherung eingeführt, 
wobei sich der Staat nicht an der Finanzierung beteiligte.47 Weitaus wichtiger 
wurde dagegen das tariflich ausgehandelte Krankengeld, das vom Arbeitgeber 
zu entrichten war. In den späten fünfziger Jahren waren fast 65 Prozent der 
Arbeitnehmer erfasst, die Leistungen wiesen allerdings erhebliche Mängel auf, 
wie z.B. die kurze Zeitspanne, für die Zahlungen gewährt wurden. Auf Druck 
der politischen Linken führte Finnland dann als letztes Land in Europa 1963 
die obligatorische nationale Krankenversicherung per Gesetz ein, wodurch der 
Deckungsgrad auf ein sehr hohes Niveau anstieg. Diese späte Einführung kann 
nach Kangas (1992: 28) auf den hohen Einfluss der Agrarpartei auf die Entwick-
lung des finnischen Wohlfahrtsstaates zurückgeführt werden. Berechtigt zum 
Bezug des Krankengeldes sind alle Einwohner von 16 bis 64 Jahren, wobei 
keine Versicherungspflichtgrenze existiert. Finanziert wird die Krankenversi-
cherung über Beiträge und Beteiligung des Staates. Von der Rezession Anfang 
der neunziger Jahre war auch die Regelung des Krankengeldes betroffen: 1992 
wurden die verdienstabhängigen Leistungen gekürzt, weitere Kürzungen und 
eine Verlängerung der Wartezeit erfolgte 1993. 

Damit lassen sich für 1995 die folgenden Regelungen feststellen. Der Beitrag 
zur Krankenversicherung beträgt 1,9 Prozent des zu versteuernden Einkom-
mens bis 13.455 € sowie 3,8 Prozent des über diese Grenze hinausgehenden 
zu versteuernden Einkommens zuzüglich drei Prozent des Renteneinkommens. 
Die Arbeitgeber entrichten in der Privatwirtschaft 1,6 Prozent der Lohnsumme, 
im staatlichen Sektor sind dies 2,85 Prozent und die Kirche muss als Arbeit-
geber 7,85 Prozent der Lohnsumme entrichten. Die staatliche Beteiligung von 
13 Prozent an den Kosten für die Tagegelder wurde 1995 und 1996 vorüberge-
hend ausgesetzt. Zur Deckung von Defiziten wird ein jährlicher Staatszuschuss 
gewährt. Um Krankengeld beziehen zu können, müssen neun Karenztage (oh-
ne Sonntage) nach Ausbruch der Krankheit verstrichen sein. Eine gesetzlich 

47Zu diesem Kapitel vgl. z.B. Kangas (1992) oder Ploug (1999). 
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geregelte Lohnfortzahlung gibt es nicht. Die Höhe der Leistungen ist nach der 
Höhe der jährlichen Einkommen in sechs Stufen gestaffelt,48 bestehend aus je-
weils einem Grundbetrag und einem Prozentsatz des konkreten Einkommens. 
Die Leistungen können höchstens 300 Tage in zwei Jahren (ohne Sonntage) 
empfangen werden, wenn es sich um dieselbe Krankheit handelt. 1996 erfolg-
ten Kürzungen beim Krankengeld, der verdienstabhängige Teil wurde nur noch 
an die gezahlt, die mehr als 841 € im Jahr verdienen, die Geringverdiener mit 
einem Einkommen unter 841 € haben erst nach 60 anstatt nach neun Tagen 
Krankheit Anspruch auf eine pauschale, bedarfsabhängige Leistung. 

2000 gibt es also nur noch vier Stufen anstatt sechs wie 1995, wobei die 
unterste für Einkommen unter 908 € eben erst nach 60 Tagen aufgrund eines 
Bedürftigkeitsnachweises gewährt werden kann. Hinsichtlich der Beitragszah-
lungen wurde der Prozentsatz für die Versicherten auf 1,5 Prozent des zu ver-
steuernden Einkommens zuzüglich 1,7 Prozent der Rentenzahlungen gesenkt. 
Ebenfalls wurde der Anteil für die Kirche auf 1,6 Prozent gesenkt.49 Der Staat 
trägt die Aufwendungen für die Mindesttagegelder und deckt weiterhin even-
tuelle Defizite. So deckte der Staat im Jahr 2000 16 Prozent der Ausgaben für 
Geldleistungen bei Mutterschaft und Krankheit. 

2.2.4 Invalidität 

Eine gesetzliche Regelung von Leistungen bei Invalidität erfolgte erstmals 1913. 
Sie wurde für verschiedene Gruppen vor allem Ende der fünfziger und sechziger 
Jahre vorangetrieben. Die lnvaliditätsrenten gehören zum Rentensystem, das 
sich aus einer staatlichen Mindestrente (Volksrente) und einem Erwerbsrenten-
system zusammensetzt. Die Volksrente wird durch Beiträge und Beteiligung 
des Staates finanziert, die Rente nach Erwerbstätigkeit über Beiträge, wobei 
sich der Staat allerdings an den Rentensystemen für Landwirte und Selbständi-
ge beteiligt. Die genannten Beiträge sind in einem pauschalen Rentenbeitrag 
enthalten (also zusammen mit den Kategorien Alter/Hinterbliebene). Wenn 
die Arbeitsfähigkeit eines Versicherten um drei Fünftel durch Krankheit ver-
ringert ist und dieser Zustand mindestens ein Jahr so bleiben wird, besteht 
Anrecht auf die entsprechenden Leistungen. Weiterhin können Versicherte ab 

48 Zu den genauen Beträgen siehe MISSOC (1996). 
49Dabei gibt es keine Beitragsbemessungsgrenze mehr. 
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58 Jahren, die aufgrund ihrer bislang geleisteten Arbeit nicht mehr in der Lage 
sind, ihre Tätigkeit auszuüben, eine individuell vorgezogene Rente beantragen. 
Die Volksrente ist auf alle Einwohner zwischen 16 und 65 Jahren anwendbar 
(ohne einen festgelegten Mindestsatz der Erwerbsunfähigkeit), die Erwerbs-
rente ist nur für versicherte Arbeitnehmer und Selbständige zwischen 14 und 
65 Jahren gedacht. Die Erwerbsrente gliedert sich in die Erwerbsunfähigkeits-
rente (höchstens zwei Fünftel Arbeitsfähigkeit), die Rente bei teilweiser Er-
werbsunfähigkeit (höchstens drei Fünftel Arbeitsfähigkeit) und die individuell 
vorgezogene Rente ohne Mindestsatz der Erwerbsunfähigkeit. Volksrente und 
Erwerbsrente werden ab Einstellung der Krankengeldzahlungen gewährt, so-
lange die Voraussetzungen erfüllt sind. Für den Empfang der Volksrente muss 
nach dem 16. Lebensjahr mindestens drei Jahre lang der ständige Wohnsitz 
in Finnland gewesen sein, für die Erwerbsrente ist eine Wartezeit von einem 
Monat für Arbeitnehmer und vier Monaten für Selbständige zu erfüllen. Die 
Volksrente wird als Pauschalbetrag gezahlt, der z.B. durch Pflegegeld oder 
Wohngeld aufgestockt werden kann. Die Erwerbsunfähigkeitsrente und die in-
dividuell vorgezogene Rente entsprechen der vollen Höhe der zu erwartenden 
Altersrente, die Rente bei teilweiser Erwerbsunfähigkeit ist halb so hoch wie die 
Rente bei voller Erwerbsunfähigkeit. Das Nachgehen einer Erwerbstätigkeit ist 
innerhalb gewisser Grenzen gestattet, ist das Einkommen allerdings zu hoch, 
kann die Rente ab bestimmten Grenzen teilweise gekürzt bzw. gestrichen wer-
den. Zusätzlich zur Volksrente besteht Anspruch auf Rehabilitationshilfe, wenn 
Maßnahmen zur Rehabilitation erforderlich sind. Die empfangenen Leistungen 
müssen prinzipiell voll versteuert werden, allerdings gibt es Freibeträge. 50 Die 
Erwerbsrente kann mit einer Rente bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten 
kombiniert werden, allerdings wird die Zulage zum Grundbetrag dann gekürzt. 
1995 beträgt der Grundbetrag der Volksrente 75 € pro Monat, die allerdings 
noch durch Zulagen ergänzt wird, so dass die Volksrente zwischen 282 € und 
350 € pro Monat liegt, abzüglich 50 Prozent der Erwerbsrente. Das Pflegegeld 
wird in drei Kategorien zu 47 €, 116 € bzw. 232 € gezahlt. Für die Volksren-
te entrichtet der Versicherte 0,55 Prozent des zu versteuernden Einkommens 
und ein Prozent des Renteneinkommens. Diese Arbeitnehmerbeiträge wurden 
allerdings 1996 abgeschafft. Der Arbeitgeber entrichtet 2,4, 4 oder 4,9 Prozent 
der Lohnsumme, abhängig von Höhe und Zusammensetzung des Lohnes. Für 

50So bleibt die Volksrente steuerfrei, soweit keine anderen Einkünfte erzielt werden. 
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die Volksrente werden ein jährlicher Staatszuschuss zur Deckung von Defiziten 
sowie einige spezielle Beihilfen gewährt. Die Erwerbsrente wird finanziert durch 
die Beiträge der Arbeitgeber, die 16,2 Prozent für die Privatwirtschaft, 21,8 
Prozent für lokale Behörden, 19,35 Prozent für den Staat und 27 Prozent für 
die Kirche betragen. Die Arbeitnehmer entrichten 4 Prozent des Erwerbsein-
kommens, Landwirte und Selbständige 20,2 Prozent, eine Bemessungsgrenze 
existiert nicht. Die lokalen Behörden tragen 1995 43 Prozent des Wohngelds 
für Rentenempfänger und 45 Prozent der Zulage zum Grundbetrag der Volks-
rente. Die Erwerbsrente der Arbeitnehmer wird nicht staatlich unterstützt, für 
die Sicherung der Selbständigen und Landwirte wird ein staatlicher Zuschuss 
zur Deckung von Defiziten gewährt. Die langfristige Finanzierung der Volks-
rente erfolgt über das Umlageverfahren, wohingegen die Erwerbsrente durch 
ein Mischsystem aus Umlage- und Kapitaldeckungsverfahren finanziert wird. 

Bis zum Jahr 2000 wurde die Gesetzgebung noch auf weitere Berufsgrup-
pen ausgeweitet (z.B. 1998 für Artisten). Die individuell vorgezogene Rente 
wird 2000 erst ab 60 anstatt ab 58 gewährt. Für den Bezug der Erwerbsrente 
wurde die Wartezeit von einem Monat für Arbeitnehmer abgeschafft. Die Er-
werbsunfähigkeitsrente wird in Höhe des Rentenanspruchs von 1,5 Prozent pro 
Versicherungsjahr bzw. bei zugerechneten Jahren von 1,5 Prozent pro Jahr bis 
zum Alter von 50 Jahren, 1,2 Prozent für das Alter von 50 bis 59 Jahren und 
0,8 Prozent nach dem 60. Lebensjahr gewährt. Der volle Satz für die Volks-
rente liegt 2000 zwischen 375 € und 447 €, abhängig von Familienstand und 
der Gemeinde. Die drei Kategorien des Pflegegeldes für Rentner betragen 48 
€, 119 € bzw. 238 € pro Monat. Die Arbeitgeberbeiträge zur Volksren-
te sind inzwischen noch mehr aufgegliedert: Arbeitgeber der Privatwirtschaft 
entrichten 2, 4 oder 4,9 Prozent der Lohnsumme, lokale Gemeinden und Kir-
chen 3,15 Prozent und der Staat 3,95 Prozent. Für die Rente aufgrund von 
Erwerbstätigkeit entrichten Arbeitgeber der Privatwirtschaft im Durchschnitt 
16,6 Prozent, lokale Behörden 22,2 Prozent, der Staat 19,0 Prozent und die 
Kirche 27,0 Prozent. Die Arbeitnehmer beteiligen sich mit 4,5 Prozent des 
Erwerbseinkommens, Landwirte und Selbständige mit 21,0 Prozent. 

Eine weitere Leistung bei Invalidität ist das lnvaliditätsgeld (Vammaistu-
ki) für Nichtrentenempfänger. Dieses wird für Personen im Alter von 16 bis 64 
gewährt, die keine Rentenempfänger sind, aber deren Gesundheit durch Krank-
heit oder Verletzung beeinträchtigt ist. Dieses besondere lnvaliditätsgeld dient 
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dem Ausgleich für Härten, notwendige Dienste usw. Die Leistungshöhe orien-
tiert sich allein am Grad der Behinderung. 199651 werden 70 €, 163 € oder 
302 € pro Monat gewährt, 2000 betragen die entsprechenden Stufen 71 €, 
167 € oder 309 €. 

2.2.5 Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

Das erste Gesetz zur Unfallversicherung von 1895 orientierte sich weitgehend 
am deutschen Modell. 52 Das momentan gültige Arbeitsunfallversicherungsge-
setz stammt aus dem Jahre 1948. Es wurde mehrfach geändert, 1982 wurde ei-
ne umfangreiche Reform der Entschädigungsleistungen vorgenommen. Weitere 
Novellierungen folgten 1993, 1994 und 1997. Das Gesetz über Berufskrankhei-
ten wurde 1989 neu überarbeitet. Danach wird eine Krankheit als Berufskrank-
heit anerkannt, wenn sich nachweisen lässt, dass sie vorrangig auf die Arbeit 
zurückführbar ist. Die Regelungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
fallen unter das finnische Sozialversicherungssystem, auch wenn im Rahmen 
delegierender Gesetzgebung weitgehend private Unfallversicherungsgesellschaf-
ten zuständig sind. Die Leistungen sind für Arbeitnehmer und Landwirte sowie 
einige Studenten und Auszubildende gedacht, Selbständige können sich freiwil-
lig versichern lassen. Die Finanzierung erfolgt über risikoabhängige Versiche-
rungsprämien zu Lasten des Arbeitgebers, die 1995 durchschnittlich 1,2 und 
2000 1,4 Prozent der Lohn- und Gehaltssumme betragen. Der Staat ist ledig-
lich an der Unfallversicherung der Landwirte mit 33,8 Prozent 1995 und 32,95 
Prozent 2000 beteiligt. Als Arbeitsunfall wird ein Unfall während der Arbeit 
bezeichnet, der durch Umstände verursacht wird, die mit der Beschäftigung in 
Zusammenhang stehen, weiterhin sind Wegeunfälle gedeckt. Als Berufskrank-
heit wird eine Erkrankung anerkannt, wenn sie durch physikalische Faktoren, 
chemische Substanzen oder biologische Wirkstoffe ausgelöst wird und diese 
am Arbeitsplatz als Auslöser in Frage kommen. Normalerweise muss eine Er-
krankung innerhalb eines Jahres gemeldet werden. Leistungen bei vorläufi-
ger Erwerbsunfähigkeit werden maximal ein Jahr lang gewährt, wobei in den 
ersten vier Wochen das Tagegeld dem Krankengeld entspricht, danach dem 
360. Teil des Jahresverdienstes des Versicherten. Zum Empfang einer Rente 

51Daten für 1995 werden in MISSOC (1996) nicht aufgeführt. 
52 Zu diesem Kapitel vgl. z.B. Miettinen (1997). 
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bei dauerhafter Erwerbsunfähigkeit muss die Arbeitsfähigkeit um mindestens 
zehn Prozent und der Jahresverdienst um mindestens fünf Prozent verringert 
sein. Als Bemessungsgrundlage der Rente wird der Jahresverdienst herange-
zogen, der vermutlich ohne den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit erzielt 
worden wäre. Bei voller Erwerbsunfähigkeit wird eine Rente von 85 Prozent 
dieses Verdienstes gewährt, ab dem 51. Lebensjahr 70 Prozent. Bei teilweiser 
Erwerbsunfähigkeit wird der Satz der Vollrente proportional gekürzt. Ist Hilfe 
durch Dritte notwendig, wird 1995 eine Hilflosigkeitszulage von höchstens 19 
€ pro Tag gewährt, 2000 beträgt dieser Satz 21 €. Eine Kumulierung mit ei-
nem neuen Arbeitsverdienst ist möglich, bei Kumulierung mit anderen Renten 
oder Leistungen der sozialen Sicherung werden diese gekürzt. Außer bei der 
Beihilfe als Schadensausgleich für Beschwernisse und der Hilflosigkeitszulage 
müssen die Geldleistungen versteuert werden, es gelten für Renten die gleichen 
Freibeträge wie bei Invalidität. Im Todesfall können Witwen und Waisen mit 
einer (wenn auch geringeren) Rente rechnen. 

2.2.6 Mindestsicherung 

Die Mindestsicherung soll als letzte Hilfe greifen, wenn eine Person oder Fa-
milie nicht fähig ist, die notwendigen Lebenshaltungskosten zu decken.53 Das 
erste Gesetz zur Regelung der Mindestsicherung trat 1956 in Kraft. Die heuti-
ge Form des allgemeinen beitragsunabhängigen Minimums (Toimeentulotuki) 
wurde 1982 eingeführt. Prinzipiell handelt es sich hierbei um ein individuel-
les Recht, die Haushaltssituation wird aber als Ganzes berücksichtigt. Dieses 
allgemeine beitragsunabhängige Minimum wird unbegrenzt gewährt, als Be-
dingung zum Bezug muss der ständige Wohnsitz im Staatsgebiet liegen. Die 
Mindestsicherung ist lediglich eine Ergänzung zu anderen Unterhaltsbeihilfen 
und kommt nur zum Zuge, wenn diese nicht ausreichen. Die Festlegung der 
Höhe der Mindestsicherung erfolgt durch die Regierung. Dabei wird in zwei 
Kategorien unterteilt, die sich je nach Lebenshaltungskosten der Gemeinde, in 
der sich der Wohnsitz befindet, richtet. Als Haushaltseinheit für die Einkom-
mensberechnung dient der Antragsteller bzw. seine Familie. Mit einigen Aus-
nahmen wird das gesamte Arbeitseinkommen des Antragstellers bzw. seiner 

53 Zur Mindestsichenmg in Finnland vgl. z.B. Eardley et al. (1996b: 126f), Kazepov und 
Sabatinelli (2001), Ditch und Oldfield (1999), OECD (1998) oder Alestalo und Uusitalo 
(1986). 
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Tabelle 2.2: Der Grundbetrag und die gesetzlich festgelegten Relationen für 
weitere Personen, Finnland 

Basisbetrag B fi1r 338/325 € {1995} 
Alleinstehende 348/333 € {2000} 
Ehepartner 85% xB 
Kinder ab 18 73% xB (bei den Eltern lebend) 
Kinder 10-16 Jahre 70% xB 

Kinder unter 10 Jahren 
60% x B (1995) 
63% x B (2000) 

Quelle: MISSOC (1996, 2001) 

Familie angerechnet. Unterschieden wird in Alleinstehende, Verheiratete, Kin-
der ab 18 Jahren, die bei ihren Eltern leben, und kleinere Kinder. Die Höhe der 
Mindestsicherung setzt sich zusammen aus festen Beträgen für die jeweiligen 
„Familienbestandteile". Die Relationen zwischen dem gewährten Basisbetrag 
und den Beträgen für weitere Personen ist in Tabelle 2.2 für die Jahre 1995 
und 2000 dargestellt. 

Weiterhin können Zulagen für Wohnkosten, Kosten für die grundlegende 
medizinische Versorgung, für die Kindertagespflege oder andere unumgängli-
che Kosten gewährt werden. Finanziert wird die Mindestsicherung 1995 zu 
ca. 42 Prozent vom Staat und 58 Prozent von den Gemeinden. Ein Anstieg 
der Empfängerzahlen ging einher mit der Kürzung der Leistungen der Min-
destsicherung. 1996 wurde eine Reform durchgeführt, die zur Kürzung der 
Leistungen führte, die Reformen von 1997 sollten die Arbeitsanreize erhöhen. 
Seit Januar 1996 kann die Mindestsicherung bis zu zwanzig Prozent gekürzt 
werden, wenn der Empfänger einen Job oder eine Teilnahme an Arbeitsmarkt-
programmen ablehnt. Im Jahr 2000 liegt der staatliche Finanzierungsanteil bei 
24 Prozent und damit bedeutend niedriger als 1995. 

Neben diesem allgemeinen Minimum besteht für Haushalte mit niedrigen 
Einkommen Anspruch auf Wohngeld.54 Wohngeld ist einer von vier Aspekten 
zur Förderung des Wohnens. Weitere sind öffentliche Kredite, die Subventionie-
rung von Zinsen auf Kredite und Steuergutschriften auf Zinsen für Kredite. Seit 

54 Ausgenommen sind Studenten und Rentner, für die eigene Systeme zur Verfügung ste-
hen. 
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1941 wurde Wohngeld für Großfamilien mit niedrigem Einkommen gewährt. 
1962 wurde ein neues Wohngeldgesetz verabschiedet, wonach auch Familien 
mit zwei Kindern und niedrigem Einkommen Anspruch haben. Der Anspruch 
auf Wohngeld wurde 1975 noch weiter ausgeweitet. Dementsprechend stiegen 
die Ausgaben für Wohngeld stärker an. 

2.3 Frankreich 

2.3.1 Überblick 

Die Einführung von ersten Sozialversicherungen erfolgte in Frankreich Ende 
des 19. Jahrhunderts, allerdings waren diese zunächst freiwillig und wurden 
erst in den folgenden Jahrzehnten bzw. erst nach dem zweiten Weltkrieg zu 
obligatorischen Pflichtversicherungen. 55 

Der Begründer des modernen französischen Wohlfahrtsstaates von 1945, 
Pierre Laroque, brachte aus seiner in London verbrachten Kriegszeit Beve-
ridgesche Ideen mit und entwarf einen universellen Wohlfahrtsstaat, der alle 
Bürger einschließen sollte. Er wurde unterstützt von der damaligen Koaliti-
on von de Gaulle, der Kommunistischen und Sozialistischen Partei sowie den 
Christdemokraten, die allerdings schon 1946 zerbrach. Die vierte Republik von 
1946 bis 1958 wurde von den Christdemokraten dominiert. Diese sorgten dafür, 
dass Fragmentierung und Korporatismus Einzug hielten anstatt des einheit-
lich geplanten Ursprungskonzeptes. 1958 kam de Gaulle zurück an die Macht. 
In der fünften Republik stiegen unter de Gaulle die Ausgaben für Wohlfahrt, 
Initiativen erfolgten vor allem in den Bereichen der Gesundheitsvorsorge und 
der Arbeitslosenversicherung, sowie in der Neuorganisation der Verwaltung, 
durch die die Anzahl der Versicherungsträger reduziert und die Staatskontrol-
le verstärkt wurde. 

Heute weist Frankreich folgende Eigenschaften einer Bismarckschen So-
zialversicherung auf: Das Sozialversicherungsprinzip mit Beiträgen von Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern und Leistungen, die vom bisherigen Einkom-
men abhängen, sind sehr verbreitet. Das Sozialsystem geht (ursprünglich) vom 
männlichen Ernährer aus und ist fragmentiert (verschiedene „regimes"), es ist 

50Vgl. zu diesem Kapitel z.B. Alber (1987), Levy (2000), Theret (2002), Greiner (2000), 
Palier (1997). 
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relativ unabhängig vom Staat, da es von den Sozialpartnern paritätisch gere-
gelt wird. Diese Unabhängigkeit vom Staat ist allerdings eingeschränkt, da der 
Staat öfter massiv eingreift, z.B. durch Festlegung der Beitragssätze. Das Sozi-
alsystem wurde aber auch so angelegt, dass es den Beveridgeschen Prinzipien 
Universalismus und Einheitlichkeit genügt, die sich z.B. in den Familienbeihil-
fen widerspiegeln. 56 

Wie bereits erwähnt, ist das französische Sozialsystem sehr fragmentiert. 
In Frankreich existieren über 100 verschiedene Systeme (,,regimes"), die sich 
in vier Hauptgruppen gliedern lassen: das allgemeine System für die Mehr-
heit der Arbeitnehmer in Industrie und Handel, aber auch anderen Gruppen 
wie Studenten, Behinderte usw., die dem allgemeinen System angeschlossen 
wurden, die Sondersysteme, das für die Landwirtschaft zuständige System so-
wie das System für diejenigen, die weder Arbeitnehmer, noch in der Land-
wirtschaft tätig sind (z.B. Handwerker). Das allgemeine System unterteilt sich 
wiederum in vier Zweige: Krankheit (Krankheit, Gesundheitsversorgung, Inva-
lidität), Arbeitsunfälle, Familie (Mutterschaft und Familie) sowie Alter (Alter 
und Hinterbliebene). Die Arbeitslosigkeitsleistungen werden seit 1958 durch 
die Sozialpartner verwaltet, 1967 wurde eine staatliche Arbeitsverwaltung ge-
gründet. 

Eine Besonderheit des französischen Sozialsystems ist eine Abgabe mit dem 
rechtlichen Status einer Steuer: der allgemeine Sozialbeitrag (Contribution so-
ciale generalisee - CSG), der auf alle Einkommensarten57 erhoben wird und 
sogar höhere Einnahmen als die Gewerbesteuer erzielt. Dieser Sozialbeitrag 
wurde Anfang der neunziger Jahre eingeführt und von der Balladur-Regierung 
zum 1.7.1993 von 1,1 auf 2,4 Prozent angehoben, 1995 erfolgte eine Anhe-
bung auf 3,4 Prozent. Seit dem 1.1.1998 gilt für Erwerbseinkommen, Kapi-
talerträge und Einkommen aus Vermögen ein CSG-Satz von 7,5 Prozent, für 
Ersatzleistungen von 6,2 Prozent. Diese Beiträge werden wie folgt eingesetzt: 
1 Prozentpunkt zur Mitfinanzierung der Familienbeihilfe, 1,3 Prozentpunkte 
zur Mitfinanzierung der beitragsunabhängigen Leistungen im Alter und 4,1 
Prozentpunkte der Einnahmen aus Erwerbseinkommen, Kapitalerträgen und 

56Die These, dass es sich beim französischen Sozialsystem um eine Mischung Bismarckscher 
und Beveridgescher Elemente handelt, wird z.B. in Theret (2002) oder Levy (2000) näher 
erläutert. 

57Es fallen darunter auch alle Ersatzleistungen (z.B. Altersrenten, Krankengeld) sowie 
Kapitalerträge und Einkommen aus Vermögen. 
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Einkommen aus Vermögen sowie 3,8 Prozentpunkte der Einnahmen aus Er-
satzleistungen dienen zur Finanzierung der Grundsysteme der Krankenversi-
cherung. Damit konnten die Arbeitnehmerbeiträge zur Krankenversicherung 
praktisch auf Null gesenkt werden. 

2.3.2 Arbeitslosigkeit 

Die Absicherung bei Arbeitslosigkeit wurde zwar schon 1905 erstmals geregelt, 
allerdings handelte es sich dabei um eine freiwillige Versicherung.58 1945 wurde 
nach dem Krieg zunächst keine Notwendigkeit der Regelung von Arbeitslosig-
keitsleistungen gesehen, da ein Arbeitskräftemangel herrschte. 1958 wurde die 
Arbeitslosenversicherung durch eine Vereinbarung zwischen den Sozialpartnern 
geschaffen, 1967 folgte die Gründung der „Agence Nationale pour l'Emploi" 
(ANPE), also der staatlichen französischen Arbeitsverwaltung. In den achtziger 
Jahren bestand das Hauptproblem in der Vielfalt der verschiedenen Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung. Daher wurden 1992 Reformen durch eine Verein-
barung zwischen den Arbeitgebern und Arbeitnehmern durchgeführt, die die 
Übersichtlichkeit der Leistungen wieder verbesserten. Die Leistungen bei Ar-
beitslosigkeit unterteilen sich heute in die Zweige der Arbeitslosenversicherung 
und der Arbeitslosenhilfe. Die Arbeitslosenversicherung schließt alle Arbeit-
nehmer mit ein, die Arbeitslosenhilfe Arbeitslose, die keinen Anspruch mehr 
auf Versicherungsleistungen haben, sowie diverse Sonderkategorien. Auch in 
Frankreich machte sich die schlechte wirtschaftliche Lage Anfang der neunziger 
Jahre bemerkbar: Es wurden Rekordzahlen für die Arbeitslosigkeit verzeichnet, 
so dass die Leistungen bei Arbeitslosigkeit reduziert wurden, eine Wartezeit 
eingeführt wurde und die Beitragssätze für die Arbeitslosenversicherung ange-
hoben wurden. 

Die Situation stellt sich 1994 wie folgt dar. Der Arbeitgeber zahlt 1994 
4,18 Prozent Beiträge, der Arbeitnehmer bei einem monatlichen Einkommen 
bis 1.991 € 2,42 Prozent und bei einem höheren Einkommen bis 7.830 € 2,97 
Prozent. Der Staat zahlt einen Pauschalzuschuss. Die Grundvoraussetzungen 
zum Empfang von Arbeitslosengeld bei Vollarbeitslosigkeit sind, dass der Ar-
beitsplatz nicht freiwillig aufgegeben wurde, keine Saisonarbeitslosigkeit vor-

58 Zu Arbeitslosigkeitsleistw1gen in Frankreich vgl. z.B. Palier (2000), Greiner (2000) oder 
Daly (1997). Die Ursprünge der Arbeitslosenversicherung werden in Alber (1987) erläutert. 
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liegt, Arbeitsfähigkeit und aktive Arbeitssuche (schließt die Meldung als Ar-
beitsloser ein) vorliegt und der Arbeitslose unter 60 Jahren alt ist. Für den 
Empfang von Arbeitslosengeld muss vier Monate Versicherungsmitgliedschaft 
innerhalb der letzten acht Monate vorliegen. Für das Arbeitslosengeld gilt 
keine Einkommensbedingung, die Arbeitslosenhilfe dagegen ist bedürftigkeits-
geprüft. Die Karenzzeit für das Arbeitslosengeld setzt sich zusammen aus der 
Wartezeit für bezahlten Urlaub, acht Karenztagen sowie einer Wartezeit, wenn 
der Anspruch direkt im Anschluss an die Auflösung eines Arbeitsverhältnis-
ses erfolgt und dabei eine Entschädigung über der gesetzlich vorgeschriebenen 
gezahlt wurde. Das Arbeitslosengeld kann zwischen vier und sechzig Monaten 
gezahlt werden, je nach Mitgliedsdauer und Alter. Die Arbeitslosenhilfe wird 
für Langzeitarbeitslose halbjährlich mit unbestimmter Dauer gewährt, für die 
Empfänger aus den Sonderkategorien wird sie höchstens ein Jahr gezahlt. Der 
Bezugslohn für die Arbeitslosenversicherung ist das beitragspflichtige Entgelt 
während der letzten zwölf Monate. Davon werden 75 Prozent bis zum Vierfa-
chen der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze für die soziale Sicherheit von 
7.830 € eingerechnet. Bei einer Versicherungszeit von mindestens sechs Mo-
naten beträgt der volle Satz 40,4 Prozent des Tageslohns plus 8,43 € pro Tag 
oder 57,4 Prozent des Tageslohns, dabei wird die günstigste Lösung gewählt. 
Der tägliche Mindestbetrag ist 20,39 €. Dieser volle Satz wird alle vier Monate 
gemindert, eine Mindestleistung von 13 € pro Tag wird aber garantiert, für 
Personen ab 52 Jahren liegt dieser Satz unter Umständen höher. Liegt die Ver-
sicherungszeit zwischen vier und sechs Monaten, wird der volle Satz abzüglich 
25 Prozent gewährt. Im Rahmen der Arbeitslosenhilfe wird für Langzeitar-
beitslose 11,28 € pro Tag gewährt und 16,21 € für Personen über 55, die 
bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Die Eingliederungshilfe für Jugendliebe 
ist mit 6,66 € pro Tag niedriger. Ab 57 Jahren kann eine Frührente angetreten 
werden. Teilarbeitslosigkeit liegt vor, wenn die normale Arbeitszeit auf weniger 
als die gesetzliche Dauer aus wirtschaftlichen, unfallbedingten oder technischen 
Gründen gekürzt ist. Darunter fällt keine saisonbedingte Arbeitslosigkeit oder 
direkte Arbeitslosigkeit infolge eines Streiks. Bei Teilarbeitslosigkeit zahlt der 
Arbeitgeber 50 Prozent des Bruttostundenlohns mit einem Mindestbetrag von 
4,42 €, der Staat erstattet 3,35 € pro Stunde an den Arbeitgeber. Arbeitslo-
sengeld und Arbeitslosenhilfe dürfen nicht mit Geldleistungen der Krankenver-
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sicherung kumuliert werden. Die Leistungen sind nach Abzug von zehn oder 
zwanzig Prozent steuerpflichtig. 

Eine neue gesetzliche Grundlage für die Arbeitslosenhilfe (regime de solida-
rite) wurde am 1.1.1997 geschaffen. Für Beamte wurde ein Solidaritätsbeitrag 
(contribution de solidarite) von einem Prozent eingeführt. Die Beitragssätze für 
die zwei unterschiedenen Lohngruppen im Jahr 2000 (bis 2.241 € bzw. 2.241 
€ bis 8.964 €), die jeweils als Bemessungsgrenze dienen, wurden seit 1994 
beide gesenkt auf 2,21 Prozent bzw. 2,71 Prozent für Arbeitnehmer und 3,97 
Prozent für die Arbeitgeber. Die monatliche Bemessungsgrenze für die soziale 
Sicherheit, die der Berechnung des Bezugslohns für die Arbeitslosenversiche-
rung zugrunde liegt, ist 2000 bei 8.964 €. Der pauschale Zuschlag zu den 40,4 
Prozent des bisherigen Tageseinkommens wurde auf 9,26 €, der Mindestbetrag 
auf 22,86 € erhöht, nach der Minderung des vollen Satzes (alle vier Monate) 
beträgt die garantierte Mindestleistung noch 16,38 €. Ebenso wurden die Sätze 
für die Arbeitslosenhilfe angepasst: 12,82 € pro Tag für Langzeitarbeitslose, 
18,41 € für Personen über 55 Jahren und 9,03 € Eingliederungshilfe. Die 
Zuschüsse des Staates zu Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit wurden auf 2,44 
€ pro Stunde gekürzt. Im Vergleich mit 1994 lässt sich also insgesamt feststel-
len, dass keine grundsätzlichen Veränderungen durchgeführt wurden und eine 
Beitragsentlastung der Arbeitnehmer und Arbeitgeber stattfand, dafür aber 
eine Zusatzbelastung der Beamten erfolgte. 

2.3.3 Krankheit - Geldleistungen 

Das erste Gesetz zu Geldleistungen bei Krankheit wurde 1930 verabschiedet.59 

Weitere grundlegende Gesetze stammen von 1945, 1992 und 1993. Die Fi-
nanzierung erfolgt über einen globalen Beitrag für Krankheit, Mutterschaft, 
Invalidität und Tod von 1994 19,6 Prozent. Dabei werden 6,8 Prozent von den 
Arbeitnehmern und 12,8 Prozent von den Arbeitgebern geleistet. Es gibt keine 
Bemessungsgrenze. Weitere Beiträge werden auf die Renten der Sozialversiche-
rung (1,4 Prozent), Ergänzungsrenten (2,4 Prozent) und Vorruhestandsrenten 
(5,9 Prozent) sowie von 15 Prozent auf Prämien der Kfz-Versicherung erhoben. 
Weitere Einnahmen kommen aus der Alkoholsteuer auf alle alkoholischen Ge-
tränke mit mehr als 25 Volumenprozent (0,13 € pro de!.), aus einer Abgabe 

59Zu Geldleistungen bei Krankheit in Frankreich siehe z.B. Levy (2000). 
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bei Werbung für Pharmaprodukte (9 Prozent des Werbeumsatzes), einem vom 
Umsatz dieser Waren abhängigen Sonderbeitrag, der durch die Großhändler 
zu entrichten ist, und einer Abgabe von 1,4 Prozent auf Arbeitslosigkeitsleis-
tungen, die das gesetzliche Mindesteinkommen überschreiten. Der Staat betei-
ligt sich nicht an der Finanzierung. Die Gesetze finden ihre Anwendung auf 
alle Arbeitnehmer und diesen gleichgestellten Personen. Eine Versicherungs-
pflichtgrenze existiert nicht. Ein Anspruch auf diese Leistungen wird durch 
den Nachweis einer bestimmten Anzahl von so genannten gesetzlichen Min-
deststundenlöhnen (SMIC) erworben. Es ist eine Karenzzeit von drei Tagen 
vorgesehen. Das Krankengeld kann grundsätzlich für zwölf Monate innerhalb 
eines Zeitraumes von drei aufeinander folgenden Jahren gewährt werden (36 
Monate bei langwieriger Krankheit). Es beträgt 50 Prozent des täglichen Ein-
kommens bis zu 32,42 €, bei Berechtigten mit drei Kindern erhöht sich der 
Satz auf 66,66 Prozent bis zu 43,23 € ab dem 31. Tag, bei langwieriger Krank-
heit ist die Mindestleistung nach dem siebten Monat 1/365 der Mindestinvali-
denrente. Die Lohnfortzahlung ist nicht gesetzlich geregelt, sondern richtet sich 
nach Tarifverträgen. Die empfangenen Leistungen sind steuerpflichtig nach Ab-
zug eines Steuerfreibetrags von zehn bzw. zwanzig Prozent. Bei langwieriger 
Krankheit besteht die Möglichkeit einer Steuerbefreiung. Die Besteuerung er-
folgt bei Überschreitung von bestimmten jährlichen Nettoeinkommensgrenzen. 

Der gemeinsame Beitrag für Sach- und Geldleistungen bei Krankheit, Mut-
terschaft, Invalidität und Tod liegt im Jahr 2000 bei 13,55 Prozent, was auf 
eine Senkung des Beitrages für Arbeitnehmer auf 0, 75 Prozent zurückzuführen 
ist.60 Die Höchstsätze für das Krankengeld liegen 2000 bei 37,35 € pro Tag, 
für Bezieher mit mindestens drei Kindern bei 49,8 €. So haben sich bezüglich 
des Krankengeldes bis auf die drastische Beitragssenkung für die Arbeitnehmer 
im Vergleich zu 1994 keine grundsätzlichen Veränderungen ergeben. 

2.3.4 Invalidität 

Das erste Gesetz zur Hilfe bei Invalidität wurde im Jahr 1930 beschlossen.61 

Nach dem zweiten Weltkrieg wurden in den Jahren 1945, 1960, 1961, 1992 
und 1993 wichtige weitere gesetzliche Regelungen getroffen. Der Beitrag, aus 

60Siehe dazu die Ausführungen in Kapitel 2.3.1 zum CSG, dessen Einführung diese Bei-
tragssenkung ermöglichte. 

61 Zu den Leistungen bei Invalidität siehe z.B. Daly (1997). 
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dem die lnvaliditätsrenten finanziert werden, ist in den Beiträgen zu den Leis-
tungen bei Krankheit enthalten. Als Invalider wird jemand bezeichnet, der 
wegen Krankheit in einem beliebigen Beruf nicht mehr als ein Drittel der nor-
malen Einkünfte erzielen kann, die eine Person der gleichen Kategorie bzw. des 
gleichen Ausbildungsstandes in der gleichen Region erzielt. Unterschieden wird 
in verminderte Erwerbsfähigkeit (Kategorie 1), Erwerbsunfähigkeit (Kategorie 
2) sowie Erwerbsunfähigkeit und Pflegebedürftigkeit (Kategorie 3). Anwen-
dung finden die Regelungen für Arbeitnehmer und diesen Gleichgestellten. Im 
Alter von 60 Jahren wird die Rente durch eine Altersrente ersetzt. Um Leis-
tungen beziehen zu können, muss der Betroffene für mindestens 12 Monate vor 
dem ersten Tag des Monats der Arbeitsunterbrechung regelmäßig versichert ge-
wesen sein. Es muss ein Nachweis von Beitragszahlungen für mindestens 2030 
Mindeststundenlöhne (SMIC) im Laufe der zwölf Monate vor dem Eintritt des 
Versicherungsfalls erbracht werden, davon 1015 in den ersten sechs Monaten 
oder der Nachweis von 800 Arbeitsstunden in den letzten zwölf Monaten, da-
von 200 Stunden in den ersten drei Monaten. Die Höhe der Rente hängt davon 
ab, welche Kategorie vorliegt: Grundlage ist für Kategorie 1 und 2 jeweils das 
mittlere Jahreseinkommen der zehn besten Versicherungsjahre; für Kategorie 1 
wird davon dreißig, für Kategorie 2 fünfzig Prozent als Rente gezahlt. Die dritte 
Kategorie bemisst sich als Rente der zweiten Gruppe zuzüglich vierzig Prozent 
Aufschlag. Die Jahreseinkommensgrenze liegt 1994 bei 23.489 €. Nach Abzug 
eines Steuerfreibetrags von zehn Prozent bzw. zwanzig Prozent ist die Invali-
ditätsrente steuerpflichtig, wobei gewisse Mindestbeträge sowie der Zuschlag 
für Pflege durch Dritte steuerbefreit sind. Es ist möglich, die Invaliditätsrente 
mit einer Rente bei Arbeitsunfall oder Berufskrankheit zu kumulieren bis zum 
Niveau des durchschnittlichen Lohns eines Arbeitnehmers der gleichen Kate-
gorie. Im Jahr 2000 lassen sich im Vergleich zu 1994 wenig Veränderungen 
feststellen. Die Bemessungsgrenze für das Jahreseinkommen liegt bei 26.892 
€. Die Berechnung der Renten erfolgt nach dem gleichen Schema wie 1994. 

Eine weitere Hilfe bei Invalidität ist die Leistung an behinderte Erwachse-
ne (allocation aux adultes handicapes, A.A.H.). Bezugsberechtigt sind Perso-
nen über zwanzig Jahren, die zu mindestens 80 Prozent dauerbehindert sind 
oder aufgrund ihrer Behinderung als arbeitsunfähig anerkannt sind und deren 
Einkünfte nicht eine bestimmte Grenze überschreiten. Die Leistung beträgt 
1994 486,86 € bzw. 2000 545,13 € im Monat. Es werden sowohl die Einkünf-
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te des Empfängers als auch seines Ehegatten oder Lebenspartners berücksich-
tigt. Die Finanzierung erfolgt durch den Staat. Diese Leistung kann auch von 
Personen bezogen werden, die keine Beiträge bezahlt haben. 

Weiterhin wird eine Sondererziehungsbeihilfe für Behinderte mit einem Be-
hinderungsgrad von mindestens fünfzig Prozent bis zum vollendeten 20. Le-

bensjahr gewährt. Diese beträgt 1994 100 € bzw. 2000 105 € pro Monat. 
Weitere Zuschläge werden gewährt, wenn eine Betreuung in besonderen Insti-
tutionen notwendig ist: Die erste Kategorie erfordert keine ständige Dritthilfe, 
aber Ausgaben in Höhe des Zuschlagsbetrags von 75 € bzw. 79 €, die zweite 
Kategorie beinhaltet ständige Dritthilfe bzw. Ausgaben in Höhe des Zuschlags-
bedarfs von 225 € bzw. 237 €. Die dritte Kategorie betrifft Schwerbehinderte, 
die dauernde und hoch qualifizierte Hilfe benötigen. Hier ist weiterhin gefor-
dert, dass ein Elternteil die berufliche Tätigkeit aufgeben musste bzw. eine 
dritte Person herangezogen werden muss. Die Leistung der dritten Kategorie 
beträgt 813 € bzw. 877 €. 

2.3.5 Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

1898 wurde erstmals ein Gesetz zur Sicherung bei Arbeitsunfällen beschlos-
sen. 62 Diese Regelungen wurden nach und nach auf die Hauptsektoren der 
unselbständigen Erwerbstätigkeit ausgedehnt und 1919 folgte dann eine Aus-
weitung auf Berufskrankheiten. Ein weiterer Meilenstein der Absicherung bei 
Berufskrankheiten und Arbeitsunfällen folgte in Form des Gesetzes über „die 
Prävention von und den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Berufskrank-
heiten" von 1946. Seither stand nicht allein die Haftung des Arbeitgebers 
im Vordergrund, sondern Arbeitsunfälle wurden als soziales Risiko mit glei-
chem Stellenwert wie gewöhnliche Krankheiten betrachtet. Daher unterliegt 
die Verwaltung dieses Sicherungszweiges mit wenigen Ausnahmen den Stellen 
der sozialen Sicherung, wobei die Beiträge zur Finanzierung der Leistungen 
ausschließlich durch den Arbeitgeber geleistet werden mit einem durchschnitt-
lichen Beitrag von 2,3 Prozent. Die Beiträge variieren je nach tariflichen Be-
stimmungen, abhängig von der Zahl der Beschäftigten oder dem Risikograd. 
Der Staat beteiligt sich an der Finanzierung nicht. Die langfristige Finanzie-
rung erfolgt über ein Umlagesystem. Unter den Schutz dieser Gesetze fallen 

62Vgl. zu diesem Kapitel z.B. Evrard (1997). 
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Personen, die für einen oder auch mehrere Arbeitgeber arbeiten. Gedeckt sind 
alle Unfälle im Zusammenhang mit der Beschäftigung, ebenso eingeschlossen 
sind Wegeunfälle. Als Berufskrankheiten werden Krankheiten anerkannt, die 
in den 93 Verzeichnissen mit Berufskrankheiten im Anhang zum 4. Buch des 
Gesetzes über die Soziale Sicherheit aufgeführt sind. Dort sind auch nähere Be-
stimmungen zu Mindesteinwirkungsdauer der Krankheitsursachen und Fristen 
für die Feststellung der Krankheit enthalten. Die Krankheit muss innerhalb 
von zwei Jahren gemeldet werden. Als Berechnungsgrundlage wird 1/30 des 
vorherigen Entgelts verwendet, wenn dieses monatlich ausgezahlt wurde, bzw. 
1/28 der zwei vorherigen Entgelte, wenn das Entgelt jede Woche oder alle zwei 
Wochen ausgezahlt wurde, und zwar bis zur Obergrenze von 0,834 Prozent der 
jährlichen Beitragsbemessungsgrenze. Die Leistung entspricht 60 Prozent des 
Grundlohns und ist auf 120,65 € 1994 bzw. 134,57 € im Jahr 2000 für 28 
Tage der Arbeitsunfähigkeit begrenzt. Danach erhöht sich der Betrag auf acht-
zig Prozent des Grundlohns in Höhe von 154,77 € bzw. 179,33 €. Bei einem 
Krankenhausaufenthalt erfolgt keine Kürzung. Bei dauernder Erwerbsunfähig-
keit wird zur Rentenberechnung der tatsächliche Jahresarbeitsverdienst der 
letzten zwölf Monate vor der Einstellung der Arbeit herangezogen. Der Min-
destbetrag ist 1994 mit 13.455,33 € bzw. 14.525,10 € im Jahr 2000, der 
Höchstbetrag ist mit 107.642,65 € bzw. 29.050,21 € pro Jahr festgelegt, was 
einer starken Kürzung des Höchstbetrages für das Jahr 2000 im Vergleich zu 
1994 entspricht. Je nach Minderungsgrad der Erwerbsunfähigkeit wird davon 
ein Anteil als Rente gezahlt. Für die Pflege durch Dritte kann ein Zuschlag von 
vierzig Prozent der Jahresrente bei einem Mindestbetrag von 9.752,14 € bzw. 
10.527,48 € gewährt werden. Im Todesfall wird hinterbliebenen Ehegatten 
und Kindern eine reduzierte Rente ausbezahlt. Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sind nicht steuerpflichtig. 1999 traten Bestimmungen in 
Kraft, die das vorzeitige Ausscheiden von asbestgeschädigten Arbeitnehmern 
aus dem Berufsleben regeln. Sie können jetzt im Alter zwischen fünfzig und 
sechzig Jahren aus dem Beruf ausscheiden, wenn sie an einer durch Asbest her-
vorgerufenen Berufskrankheit leiden. Die Liste der Berufskrankheiten wurde 
bis 2000 auf 98 ausgeweitet. 
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2.3.6 Mindestsicherung 

Ein allgemeines beitragsunabhängiges Minimum wurde erst 1988 in Form des 
RMI (Revenu Minimum d'Insertion) eingeführt.63 Der RMI wurde ins Leben 
gerufen, als erkannt wurde, dass die Sozialversicherungsleistungen ( u.a. wegen 
zu hoher Arbeitslosigkeit) nicht allein ausreichen. Durch diese Leistung sollen 
jedem Einzelnen Mindesteinkünfte zum Bestreiten grundlegender Bedürfnis-
se zukommen und die soziale und berufliche Eingliederung von Mittellosen 
gefördert werden. Die Mindestsicherung ist auf drei Monate befristet, kann 
aber verlängert werden von drei Monaten bis zu einem Jahr. Berechtigt zum 
Bezug sind Staatsangehörige und in Frankreich wohnhafte Ausländer, die die 
Dauerhaftigkeit ihres Aufenthaltes belegen müssen. Wenn die Gesamtdauer des 
Aufenthaltes im Ausland drei Monate pro Kalenderjahr übersteigt, führt dies 
zum Wegfall der Leistung. Die Mindestsicherung kann ab 25 Jahren gewährt 
werden, allerdings kann auch unter 25 bei Schwangerschaft bzw. wenn schon ein 
Kind unterhalten wird, die Leistung gezahlt werden. Der Empfänger muss sich 
durch einen Eingliederungsvertrag verpflichten, an Maßnahmen zur Weiterbil-
dung und Wiedereingliederung teilzunehmen. Vor Empfang der Leistungen bei 
Mindestsicherung müssen andere Ansprüche auf Sozialleistungen und Unter-
haltszahlungen ausgeschöpft sein. Die Höhe des Minimums wird ohne regio-
nale Differenzierung durch Regierungsverordnung auf nationaler Ebene festge-
legt. Die Haushaltseinheit für die Einkommensberechnung ist der Leistungs-
empfänger und Personen, welche mit ihm gemeinsam die Wohnung bewohnen 
(Ehe- oder Lebenspartner, Unterhaltsberechtigte unter 25 Jahren). Auf die 
Leistungen der Mindestsicherung werden Einkünfte aller Art angerechnet. Der 
Grundbetrag und die Zuschläge für weitere Personen sind in Tabelle 2.3 auf-
geführt. Alle Empfänger des RMI bekommen einen Sozialwohnungszuschuss. 
Wohnbeihilfen gelten dabei nur bis zu einem bestimmten Pauschalbetrag als 
Haushaltseinkommen. RMI und Wohnbeihilfen sind einkommensteuerfrei. Die 
Finanzierung des RMI erfolgt durch den Staat. 

Neben dem RMI kann als weiterer Bestandteil der Mindestsicherung die 
Aide Sociale gesehen werden (vgl. Eardley et al. 1996b: 144ff), die auf lokaler 
Ebene gewährte Leistungen beinhaltet. Diese sind nicht national geregelt und 
die Handhabung kann zwischen den verschiedenen Kommunen variieren, die 

63Vgl. zur Mindestsicherung in Frankreich z.B. Ughetto und Bouget (2002). 
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Tabelle 2.3: Der Grundbetrag für die Mindestsicherung und die Verhältnisse 
der Leistungsbeträge zueinander, Frankreich 

Basisbetrag B für 350,34 € (1994) 
Alleinstehende 389,10 € (2000) 
2. Erwachsener eines Paares 50% xB 
Erstes Kind 30% xB 
Zweites Kind 30% xB 
Drittes Kind 40% xB 

Quelle: MISSOC (1995, 2001) 

bei der Gewährung relativ große Handlungsfreiheit genießen. Es wird nach 
Bedarf für bestimmte Zielgruppen eine Leistung64 gewährt. Darunter können 
auch gesonderte Einmaizahlungen fallen (vgl. Eardley et al. 1996a: 73). 

Ein weiteres Charakteristikum der französischen Mindestsicherung ist die 
große Bedeutung des Wohngeldes. Dies zeigt sich deutlich in den hohen Auf-
wendungen für diesen TI.-ansfer.65 Wohngeld kann sowohl für Mieter als auch 
für selbst genutztes Wohneigentum gewährt werden, wenn das Einkommen der 
Haushaltsmitglieder zu niedrig ist. Allerdings werden nicht notwendigerweise 
die gesamten Wohnungskosten übernommen, sondern je nach Zusammenset-
zung des Haushalts nur Anteile daran. 

2.4 Italien 

2.4.1 Überblick 

Italien kann in gesellschaftlicher und ökonomischer Hinsicht in zwei Regionen 
aufgespalten werden: den prosperierenden Norden und den ärmeren Süden.66 

Dementsprechend ist im Süden eine Arbeitslosenrate um zwanzig Prozent fest-
zustellen, während im Norden eher noch Arbeitskräfte gesucht werden. Die-
se weit in die italienische Geschichte zurückreichende Spaltung konnte auch 
nicht durch Bemühungen der Nachkriegsregierung überwunden werden, die 
vergeblich versuchte, den Süden zu industrialisieren. Die erste obligatorische 

64Diese kann auch als Sachleistung gewährt werden. 
65Vgl. zu den Ausgaben für Wohngeld Tabelle 6.1, S. 141. 
66 Zu diesem Abschnitt vgl. Fargion (2001), Ferrera und Gualmini (2000a,b), Ferrera 

(2001), Eardley et al. (1996b). 
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Versicherung in Italien wurde 1898 eingeführt. Dabei handelte es sich um ei-
ne Arbeitsunfallversicherung, die nur wenige Arbeiter in gefährlichen Fabri-
ken einschloss. Diese Versicherung entstand in Anlehnung an die Bismarck-
Versicherung und blieb bis 1919 die einzige obligatorische Versicherung. Bis 
zum ersten Weltkrieg waren wohltätige Organisationen die einzigen, die sich 
der Armen annahmen, zusammen mit Gesellschaften, die sich um die Arbeiter-
klasse in industrialisierten Gegenden kümmerten. Dabei wurde der starke Ein-
fluss der katholischen Kirche offenkundig, der zu mehr solcher Einrichtungen 
führte als anderswo in Europa. 1919 wurden dann umfassende Versicherungs-
programme für Alter und Arbeitslosigkeit eingeführt. Dabei wurden nicht nur 
Industriearbeiter sondern auch Arbeiter aus der Landwirtschaft erfasst. Der li-
berale Staat wurde aber 1922 durch ein faschistisches Regime abgelöst. Dieses 
weitete die Teile des Sozialsystems aus, die seiner Ideologie entgegenkamen: 
obligatorische Versicherung bei Tuberkulose, Mutterschaftsversicherung, Ein-
richtung einer nationalen Stelle zum Schutz von Mutterschaft und Kindern 
sowie berufliche Gesundheitsfonds von Arbeitgeberverbänden, um den korpo-
ratistischen Arbeitsvereinbarungen entgegenzutreten. Weiterhin wurden Grup-
pen begünstigt, die für das Regime wichtig waren (Richter, Journalisten etc.). 
Damals wurden zwei heute noch wichtige Einrichtungen gegründet: INAIL,67 

das für die Versicherung bei Arbeitsunfällen zuständig ist, sowie INPS,68 das 
die Pensionen verwaltet. Die Koalitionsregierung aus Sozialisten, Christdemo-
kraten und Kommunisten, die nach dem Krieg die Faschisten ablöste, unter-
nahm keine strukturellen Reformen. Die darauf folgende christdemokratische 
Regierung erweiterte die Leistungen vor allem für Selbständige. Das Sozialsys-
tem wurde vom neuen republikanischen Regime 1948 in drei Teile aufgeteilt: 
Sozialversicherung (previdenza), Gesundheitsversorgung (sanita) und Mindest-
versorgung (assistenza). Die Sozialversicherung besteht aus sechs Zweigen für 
Pensionen, Arbeitslosigkeit, TB, Familienleistungen, Krankheit und Mutter-
schaft und Berufskrankheiten. Die meisten Leistungen waren pauschal oder 
von bisherigen Beitragszahlungen abhängig. Die Gesundheitsversorgung setz-
te auf den privaten Sektor, und eine Mindestsicherung wurde von öffentlichen 
oder halböffentlichen Stellen zur Verfügung gestellt, unterstützt durch kirchli-
che und private Wohlfahrtsorganisationen. In den 50er und 60er Jahren änderte 

67 Abkürzung für „Istituto nazionale contro gli infortuni sul lavoro". 
68 Abkürzung für „Istituto nazionale della previdenza sociale". 
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sich an diesem Rahmen wenig. In den 70ern wurden Beveridge-Elemente in die 
Gesundheitsversorgung integriert, was zu einer einheitlicheren Lösung führte. 
Die Rentenreform von 1969 sorgte dafür, dass Italien auf dem Weg zu einem 
„Pensionsstaat" war, was sich dann auch darin zeigt, dass den Altersrenten 
ein ungewöhnlich hohes Gewicht im Gefüge des Wohlfahrtsstaates zukommt. 
Zahlreiche Streiks und Demonstrationen Ende der sechziger Jahre erzwangen 
eine Verbesserung der Altersversorgung für Angestellte. 1978 wurde ein natio-
naler Gesundheitsdienst eingerichtet, der Allgemeinheit, Gleichheit, Einheit-
lichkeit und Zugang gewähren sollte. Davor war die Gesundheitsversorgung 
durch mehrere Krankheitsfonds organisiert, die sich nach Berufszugehörigkeit 
richteten, was zu einer Benachteiligung des armen Südens führte. Der niedri-
ge Level anderer Leistungen in Italien führte zu erheblichem Missbrauch der 
lnvaliditätsrenten als Ersatzleistung: Mitte der siebziger Jahre war die Zahl 
an Invaliditätsrentenempfängern mit 5,3 Millionen sogar höher als die An-
zahl der Empfänger von Altersrenten. Neben dem normalen Arbeitslosengeld 
selbst, das ein niedriges Leistungsniveau aufweist, haben die Leistungen bei 
zeitweiliger Arbeitslosigkeit der Cassa integrazione guadagni einen ungewöhn-
lich hohen Stellenwert. Diese Leistungen wurden 1968 eingeführt. Im Januar 
1997 ernannte der damalige Ministerpräsident Romano Prodi die nach ihrem 
Vorsitzenden benannte Onofri-Kommission, die eine Sozialreform ausarbeiten 
sollte. Der daraus resultierende Bericht sorgte für rege Diskussionen. Die Prodi-
Regierung versuchte, viele Vorschläge der Kommission im Haushaltsgesetz von 
1997 einzubinden, allerdings wurde die Reform auf Druck der Kommunisten, 
deren Stimmen für eine Mehrheit im Parlament nötig waren, und der Sozial-
partner, wieder abgeschwächt. Durchgesetzt werden konnten Einschnitte bei 
den Altersrenten besonders für die Bediensteten des öffentlichen Dienstes sowie 
die versuchsweise Einführung eines garantierten Mindesteinkommens (RMI). 

In den 90ern war der italienische Wohlfahrtsstaat durch folgende Punkte 
charakterisiert: hohe Sozialausgaben gemessen als Anteil am BIP, ein hohes Ni-
veau der Geldleistungen im Vergleich zu den Ausgaben für Serviceleistungen, 
ein sehr hoher Anteil der Ausgaben für die Alten, hohe Last für Arbeitgeber 
bezüglich der Sozialbeiträge zur Finanzierung der Ausgaben, Ungleichheit und 
Statusdifferenzen innerhalb und zwischen den verschiedenen Leistungsarten. 
Einerseits gibt es z.T. sehr großzügige Transfers wie z.B. die Leistungen der 
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Cassa integrazione für Arbeitslose.69 Anderseits gewährt das Basisarbeitslo-
sengeld nur sehr niedrige Leistungen, oder es gibt z.B. kein nationales System 
der Mindestsicherung. Das Sozialsystem benachteiligt Großfamilien mit jun-
gen arbeitslosen Ehemännern im Süden und bevorzugt die ältere Generation 
der Arbeitsmarktinsider. Weiterhin leidet das italienische Sozialsystem unter 
Missbrauch z.B. von Invaliditätsrenten. Ein weiteres Problem besteht darin, 
dass der öffentliche Dienst in Italien erhebliche Ineffizienzen aufweist. 

2.4.2 Arbeitslosigkeit 

Die Gesetzgebung unterscheidet zwischen Vollarbeitslosigkeit, die erstmals 1919 
gesetzlich geregelt wurde, und Teilarbeitslosigkeit, deren Regelung erstmals 
1947 erfolgte.70 Grundlage der heute gültigen Regelungen bilden wiederum 
Gesetze von 1975 (Vollarbeitslosigkeit) und 1991 (Teilarbeitslosigkeit). Wie 
im Folgenden noch verdeutlicht wird, ist die Unterscheidung in Voll- und Teil-
arbeitslosigkeit von größerer Bedeutung als in anderen Ländern. Bei Vollar-
beitslosigkeit wird zwischen folgenden Leistungen unterschieden: normales Ar-
beitslosengeld für Arbeitnehmer (indennita ordinaria di disoccupazione), be-
sonderes Arbeitslosengeld für Beschäftigte in der Bauwirtschaft (trattamenti 
speciali di disoccupazione) und Mobilitätsunterstützung (indennita di mobi-
lita), die bei Entlassung aus Firmen gewährt wird, die aufgrund wirtschaftli-
cher Schwierigkeiten zu (Massen-)Entlassungen gezwungen sind und schon die 
im Folgenden genannten Zahlungen der Cassa integrazione guadagni in An-
spruch genommen haben bzw. nehmen. Bei Teilarbeitslosigkeit gibt es normale 
(Cassa integrazione guadagni ordinaria) und außerordentliche Lohnergänzung 
(Cassa integrazione guadagni straordinaria), zum Empfang berechtigt sind Ar-
beitnehmer gewisser Gruppen und bestimmter Regionen. Um Arbeitslosengeld 
empfangen zu können, muss der Arbeitslose dem Arbeitsamt zur Verfügung 
stehen, für das besondere Arbeitslosengeld muss eine Entlassung wegen Ein-
stellung der Aktivitäten, Beendigung der Arbeiten, Personalabbaus oder in 
Folge einer Krise vorliegen. 

Die Finanzierung der Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung erfolgt 
über Beiträge, für die keine Bemessungsgrenze existiert. Arbeitnehmer zahlen 

69Vgl. zu den Leistungen bei Arbeitslosigkeit Kapitel 2.4.2. 
70Vgl. z.B. Daly {1997) oder Ferrera und Gualmini (2000a). 
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1995 Beiträge von 0,3 Prozent. In der Industrie zahlen Arbeitgeber 4,41 Pro-
zent, im Handel 1,61 Prozent.71 Der Staat gewährt Zuschüsse. Die Beiträge 
spalten sich auf die verschiedenen Arbeitslosigkeitsleistungen auf, wobei der 
größere Teil in die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit fließt. 

Das normale Arbeitslosengeld wird nach zwei Versicherungsjahren und 52 
geleisteten Wochenbeiträgen in den letzten zwei Jahren gewährt. Für den Emp-
fang des besonderen Arbeitslosengeldes sind zehn monatliche bzw. 43 wöchent-
liche Beitragszahlungen innerhalb der letzten zwei Jahre im Bausektor Vo-
raussetzung, bei der Mobilitätsunterstützung sind dies mindestens zwölf Ver-
sicherungsmonate, davon mindestens sechs Monate effektive Arbeit in einem 
Betrieb. Das normale Arbeitslosengeld wird für einen Zeitraum von 180 Tagen 
gewährt, das besondere Arbeitslosengeld für 90 Tage (in Notlagen auch länger) 
und die Mobilitätsunterstützung für 36 Monate (mit Verlängerungsmöglichkeit 
bis zu 48 Monaten in den südlichen Landesteilen). Das normale Arbeitslosen-
geld beträgt 30 Prozent der durchschnittlichen Vergütung innerhalb der letzten 
drei Monate bei einem monatlichen Höchstbetrag von 665 € bei einem Ein-
kommen unter 1.438 € und 799 € bei einem bisherigen Einkommen über 1.438 
€. Das besondere Arbeitslosengeld entspricht 80 Prozent der letzten Vergütung 
bei einem monatlichen Höchstbetrag von 579 €. Die Mobilitätsunterstützung 
beträgt im ersten Jahr 100 Prozent der außerordentlichen Lohnergänzung, in 
den darauf folgenden Monaten 80 Prozent mit der gleichen Bemessungsgrenze 
wie beim normalen Arbeitslosengeld. Für Familien besteht die Möglichkeit, ei-
ne Wohnkostenbeihilfe zu beziehen. Bei der normalen Lohnergänzung bei Teil-
arbeitslosigkeit handelt es sich um einen Lohnausgleich bei Stillegung oder Re-
duzierung der wirtschaftlichen Aktivität aus betrieblichen oder vorübergehen-
den Gründen. Die außerordentliche Lohnergänzung sieht einen Lohnausgleich 
bei wirtschaftlicher, sektoraler oder lokaler Krise, Umstrukturierung oder Um-
stellung des Betriebes vor. Diese Lohnergänzungszahlungen können auf Antrag 
des Arbeitgebers bewilligt werden und betragen 80 Prozent des Gesamtlohns. 72 

Die Leistungen bei Vollarbeitslosigkeit können nicht mit der außerordentlichen 
Lohnergänzung, Krankengeld, Renten wegen Erwerbsunfähigkeit oder Renten 
oberhalb des garantierten Mindestsatzes kumuliert werden. Bei Teilarbeitslo-

71 Diese Sätze gelten nur für Betriebe mit über 50 Beschäftigten. 
72 Fiir 24 bis 40 nicht abgeleistete wöchentliche Arbeitsstunden für höchsten 12 Monate 

bei normaler und für 0 bis 40 nicht abgeleistete wöchentliche Arbeitsstunden für höchstens 
3(i Monate bei außerordentlicher Lohnergänzung. 
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sigkeit ist dies nur für Renten oberhalb des garantierten Mindestsatzes der 
Fall. Die bei Arbeitslosigkeit empfangenen Geldleistungen sind steuerpflichtig 
mit Steuerbefreiung unterhalb bestimmter Grenzen. 

Seit dem 1.1.1999 erhalten Personen, die selbst ihre Beschäftigung aufgege-
ben haben, keine Leistungen mehr. Im Vergleich zu 1995 stellt sich die Situation 
im Jahr 2000 wie folgt dar. Die Beiträge für die Industrie73 entsprechen denen 
von 1995, beim Handel74 fallen 0,3 Prozent für den Arbeitnehmer und 2,21 
Prozent für den Arbeitgeber an, was einer Anhebung des Arbeitgeberanteils 
im Vergleich zu 1995 entspricht. Die Lohngrenze für die Bemessungsgrundlage 
liegt 2000 bei 1.611 € für das normale Arbeitslosengeld und die Mobilitätsun-
terstützung, bei bisherigen Einkommen unterhalb dieses Betrages beträgt der 
monatliche Höchstbetrag für das normale Arbeitslosengeld 745 €, für Einkom-
men darüber gilt ein Höchstbetrag von 895 €. Der monatliche Höchstbetrag 
für das besondere Arbeitslosengeld ist im Gegensatz zu diesen angepassten 
Beträgen im Vergleich zu 1995 nicht angehoben worden. Grundsätzlich haben 
sich damit keine schwerwiegenden Veränderungen seit 1995 ergeben, abgesehen 
von der Beschränkung, dass Personen, die selbst ihre Beschäftigung aufgegeben 
haben, keine Leistungen mehr erhalten. 

Wenn man die relativ große Zahl an möglichen Leistungen vergleicht, fällt 
das recht niedrige Niveau des normalen Arbeitslosengeldes bei Vollarbeitslosig-
keit auf. Dagegen erreichen das besondere Arbeitslosengeld und die Leistungen 
bei Teilarbeitslosigkeit ein höheres Leistungsniveau, was die vergleichsweise ho-
he Bedeutung der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit in Italien unterstreicht. 

2.4.3 Krankheit - Geldleistungen 

Das erste Gesetz zu Geldleistungen bei Krankheit in Italien ist Gesetz Nr. 138 
vom 11. Januar 1943, als weiterer Meilenstein ist Gesetz Nr. 833 vom 23. De-
zember 1978 zur Einführung des nationalen Gesundheitsdienstes zu nennen.75 

1995 beträgt die Höhe der Beiträge, über die die Leistungen finanziert 
werden, für alle Arbeitnehmer ein Prozent. Die Beiträge der Arbeitgeber vari-
ieren: Für Arbeiter fallen 15,06 Prozent, für Angestellte in der Industrie 12,84 
Prozent, für Angestellte im Handel 15,06 Prozent an, es gibt keine Bemes-

73Mehr als 50 Beschäftigte. 
74Mehr als 50 ßp,5chäftigte. 
75Vgl. zu diesem Kapitel Balandi und Renga (2000). 
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sungsgrenzen. Selbständige zahlen Beiträge bis zu einer Grenze von jährlich 
20.658 €, oberhalb dieser Grenze, aber unterhalb von 77.469 € wird zusätz-
lich ein Solidaritätsbeitrag von vier Prozent fällig. Die genannten Sätze gel-
ten auch für Einkommen, die neben der normalen Beschäftigung bzw. neben 
einer Rente bezogen werden. Der Staat beteiligt sich nicht an den Kosten. 
Anspruchsberechtigt sind grundsätzlich Arbeiter oder diesen Gleichgestellte,76 

Angestellte haben keinen Anspruch auf Geldleistungen, allerdings ist der Ar-
beitgeber zu einer dreimonatigen Gehaltsfortzahlung gesetzlich verpflichtet.77 

Eine Versicherungspflichtgrenze existiert nicht, Beschäftigungs- oder Beitrags-
zeiten sind als Bedingung nicht vorausgesetzt. Eine Karenzzeit von drei Tagen 
ist vorgesehen. Die Leistung kann innerhalb eines Jahres maximal 180 Tage 
in Anspruch genommen werden. Ohne Krankenhausaufenthalt wird bis zum 
21. Tag 50 Prozent des tatsächlichen Arbeitsverdienstes gezahlt, ab dem 21. 
Tag sind dies 66,66 Prozent. Bei einem Krankenhausaufenthalt wird Versicher-
ten ohne Unterhaltsverpflichtungen das Krankengeld auf zwei Fünftel gekürzt. 
Die empfangenen Leistungen sind steuerpflichtig, wobei für den Teil der Ein-
kommen, der den Beiträgen der Sozialversicherung entspricht, sowie unterhalb 
bestimmter Einkommensgrenzen, Steuerbefreiung eingeräumt wird. 

Im Vergleich zu 1995 haben sich die Beiträge für das Jahr 2000 verändert. 
Für Arbeiter bezahlt der Arbeitgeber einen Beitrag von 2,88 Prozent, für An-
gestellte fällt ein Arbeitgeberbeitrag von 0,66 Prozent in der Industrie und von 
0,44 Prozent im Handel an. Damit wurden die Sätze drastisch gesenkt und die 
Arbeitnehmer vollständig entlastet. Die sonstigen Regelungen haben sich im 
Vergleich zu 1995 nicht geändert. 

Wie oben beschrieben sind die Leistungen des Krankengeldes eher niedrig 
angesetzt. Das gesetzliche Krankengeld in Höhe von 50 Prozent des vorherigen 
Durchschnittsverdienstes wird daher ergänzt durch Zahlungen des Arbeitge-
bers, damit das bisherige Einkommen annähernd erreicht wird. 

2.4.4 Invalidität 
Die Hilfe bei Invalidität wurde erstmals 1919 gesetzlich geregelt, das grund-
legende Gesetz zur heute gültigen Regelung ist Gesetz Nr. 222 vom 12. Ju-

761n diesem Bereich der sozialen Sicherung existieren weiterhin Sonderregelungen für Tbc-
Erkrankte, auf die allerdings nicht weiter eingegangen wird. 

77Für Arbeiter gilt keine Pflicht zur Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 
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ni 1984.78 Das Jahr 1984 bedeutete einen Wendepunkt bei der Regelung der 
Invaliditätsrenten, da der Berufsschutz und die bisher übliche Einbeziehung 
arbeitsmarktrelevanter Faktoren abgeschafft wurden. 

Beiträge zur Finanzierung der Leistungen sind in den Beiträgen enthalten, 
die für die Altersrente entrichtet werden. Diese betragen 1995 8,34 Prozent 
für die Arbeitnehmer und 18,93 Prozent für die Arbeitgeber, es gibt keine Be-
messungsgrenze. Ein Teil des Gesamtbeitrags der durch das allgemeine System 
geleisteten Rentenzahlungen wird vom Staat finanziert. Die langfristige Finan-
zierung erfolgt über das Umlageverfahren. Für das so genannte lnvalidengeld 
liegt die Erwerbsunfähigkeit bei mindestens 66,66 Prozent, für die Invaliden-
rente muss 100 Prozent Erwerbsunfähigkeit vorliegen. Das Höchstalter für die 
Rentengewährung ist durch das Rentenalter gegeben. Für das Recht auf Zah-
lungen bei allgemeiner Erwerbsunfähigkeit müssen fünf Jahre lang Beitragszah-
lungen geleistet worden sein, davon mindestens drei Jahre während der letzten 
fünf Jahre. Bei Berufsunfähigkeit, die durch die Berufstätigkeit (aber nicht 
durch einen Arbeitsunfall) hervorgerufen wurde, sind keine Bedingungen zu 
erfüllen. Die Höhe der Leistungen wird abhängig vom bisherigen Einkommen 
und den bisherigen Versicherungsjahren berechnet, wobei die Berechnungsfor-
mel je nach Höhe des bisherigen Einkommens variiert. 79 Die Steuerpflichtig-
keit der Leistungen entspricht derjenigen bei „ Krankheit - Geldleistungen". 
Zusätzlich zur lnvaliditätsrente kann eine Rente bei Arbeitsunfällen bzw. Be-
rufskrankheiten empfangen werden. 

1995 wurden striktere Regeln bezüglich der Kumulierung von lnvaliditäts-
renten und Arbeitseinkommen sowie strengere Kontrollen der Empfänger be-
schlossen, die damit für die Gewährung der Leistungen im Jahr 2000 von Be-
deutung sind. Die Beiträge sind im Vergleich zu 1995 höher und betragen 
2000 8,89 Prozent für die Arbeitnehmer und 23,81 Prozent für die Arbeitge-
ber. Der Mindestgrad der Erwerbsunfähigkeit für das Invalidengeld liegt bei 66 
Prozent anstatt 66,66 Prozent 1995. Als zusätzliche Leistung kann ein monat-
liches Pflegegeld ( assegno di accompagnamento) gewährt werden in Höhe der 
entsprechenden Leistung der Versicherung bei Arbeitsunfällen. Die Möglich-

78Zu diesem Kapitel vgl. z.B. Ferrera (2001). 
79 Je höher das bisherige Einkommen ist, umso geringer ist der in die Rentenformel einge-

hende prozentuale Anteil am bisherigen Einkommen. Beim Invalidengeld geht nur der dem 
Invaliditätsgrad entsprechende Anteil als Referenzlohn in die Berechnungen ein. 
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keit der Kumulierung mit Renten aufgrund von Arbeitsunfällen wurde ab dem 
1.9.1995 abgeschafft. 

Für diejenigen, die keinen Anspruch auf Invaliditätsrente haben, gibt es die 
Pensione per invalidi civili. Nur Vollinvalide können einen Anspruch auf eine 
solche Rente anmelden. Teilinvalide80 bekommen monatliche Leistungen, min-
derjährige Invalide habe Anspruch auf eine monatliche Beihilfe. Diese Renten 
und Leistungen unterliegen bestimmten Einkommensgrenzen. 1995 beträgt die-
se 10.343 € für Renten und 3.430 € für die monatlichen Leistungen, wobei 
nur das persönliche Einkommen herangezogen wird. Die Leistungen werden 
als Pauschalleistungen ausbezahlt, wobei 1995 der Satz für Invalide bei 180 
€ liegt. 2000 gelten angepasste Werte: Für Renten liegt die Einkommensgren-
ze bei 11.523 €, für monatliche Leistungen und Beihilfen an Minderjährige bei 
2.622 €, die Leistung beträgt 197 €. 

2.4.5 Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

1898 wurde die gesetzliche Unfallversicherung eingeführt, wobei dem Arbeit-
geber die Pflicht auferlegt wurde, eine Versicherung abzuschließen und die ent-
sprechenden Beiträge zu zahlen.81 Diese Grundsätze wurden in nachfolgenden 
Gesetzen bekräftigt. Zuständig ist das Nationalinstitut für die Versicherung ge-
gen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten (INAIL). Eine Regelung für Berufs--
krankheiten wurde erstmals 1929 ins Leben gerufen. Die heutige Versicherung 
gegen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten gründet sich auf einen Auftrag, 
der der Regierung per Gesetz 1963 erteilt wurde. 1965 wurde das Dekret Nr. 
1124 erlassen, das die Voraussetzungen bestimmt, um Versicherungsschutz zu 
erlangen. 

Durch die Leistungen bei Arbeitsunfällen sollen Unfälle aufgrund einer 
gewaltsamen Einwirkung in Zusammenhang mit der Arbeit erfasst werden, 
Unfälle auf dem Weg zur Arbeit fallen in der Regel nicht darunter. Was als 
Berufskrankheit gilt, ist auf Listen für die Industrie und für die Landwirt-
schaft vermerkt, ebenfalls ist über eine Liste festgelegt, wie lange die Frist 
für die Feststellung einer Krankheit ist. Die Krankheit muss innerhalb von 
drei Jahren gemeldet werden, sonst tritt Verjährung ein. Die Finanzierung er-

80Dies entspricht Invaliditätsgraden von 74 bis 99 Prozent. 
81 Vgl. z.B. Urbani (1997). 
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folgt über die kollektive Beitragsfestsetzung nach dem jeweiligen Risikograd 
der einzelnen Berufszweige. Dadurch fallen Arbeitgeberbeiträge zwischen 0,5 
und 16 Prozent an der Lohnsumme an. Der Staat beteiligt sich nicht an der 
Finanzierung. Die langfristige Finanzierung erfolgt über ein Mischsystem aus 
Umlage- und Kapitaldeckungsverfahren. Bevor Leistungen bei Arbeitsunfällen 
fällig werden, muss zunächst eine Karenzzeit von drei Tagen abgewartet wer-
den, die aber faktisch durch den Arbeitgeber bezahlt wird. Bei vorläufiger 
Erwerbsunfähigkeit wird als Bezugsbasis der zu empfangenden Leistung das 
durchschnittliche Arbeitsentgelt pro Tag während der fünfzehn Arbeitstage 
vor der Unterbrechung der Arbeit herangezogen: In den ersten 90 Tagen wer-
den 60 Prozent dieses Betrages, anschließend 75 Prozent gezahlt. Bei dau-
ernder Erwerbsunfähigkeit liegt der Mindestsatz der Erwerbsminderung für 
den Rentenanspruch bei 11 Prozent. Für die Berechnung der Leistungshöhe 
wird der durchschnittliche Arbeitsverdienst im letzten Jahr vor der Einstel-
lung der Arbeit als Bemessungsgrundlage herangezogen und je nach Erwerbs-
minderungsgrad und Wirtschaftsbereich berechnet. So gelten für die Industrie 
ein Minimum für das zugrunde gelegte Arbeitsentgelt von 9.088 € und ein 
Maximum von 16.878 €. Bei der Landwirtschaft wird von einem Pauschalwert 
von 13. 718 € ausgegangen. Bei einem Erwerbsminderungsgrad von 11 bis 64 
Prozent erfolgt eine Kürzung dieser durchschnittlichen Verdienste, die als Re-
ferenzlohn dienen, auf 35 bis 98 Prozent, ab einer Erwerbsminderung von 65 
Prozent wird hundert Prozent des Entgelts bezahlt. Für Ehepartner und je-
des unterhaltsberechtigte Kind wird ein Zuschlag von 5 Prozent gewährt. Im 
Todesfall können Hinterbliebene eine reduzierte Rente beziehen. Sollte Hilfe 
durch Dritte notwendig sein, wird eine Zulage von 300 € pro Monat gewährt. 
Die Leistungen können mit einem neuen Arbeitsverdienst kumuliert werden, 
weiterhin ist eine Kumulierung mit Invaliditäts- und Altersrenten bis zu einem 
gewissen Grad möglich. Außer bei Leistungen, die als Schadenersatz gezahlt 
werden, müssen die Geldleistungen versteuert werden. Es gelten aber die glei-
chen Steuerbefreiungen wie beim Krankengeld. Die für das Jahr 2000 relevante 
Gesetzesgrundlage ist die Rechtsverordnung Nr. 336 vom 13. April 1994. Die 
Liste der Berufskrankheiten wurde auf 58 Berufskrankheiten für die Industrie 
ausgeweitet. Die Sätze für den durchschnittlichen Arbeitsverdienst sind leicht 
angepasst: Das in der Industrie angesetzte Minimum für den Referenzlohn 
beträgt 2000 10.020 €, das Maximum 18.608 €. Der Pauschalbetrag in der 
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Landwirtschaft wird auf 15.124 € angesetzt. Die Anteile an diesen Durch-
schnittseinkommen, die je nach Grad der Erwerbsminderung gewährt werden, 
wurden leicht verändert für die Erwerbsminderung von 11 bis 64 Prozent auf 
50 bis 98 Prozent des Entgelts. 

2.4.6 Mindestsicherung 

Ursprünglich übernahm die katholische Kirche, die in Italien großen Einfluss 
hat, mit ihren Institutionen die Armenpflege.82 Die Vereinigung Italiens und 
die Einsetzung einer Monarchie änderten daran nichts. Ein kleiner Schritt nach 
vorn wurde mit dem Gesetz von 1890 gemacht, durch das eine große Zahl von 
Wohlfahrtsorganisationen unter staatliche Kontrolle gebracht wurde. De facto 
arbeiten diese aber bis in die heutige Zeit als unabhängige Institutionen wei-
ter. So verteilt(e) sich die Verwaltung der Mindestsicherung auf eine Unzahl 
von Stellen. 1970 wurden die Regionen als Verwaltungseinheit eingeführt. Bis 
1977 waren sie allerdings nicht befähigt, viel zu ändern, erst ab diesem Zeit-
punkt wurden ihnen Kompetenzen bezüglich der Sozialdienste zugewiesen. Das 
Gesetz wies den Gemeinden volle Verantwortung für die Verwaltung und Koor-
dination von Sozialdiensten auf lokaler Ebene zu. Trotzdem wurden im Norden 
und der Mitte des Landes zahlreiche staatliche Dienste durch Gesetzgebung in 
den 70ern ins Leben gerufen. Es entwickelte sich eine Kluft zwischen Süd und 
Nord. Dies zeigte sich auch in den politischen Mehrheiten, die im Norden und 
der Mitte links dominiert waren und im Süden christdemokratisch. Der Norden 
und die Mitte entsprechen bezüglich der Alterung der Bevölkerung, Frauen-
erwerbstätigkeit und Veränderungen der Familienstruktur eher dem Rest des 
kontinentalen und nördlichen Europas, wohingegen der Süden Griechenland 
oder Portugal näher steht. Die Regionen der Mitte und des Nordens setzen 
das so genannte Minimo Vitale auch tatsächlich um, wohingegen im Süden im 
Prinzip kein allgemeines Minimum existiert. Beim Minimo Vitale oder Reddito 
Minimo handelt es sich um ein allgemeines beitragsunabhängiges Minimum. 
Die Regelung dieser Leistung liegt bei den Regionen. Meistens regeln diese 
die Leistungen in Gesetzen zur Neuorganisation der Mindestsicherungsdien-
ste, in anderen Regionen (z.B. 1bskana, Emilia Romagna) wird die Höhe des 

82Vgl. zu diesem Kapitel z.B. Fargion (1996), Gough (1996), Ferrera (2001) oder Eardley 
et al. (1996a,b). 
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Mindesteinkommens durch die Kommune oder die lokale Gesundheitseinheit 
festgesetzt. Spezifische Regelungen existieren in Umbrien, dem Aostatal und 
der autonomen Provinz Bozen. Die öffentlichen Ressourcen sollen zu Gun-
sten spezifischer Bürgergruppen verteilt werden, die tatsächlich nicht arbeiten 
und nicht über Einkünfte über dem Existenzminimum verfügen. Die gewährte 
Mindestsicherung ist zeitlich beschränkt, kann aber verlängert werden, wenn 
die Notlage andauert. Zum Bezug berechtigt sind Staatsangehörige, in Italien 
ansässige Ausländer sowie politische Flüchtlinge, wobei ein Aufenthalt im von 
der Region oder Stadt reglementierten Bereich vorliegen muss. Der Mindest-
sicherungsempfänger muss bereit sein, an speziellen beruflichen Lehrgängen, 
die durch die Kommunen oder die Region zur Verbesserung der Lage der Be-
troffenen organisiert werden, teilzunehmen. Normalerweise bewirkt das Be-
ziehen anderer Sozialleistungen nicht eine Unterbrechung der Leistungen der 
Mindestsicherung. Der gewährte Betrag schwankt je nach Region.83 Als Haus-
haltseinheit für die Einkommensberechnung dient die Familie im Sinne des 
Zivilstandes, es kann aber auch auf diejenigen erweitert werden, die in der-
selben Unterkunft wohnen und das Einkommen teilen. Angerechnet werden 
alle Einkünfte mit Ausnahme der Wohnung. Je nach Personenzahl der betref-
fenden Familie variiert die Bezugshöhe. Familienleistungen und das Minimo 
Vitale werden unabhängig voneinander gewährt. Im Aostatal und der autono-
men Provinz Trient werden die gewährten Leistungen noch durch Leistungen 
für Miet-, Heiz- und andere allgemeine Kosten ergänzt. Die Finanzierung der 
Mindestsicherung erfolgt über Steuern auf lokaler Ebene. 

Mindestsicherung bedeutet in Italien ansonsten vorwiegend gezielte Hilfen 
für spezifische Gruppen wie Waisen oder Drogenabhängige. Es gibt nationale 
kategoriale Programme wie die Pensione Sociale für Menschen über 65, die 
keinen Anspruch auf eine Altersrente haben und die bedürftigkeitsgeprüfte 
Pensione per invalidi civili für Behinderte, 84 die keinen Anspruch auf Invali-
ditätsrente haben. Die Leistungen werden von den Gemeinden verwaltet und 
variieren erheblich zwischen den Regionen. Weiterhin gibt es eine Variation 
bezüglich der Zielgruppe ( alte und behinderte oder eigentlich arbeitsfähige 
Personen). Für die erste Gruppe wird evtl. unbegrenzt im benötigten Ausmaß 

83Für Alleinstehende wurden 1995 und 2000 Beträge zwischen 232 und 269 € gewährt. 
84Vgl. dazu Kapitel 2.4.4. 
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gezahlt, für die zweite Gruppe sind die Leistungen begrenzt auf normalerweise 
drei Monate. 

Die so genannte Onofri-Kommission85 erarbeitete 1997 einige Vorschläge 
zur Reform des Sozialsystems. Darunter war auch der Vorschlag, eine garantier-
te Mindestsicherung, die durch nationale Gesetzgebung geregelt werden sollte, 
zu gewähren. Daraufhin führte die Regierung Prodi einen sozioökonomischen 
Indikator (ISE) ein, der als Orientierung für alle bedürftigkeitsgeprüften Trans• 
fers sowie ein allgemeines Minimum dienen sollte. Kurz darauf wurde 1998 das 
Reddito Minimodi Inserimento (RMI) eingeführt, was einer nicht-kategorialen 
garantierten Mindestsicherung entspricht. Dabei wird Wert auf die Wiederein-
gliederung ins Arbeitsleben gelegt. Zunächst erfolgte die Einführung versuchs-
weise in einigen Gemeinden, eine Evaluation, die über die nationale Einführung 
entscheiden sollte, fand Ende des Jahres 2000 statt. Inzwischen wurde diese 
versuchsweise Einführung allerdings wieder abgebrochen ( vgl. Telesca 2003). 

Vergleicht man die Ausgestaltung der Mindestsicherung in Italien mit Leis-
tungen in mittel- und nordeuropäischen Ländern, erscheinen die italienischen 
Leistungen als unzureichend. Gough (1996: 13ff) nennt als mögliche Gründe 
dieser „Rückständigkeit" der Mindestsicherungssysteme in Südeuropa das Ni-
veau der wirtschaftlichen Entwicklungen, Familien- und Haushaltsstrukturen, 
Spezifika des Arbeitsmarktes und die Migration.86 

2.5 Vereinigtes Königreich 

2.5.1 Überblick 

Die Geschichte des Wohlfahrtsstaates im Vereinigten Königreich lässt sich bis 
ins 19. Jahrhundert zu den Poor Law Acts zurückverfolgen.87 In den ersten 
beiden Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts wurden staatliche Versicherungen für 

85Vgl. dazu Kapitel 2.4.1. 
86111 südlichen Ländern herrschte nach dem zweiten Weltkrieg zunächst ein Abwande-

rungsprozess, inzwischen kommen diese Gastarbeiter zurück, außerdem strömen Migranten 
aus Osteuropa und Afrika nach Italien. Durch die Abwanderungsströme erschien es zunächst 
also nicht notwendig, die staatliche Mindestunterstützung auszubauen, während sich durch 
die inzwischen vorhandene Zuwanderung eher Handlungsbedarf ergibt, wie sich z.B. in den 
Bemühungen um eine einheitliche Regelung der Mindestsicherung zeigt. 

87Vgl. dazu Kapitel 1. 
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Alter, Arbeitslosigkeit und Krankheit eingeführt.88 Weiterhin wurden staatli-
che Schulen und ein Gesundheitsministerium eingerichtet sowie erster sozia-
ler Wohnungsbau betrieben. Die Rezession zwischen den beiden Weltkriegen 
hatte allerdings wieder Kürzungen zur Folge. Nach dem zweiten Weltkrieg be-
trieb die neu gewählte Labour Regierung einen raschen Ausbau der sozialen 
Leistungen, so dass man seither von einem „Wohlfahrtsstaat" tatsächlich spre-
chen kann. Großen Einfluss hatte hierbei der Beveridge-Report, der während 
des zweiten Weltkriegs entworfen wurde. Beveridge forderte eine bedürftig-
keitsgeprüfte Mindestsicherung, die zu Gunsten von beitragsabhängigen Ver-
sicherungsleistungen beschränkt werden sollte. Die Leistungen sollten zwar 
nicht einkommensabhängig sein, aber doch ein sozial akzeptables Minimum 
zur Verfügung stellen, das Schutz bei Arbeitslosigkeit, Krankheit und Alter 
bietet. Dieses Sozialversicherungssystem sollte universell sein, also nicht nur 
Arbeiter schützen sondern alle Bürger. Der National Insurance Act von 1946 
griff diese Vorschläge auf. Allerdings fanden nicht alle Vorschläge in das Gesetz 
Eingang. So wurde das Recht auf Arbeitslosigkeitsleistungen beschränkt, die 
Leistungen wurden nicht beim Existenzminimum angesetzt und auch nicht un-
befristet gewährt. Der Mindestsicherung (heute im Vereinigten Königreich als 
Income Support gewährt) war ursprünglich nur eine kleine Rolle zugedacht. 
Die Zahl der Empfänger ist aber von einer Million 1950 auf über zehn Mil-
lionen Mitte der neunziger Jahre angestiegen. Dies ist darauf zurückzuführen, 
dass einerseits viele kein Anrecht auf beitragsabhängige Zahlungen haben und 
andererseits diese Pauschalzahlungen unter dem Existenzmiminum lagen. 

Das wirtschaftliche Wachstum der fünfziger und sechziger Jahre ließ die So-
zialleistungen weiter wachsen: Der Anteil der Ausgaben für Bildung, Gesund-
heit und soziale Sicherheit am BIP wuchs zwischen 1951 und 1976 von 11 auf 
22 Prozent. Dieses Wachstum wurde von der Krise Mitte der siebziger Jahre ge-
stoppt. In den achtziger Jahren sorgten konservative Regierungen dafür, dass 
verstärkt Privatisierungen und Marktlösungen für die Wohlfahrtsversorgung 
durchgesetzt wurden. Bis 1966 waren sowohl Beiträge in als auch Leistungen 
aus der National Insurance pauschal, dann wurden einkommensabhängige Bei-
träge für Arbeitgeber und Arbeitnehmer eingeführt und auch manche Leis-
tungen selbst wurden einkommensabhängig. Diese wurden aber 1982 wieder 

88Vgl. zu diesem Kapitel z.B. Alcock und Craig (2001), Delsen et al. (2000a), Judge (2001), 
Erskine ( 1997), Eardley et al. ( 1996b). 
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abgeschafft.89 Der National Insurance Fund, der die beitragsabhängigen Leis-
tungen verwaltet, ist somit hauptsächlich für die Grundrente zuständig. Die 
Versorgung mit Sozialleistungen ist Ende der neunziger Jahre durchaus noch 
von Bedeutung und weitverbreitet. Die 1997 gewählte Labour-Regierung ver-
sucht dabei, einen Weg zwischen Wohlfahrt als staatlichem Monopol und Ver-
sorgung durch den freien Markt zu gehen. 

Judge (2001: 64) bezeichnet die Umverteilung von Geld- und Sachleistun-
gen von den vergleichsweise Wohlhabenden zu den Ärmeren als ein Haupt-
ziel des britischen Wohlfahrtsstaates. Dementsprechend zielen die Leistungen 
des Wohlfahrtsstaates auch vorwiegend auf diejenigen mit niedrigen Einkom-
men ab. Für die Mitte der neunziger Jahre nennt Judge (2001: 79f) folgen-
de Ziele der sozialen Sicherungspolitik im Angesicht steigender Sozialausga-
ben: Konzentration auf die Bedürftigsten, Förderung persönlicher Verantwor-
tung, Verbesserung der Anreize zur Arbeit und zum Sparen, Verhinderung von 
Missbrauch und Betrug sowie die Absicherung, dass das System nicht mehr 
kostet, als die Nation bezahlen kann. Erskine (1997: 150) sieht für Sozialversi-
cherungen im Vereinigten Königreich keine große Zukunft: Die Leistungen sind 
niedrig, der Deckungsgrad begrenzt und die Politik konzentriert sich eher auf 
die Stärkung der bedürftigkeitsgeprüften Leistungen. 

2.5.2 Arbeitslosigkeit 

Die 1911 eingeführte nationale Arbeitslosenversicherung war eher eine Art Ex-
periment, bei dem weniger als ein Sechstel der Arbeiter in Industrie und Han-
del erfasst waren. 90 In der folgenden Zeit wurden Leistungen bei Arbeitslo-
sigkeit ausgebaut, nicht zuletzt aufgrund vieler heimkehrender Soldaten, de-
ren Unmut die politische Stabilität hätte gefährden können. Die Krise Ende 
der zwanziger Jahre führte dann allerdings wieder zu Einschnitten. Nach dem 
zweiten Weltkrieg beeinflusste der Beveridge-Report maßgeblich die Ausge-
staltung der Transfers, wobei bestimmte Punkte sich nicht durchsetzen konn-
ten.91 In den sechziger Jahren weitete sich die Kluft zwischen den Arbeits-

89Bis auf eine nicht obligatorische einkommensabhängige Altersrente (State Earnings Re-
lated Pension Scheme). 

90Vgl. zu diesem Abschnitt z.B. Clasen (1994, 2000, 2002), Hemerijck und Schludi (2000), 
Rhodes (2000), Reed und Deakin (2000), Erskine (1997), Daly (1997), Judge (2001). 

91 Bcveridge wollte z.B. Bedürftigkeitspriifungen nur zu Krisenzeiten durchführen, höhere 
Leistungsniveaus durchsetzen und das Versicherungsprinzip in den Mittelpunkt stellen. 
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losen, die von Mindestsicherungsleistungen lebten und denen, die Leistungen 
aus der Arbeitslosenversicherung bezogen. Es wurden einkommensabhängige 
Leistungen eingeführt, wobei die gute wirtschaftliche Situation diese Entwick-
lung begünstigte. In den siebziger Jahren verloren die einkommensabhängigen 
Leistungen an Bedeutung und es wurde klar, dass sich diese Art von Transfers 
nicht durchsetzen würde. In den achtziger Jahren verstärkte sich dieser Be-
deutungsverlust der einkommensabhängigen Leistungen noch deutlicher. 1982 
wurden einkommensabhängige Ergänzungen zur Grundleistung bei Arbeits-
losigkeit abgeschafft und die Arbeitslosigkeitsleistungen wurden steuerpflich-
tig. Das Arbeitslosengeld war nie sonderlich großzügig. Nach der Abschaffung 
der einkommensabhängigen Ergänzungszahlung erreichte die Leistungshöhe im 
Vergleich zu den durchschnittlichen Nettolöhnen eines Arbeiters weniger als 25 
Prozent dieses Durchschnittslohns in den 90ern. Einerseits wurden in den acht-
ziger Jahren die Leistungen bei Arbeitslosigkeit stark beschnitten, andererseits 
wurden aber auch „in-work" benefits etabliert. So wurde der Family Credit 
1988 eingeführt und sorgte dafür, dass bedürftigkeitsgeprüfte Leistungen von 
den Arbeitslosen zu denjenigen in gering bezahlten Jobs umverteilt wurden. 
Der Family Credit wurde 1999 durch die Einführung des Working Families Tax 
Credit und des Childcare Tax Credit ersetzt. 1989 wurde weiterhin der „active-
ly seeking work test" eingeführt, der sicherstellen sollte, dass bei Arbeitslosen 
tatsächlich der Wille zur Suche nach Arbeit vorhanden ist. 

1994 stellten sich die Regelungen der Leistungen bei Arbeitslosigkeit damit 
wie folgt dar. Die Sicherung ist aufgeteilt in die Arbeitslosenversicherung und 
die beitragsunabhängige Einkommensunterstützung (Income Support), die in 
Kapitel 2.5.6 als Mindestsicherung behandelt wird. Eingeschlossen sind alle 
Arbeitnehmer,92 die Finanzierung läuft über Beiträge. Arbeitnehmer zahlen 
keinen Beitrag bei einem Einkommen unter 57 .f.'. (bzw. 64 .f.'. 199993) pro Wo-
che. Bei höheren Einkommen fallen zwei Prozent von 57 (bzw. 64) .f.'. und 
zehn Prozent von 57 (bzw. 64) bis 430 (485) f, bzw. 7,6 (8,4) Prozent im Fal-
le anerkannter betrieblicher Systeme an. Ab 57 (64) f, muss der Arbeitgeber 
drei, fünf, sieben oder 10,2 (10) Prozent auf alle Einkommen ohne Bemes-

92Mit Ausnahme von verheirateten Frauen, die sich vor April 1977 für eine Befreiung 
entschieden haben. 

93Die Finanzierung erfolgt auch 1999 weiterhin aus gestaffelten Beiträgen. Die Änderungen 
der Einkommensgrenzen bzw. Beitragssätze für 1999 werden hier der Einfachheit halber 
gleich in Klammern hinzugesetzt. 
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sungsgrenze zahlen. Für Betriebsrentensysteme reduzieren sich die Sätze für 
die Einkommen über 57 (bzw. 64) L Diese Beiträge gelten gleichzeitig für Ar-
beitslosigkeit, Krankheit, Invalidität, Alter und Hinterbliebene. Die Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit werden durch Umlagefinanzierung durch den Nationalen 
Versicherungsfonds finanziert. Der Arbeitslose darf nicht willentlich arbeits-
los sein, muss arbeitsfähig sein und dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, 
aktiv nach Arbeit suchen und einen Antrag auf Arbeitslosengeld gestellt ha-
ben. Zum Empfang berechtigt ist, wessen entrichtete Beiträge in einem der 
beiden Steuerjahre, auf die sich der Antrag bezieht, dem 25fachen Mindest-
beitrag dieses Jahres entsprechen bzw. die in beiden Steuerjahren entrichteten 
oder angerechneten Beiträge entsprechen einer Höhe von mindestens dem 50fa-
chen Mindestbetrag dieses Jahres. Für Männer gilt ein Höchstalter von 65, für 
Frauen von 60 Jahren. Es sind drei Tage Karenzzeit vorgesehen. Das Arbeitslo-
sengeld wird höchstens 312 Tage (ohne Sonntage) pro Zeitraum der Beschäfti-
gungsunterbrechung gewährt. Ein erneuter Anspruch auf 312 Tage entsteht, 
wenn während 13 Wochen jeweils mindestens 16 Arbeitsstunden innerhalb ei-
ner bestimmten Rahmenfrist geleistet werden. Es wird kein Arbeitslosengeld 
für Tage gezahlt, an denen die Einkünfte 2 f, übersteigen bzw. für Wochen, in 
denen die Mindestgrenze von 57 f, überschritten wird. Das Arbeitslosengeld 
beträgt 45,45 f, pro Woche bzw. 57,60 f, nach Erreichen des Rentenalters. 
Für unterhaltsberechtigte Kinder wird ein Zuschlag gewährt. Das Arbeitslo-
sengeld ist steuerpflichtig, außer wenn der Empfänger seine Rentenansprüche 
verschiebt oder darauf verzichtet. 

1996 erfolgte die Einführung der „Jobseeker's Allowance" (JSA) mit einer 
Zunahme der Bedeutung von Bedürftigkeitsprüfungen und der Abschaffung 
der Zuschläge für Unterhaltsberechtigte beim Arbeitslosengeld. Die Jobseeker's 
Allowance erfordert striktere Zugangsbedingungen als die Arbeitslosigkeitsleis-
tungen vor 1996. Die JSA soll vor allem auch massive Einsparungen bringen. 
Um dies zu erreichen, wurden de facto für viele die Leistungen gekürzt, z.B. 
empfangen manche gar keine Leistungen mehr oder rutschen von Versiche-
rungsleistungen in die bedürftigkeitsgeprüfte JSA. Andererseits ist die JSA 
auch als Anreiz der Arbeitsmarktpolitik zu verstehen, der die Arbeitslosen da-
zu bewegen soll, sich wieder (auch niedrig bezahlte!) Arbeit zu suchen. Das 
System teilt sich auf in das beitragsabhängige Arbeitslosengeld (Contribution-
Based Jobseeker's Allowance) aus der Arbeitslosenversicherung und die bedürf-
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tigkeitsgeprüfte Arbeitslosenhilfe (Income-Based Jobseeker's Allowance). Die 
Arbeitslosenhilfe ist im Prinzip identisch mit dem Income Support, der bis-
her auch als „Arbeitslosenhilfe" fungierte, lediglich die Bezeichnung bzw. die 
Zielgruppe ist eine andere. Das Arbeitslosengeld ist für alle Arbeitnehmer 
gedacht,94 die Arbeitslosenhilfe soll Arbeitslose unterstützen, deren gesamte 
Einkünfte unter einem bestimmten Mindestniveau liegen. Zum Empfang der 
Leistungen müssen die für das Jahr 1994 beschriebenen Voraussetzungen erfüllt 
sein, außerdem darf der Arbeitslose nicht mehr als 16 Wochenstunden zusätz-
lich arbeiten oder sich in einem Vollzeitstudium befinden. Für den Empfang 
der Arbeitslosenhilfe darf ein Vermögen von 8.000 .f, nicht überschritten wer-
den. Die Anwartschaftszeit für das Arbeitslosengeld entspricht der von 1994, 
für die Arbeitslosenhilfe gibt es keine entsprechenden Voraussetzungen. Das 
Arbeitslosengeld ist begrenzt auf 182 Tage je Zeitraum der Arbeitslosigkeit, 
die Arbeitslosenhilfe ist von unbegrenzter Dauer, solange die Voraussetzungen 
erfüllt sind. Die Höhe der Leistungen des Arbeitslosengelds hängt nicht vom 
bisherigen Einkommen ab, es werden pro Woche gestaffelt nach Alter 39,85 .f, 

(18-24 Jahre) bzw. 50,35 .f, (über 25) gezahlt, Zulagen für Unterhaltsberech-
tigte werden nicht mehr gewährt. Das Arbeitslosengeld ist steuerpflichtig. Die 
Höhe der Arbeitslosenhilfe hängt vom Einkommen und der familiären Situa-
tion ab. Im Vergleich zu 1994 wurde also eine Reform durchgesetzt, die zwar 
Einsparungen brachte, aber klar zu Lasten der Leistungsempfänger geht. 

2.5.3 Krankheit - Geldleistungen 

Eine konkrete gesetzliche Regelung der Geldleistungen bei Krankheit wurde 
erstmals 1911 getroffen.95 Bis 1982 bestanden die Geldleistungen bei Krank-
heit aus dem so genannten Sickness Benefit (SB). 1983 allerdings wurde das 
gesetzliche Krankengeld (Statutory Siek Pay - SSP) eingeführt, das einer ge-
setzlich vorgeschriebenen Lohnfortzahlung entspricht. Damit wurde ein erheb-
licher Teil der Verantwortung für die Geldleistungen bei Krankheit auf die 
Arbeitgeber übertragen, das Krankengeld (SB) soll nur bei nicht vom SSP 

94Mit Ausnahme von verheirateten Frauen, die sich vor April 1977 für eine Befreiung 
entschieden haben. 

95Zu den Geldleistungen bei Krankheit vgl. z.B. Reed und Deakin (2000). 
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erfassten Gruppen einspringen. Die Finanzierung des Krankengeldes erfolgt 
heute über Steuern, Beiträge96 und vor allem auch über die Arbeitgeber. 

Bis einschließlich 1994 wird also unterschieden in Krankengeld (Sickness Be-
nefit - SB) und gesetzliches Krankengeld (Statutory Siek Pay - SSP). Sickness 
Benefit können Selbständige und Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis we-
niger als drei Wochen andauert,97 erhalten. Ansprüche auf Statutory Siek Pay 
entstehen erst bei einer dauerhaften Beschäftigung. Es existiert keine Versiche-
rungspflichtgrenze, allerdings zahlen Arbeitnehmer keine Beiträge auf Einkom-
men über 430 f, pro Woche bzw. unter 57 f, pro Woche. Für die Zahlungen des 
Arbeitgebers (SSP) müssen die Einkünfte des Arbeitnehmers vor der Krank-
heit mindestens das Niedriglohnlimit für Beitragszahlungen an die Nationale 
Versicherung erreicht haben. Für das Krankengeld (SB) müssen ausreichend 
Versicherungsbeiträge in jedem Steuerjahr gezahlt worden sein, und es müssen 
in zwei maßgeblichen Steuerjahren, normalerweise den beiden dem Anspruchs-
jahr vorausgehenden Steuerjahren, ausreichende Beiträge gezahlt oder ange-
rechnet worden sein. Eine Karenzzeit von drei Tagen ist vorgesehen. Das SSP 
wird vom Arbeitgeber bei Krankheit für mindestens vier aufeinander folgende 
Tage bis zu maximal 28 Wochen bezahlt. Das SB wird höchstens 168 Tage 
(Sonntage ausgenommen, also 28 Wochen) während der Dauer der Arbeits-
unterbrechung gezahlt und anschließend durch lnvaliditätsleistungen ersetzt. 
Die Höhe der Leistungen der gesetzlich geregelten Lohnfortzahlung hängt vom 
Wochenlohn ab, es gibt keine Familienzulagen. Tabelle 2.4 gibt einen Über-
blick über diese Pauschalleistungen. Das SB besteht aus einer Grundpauschale 
(43,45 bis zu 55,25 f,), die durch diverse Zuschläge ergänzt werden kann. Das 
SSP ist steuerpflichtig,98 das SB nicht. 

Im Juli 1994 wurde ein Gesetz über die Abschaffung des bisherigen Kran-
kengelds und der Invaliditätsleistungen verabschiedet, das eine vereinheitlich-
te Arbeitsunfähigkeitsleistung schafft, die im April 1995 eingeführt wurde. Ein 
Kernpunkt im neuen System soll die strengere Regelung von medizinischen U n-
tersuchungen sein. 1999 gelten damit folgende Regelungen. Es gibt Leistungen 
bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit (short-term Incapacity Benefit, IB) so-

96Vgl. die Ausführungen zu dem Einheitsbeitrag in Kapitel 2.5.2. 
97Verheiratete Frauen, die sich vor April 1977 für eine Befreiung entschieden haben, sind 

ausgenommen. 
98 Progressive Besteuerung nach Abzug des persönlichen Freibetrages und anderer Freibe-

träge. 
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Tabelle 2.4: Wöchentliche Leistungen des SSP 1994 und 1999 

1994 1999 
Lohngrenze Leistung Lohngrenze Leistung 
unter 57 f, keine unter 64 f, keine 
57 bis 199,99 f, 47,80 f, ab 64 f, 57,70 f, 

200 f, oder mehr 52,50 f, 

Quelle: MISSOC (1995, 2000) 

wie das gesetzliche Krankengeld (Statutory Siek Pay, SSP). Es existiert keine 
Versicherungspflichtgrenze, allerdings zahlen Arbeitnehmer keine Beiträge auf 
Einkommen über 485 .f'. pro Woche bzw. unter 64 .f'. pro Woche. Der Hausarzt 
muss die Arbeitsunfähigkeit feststellen, nach 28 Wochen erfolgt ein allgemeiner 
Erwerbsunfähigkeitstest. Für den Empfang des SSP müssen die Einkünfte vor 
der Krankheit mindestens der Untergrenze für Beitragszahlungen an die Natio-
nale Versicherung entsprochen haben. Short-term 1B erfordert, dass in einem 
beliebigen Steuerjahr ausreichende Versicherungsbeiträge tatsächlich entrich-
tet wurden und für zwei maßgebliche Steuerjahre, normalerweise die beiden 
letzten Steuerjahre vor dem Anspruch, ausreichende Beiträge entrichtet oder 
angerechnet wurden. Um nach dem SSP die Leistung bei vorübergehender Ar-
beitsunfähigkeit zu erhalten, müssen die Beitragsvoraussetzungen erfüllt sein. 
Eine Karenzzeit von drei Tagen ist vorgesehen. Das SSP wird in gleicher Form 
wie 1994 ausgezahlt allerdings nur noch mit einem Einheitssatz.99 Arbeitneh-
mer, die für weniger als 28 Wochen Anspruch auf gesetzliches Krankengeld 
haben, können für die restliche Zeit bis zum Ende der 28 Wochen einen re-
duzierten Satz der Leistung bei vorübergehender Erwerbsunfähigkeit erhalten. 
Danach kann der höhere Satz für vorübergehende Erwerbsunfähigkeit und an-
schließend nach medizinischer Begutachtung die Leistung für andauernde Er-
werbsunfähigkeit (long-term Incapacity Benefit) gewährt werden. Short-term 
1B wird bis zu 52 Wochen gezahlt (danach long-term IB, siehe Kapitel 2.5.4), 
die Sätze sind gestaffelt nach Dauer, Alter und Familiensituation. Für die 
ersten 28 Wochen wird ein wöchentlicher Grundbetrag von 48,80 .f'. gewährt, 
danach ein höherer Satz von 57,70 .f'.. Ab dem Rentenalter können bis zu 62,05 
.f'. pro Woche bezogen werden. Das SSP unterliegt der Besteuerung, außerdem 

99Vgl. dazu Tabelle 2.4. 
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müssen Sozialversicherungsbeiträge abgeführt werden. Der short-term 1B ist 
für den unteren Satz (erste 28 Wochen) steuerfrei, danach wird besteuert. 

Bemerkenswert ist die stärkere Einbeziehung der Arbeitgeber: Der Staat 
soll heute nur bei hohem Krankenstand Unterstützung leisten, vor 1994 wurden 
aber sogar 80 Prozent des SSP vom Staat an die Arbeitgeber zurückerstattet. 
Allerdings geht MISSOC (1995: 46) davon aus, dass sich die Gesamtkosten der 
Industrie dadurch nicht erhöhen, da die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversi-
cherung gleichzeitig gesenkt wurden. Weiterhin ersparen sich die Unternehmen 
Verwaltungsaufwand durch die Abschaffung des niedrigsten Satzes des SSP. 
Außerdem können die Arbeitgeber seit 1997 aus dem gesetzlichen SSP ausstei-
gen, sofern sie adäquate betriebliche Krankengelder zur Verfügung stellen, was 
vorher nicht möglich war. 

2.5.4 Invalidität 

Bezüglich der Invalidität wurde erstmals 1911 eine gesetzliche Regelung ein-
geführt. 10° Für 1994 ist das Gesetz über Beiträge und Leistungen zur sozialen 
Sicherheit von 1992 entscheidend. Eingeschlossen sind Selbständige und Ar-
beitnehmer101 sowie Arbeitslose. Die Finanzierung erfolgt über den in Kapitel 
2.5.2 beschriebenen Beitrag. Die Leistungen bei Invalidität werden nach Ablauf 
des Zeitraums der anfänglichen Erwerbsunfähigkeit (168 Tage ohne Sonntage), 
also nach Ablauf der Zahlungen des Krankengelds (Sickness Benefit102), bis zu 
maximal fünf Jahre nach Erreichen der Staatsrente gewährt. Als Invalider gilt 
also derjenige, der infolge körperlicher oder geistiger Krankheit bzw. Behin-
derung den Anspruch auf Krankengeld bis 168 Tage (ohne Sonntage) bereits 
ausgeschöpft hat. Die Leistungen der Invalidenrente (Invalidity Benefit) liegen 
1994 bei 57,6 f, pro Woche, dazu kommen noch Erwerbsunfähigkeitszuschläge 
(Invalidity Allowance) abhängig vom Alter, eine einkommensbezogene Zusatz-
rente103 und Zuschläge für Ehepartner und unterhaltspflichtige Kinder. Weitere 
Leistungen bei Invalidität sind die Schwerbehindertenhilfe (Severe Disablement 
Allowance), die Schwerbehinderten ohne Anspruch auf Erwerbsunfähigkeits-

100 zu Leistungen bei Invalidität vgl. z.B. Judge (2001). 
101 Mit Ausnahme von verheirateten Frauen, die sich vor April 1977 für eine Befreiung 

entschieden haben. 
102Vgl. zum Sickness Benefit Kapitel 2.5.3. 
103Basierend auf dem Einkommen zwischen April 1978 und April 1991. 
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leistungen gewährt werden kann, die Pflegebeihilfe (Attendance Allowance) für 
Personen über 65, die auf persönliche Pflege angewiesen sind, sowie die Hilfe 
zum Lebensunterhalt für Behinderte (Disability Living Allowance) als Pfle-
gebeihilfe für behinderte Personen unter 65. Weiterhin können für Personen, 
die Behinderte pflegen und deren Verdienst sehr niedrig liegt, Pflegebeihilfen 
ausgezahlt werden (Invalid Care Allowance). Der Invalidity Benefit ist nicht 
steuerpflichtig, die Invalidity Allowance dagegen schon, wenn sie zusammen 
mit einer Altersrente gezahlt wird. Attendance Allowance, Disability Living 
Allowance sowie Severe Disablement Allowance sind nicht steuerpflichtig. Für 
die steuerpflichtigen Leistungen gelten die gleichen Steuerermäßigungen wie 
für das Krankengeld. Attendance Allowance und Disability Living Allowance 
können zusätzlich zu anderen Leistungen gewährt werden. Es werden staatli-
che Zuschüsse zur Deckung der Gesamtausgaben für Attendance Allowance, 
Disability Living Allowance sowie Severe Disablement Allowance gewährt. 

Der 1995 eingeführte Incapacity Benefit104 erfordert die Erfüllung strik-
terer medizinischer Bedingungen als die Leistung des Invalidity Benefit. Die-
se Verschärfung ist auf den Anstieg der lnvaliditätsrentenempfänger zurück-
zuführen: 1982/83 waren es noch 737.000, 1995/96 dagegen 1,7 Millionen (vgl. 
Judge 2001: 80ff). Als wesentliche Änderungen sind zu nennen: Reduzierung 
des gewährten Höchstbetrags, der Empfang ist abhängig von entsprechen-
den Versicherungsbeiträgen, die Leistung ist jetzt steuerpflichtig, der Nachweis 
muss erbracht werden, dass keinerlei Arbeit verrichtet werden kann, 105 statt 
bisher vom Hausarzt wird die Invalidität von unabhängigen staatlich ernann-
ten Prüfern getestet und einkommensabhängige Leistungsbestandteile werden 
abgeschafft. Allerdings konnte bisher kein Absinken der Empfängerzahlen fest-
gestellt werden (vgl. Judge 2001: 84). 

Damit ergibt sich für die Leistungen im Jahr 1999 folgendes Bild. Ausge-
nommen von der Versicherungspflicht sind Arbeitnehmer mit einem wöchent-
lichen Einkommen unter 64 f, sowie Selbständige mit einem Jahreseinkommen 
von weniger als 3.590 f,_ Als Invalide gilt, wer arbeitsunfähig infolge körperli-
cher oder geistiger Krankheit oder Behinderung während eines Zeitraums ist, in 
dem Anspruch auf Leistungen bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit für die 
Dauer von 52 Wochen bestand. Zum Empfang der Leistungen muss vollständi-

104Vgl. dazu auch Kapitel 2.5.3. 
105Bisher musste nur Unfähigkeit vorliegen, den bisherigen Job zu machen. 
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ge Erwerbsunfähigkeit vorliegen. Der long-term Incapacity Benefit (IB) wird 
nach einem Jahr der Arbeitsunfähigkeit bis zum Erreichen des staatlichen Ren-
tenalters gewährt. Die Leistungen werden als Pauschalbetrag je nach Alter und 
Familiensituation gewährt, der Grundbetrag beträgt 64,70 L Weiterhin exis-
tieren als beitragsunabhängige Leistungen die Schwerbehindertenhilfe (Severe 
Disablement Allowance) 106 für Schwerbehinderte ohne Anspruch auf Incapaci-
ty Benefit, das Alterspflegegeld (Attendance Allowance), die Pflegekomponente 
des Unterhaltsgelds für Behinderte (Disability Living Allowance) und die Leis-
tung an Pflegepersonen (Invalid Care Allowance). Der long-term 1B und die 
Invalid Care Allowance sind steuerpflichtig, 107 die anderen aufgeführten Leis-
tungen nicht. 

2.5.5 Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

Das erste Gesetz zur Regelung der Absicherung bei Arbeitsunfällen wurde be-
reits 1897 beschlossen. Für Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrank-
heiten sind heute Gesetze von 1992 relevant. Die Finanzierung aller Leis-
tungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten erfolgt aus Steuern, also 
über staatliche Finanzierung. Eingeschlossen sind alle Arbeitnehmer. Als Ar-
beitsunfall wird ein Unfall mit Körperverletzung in Folge oder während der Ar-
beitsausübung des Beschäftigten verstanden. Im Allgemeinen sind Wegeunfälle 
nicht gedeckt. Eine Liste von 66 Krankheiten regelt 1994 die Anerkennung 
von Berufskrankheiten. Fristen zur Feststellung dieser Krankheiten existie-
ren nur für beruflich bedingtes Asthma und Taubheit sowie für chronische 
Bronchitis und Emphyseme. Eine Karenzzeit von drei Tagen ist vorgesehen, 
die vorläufige Erwerbsunfähigkeit wird höchstens 168 Tage (ohne Sonntage) 
gewährt. Die Bezugsgrundlage und der Betrag der Leistung für diese vorläufi-
ge Erwerbsunfähigkeit entspricht den Geldleistungen bei Krankheit. Renten 
bei dauernder Erwerbsunfähigkeit werden abhängig vom Erwerbsunfähigkeits-
grad gewährt, die Leistungen sind nicht abhängig vom bisherigen Einkommen. 
Es werden verschiedene Pauschalbeträge je nach Höhe des Erwerbsunfähig-

106Diese Leistung wird allerdings durch das Gesetz über die Reform des Wohlfahrtsstaates 
und der Renten, das am 11.11.99 die königliche Zustimmung erhielt, abgeschafft. Dafür soll 
die bisherige Zielgruppe Zugang zu Leistungen bei dauerhafter Arbeitsunfähigkeit erhalten. 

107Progressive Besteuerung nach Abzug persönlicher und anderer Freibeträge. 
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keitsgrades gewährt. Es können Zuschläge bei Pflege durch Dritte in Form 
des Dauerpflegegeldes (Constant Attendance Allowance), der Invalid Care Al-
lowance und in besonders schweren Fällen von Behinderung die Exceptio-
nally Severe Disablement Allowance gezahlt werden. Leistungen bei dauern-
der Erwerbsunfähigkeit sind nicht steuerpflichtig, bei vorübergehender Er-
werbsunfähigkeit gelten die in Kapitel 2.5.3 beschriebenen Regelungen. Im 
Todesfall ist für Hinterbliebene eine pauschale Rente vorgesehen. Im Vergleich 
zu 1994 wurde die Liste der Berufskrankheiten 1999 auf mehr als 70 Krank-
heiten aufgestockt. Ansonsten haben sich bis auf die Anpassung der Höhe der 
Leistungen keine prinzipiellen Änderungen ergeben. 

2.5.6 Mindestsicherung 

Der Income Support, das allgemeine beitragsunabhängige Minimum, wird durch 
die Income Support General Regulations von 1987 und den Social Security 
Administration Act von 1992 geregelt. 108 Er soll finanzielle Hilfe für Perso-
nen ohne Vollzeitbeschäftigung109 bieten, deren Gesamteinkommen unter ei-
nem bestimmten Minimum liegt. Die Leistung kann für eine Person und für 
im Haushalt lebende Partner und Kinder gewährt werden. Die Mindestsiche-
rung wird ohne zeitliche Beschränkung gewährt. Zum Empfang berechtigt sind 
Staatsangehörige des Vereinigten Königreichs, der EU-Mitgliedstaaten sowie 
von Staaten, mit denen ein bilateraler Vertrag mit Gegenseitigkeitsklausel ab-
geschlossen wurde und die bestimmten Vorschriften hinsichtlich Einreise und 
ständigem Wohnsitz unterworfen sind. Der Empfänger muss seinen Wohnsitz 
im Staatsgebiet haben. Im Allgemeinen wird der Income Support ab 18 Jah-
ren gewährt, unter bestimmten Umständen sind auch 16- und 17-Jährige an-
spruchsberechtigt. Arbeitsfähige Personen müssen bereit sein zu arbeiten und 
als Arbeitssuchende gemeldet sein. Das Vermögen (ohne Hausbesitz) des An-
tragstellers oder seines Partners darf nicht über 8.000 f., liegen. Die Sätze des 
Income Support werden auf nationaler Ebene ohne regionale Differenzierung 
von der Regierung festgesetzt. Die Haushaltseinheit für die Einkommensbe-
rechnung ist die Familieneinheit. Angerechnet werden nahezu alle Einkünf-
te, also auch die meisten Sozialversicherungsleistungen und Renten. Nicht an-

108Zur Mindestsichenmg im Vereinigten Königreich vgl. z.B. Behrendt (2002), Eardley 
et al. (1996a,b). 

10916 Stunden oder mehr pro Woche. 
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Tabelle 2.5: Verhältnisse der Leistungen des Income Support für einzelne Haus-
haltsmitglieder zueinander, UK 

1994 1999 
Alleinstehende 
- 18 bis 24 Jahre 156,65 f, (pro Monat) 50,35 f, (pro Woche) 
- ab 25 Jahre 193,03 f, 50,35 i 
2. Erwachsener plus 57% plus 57% eines Paares 
1. Kind (0-10 Jahre) plus 56% plus 56% 
2. Kind (11-15 Jahre) plus 52% plus 50% 
3. Kind (16-17 Jahre) plus 60% plus 60 % 

Quelle: MISSOC (1995, 2000) 

gerechnet werden Wohngeld, Gemeindesteuerbeihilfe und einige beitragsfreie 
Leistungen bei Behinderung, sowie Ersparnisse bis 3.000 f'.. 110 Die Sätze wer-
den unter Berücksichtigung der Preisentwicklung von der Regierung festgelegt. 
Zulagen zum Income Support werden für Familien und Alleinerziehende be-
zahlt. Die Verhältnisse der Leistungen für einzelne Haushaltsmitglieder zuein-
ander sind in Tabelle 2.5 dargestellt. Ergänzt werden die Geldleistungen durch 
diverse Sachansprüche (z.B. kostenloses Essen in der Schule für Kinder). An-
gemessene Mieten werden durch das Wohngeld gedeckt. Die Finanzierung der 
Leistungen erfolgt über den Staat durch nationale allgemeine Steuern. 

1999 sind Unterschiede zu 1994 vor allem durch die Reform des Arbeitslo-
sengeldes111 festzustellen. So haben arbeitsfähige Personen einen vorrangigen 
Anspruch auf Jobseeker's Allowance. Für Alleinerziehende wurde ein spezielles 
Programm (New Deal) zur Förderung der sozialen Integration, vor allem aber 
zur Förderung der Wiederaufnahme von Arbeit, ins Leben gerufen. Weiterhin 
wird verstärkt auf ein Steuer- und Leistungssystem gesetzt, das darauf abzielt, 
dass sich Arbeit im Vergleich zur Mindestsicherung lohnt. 

Es gibt zwei Hauptformen der Wohnbeihilfen: Die erste besteht aus der 
Hilfe zu der Zahlung von Hypothekenzinsen für Income Support-Empfänger, 
was allerdings strengen Bedingungen unterliegt; die zweite Form der Hilfe ist 
das Wohngeld, das Empfängern von Income Support aber auch Niedrigver-
dienern gewährt wird. Wohngeld hat einen hohen Stellenwert im Vereinigten 

110Liegen Ersparnisse über 3.000 t vor, werden die Leistungen des Income Support gekürzt. 
lllVgl. dazu Kapitel 2.5.2. 
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Königreich, was sich in den entsprechend hohen Ausgaben für diesen Transfer 
widerspiegelt. 112 In diesem Zusammenhang ist auch der Council Tax Benefit, 
eine bedürftigkeitsgeprüfte Beihilfe zu den örtlichen Gemeindesteuern, 113 zu 
nennen. Dieser hilft Personen mit geringem Einkommen, indem bis zu hundert 
Prozent der durch diese Steuern anfallenden Kosten ersetzt werden, und soll 
die lokalen Unterschiede der Höhe der Steuer ausgleichen, um eine einheitliche 
nationale Mindestsicherung zu gewährleisten (vgl. Clark et al. 1999). 

2.6 Vergleich der Ländersysteme 

Nach der Vorstellung der Sozialsysteme der fünf untersuchten Länder soll an 
dieser Stelle ein kurzer Vergleich der grundsätzlichen Organisation der betrach-
teten Transfers vorgenommen werden. 

Die Leistungen bei Arbeitslosigkeit in Deutschland entsprechen einer „klas-
sischen" Bismarckschen Versicherungsleistung. Das Arbeitslosengeld wird als 
prozentualer Anteil am bisherigen Einkommen berechnet, ebenso die Arbeits-
losenhilfe, die sich allerdings auf niedrigerem Niveau bewegt, bedürftigkeits-
geprüft gewährt wird und im Gegensatz zum Arbeitslosengeld nicht aus Bei-
trägen sondern über Steuern staatlich finanziert wird. Das Arbeitslosengeld 
in Frankreich ist ähnlich organisiert wie in Deutschland. So wird ein An-
teilssatz am bisherigen Einkommen gewährt bzw. ein Anteilssatz plus einer 
ergänzenden Pauschale. Die Arbeitslosenhilfe dagegen ist eine rein pauschale 
Leistung wie sie eher in Beveridge-geprägten Systemen vorkommt. Prinzipi-
ell verfügt Italien auch über eine beitragsfinanzierte Arbeitslosenversicherung, 
die an die deutsche Ausgestaltung angelehnt ist. Allerdings bewegt sich dieses 
normale Arbeitslosengeld auf sehr niedrigem Niveau, es beträgt lediglich 30 
Prozent des bisherigen Lohns. Dagegen sind das besondere Arbeitslosengeld 
für Beschäftigte aus der Bauwirtschaft und die Lohnergänzungszahlungen bei 
Teilarbeitslosigkeit höher angesetzt. So wird das normale Arbeitslosengeld also 
in der Realität nicht so umfangreich in Anspruch genommen wie die anderen 
Zahlungen. Finnland weicht bei den Regelungen bei Arbeitslosigkeit von dieser 
Bismarckschen Form ab. Es wird als Arbeitslosengeld eine pauschale Grund-

112Vgl. dazu auch Kapitel 6.1. 
113Mehr Informationen zu den örtlichen Gemeindesteuern sind z.B. in Clark et al. (1999) 

zu finden. 
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sicherung gewährt, die durch eine verdienstabhängige Zahlung bei freiwilliger 
Mitgliedschaft in einer Arbeitslosenkasse ergänzt werden kann. Die Arbeitslo-
senhilfe wird als Pauschale gewährt. Die Finanzierung erfolgt über Beiträge 
und Steuern. Als einziges unter den untersuchten Ländern weisen die Arbeits-
losigkeitsleistungen im Vereinigten Königreich keine verdienstabhängigen Leis-
tungsbestandteile auf. Sowohl Beiträge als auch Transfers sind pauschal, was 
den typischen Beveridge-Leistungen entspricht, wie sie in den Ländern des 
Britischen Clusters üblich sind. 

Leistungen des Krankengelds werden in Deutschland, Frankreich und Ita-
lien als Anteile am Einkommen gewährt. Unterschiede ergeben sich jeweils 
bezüglich der gewährten Anteilswerte, der gesetzlich vorgesehenen Lohnfort-
zahlung, der Karenztage und der Dauer der Leistungen. 114 Italien hebt sich 
weiterhin von den anderen Ländern durch seinen geringeren Deckungsgrad115 

ab. Tendenziell sind die Leistungen in Deutschland dabei am großzügigsten. 
Die Finanzierung erfolgt in erster Linie über Beiträge, lediglich in Frankreich 
wird eine Mischfinanzierung aus Steuern und Beiträgen betrieben. Das Kran-
kengeld in Finnland ist wiederum eine Mischung aus einer pauschalen Grund-
leistung und einer einkommensabhängigen Ergänzung. Allerdings wurden die 
Leistungen für Geringverdiener bis zum Jahr 2000 im Verhältnis zu 1995 rela-
tiv stark eingeschränkt was die vom bisherigen Einkommen abhängigen Teile 
betrifft, außerdem wurde die Zahl der Karenztage drastisch erhöht, obwohl es 
keine gesetzlich geregelte Lohnfortzahlung gibt. Die Finanzierung erfolgt über 
Beiträge und staatliche Beteiligung. Das Krankengeld im Vereinigten König-
reich wird im Gegensatz zu den anderen betrachteten Ländern als Pauschal-
zahlung ausbezahlt. Die Finanzierung wird über Beiträge, Steuern und die Ar-
beitgeber geleistet. Dabei kommt den Leistungen der Arbeitgeber eine große 
Bedeutung zu. 

Die lnvaliditätsrente wird sowohl in Deutschland als auch in Italien über 
den gemeinsamen Beitrag zur Altersrente finanziert, es handelt sich also um 
eine Versicherungsleistung, die sich entsprechend nach dem bisherigen Einkom-
men richtet. Dies ist ebenfalls in Frankreich der Fall, allerdings we den zur 
Finanzierung gemeinsame Beiträge für Kranken- und Invaliditätsversicherung 

114Zu den detaillierten Leistungen siehe Kapitel 2.1.3, 2.3.3 und 2.4.3. 
115Nur Arbeiter fallen unter die Regelungen des Krankengeldes, für Angestellte wird aber 

eine Lohnfortzahlung garantiert. 
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herangezogen. Trotz dieser prinzipiellen Gemeinsamkeiten weisen die Länder 
Besonderheiten hinsichtlich verschiedener Elemente auf. Für Deutschland ist 
die Pflegeversicherung herauszuheben. Diese ist als weitere Säule des Sozialsys-
tems in ihrer Form einzigartig unter den untersuchten Ländern, wobei es in 
anderen Ländern durchaus möglich ist, Ergänzungszahlungen für die Pflege zu 
erhalten. In Frankreich und Italien gibt es weiterhin besondere Leistungen für 
bedürftige Invalide, die keinen Zugang zu Versicherungsleistungen haben. 116 In 
Italien kommt der Invaliditätsrente im Vergleich zu den anderen Ländern eine 
besondere Rolle zu, da diese dort als eine Art Ersatz für die mangelhaft ausge-
stalteten anderen Leistungen wie z.B. die Mindestsicherung genutzt wird und 
so die Empfängerzahlen vergleichsweise hoch sind. 117 Die lnvaliditätsrente in 
Finnland ist Teil des Rentensystems, das über Beiträge und Staatsbeteiligung 
finanziert wird. Wie auch bei anderen Leistungen setzt sich der Transfer aus 
einer Grundsicherung in Form der pauschalen Volksrente, die über Steuern fi-
nanziert wird, und einem über Beiträge finanzierten Erwerbsrentensystem, das 
sich an den Altersrenten orientiert, zusammen. Allerdings gibt es auch Leis-
tungen für Nichtrentenempfänger. Die Invaliditätsleistungen im Vereinigten 
Königreich dagegen bestehen wieder durchweg aus pauschalen Zahlungen. Bei 
diesen handelt es sich entweder um beitragsfinanzierte Versicherungsleistungen 
oder um bedürftigkeitsgeprüfte Sonderleistungen. 

Die grundsätzliche Ausgestaltung der Leistungen bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten ist in Deutschland, Frankreich, Italien und Finnland sehr 
ähnlich, auch wenn es selbstverständlich Unterschiede bei der Verwaltungsor-
ganisation und der konkreten Höhe der Leistungen gibt. So erfolgt in allen 
vier Ländern die Finanzierung bis auf wenige Ausnahmen durch den Arbeit-
geber.118 Die Grundlage für die Berechnung der Leistung bildet jeweils das 
bisherige Einkommen, Hinterbliebene können im Todesfall ebenfalls mit einer 
(wenn auch geringeren) Rente rechnen. Die Ausnahme bildet hier wieder das 
Vereinigte Königreich. Dort liegt die Finanzierung beim Staat, die Leistungen 

116Vgl. dazu Kapitel 2.3.4 und 2.4.4. 
117Vgl. dazu Kapitel 2.4.1. 
118Hier spiegelt sich die Employer Liability-Strategie wider. Wie schon in Kapitel 1.2 

erwähnt, findet sich diese Strategie aber nicht unbedingt in Reinform, sondern vermischt 
sich mit der Sozialversicherungsstrategie. Dixon (1999: 20ff) ordnet Finnland und Deutsch-
land für diese Leistungen die Employer Liability-Strategie als vorherrschende Strategie zu, 
Italien nnd Frankreich dagegen die Sozialversicherungsstrategie. 
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sind an den Geldleistungen bei Krankheit orientiert, für die Hinterbliebenen 
fallen pauschale Renten an. 

Die Mindestsicherung ist in den betrachteten Ländern sehr unterschiedlich 
ausgestaltet, hier soll nur kurz auf grundsätzliche Unterschiede eingegangen 
werden. Die Mindestsicherung hebt sich als Transfer von den anderen betrach-
teten Leistungen ab, da sie letztendlich immer als letzter „Notnagel", wenn kei-
ne anderen Ansprüche mehr bestehen, eingesetzt wird und so in allen Ländern 
eine beitragsunabhängige Leistung darstellt. Gemeinsam ist also zunächst al-
len untersuchten Ländern, dass die Finanzierung über Steuern (auf lokaler, 
regionaler oder nationaler Ebene) erfolgt. In Deutschland wird die Sozialhilfe 
zwar national einheitlich geregelt, aber die konkreten Regelsätze unterschei-
den sich je nach Bundesland. Der Grundbetrag kann ergänzt werden durch 
besondere Zahlungen sowie Wohngeld. Prinzipiell ist die Mindestsicherung in 
Finnland ähnlich organisiert, allerdings legt die nationale Regierung die Höhe 
der Leistungen in zwei Kategorien fest. In Frankreich ist die Organisation der 
Mindestsicherung bedeutend fragmentierter als in Finnland und Deutschland. 
Es gibt zwar ein allgemeines Minimum in Form des RMI, dieses wird allerdings 
ergänzt bzw. ersetzt durch eine Vielzahl von Sonderleistungen für bestimmte 
Gruppen. Eine national einheitliche Lösung existiert in Italien für die Mindest-
sicherung nicht, wie in keinem der Länder des Südeuropäischen Clusters. Es 
gibt verschiedene Leistungen auf regionaler oder lokaler Ebene, die aber nicht 
unbedingt ausreichend sind, weshalb ein Ausweichen auf andere Leistungen 
notwendig wird wie z.B. auf die Invaliditätsrenten. Ganz im Gegensatz dazu 
kommt dem Income Support als allgemeinem Minimum im Vereinigten König-
reich eine traditionell große Bedeutung zu. Die Höhe der relativ großzügigen 
Leistungen wird einheitlich auf nationaler Ebene geregelt.119 

An dieser Stelle soll noch einmal darauf hingewiesen werden, dass die Staa-
ten ihre Sozialtransfers unterschiedlich oder auch gar nicht besteuern. So sind 
die Transfers in skandinavischen Ländern zu einem relativ hohen Anteil steu-

119 An dieser Stelle sei auch auf Hölsch und Kraus (2002, 2004) verwiesen, die den Aspekt 
der (De-)Zentralisierung der Organisation 1md Verwaltung von Mindestsicherung in Euro-
pa untersucht haben. Der Dezentralisierungsgrad der Mindestsicherung wurde dabei über 
die Aspekte der Finanzierung durch Bund, Länder oder Gemeinden, der formalen Entschei-
d1mgsbefugnisse sowie der regionalen Variation der Leistungssätze erfasst. Italien wird dabei 
als dezentralstes System der hier betrachteten Länder eingestuft. Am zentralsten ist das bri-
tische System, gefolgt von Frankreich, Finnland und Deutschland, die im Mittelfeld liegen. 
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erpflichtig, während bei den angelsächsischen Staaten das Gegenteil der Fall 
ist (vgl. z.B. Gilbert 2002). 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass in Deutschland typische 
Bismarck-Leistungen dominieren, also durch Beiträge finanzierte Versicherungs-
leistungen, deren Höhe vom bisherigen Einkommen abhängt. Auch das ita-
lienische System ist angelehnt an die Bismarck-Sozialversicherung. Allerdings 
bewegen sich die Leistungen auf niedrigerem Niveau, was typisch für die Länder 
des Südeuropäischen Clusters ist. Ein weiteres Charakteristikum der südeu-
ropäischen Länder zeigt sich darin, dass das Mindestsicherungssystem sehr 
fragmentiert und weitgehend auf die regionale und lokale Ebene verlagert ist. 
Im Gegensatz zum italienischen und deutschen System, die den männlichen 
Arbeitnehmer als Versorger der Familien in den Vordergrund rücken, setzt 
das finnische System auf Zugang zum Sozialsystem für möglichst viele, also 
auf einen hohen Deckungsgrad. Lediglich ein Teil der betrachteten Leistungen 
ist aufbauend auf einer pauschalen Grundsicherung abhängig vom bisherigen 
Einkommen. Der Staat übernimmt vergleichsweise hohe Finanzierungsantei-
le, was typisch für die skandinavischen Länder ist. Frankreich stellte sich in 
der Clusteranalyse von Kraus (2004)120 als Grenzfall zwischen dem Zentral-
und Südeuropäischen Cluster heraus. So weist das französische System typi-
sche Bismarck-Elemente auf wie das Sozialversicherungsprinzip mit einer Fi-
nanzierung durch Beiträge und Abhängigkeit der Leistungen vom bisherigen 
Einkommen. Andererseits handelt es sich um ein sehr fragmentiertes System, 
was ein Merkmal der Länder des Südeuropäischen Clusters ist. Zu finden sind 
auch Beveridge-Elemente, die sich z.B. im CSG, der auf alle Einkommensarten 
erhoben wird, zeigen. Während für Deutschland, Frankreich, Italien und Finn-
land durchaus einige Berührungspunkte festzustellen sind, zeigt sich bei der 
Betrachtung des britischen Sozialsystems, dass dieses sich stark von den vier 
anderen unterscheidet. So setzt das Vereinigte Königreich nach dem Beveridge-
Prinzip durchweg auf Pauschalleistungen, die mehrheitlich staatlich finanziert 
werden. Der Fokus der Sozialpolitik liegt hierbei hauptsächlich auf dem unte-
ren Teil der Einkommensverteilung, Bedürftigkeitsprüfungen kommt eine hohe 
Bedeutung zu. 121 

120V gl. Kapitel 1.3. 
121 1991 entfallen im Vereinigten Königreich 30,9 Prozent der Ausgaben für Transfers auf 

bedürftigkeitsgeprüfte Leistungen, in Deutschland dagegen nur 11,8, in Frankreich 9,7, in 
Italien 8,8 und in Finnland sogar nur 2 Prozent (vgl. Heady et al. 2001). 
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Teil III 

Theoretische Grundlagen: 
Ungleichheit und Armut 





Kapitel 3 

Ungleichheit 

3.1 Definition von Ungleichheit 
Zunächst soll darauf eingegangen werden, was unter Ungleichheit bzw. Dis-
parität zu verstehen ist. Ungleichheit liegt vor, wenn eine Gesamtmerkmals-
summe nicht gleichmäßig auf die betrachteten Merkmalsträger verteilt ist. So 
verfügen z.B. nicht alle betrachteten Personen über dasselbe Einkommen. Da-
mit weicht die vorliegende Verteilung von einer Ein-Punkt-Verteilung ab, wel-
che als Referenzverteilung dient. Die Ungleichheit kommt dann im Unterschied 
zwischen der vorliegenden Verteilung mit Werten y; (i = 1, ... , n) und der 
Ein-Punkt-Verteilung, bei der alle n Einheiten einen Wert von µ (also dem 
arithmetischen Mittel aller y;) annehmen, zum Ausdruck. Um ökonomische 
Ungleichheit zu messen, wird meist auf das Einkommen als Indikator zurück-
gegriffen.1 Auch in dieser Arbeit wird Ungleichheit bezüglich des Merkmals 
Einkommen betrachtet, Einkommen werden im Folgenden mit y; bezeichnet.2 

Im Zusammenhang mit der Messung ökonomischer Ungleichheit ist oft auch 
von sozialer Wohlfahrt die Rede. Dabei handelt es sich um einen schwer ab-
zugrenzenden Begriff. Soziale Wohlfahrt wird von Coulter (1989: 118) defi-
niert als „society's view of the fairness or desirability of a given distribution". 
Dieser gesellschaftliche Wohlfahrtsbegriff basiert wiederum auf der individuel-
len Wohlfahrt, die „one's sense of well-being, one's happiness or satisfaction 
with life, or one's potential (given one's resources) for obtaining these things" 

1So empfiehlt z.B. Cowell (1995: 4ff), das Einkommen als Indikator zur Messung von 
Ungleichheit zu verwenden, nicht zuletzt auch aus praktischen Gründen. 

2 Zur Einkommensdefinition siehe Kapitel 5.2. 
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(Coulter 1989: 118) widerspiegelt. Diese Definitionen lassen erkennen, dass die 
Bestimmung von Wohlfahrt sich durchaus schwierig gestaltet. An dieser Stelle 
sei z.B. auf Hauser (1996) verwiesen, der die Problematik der individuellen 
Wohlfahrtsmessung diskutiert. Der Begriff der sozialen Wohlfahrt fließt ex-
plizit bei der Konstruktion der normativen Ungleichheitsmaße ein, welche in 
Kapitel 3.2.3 erläutert werden. 

3.2 U ngleichheitsmaße 

Ungleichheitsmaße sollen die Ungleichheit von Verteilungen messen. Sie lassen 
sich als skalare Abbildung von interpersonellen Einkommensdifferenzen inner-
halb der untersuchten Bevölkerung auffassen (vgl. Cowell 1995: 7). Im Folgen-
den werden verschiedene Ungleichheitsmaße und ihre Eigenschaften vorgestellt. 
Zunächst wird dabei auf wünschenswerte Eigenschaften von Ungleichheitsma,. 
ßen eingegangen. Anschließend erfolgt zuerst die Vorstellung der so genannten 
deskriptiven und danach der normativen Maße und ihrer Eigenschaften. Dar-
bei wird insbesondere auch auf die Sensitivität der Maße eingegangen. Schmid 
(1991: 155) definiert die Sensitivität eines Disparitätsmaßes allgemein als „de&-
sen Eigenschaft, eine Veränderung in der zugrunde liegenden (Einkommen&-
und Vermögens-) Verteilung anzuzeigen." Er weist darauf hin, dass dieser Be-
griff von verschiedenen Autoren recht unterschiedlich ausgelegt wurde beim 
Nachweis der Sensitivitätseigenschaften. Dementsprechend ist bei den nachfol-
genden Ausführungen immer darauf zu achten, wie die Sensitivitätseigenschaf-
ten von den jeweiligen Autoren interpretiert wurden. 

An dieser Stelle sei weiterhin darauf hingewiesen, dass die folgende Dar-
stellung der U ngleichheitsmaße ausschließlich in deren diskreter Form erfolgt 
und auf eine stetige Darstellung verzichtet wird. Es ist zu beachten, dass es 
sich bei ursprünglich stetig formulierten Maßen wie dem Gini-Koeffizient und 
verwandten Maßen nur um Näherungsformeln handeln kann.3 

3Die stetigen Formeln für den Gini-Koeffizienten, das Mehran- und das Piesch-Maß sind 
in Piesch (2003a) im Überblick nachlesbar, weitere Literaturhinweise zu den einzelnen Maßen 
werden in Kapitel 3.2.2 an den entsprechenden Stellen gegeben. 
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3.2.1 Eigenschaften von Ungleichheitsmaßen 

Folgende Eigenschaften von U ngleichheitsmaßen werden als wünschenswert an-
gesehen:4 

Transferprinzip (Pigou-Dalton-Bedingung) 
Das Transferprinzip fordert, dass ein Transfer von reich zu arm die durch das 
Ungleichheitsmaß angezeigte Ungleichheit verringern soll. 

Unabhängigkeit vom Mittelwert 
Wenn ein Maß unabhängig vom Mittelwert ist, bleibt der Wert, den dieses 
Maß ergibt, bei proportionalen Transformationen konstant. Damit sind solche 
Maße z.B. auch unabhängig von Währungseinheiten, was beim Vergleich der 
Ungleichheit verschiedener Länder von Vorteil ist.5 

Symmetrie 
Diese Eigenschaft wird auch oft als Anonymität oder Unparteilichkeit zwischen 
Personen bezeichnet. Dahinter steckt die Forderung, dass das Maß invariant 
gegenüber Permutationen des Einkommensvektors ist, also das Vertauschen 
der einzelnen Einkommen zwischen Personen keinen Einfluss auf den Wert des 
Ungleichheitsmaßes hat. 

Prinzip der Populationsvervielfachung 
Dieses Prinzip ist erfüllt, wenn ein Ungleichheitsmaß für eine Einkommensver-
teilung und ein Vielfaches dieser Einkommensverteilung denselben Ungleich-
heitswert anzeigt. 

Eine weitere Forderung betrifft die Zerlegbarkeit von Ungleichheitsmaßen. Da 

4Siehe z.B. Dalton (1920), Sen und Foster (1997) oder Cowell (2000) zu den Eigenschaften 
von U ngleichheitsmaßen. 

5Diese Forderung ist nicht unumstritten (vgl. z.B. Wagenhals 1981: 105f), Kritik wurde 
z.B. von Kolm (1976a) formuliert. Alternativ zur Abhängigkeit vom Mittelwert gibt es auch 
die Forderung nach der so genannten Translationsinvarianz, was bedeutet, dass sich der Wert 
für ein entsprechendes Maß durch die Addition einer positiven Konstante zum Einkommen 
nicht ändert. 
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dies für die vorliegende Arbeit nicht relevant ist, wird diese Eigenschaft nicht 
näher erläutert.6 

3.2.2 Deskriptive Maße 

Gini-Koeffizient und verwandte Maße 
Der Gini-Koeffizient, der Gini (1912) zugeschrieben wird, ist eines der weit~ 
verbreitetsten Ungleichheitsmaße. Dieses Maß lässt sich in vielfacher Weise 
darstellen,7 z.B. in der folgenden (Sen 1975: 41f): 

n 
L I Y; -y· 1 . . J G = i=l,3=1 

2n2µ (3.1) 

Dabei handelt es sich um die mittlere Differenz ß, die wegen der Gültigkeit 
von ß ~ 2µ zu G = t normiert wurde. Es werden also jeweils die absoluten 
Einkommensdifferenzen aller möglichen Paare von Personen i und j gemittelt. 
Weitere mögliche Formen des Gini-Koeffizienten sind in Formel 3.2 dargestellt. 

G = t 2i - n - l (J/.i:...) = -i-t i(y; - µ) 
i=I n nµ n µ i=I 

(3.2) 

Dabei entspricht die letztgenannte Darstellung der den empirischen Berech-
nungen zugrunde liegenden Formel.8 Der Gini-Koeffizient steht in engem Zu-
sammenhang mit der so genannten Lorenzkurve (vgl. Abbildung 3.1). 

Die Lorenzkurve stellt den kumulierten Anteilen an der untersuchten Bevöl-
kerung9 die entsprechenden Anteile am Gesamteinkommen gegenüber. 10 Der 
Gini-Koeffizient entspricht dem Verhältnis der Fläche zwischen der Hauptdia-

6 Zur Eigenschaft der Zerlegbarkeit siehe z.B. Shorrocks (1980). 
7Zu verschiedenen Darstellungsformen des Gini-Koeffizienten auch in stetiger Form siehe 

z.B. Piesch (1975) oder Wolf (1997). 
8Vergleichc dazu Whitehouse (1995). Die dort aufgeführten diskreten Formeln für den 

Gini-Kocffizienten, das Mehran- und Piesch-Maß (siehe unten) stammen aus Nygärd und 
Sandström (1981: 2711f). 

9Dabei sind die einzelnen Merkmalsträger ihrem Einkommen nach vom kleinsten zum 
größten Einkommen geordnet. 

101m empirischen Teil werden keine Analysen mit Hilfe von Lorenzkurven durchgeführt. 
Eine Untersuchung der für diese Arbeit relevanten Transfers anhand so genannter verallge-
meinerter Lorenzkurven findet sich aber in Hölsch (2004). 
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gonalen11 und der Lorenzkurve, die in der Grafik als A bezeichnet wird, zu 
der gesamten Dreiecksfläche unter der Hauptdiagonalen. Dieser Zusammen-
hang wurde von Gini (1914) gezeigt. Der Gini-Koeffizient ergibt einen Wert 
von null, wenn keine Ungleichheit vorliegt; der maximal erreichbare Wert ist 
im diskreten Fall (1- ¾) (vgl. z.B. Cowell 1995: 139).12 Eine mögliche Erwei-
terung des Gini-Koeffizienten ist das Mehran-Maß. Eine diskretisierte Form 
dieses von Mehran (1976) eingeführten linearen Maßes wird in Nygard und 
Sandström (1981: 271ff) aufgeführt: 13 

M = + f i(2n + 1- i)(y; - µ) 
n µ i=l 

(3.3) 

Liegt keine Ungleichheit vor, ergibt sich als Wert null, der Wert für maximale 
Ungleichheit ist (1 - ~ ). 14 

Ein weiteres lineares Ungleichheitsmaß ist das von Piesch (1975) eingeführ-
11 Die Hauptdiagonale repräsentiert die Situation, in der eine extreme Gleichverteilung 

vorliegt. 
12Für ein großes n ergibt sich also näherungsweise ein Maximalwert von eins. 
13Diese Formel wird auch zur Berechnung der Werte im empirischen Teil verwendet. Vgl. 

dazu Whitehouse (1995). Sie entspricht dem Maß Ma in Piesch (2003a). 
14Für ein großes n ergibt sich also näherungsweise ein Maximalwert von eins. 
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te Piesch-Maß. Eine diskrete Form des Maßes findet sich in Nygard und Sand-
ström (1981: 271ff): 15 

3 n 
p = -2 3 L i(i - l)(y; - µ) 

n µ i=l 
(3.4) 

Das Piesch-Maß kann Werte im Intervall zwischen null und (1 - ¾)(1 - 2~) 

annehmen.16 

Der Gini-Koeffizient, das Mehran- und das Piesch-Maß erfüllen das Trans-
ferprinzip, die Forderung nach Unabhängigkeit vom Mittelwert, das Prinzip 
der Populationsvervielfachung sowie die Symmetrieeigenschaft. Weiterhin kann 
der Gini-Koeffizient als gewogener Durchschnitt aus Mehran- und Piesch-Maß 
dargestellt werden. 17 Es zeigt sich also die enge Verwandtschaft der drei Maße. 
Unterschiede ergeben sich in der Gewichtung von verschiedenen Einkommens-
bereichen. Nygard und Sandström (1981: 275f) sowie Piesch (2003b) weisen 
darauf hin, dass bei rangerhaltenden Transfers der Gini-Koeffizient allen Ein-
kommensbereichen das gleiche Gewicht zukommen lässt. Beim Mehrau-Maß 
liegt ein höheres Gewicht auf dem unteren, beim Piesch-Maß auf dem obe-
ren Einkommensbereich. 18 Schmid (1991) betrachtet ebenfalls die Wirkung 
von rangerhaltenden Transfers u.a. für den Gini-Koeffizienten im diskreten 
Fall. Er weist darauf hin, dass die Sensitivität dieses Maßes lediglich von der 
Differenz der Rangzahlen abhängt aber nicht von der Höhe der betroffenen 
Einkommenswerte. Dementsprechend liegt nach dieser Argumentation keine 
Sensitivität in bestimmten Einkommensbereichen vor. Hartmann (1985: 96ff) 
betrachtet für den Gini-Koeffizienten einen anderen Aspekt der Transfersen-
sitivität, der keine rangerhaltenden Transfers voraussetzt. 19 Er zeigt, dass die 
Transferempfindlichkeit des Gini von der Anzahl der Personen abhängt, deren 

15Diese Form wird auch zur Berechnung der Werte für das Piesch-Maß im empirischen 
Teil verwendet. Vgl. dazu Whitehouse (1995). Sie entspricht dem Maß P3 in Piesch (2003a). 

16Für ein großes n ergibt sich also näherungsweise ein Maximalwert von eins. 
17Diese Zusammenhänge werden beispielsweise in Piesch (2003a) untersucht, der zeigt, 

dass 3G = 2P + M gilt. Damit wäre es ausreichend, Informationen über zwei dieser Maße 
zu besitzen, um Aussagen über das dritte treffen zu können. Z.B. Nygärd und Sandström 
(1988) setzen sich mit den Zusammenhängen der drei Maße im Zusammenhang mit der 
Lorenzkurve auseinander. 

18 Diese Argumentation basiert auf der Betrachtung der jeweiligen Gewichtsfunktionen: G 
hat eine lineare, Meine konkave und Peine konvexe Gewichtung (in i), die sich entsprechend 
auf die Transforwirkung überträgt. 

19Eine ähnliche Argumentation verfolgt Klanberg (1978: 95ff). 
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Einkommen zwischen denjenigen liegt, die der Transfer betrifft. Wenn also vie-
le Einkommen zwischen denen der beiden betroffenen Personen liegen, wird die 
Ungleichheitsreduzierung durch diesen Transfer vom Gini-Koeffizienten stärker 
gewichtet und zwar unabhängig von der absoluten Einkommensdifferenz der 
Transferpartner. Da typische Einkommensverteilungen in etwa lognormal sind, 
findet sich die höchste Dichte an Einkommen, also der Modus, im unteren Mit-
telbereich. Aufgrund der eben beschriebenen Eigenschaft, Transfers stärker zu 
gewichten, wenn viele Einkommen zwischen den beiden Partnern liegen, weist 
der Gini nach dieser Argumentation für Einkommensverteilungen eine hohe 
Sensitivität in eben diesem Bereich auf. 

Entropiemaße 

Theil ( 1979) schlägt ein U ngleichheitsmaß vor, das auf den Entropiebegriff der 
Informationstheorie zurückgeht. Die Wahrscheinlichkeit, dass ein bestimmtes 
Ereignis eintreten wird, sei x. Der Informationsgehalt der Nachricht, dass die-
ses Ereignis tatsächlich eingetreten ist, wird dann als h(x) bezeichnet. Diese 
Funktion von x ist abnehmend, das heißt je unwahrscheinlicher es ist, dass ein 
Ereignis eintritt, desto interessanter ist es zu wissen, ob es tatsächlich passiert 
ist. Eine adäquate Formel, um diese Eigenschaft abzubilden, ist der Logarith-
mus des Kehrwerts von x, also h(x) = log!, Für n mögliche Ereignisse und 
xi 2: 0 als Eintrittswahrscheinlichkeiten (Summe aller Xi ergibt eins) erhält 
man als Entropie bzw. erwarteten Informationsgehalt 

n n ( 1) H(x) = LXih(xi) = I::x;log -:-
i=l i=l X, 

(3.5) 

H(x) kann als Gleichheitsmaß interpretiert werden, wenn man Xi als den einer 
Person zukommenden Einkommensanteil auffasst. Ist jedes Xi = ¾, dann er-
reicht H(x) seinen maximalen Wert von logn. Wird von diesem Maximalwert 
H ( x) abgezogen, erhält man folgendes U ngleichheitsmaß, das als Theil-Maß 
bezeichnet wird: n 

T = logn - H(x) = LX; lognx; (3.6) 
i=l 

Dieses Maß erfüllt das Transferprinzip, die Symmetrieeigenschaft, die Forde-
rung nach Unabhängigkeit vom Mittelwert und von der Populationsgröße. Es 
kann Werte zwischen null ( extreme Gleichverteilung) und log n ( extreme U n-
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gleichverteilung) annehmen. Kritik an diesem Maß wurde z.B. von Sen (1975: 
47) laut, der das Theil-Maß als wenig intuitiv bezeichnet.20 

Eine Verallgemeinerung dieses Maßes wird durch folgende Formel darge-
stellt, wobei y; dem Einkommen der i-ten Einheit entspricht: 21 

Als Spezialfälle dieser Familie erhält man für a = 1 das Theil-Maß22 

1 n Y; Y; GE1 = T = - L-log-
n i=l µ µ 

(3.8) 

und die mittlere logarithmierte Abweichung (mean logarithmic deviation, kurz 
MLD)23 für a = 0 

1 n µ 
GE0 = - Llog-

n i=l Y; 
(3.9) 

Der Parameter a bestimmt die Sensitivität des jeweiligen Maßes: Für großes 
und positives a ist der Index sensitiv gegenüber Veränderungen der Vertei-
lung im oberen Bereich, für negatives a ist die Sensitivität besonders groß für 
Veränderungen im unteren Einkommensbereich. Sen und Foster (1997: 141} 
grenzen die Sensitivität gegenüber Transfers folgendermaßen ab: Für a = 2 
herrscht „Transferneutralität", was bedeutet, dass ein Transfer zwischen zwei 
Personen mit einer festen Einkommensdistanz voneinander den gleichen Ef-
fekt auf hohem oder niedrigem Einkommensniveau hat. a > 2 entspricht einer 
Sensitivität im hohen Einkommensbereich, a < 2 entsprechend im niedrigeren 
Einkommensbereich. Dieses Verhalten wird in Shorrocks (1980: 623) anhand ei-
nes Zahlenbeispieles erläutert. Damit sind auch das oben erläuterte Theil-Maß 
und die MLD als eher sensitiv im unteren Einkommensbereich zu bezeichnen. 

20 Als weiterer Kritikpunkt könnte auch gesehen werden, dass die von verschiedenen Auto-
ren (vgl. dazu Wagenhals 1981: 105) geforderte Normienmg auf den Wertebereich [0,1] nicht 
gegeben ist, was evtl. zu Problemen beim Vergleich der Ungleichheit von unterschiedlich 
großen Gesamtheiten führen kann. 

21 Siehe dazu Shorrocks (1980), Cowell (1980) sowie Cowell und Kuga (1981), die diese 
Familie von Maßen so definieren. 

22Die nachfolgende Formel ist äquivalent zu der oben bereits erwähnten. 
2:ioie MLD wird auch oft zweites Maß von Theil genannt bzw. ebenfalls als Theil-Maß 

bezeichnet. 
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Dabei ist die Sensitivität der MLD im unteren Einkommensbereich stärker aus-
geprägt als für das Theil-Maß. Klanberg (1978: 108) ordnet dem Theil-Maß und 
der MLD ebenfalls eine erhöhte Sensitivität im unteren Bereich zu. 24 Coulter 
et al. (1992: 1070) bezeichnen schon ab einem a > 1 ein GE-Maß25 als „top-
sensitive" und erst für ein a::; -1 als „bottom-sensitive", womit sowohl weder 
die MLD noch das Theil-Maß als „bottom-sensitive" zu bezeichnen wären. 
Lüthi (1981) argumentiert dagegen, dass für typische Einkommensverteilun-
gen das Theil-Maß im höchsten Einkommensbereich eine überdurchschnittli-
che Empfindlichkeit aufweist.26 Die Vorteile der GE-Familie liegen darin, dass 
die Maße wünschenswerte Eigenschaften besitzen. Neben der Erfüllung des 
Transfer- und Populationsprinzips und der Invarianz gegenüber proportiona-
len Transformationen sind diese Maße additiv zerlegbar.27 

3.2.3 Normative Maße 

Normative Maße beruhen „auf einer expliziten Formulierung von gesellschaftli-
cher Wohlfahrt und von Wohlfahrtsverlusten aufgrund ungleicher Verteilung" 
(Sen 1975: 36). Dabei wird auf die so genannte soziale Wohlfahrtsfunktion 
(SWF) zurückgegriffen, die die Beziehung zwischen Einkommen und Wohl-
fahrt aufzeigt. Eine SWF soll die möglichen gesellschaftlichen Zustände in der 
Reihenfolge der Präferenzen der entsprechenden Gesellschaften ordnen ( vgl. 
Cowell 1995: 36). Für die SWF werden folgende Eigenschaften gefordert (vgl. 
ebd.): 

• Die SWF ist individualistisch und nicht abnehmend. Das bedeutet, dass 
die zu ermittelnde Wohlfahrt von den individuellen Einkommen abhängen 
soll und bei Anstieg des Einkommens einer Person die soziale Wohlfahrt 
nicht sinken kann. 28 

24Er argumentiert dabei über rangordnungserhaltende Transfers. 
25GE steht für generalised entropy. 
26Lüthi (1981) hat die Empfindlichkeit von verschiedenen Ungleichheitsmaßen anhand 

idealtypischer Einkommensverteilungen untersud1t. 
27Zur additiven Zerlegbarkeit siehe z.B. Shorrocks (1980). Diese Eigenschaft erweist sich 

als nützlich, wenn eine Zerlegung nach Populationsuntergruppen erfolgen soll. Die GE-
Familie ist die einzige Klasse von Maßen, die additiv zerlegbar ist und gleichzeitig die anderen 
typischen Forderungen an Ungleichheitsmaße erfüllt. 

28Hier spiegelt sich das PareterPrinzip wider. 
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• Die SWF ist symmetrisch: W(y1, Y2, ... , Yn) = W(y2, Y1, ... , Yn), wobei W 
das Wohlfahrtsniveau und y; die ökonomische Stellung der Person i ge-
messen am Einkommen bezeichnet. Der Wert von W ist damit nicht 
abhängig von einer spezifischen Kennzeichnung der Individuen. 

• Die SWF ist additiv: W(y1, Y2, ... , Yn) 
sozialen Nutzen der Person i. 

n 
E U;(y;) mit U;(y;) als dem 
i=l 

Wenn diese drei Eigenschaften erfüllt sind, kann die SWF dargestellt werden 
als W = U(yi) + U(y2 ) + ... + U(yn)- U(y;) ist der soziale Nutzen der Person 
i, U ist dabei die gleiche Funktion für jede Person. Der so genannte soziale 
marginale Nutzen der Person i, der auch als Wohlfahrtsgewicht bezeichnet 
wird ist U'(y·) = dU(y,). 

' ' dy; 
Weitere Eigenschaften sind dann: 

• Die SWF ist strikt konkav,29 das Wohlfahrtsgewicht nimmt also immer 
ab, wenn y; zunimmt. Es liegt somit abnehmender Grenznutzen vor. 

l-t:-1 
• Wenn U(y;) dargestellt werden kann als U(y;) = Y 1_, für f 2: 0 bzw. 

U(y;) = lny; für f = 1, dann weist die SWF eine konstante Elastizität 
oder konstante relative U ngleichheitsaversion auf. f ist der so genannte 
Ungleichheitsaversionsparameter (inequality aversion parameter). 

Daltons U ngleichheitsmaß 
Dalton (1920) stellt die Forderung, dass Ungleichheitsmaße mit ökonomischer 
Wohlfahrt verbunden sein sollten. Das von ihm vorgeschlagene Maß folgt un-
mittelbar aus dem utilitaristischen Ansatz. Er schlägt vor, das Verhältnis von 
maximal möglicher Wohlfahrt zur tatsächlich vorhandenen zu betrachten. Er 
nimmt dabei an, dass die ökonomische Wohlfahrt additiv ist und dass abneh-
mender Grenznutzen des Einkommens vorliegt.30 Maximale Wohlfahrt erreicht 
man unter diesen Voraussetzungen, wenn alle den gleichen Anteil am Einkorn-

29Diese Forderung wird oft auch abgeschwächt, z.B. zur strikten Quasikonkavität oder 
sogar zur S-Konkavität (vgl. z.B. Coulter 1989: 118). Zu den verschiedenen Arten von Kon-
kavität siehe z.B. Wagenhals (1981), Kolm (1976b), Shorrocks (1983) oder Sen (1975: 64f). 

30V gl. die oben beschriebenen Eigenschaften einer SWF. 
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men haben. Um ein Ungleichheitsmaß zu erhalten, welches bei Gleichverteilung 
null ausweist, wird als Dalton-Maß folgende umgeformte Formel verwendet: 

(3.10) 

Daltons Ungleichheitsmaß erfüllt die Transferbedingung, ist aber nicht invari-
ant gegenüber linearen Transformationen von U. Dieser letzte Punkt rief bei 
Atkinson (1970) Kritik hervor. Er schlägt daher ein weiteres normatives Maß 
vor, das im Folgenden vorgestellt wird. 

Atkinson-Maße 
Atkinson (1970) führte in seinem vielzitierten Aufsatz „On the Measurement 
of Inequality" den Begriff des gleichverteilten Einkommensäquivalents YEDE 

ein. Darunter versteht man die Einkommenshöhe pro Kopf, die das gleiche 
Ausmaß an sozialer Wohlfahrt wie die vorliegende Verteilung ergeben würde, 
wenn diese Einkommenshöhe gleichverteilt wäre. Unter zu Hilfenahme dieses 
Konstruktes schlägt Atkinson das Ungleichheitsmaß 

A = 1- YEDE 
µ 

(3.11) 

vor, also eins minus das Verhältnis des gleichverteilten Einkommensäquiva-
lents zum Mittelwert der vorliegenden Verteilung. Fällt der Wert von A, ist 
die Ungleichheit der Verteilung gesunken. Liegt z.B. ein Wert von 0,3 vor, 
bedeutet dies, dass bei Gleichverteilung des Einkommens nur 70 Prozent des 
aktuellen nationalen Einkommens benötigt würde, um zur gleichen Wohlfahrt 
zu gelangen. Anders formuliert kann man auch sagen, dass ein gegebenes, 
ungleich verteiltes Volkseinkommen dasselbe Wohlfahrtsniveau bietet wie ein 
um 30 Prozent niedrigeres, aber dafür gleichverteiltes Volkseinkommen. Da-
mit läge der potenzielle Wohlfahrtsgewinn durch Umverteilung bei 30 Prozent 
des Volkseinkommens. Die Gesellschaft ist in diesem Falle bereit, im Umver-
teilungsprozess z.B. durch Verwaltungskosten oder Leistungseinbußen bis zu 
maximal 30 Prozent des Volkseinkommens als Verlust zu akzeptieren, wobei 
vorausgesetzt wird, dass kein Wohlfahrtsverlust durch fehlende Leistungsan-
reize bei der Umverteilung entsteht (vgl. z.B. Bohnet 1999: 60f). Atkinsons 
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Anforderungen an eine Wohlfahrtsfunktion entsprechen den oben formulierten 
Eigenschaften. Damit erhält man folgende Klasse von Maßen: 

für f ;?: 0 und f =I- l 

für f = 1 
(3.12) 

f zeigt die Ungleichheitsaversion an bzw. die relative Sensitivität gegenüber 
Transfers auf verschiedenen Einkommensstufen. Je größer f gewählt wird, de-
sto mehr Gewicht liegt auf Transfers am unteren Ende der Einkommensver-
teilung bzw. umso stärker sinkt der Grenznutzen. Dementsprechend kann die 
Rangfolge konkreter Einkommensverteilungen je nach Größe von f variieren. 
Für f = 0 liegt eine lineare Nutzenfunktion zugrunde, damit ergibt sich also 
für alle Einkommen - egal welcher Höhe - der gleiche marginale Nutzen sprich 
das gleiche Wohlfahrtsgewicht, bei f - oo dagegen werden nur die niedrigsten 
Einkommen überhaupt berücksichtigt (vgl. Atkinson 1970: 257). Für den Spe-
zialfall f = 1 ergibt sich als konkretes Maß eins abzüglich des Verhältnisses 
von geometrischem Mittel zu arithmetischem Mittel. Welches f gewählt wird, 
bleibt letzten Endes dem Anwender überlassen. In Jenkins (1991: 28ff) findet 
sich zur Auswirkung verschiedener fein konkretes Zahlenbeispiel. In der Praxis 
werden vor allem f = 0, 5 oder f = 1 verwendet. 

Die Atkinson-Maße sind unabhängig vorn Mittelwert, weisen die Symmetrie-
und Transfereigenschaft auf und können Werte zwischen null und eins anneh-
men. Alle Mitglieder der Atkinson-Farnilie besitzen für a = 1 - f eine ordi-
naläquivalente31 Entsprechung in der Familie der verallgemeinerten Entropie-
rnaße (vgl. z.B. Jenkins 1995: 59). 

31 Ordinaläquivalenz von Ungleichheitsmaßen liegt vor, wenn die Maße verschiedene Ver-
teilungen in der gleichen Rangfolge anordnen (vgl. z.B. Cowell 1995: 9). 
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Kapitel 4 

Armut 

4.1 Definition von Armut 

Bei der Armutsmessung liegt das Hauptinteresse auf dem Teil der Gesell-
schaft, der als arm zu betrachten ist, wohingegen die Ungleichheitsmessung sich 
mit der gesamten Gesellschaft befasst. Zur Bestimmung von Armut müssen 
zunächst zwei Aspekte beachtet werden: die Identifikation und Aggregation 
von Armut (vgl. z.B. Burri 1998: 7). Die Identifikation von Armut beinhaltet 
das Bestimmen der Armutsgrenze, es geht also um die Fragestellung, wer als 
arm zu betrachten ist. Dementsprechend widmet sich dieses Kapitel zunächst 
der Frage, was unter dem Begriff „Armut" zu verstehen ist, um anschließend 
verschiedene Ansätze zur Bestimmung einer Armutsgrenze zu erläutern. Die 
Aggregation von Armut beschäftigt sich mit der Konstruktion von Armutsma-
ßen, die die gesellschaftliche Armut messen sollen. Verschiedene Armutsmaße 
werden in Kapitel 4.2 vorgestellt. 

Eine sehr allgemein gehaltene Definition von Armut liefern Hatzius und 
Marggraf (1993: 3): ,,Armut kann allgemein als unzureichende Verwirklichung 
der Ziele eines Menschen bei der Lebenserhaltung und Lebensgestaltung oder 
auch als unzureichende Bedürfnisbefriedigung verstanden werden." Dieser wei-
te Armutsbegriff bedarf einer näheren Eingrenzung. In der Literatur werden 
viele verschiedene Armutskonzepte diskutiert, die jeweils andere Schwerpunk-
te setzen. Hier wird nur auf das dieser Arbeit zugrunde liegende Konzept der 
relativen Einkommensarmut eingegangen. Ausführungen zu weiteren Armuts-
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begriffen finden sich z.B. in Seidl (1988), Scheurle (1991, 1996), Sautter und 
Serries (1993: 15) oder Hatzius und Marggraf (1993). 

Dem Konzept der relativen Einkommensarmut liegt die Forderung nach 
Verteilungsgerechtigkeit zugrunde (vgl. Hatzius und Marggraf 1993: 12). Es 
wird direkt auf Einkommensgrößen zurückgegriffen, um den Lebensstandard 
zu beurteilen. Armut wird dabei in Relation zu den Lebensverhältnissen des 
jeweiligen Landes gesehen. Im Mittelpunkt steht damit die Bestimmung der 
Armutsgrenze, unter der das Einkommen der „Armen" liegen soll. Die Fest-
legung einer Armutsgrenze dient der Identifikation von Armut. Auch hierbei 
gibt es verschiedene Ansätze zur Bestimmung einer Armutsgrenze (vgl. dazu 
z.B. Hagenaars (1986: 15ff), Scheurle (1991: 48ff) und Scheurle (1996: 77ff)). 
In dieser Arbeit werden vor dem Hintergrund des relativen Armutsbegriffs Ein-
kommensgrenzen als Prozentanteil eines Mittelwertes betrachtet. 1 Gebräuch-
lich sind 40, 50 und/oder 60 Prozent des arithmetischen Mittels oder Medians 
der Einkommensverteilung. Isengard (2002: 12) bezeichnet es als üblich, drei 
Armutsgrenzen als Anteile entweder am Median oder arithmetischen Mittel 
zu berechnen. Dabei bezeichnet sie ein Unterschreiten der Grenze von 40 Pro-
zent des Medians bzw. arithmetischen Mittels als strenge Armut, 50 Prozent 
als normale (mittlere) Armut und 60 Prozent als armutsnahe Situation. Der 
Vorteil dieser Bestimmungsmethode liegt in der guten Eignung für länderver-
gleichende Studien, da diese Grenzen unabhängig von der länderspezifischen 
Definition von Grundbedarf sind (vgl. z.B. Förster 1994b: 8). Dieses relative 
Einkommenskonzept wird von der OECD, der EU-Kommission und Eurostat 
in vielen Studien v.erwendet (vgl. z.B. Whelan et al. 2002: 33). Die Verwen-
dung solcher Armutsgrenzen birgt allerdings den Nachteil, dass die Festlegung 
eines bestimmten Prozentsatzes eines Mittelwertes recht willkürlich ist. Diesem 
Nachteil kann zumindest teilweise durch Verwendung verschiedener Anteile am 
Mittelwert entgegengewirkt werden. 

4.2 Armutsmaße 

In diesem Kapitel wird die Aggregation von Armut in Form von Armutsma-
ßen behandelt. Bei der Betrachtung von Armut müssen hierbei zwei Aspekte 
beachtet werden (vgl. z.B. Scheurle 1996: 79): 

1Siehe dazu Kapitel 6.3 im empirischen Teil. 
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• Ausmaß: Häufigkeit der Betroffenheit von Armut; wie viele sind also von 
Armut in einer Gesamtheit von Einheiten betroffen? 

• Intensität: Stärke der Betroffenheit von Armut; wie arm sind diese Ein-
heiten? 

Zur Erfassung von Armut kann wie bei der Ungleichheitsmessung die Ein-
kommensverteilung herangezogen werden.2 Zusätzlich muss jetzt zunächst die 
Armutsgrenze bestimmt werden, die im Folgenden als z bezeichnet wird. Arm 
ist eine Einheit, wenn y; < z, das Einkommen dieser Einheit also unter der Ar-
mutsgrenze z liegt. Wie bei den Ungleichheitsmaßen gibt es wünschenswerte 
Eigenschaften von Armutsmaßen, die zunächst aufgeführt werden. Anschlie-
ßend werden traditionelle Armutsmaße und axiomatisch begründete Armuts-
maße vorgestellt. 3 

4.2.1 Eigenschaften von Armutsmaßen 

Hagenaars (1986: 121ff) nennt vier Axiome, die ihrer Meinung nach von den 
meisten Forschern akzeptiert werden:4 

Monotonie 
Ein Rückgang im Einkommen eines Armen sollte den Armutsindex ansteigen 
lassen und umgekehrt. 

Transfer 
Ein Transfer von einer armen Person zu einer reicheren Person sollte zu ei-
nem Anstieg des Armutsmaßes führen und umgekehrt. Manchmal wird diese 

2Denkbar wären hier natürlich auch noch andere Aspekte wie Vermögen oder immaterielle 
Gesichtspunkte. Zu verschiedenen Möglichkeiten der Definition des Armutsbegriffes siehe 
z.B. Scheurle (1991, 1996). 

3 An dieser Stelle sei noch auf die Armutsmaße hingewiesen, die auf einer expliziten sozia-
len Wohlfahrtsfunktion basieren. Beispielhaft sind der Index von Blackorby und Donaldson 
(1980), die Indizes von Clark et al. (1981) und die Maße von Hagenaars (1986) zu nennen. 
Da diese Maße im empirischen Teil nicht angewendet werden, wird auf eine ausführliche 
Darstellung verzichtet. 

4Hagenaars (1986: 124) weist in diesem Zusammenhang auf das von Kundu und Smith 
abgeleitete Unmöglichkeitstheorem hin. Dieses besagt, dass bei variierender Bevölkemngs-
größe, also z.B. bei Verändemngen durch Geburt oder Tod, nie gleichzeitig alle folgenden 
Axiome von einem Maß erfüllt werden können. 
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Forderung auch noch in ein strenges und ein schwaches Transferaxiom unter-
schieden. Die strenge Form ist die schon genannte. Bei der schwachen Form 
wird gefordert, dass sich das Maß bei einem Transfer von einer armen zu einer 
reicheren Person nur erhöht, wenn dadurch die Anzahl der Armen nicht ver-
ringert wird. Wenn im Folgenden nur von der Transferforderung die Rede ist, 
bezieht es sich auf die strenge Form. 

Vervielfachungsinvarianz 
Wenn zwei oder mehr identische Populationen verschmolzen werden, sollte sich 
der Index nicht ändern. 

Anteil der Armen 
Ein Erhöhen des Anteils der Armen sollte zum Anstieg des Armutsmaßes 
führen. 

4.2.2 'Iraditionelle Armutsmaße 

Armutsquote 
Die Armutsquote, die auch als relative Armutshäufigkeit bezeichnet wird, ist 
das traditionelle Maß für das Ausmaß von Armut. Sie gibt den Anteil armer 
Einheiten an: 

(4.1) 

Dabei bezeichnet q die Anzahl der armen Einheiten. Dieses Maß erfüllt zwar 
das Vervielfachungsaxiom und erhöht sich, wenn der Anteil der Armen steigt, 
doch werden das Transfer- und Monotonieaxiom nicht erfüllt. Der Hauptkri-
tikpunkt an der Armutsquote ist, dass 'fransfers unter Armen unberücksichtigt 
bleiben. Trotzdem erfreut sich die Armutsquote weiterhin großer Beliebtheit 
in der empirischen Anwendung, da sie einfach anzuwenden und auch für Laien 
leicht zu interpretieren ist. Um ein besseres Bild von der Armut der unter-
suchten Bevölkerung zu gewinnen, ist es aber unerlässlich, auf weitere Maße 
zurückzugreifen, die auch die Intensität der Armut erfassen. 
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Einkommenslücke (Income Gap Ratio) 
Die Einkommenslücke ist ein traditionelles Intensitätsmaß und wird berechnet 
als 

IGR = ! t z - Yi = 1 - Yp 
q i=l z z 

(4.2) 

Dabei steht z für die gewählte Armutsgrenze und Yp für das durchschnittliche 
Einkommen der Armen. Die Einkommenslücke kann auch in Prozent angege-
ben werden und gibt dann die prozentuale Lücke des Durchschnittseinkom-
mens der Armen zur Armutsgrenze an. IGR ist insensitiv gegenüber Transfers 
zwischen Armen und erfüllt damit das Transferaxiom nicht. Auch wird das 
Axiom bezüglich des Anteils der Armen verletzt. Erfüllt werden dagegen das 
Vervielfachungs- und Monotonieaxiom. 

Armutslücke {Poverty Gap Ratio) 
Die Armutslücke stellt sich dar als 

q 
E (z -y;) 

PGR = H · IGR = '-i=..c..1---
nz (4.3) 

Die Armutslücke (PGR) ist ebenfalls ein traditionelles Intensitätsmaß. Sie ist 
das Verhältnis der tatsächlich vorhandenen aggregierten Armutslücke, die als 

q 
E (z - Yi) berechnet wird und damit die Summe der Abweichungen der ein-
i=l 
zeinen Einkommen der Armen zur Armutsgrenze angibt, zur aggregierten Ar-
mutslücke, die sich ergeben würde, wenn alle Einkommen null wären. Die Ar-
mutslücke ergibt sich auch als Produkt aus der Armutsquote und der Einkom-
menslücke. Dieses Maß hat den Nachteil, dass es das Transferaxiom verletzt: 
Wenn ein weniger Armer einem sehr Armen etwas wegnimmt, so dass er selbst 
unter z bleibt, verändert sich PGR nicht. Erfüllt werden aber das Monotonie-
und das Vervielfachungsaxiom. 

4.2.3 Axiomatischer Ansatz 

Maß von Sen 
1976 stellte Sen ein Armutsmaß vor, das axiomatisch begründet wurde. Er 
wollte mit einem einzigen Maß nicht nur gleichzeitig Ausmaß und Intensität 
von Armut erfassen, sondern auch noch einen dritten Aspekt: die Ungleichheit 
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der Einkommensverteilung der Armen. Er schlägt das folgende Maß vor (Sen 
1976: 224): 

2 q 

S = ( l) L (z - y;) (q + 1 - i) 
q + nz i=I 

(4.4) 

Für eine große Anzahl von Armen lässt sich S approximativ ausdrücken als 

S = H [IGR + (1- IGR)G], (4.5) 

wobei G hier der Gini-Koeffizient der Einkommensverteilung der Armen ist. 
Hier zeigt sich, dass die drei Aspekte Ausmaß durch H, Intensität durch I und 
Ungleichheit der Einkommensverteilung der Armen durch G vertreten sind. S 
kann Werte zwischen null und eins annehmen; S wird null, wenn alle ein Ein-
kommen größer als z haben, eins tritt auf, wenn alle ein Einkommen von null 
aufweisen. Bei der Konstruktion von S ging Sen von bestimmten Axiomen aus, 
die er für wünschenswert hielt: die Monotonie-, strenge Transfer- und Maßgeb-
lichkeitsforderung. Unter der Maßgeblichkeitsforderung wird verstanden, dass 
nur das Einkommen der Armen für das Armutsmaß maßgeblich sein soll ( vgl. 
z.B. Scheurle 1991: 77). S erfüllt diese Forderungen, die Transfereigenschaft 
gilt nur in seiner schwachen Form. Weiterhin erfüllt es die Forderung in Bezug 
auf den Anteil der Armen und die Vervielfachungsinvarianz. 

Kritisiert wurde das Armutsmaß von Sen,5 weil nicht deutlich wird, was 
ein konkreter Wert von S inhaltlich nachvollziehbar aussagt. Es ist nicht er-
sichtlich, welchen Beitrag die einzelnen enthaltenen Aspekte zur Gesamtarmut 
liefern. Die Bedeutung von S ist vor allem darin zu sehen, dass es als Ausgang~ 
punkt für die Entwicklung weiterer axiomatisch begründeter Maße diente.6 

Die Maße von Foster/Greer/Thorbecke 
Foster et al. (1984) wollten ein additiv zerlegbares Armutsmaß finden, so dass 
die Gesamtarmut sich als gewogener Durchschnitt der Untergruppenarmutsni-
veaus ergibt. Die bislang existierenden Maße hielten sie für ungeeignet, da sie 
den von Sen geforderten Basiseigenschaften nicht genügten. Sens Maß selbst 

5 Zur ausführlichen kritischen Würdigung vgl. Scheurle (1991: 134ff). 
6Weitere Maße, die in der 'I\·adition von Sen stehen, aber nicht weiter erläutert werden, 

sind z.B. das Maß von Thon (1979), das Maß von Takayama (1979) oder das Maß von 
Kakwani (1980). 

120 



erfüllt dagegen nicht die Eigenschaft, dass die Veränderung im Einkommen 
einer bestimmten Untergruppe ( ceteris paribus) zu einer Veränderung in der 
Gesamtarmut in gleicher Richtung führen soll, was als Teilgruppen-Monotonie 
bezeichnet wird.7 Foster, Greer und Thorbecke führten daraufhin eine Familie 
von Maßen ein, die additiv zerlegbar sind: 

l q l q (z-y·)" l q ( y·)" FGTa = -<> L (z - y;)" = - L -• = - L l - _!_ 
nz i=l n i=l z n i=l z 

mit a ~ 0 

(4.6) 
Für a = 0 ergibt sich die Armutsquote H, für a = 1 die Armutslücke PGR. 
Ist a > 0 ist das Monotonieaxiom erfüllt, ist a > 1 auch das Transferaxiom. 
Die Forderungen bezüglich Vervielfachungsinvarianz und (zumindest teilwei-
se) Anteil der Armen werden erfüllt. Allerdings wird das letztgenannte Axiom 
verletzt, wenn ein Reicher an andere Personen transferiert, so dass er selbst 
unter z fällt und der Empfänger arm oder reich bleibt. Je größer a ist, umso 
stärker werden die Ärmsten durch eine stärkere Gewichtung der aggregierten 
Armutslücke berücksichtigt. Damit fließen in diesem Konzept auch explizit 
Wohlfahrtsüberlegungen mit ein. In empirischen Arbeiten wird häufig a = 2 
gewählt.8 Dabei gehen die Abstände der Einkommen der Armen zu z quadra-
tisch in die Formel ein, große Abstände zur Armutsgrenze werden also stärker 
gewichtet als bei der Armutslücke PGR. 

7Siehe dazu auch eine weiterentwickelte Konsistenzforderung in Foster und Shorrocks 
(1991), die Untergruppenkonsistenz forderten, was bedeutet, dass die Ge,5arntarmut sinken 
soll, wenn sich für eine Teilgruppe eine Reduktion ihres Armutswertes ergibt, und die Armut 
für den Rest der Bevölkerung gleich bleibt. Untergruppenkonsistenz wird von den FGT-
Indizes ebenfalls erfüllt. 

8 Auch in dieser Arbeit wird diese Variante der FGT-Familie mit einbezogen, vgl. Kapitel 
6.3. 
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Teil IV 

Empirischer Teil 





Kapitel 5 

Daten und Methoden 

5.1 Die Luxembourg Income Study (LIS) 

Bei der Luxembourg Income Study (LIS) 1 handelt es sich um harmonisierte, 
detaillierte Mikrodaten, die vergleichende Studien ermöglichen sollen. Das LIS-
Projekt wurde 1983 unter der Patenschaft der luxemburgischen Regierung und 
dem Center for Population, Poverty and Policy Studies (CEPS) ins Leben 
gerufen. Inzwischen stehen für fast dreißig Länder vergleichbare Daten zur 
Verfügung, die im Vier- bis Fünfjahresabstand um neue Daten ergänzt werden. 
Für diese Arbeit sind die zwei aktuellsten Wellen IV und V relevant, die Daten 
um 1995 bzw. um 2000 umfassen. Zum Zeitpunkt der Untersuchung waren 
allerdings noch keine Daten für Frankreich in der Welle V verfügbar, weshalb 
für dieses Land nur Welle IV in Betracht kommt. In dieser Arbeit wurden die 
auf Haushaltsebene erfassten Daten verwendet. Tabelle 5.1 listet die für diese 
Arbeit relevanten Datensätze mit der Originalquelle auf. 

Im Folgenden werden die Ursprungsdaten kurz beschrieben. Die Ausführun-
gen beziehen sich, wenn nicht anders gekennzeichnet, auf die im Internet 
verfügbaren Länderdokumentationen (vgl. LIS 2004a). In diesen Dokumenta-
tionen werden Angaben über Herkunft, Zweck und Aufbau der Untersuchung 
sowie gegebenenfalls über Probleme z.B. durch Non-response2 gemacht. 

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist eine repräsentative Panelbefra-
gung privater Haushalte in Deutschland und wird vom Deutschen Institut 

1 Ausführliche Informationen über das 11S-Projekt finden sich in Smeeding (2002). 
2 Zur Non-response-Problematik vgl. z.B. Foster (1996) oder Schnell (1991, 1997). 
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Tabelle 5.1: Herkunft der LIS-Daten 

Land Ursprungsdaten Ursprungsdaten 
( Originalbezeichnung) (Bezeichnung in LIS) 

Deutschland Sozio-Oekonomisches Panel German Socio Economic 
(SOEP) Panel Study (GSOEP) 

Finnland lncome Distribution Survey lncome Distribution Survey (IDS) 
Frankreich Enquete Budget des Familles Family Budget Survey 

Italien Indagine sui Bilanci <lelle The Bank of Italy Survey Famiglie ltaliane 
Vereinigtes The Fanuly Resources Survey The Family Resources Survey Königreich 

für Wirtschaftsforschung (DIW) seit 1984 in der Bundesrepublik Deutschland 
durchgeführt. Dabei werden sozio-ökonomische Daten erhoben. Seit 1990 wird 
die Befragung auch in Ostdeutschland durchgeführt. Detailliertere Informatio-
nen finden sich auf der Internetseite des DIW (vgl. DIW 2004)3 oder z.B. in 
Burkhauser et al. (1997). 

In Finnland wird von Statistics Finland die staatlich finanzierte Income 
Distribution Survey (IDS) seit 1977 jährlich durchgeführt, seit 1986 stehen 
Mikrodaten zur Verfügung. Die Daten werden aus Interviews und administra-
tiven Daten ermittelt. Das Hauptziel dieser Untersuchung ist die Messung von 
Haushalts- und Individualeinkommen und ihrer Verteilung. 

Die französische Enquete Budget des Familles wurde zum ersten Mal 1965 
durchgeführt, seit 1979 wird sie alle fünf Jahre vom Institut national de la 
statistique et des etudes economiques (INSEE) erhoben. Das Ziel dieser Er-
hebung ist hauptsächlich, einen Überblick über die ökonomischen Verhältnisse 
der Haushalte zu geben und dabei Daten über Ausgaben, Konsum und öko-
nomische Ressourcen zu sammeln. Weitere Informationen finden sich auch auf 
der Homepage des INSEE (vgl. INSEE 2004). 

Die Banca d 'Italia, die italienische Nationalbank, lässt von ihrer statisti-
schen Abteilung4 die Indagine sui Bilanci delle Famiglie Italiane durchführen. 
Erstmals 1965 erhoben, wird die Studie inzwischen alle zwei Jahre durch-
geführt. Durch die Erhebung sollen Informationen über die ökonomischen Akti-

3 An dieser Stelle ist insbesondere auch das Handbuch zum SOEP, der Desktop Compa-
nion, zu erwähnen, der von http://www.diw.de herunterladbar ist. 

4 Die Bezeichnung im italienischen Original lautet Ufficio Informazioni Statistiche. 
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vitäten von italienischen Familien gesammelt werden. Dabei standen zunächst 
das Familieneinkommen und Ersparnisse im Vordergrund, im Laufe der Zeit 
wurde die Umfrage um zusätzliche Aspekte erweitert. 

Die Family Resources Survey (FRS} wurde 1992 im Vereinigten Königreich 
vom damaligen Department of Social Security (DSS}5 ins Leben gerufen. Die 
FRS soll das Ministerium mit adäquaten Daten beliefern und wird gemeinsam 
vom Office for National Statistics (ONS) und dem National Centre for Social 
Research bearbeitet. Ein Hauptvorteil der FRS besteht darin, dass die erhobe-
ne Stichprobe größer ist als z.B. bei der Family Expenditure Survey und sehr 
detaillierte Informationen über Sozialleistungen enthalten sind. Weitere In-
formationen über die Family Resources Survey können über die Internetseiten 
des Department for Work and Pensions unter http://www.dwp.gov.uk/asd/frs 
abgerufen werden (vgl. Department for Work and Pensions 2004). 

Atkinson et al. (1995: 26ff) weisen darauf hin, dass eine perfekte Vergleich-
barkeit bei harmonisierten Datensätzen aus verschiedenen Ländern kaum er-
reicht werden kann. Ein Grund dafür sind die unterschiedlichen Zwecke für die 
Erstellung der Ausgangsdatensätze in den verschiedenen Ländern: Von der blo-
ßen Intention, Einkommensdaten zu sammeln über die Ableitung aus Einkom-
mensteuerregistern bis zu Ausgabensurveys oder Haushaltspaneldatensätzen 
ist alles vertreten. Das Ziel des LIS-Projektes ist es, Daten mit einem möglichst 
hohen Grad an Vergleichbarkeit bereitzustellen, wobei Goerlich und Mas (2001: 
362) die LIS-Datenbasis als international am ehesten den Erfordernissen nach 
Homogenität und Konsistenz entsprechend ansehen. Dieses hohe Maß an Ver-
gleichbarkeit wird erreicht, indem z.B. die Definition von Variablen oder der 
Haushaltsstruktur weitmöglichst harmonisiert werden.6 Nicht zuletzt durch 
diese vergleichsweise sehr verlässliche Datenbasis erklärt sich die zunehmende 
Nutzung der LIS, was sich in einer Reihe empirischer Studien zeigt wie z.B. 
Buhmann et al. (1988), Gottschalk und Smeeding (1997), Behrendt (2000, 
2002), Fritzell (2001) oder Ferrarini und Nelson (2003). 

5Heute Department for Work and Pensions (DWP) genannt. 
61n Kapitel 5.2 wird erläutert, welche konkreten Transfers hinter den verwendeten LIS-

Variablen stecken und welche Probleme für die Vergleichbarkeit zwischen den Ländern daraus 
resultieren könnten. 
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5.2 Untersuchungseinheit und -merkmal 

Bei den LIS-Daten, die für die empirische Untersuchung verwendet werden, 
handelt es sich um Haushaltsdaten. Als Beobachtungseinheit ist somit der je-
weilige Haushalt zu sehen. Nach Atkinson et al. (2002: 27) liegt ein Haushalt 
vor, wenn eine gemeinsame Unterkunft geteilt und bis zu einem gewissen Grad 
eine gemeinsame Haushaltsführung ausgeübt wird. Bei diesem Konzept geht 
man davon aus, dass das Einkommen von den Haushaltsmitgliedern gemein-
sam genutzt wird. In den LIS-Daten wird für jedes Land die Haushaltsdefiniti-
on der Ursprungsdaten übernommen. Die Definition der Beobachtungseinheit 
,,Haushalt" ist in der jeweiligen Länderdokumentation beschrieben.7 Diese Be-
griffsdefinitonen sind in ihrem Detaillierungsgrad sehr unterschiedlich, wobei 
die oben genannte Definition nach Atkinson et al. als übergeordnete Begriffs-
bestimmung weitgehend zutreffend ist. 

Wie bereits erwähnt, handelt es sich bei der Haushaltseinheit um die Be-
obachtungseinheit. Somit sind die in den Daten enthaltenen Einkommen auf 
Haushaltsebene angegeben. Da die Zusammensetzung der jeweiligen Haushal-
te stark unterschiedlich sein kann was die Zahl der Mitglieder betrifft, werden 
Äquivalenzskalen verwendet, um das Haushaltseinkommen entsprechend zu 
normieren. Dabei wird das Haushaltseinkommen durch die äquivalente Anzahl 
an Haushaltsmitgliedern geteilt. Äquivalenzskalen können auf unterschiedliche 
Weise konstruiert bzw. definiert werden (vgl. z.B. Faik 1995). Die Berechnung 
des in dieser Studie verwendeten Äquivalenzeinkommens beruht auf folgender 
allgemeiner Formel (vgl. z.B. Buhmann et al. 1988: 19): 

Dabei ist W das gesuchte „angepasste" Einkommen, D das Haushaltseinkom-
men, S die Haushaltsgröße und e die sogenannte Äquivalenzelastizität. e kann 
Werte zwischen Null und Eins annehmen. Ein Wert von Null bedeutet, dass das 
Einkommen gar nicht an die Haushaltsgröße angepasst wird, ein Wert von Eins 
führt zur Berechnung des Pro-Kopf-Einkommens. Durch die Wahl von e kann 
man also berücksichtigen, in welchem Maße Economies of Scale unterstellt wer-
den. Je höher der Wert für e gewählt wird, desto geringer sind die unterstellten 

7Zu diesen Dokumentationen vgl. 118 (2004a). Für Frankreich ist allerdings keine expli-
zite Haushaltsdefinition aufgeführt. 
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Größenvorteile. Diese Größenvorteile können z.B. entstehen durch Fixkosten 
für Wohnung, Heizung usw., die gemeinsam genutzt werden. In dieser Studie 
wird für e ein Wert von 0,5 gewählt, die verwendete Äquivalenzskala ist also 
die Wurzel aus der Haushaltsgröße. Diese Skala wird häufig in empirischen 
Studien verwendet,8 Burkhauser et al. (1996: 385) bezeichnen sie als „Inter-
national Experts scale". Das Haushaltsäquivalenzeinkommen wird berechnet, 
indem das verfügbare Haushaltseinkommen9 durch die Wurzel aus der An-
zahl der Haushaltsmitglieder geteilt wird. Damit liegt pro Haushalt ein Haus-
haltsäquivalenzeinkommen vor. Diese Haushaltsäquivalenzeinkommen werden 
mit so genannten Personengewichten multipliziert (vgl. Atkinson et al. 1995: 
21). Das bedeutet, dass die Haushaltsäquivalenzeinkommen mit der Anzahl 
der Haushaltsmitglieder gewichtet werden, es wird also jedem Haushaltsmit-
glied das Haushaltsäquivalenzeinkommen zugewiesen. Damit begibt man sich 
von der Beobachtungseinheit Haushalt auf die Individualebene.10 

Wie bereits erwähnt, werden die Berechnungen mit dem verfügbaren Ein-
kommen vorgenommen. Der hier verwendete Einkommensbegriff ist zurück-
zuführen auf das von LIS definierte jährliche verfügbare Einkommen.11 Die ent-
haltenen Bestandteile des hier verwendeten Einkommensbegriffes sind damit 
Löhne und Gehälter aus selbständiger und unselbständiger Arbeit, Einkom-
men aus Kapitalvermögen, Einkommen aus staatlichen und privaten Trans-
fers, sonstige Geldeinkünfte abzüglich der Sozialversicherungsbeiträge für Selb-
ständige und Angestellte und der Einkommensteuer. An dieser Stelle sei darauf 
hingewiesen, dass keine Berechnungen auf Basis des Markt- oder Bruttoein-
kommens erfolgen werden, da für Frankreich und Italien keine adäquaten Da-
ten zur Verfügung stehen, die eine angemessene Vergleichbarkeit der Länder 
untereinander gewährleisten würde.12 

Um mit den verwendeten Datensätzen arbeiten zu können, werden die Da-
ten bereinigt. 13 Es ergeben sich damit die in Tabelle 5.2 aufgeführten Fallzahlen 

8Vgl. z.B. Burniaux et al. (1998), Förster und Pellizzari (2000) und Atkinson et al. (1995). 
9Zur Definition des verfügbaren Einkommens siehe im Folgenden dieses Kapitels. 

10Ein solches Vorgehen wird von Atkinson et al. (1995) sowie Atkinson et al. (2002) 
empfohlen und auch in empirischen Studien häufig verwendet, z.B. von Förster und Pellizzari 
(2000) oder Beblo und Knaus (2001). 

11Zur detaillierten Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens vgl. LIS (2004b). 
12Für Frankreich und Italien stehen keine Bruttolöhne sondern nur Nettolöhne zur 

Verfügung. 
13 Ausgeschlossen werden Werte, für die das verfügbare Einkommen gleich oder kleiner 
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für die berücksichtigten Haushalte in den einzelnen Ländern. Bei den Berech-
nungen werden die in den jeweiligen Länderdatensätzen enthaltenen Quer-
schnittsgewichte verwendet. Damit wird ausgeglichen, dass einzelne Gruppen 
in den vorliegenden Daten unter- bzw. überrepräsentiert sind. 

Tabelle 5.2: Fallzahlen 

Land Welle IV Welle V 
Deutschland 6.333 10.976 
Finnland 9.257 10.390 
Frankreich 11.262 -
Italien 8.091 7.923 
Vereinigtes Königreich 26.269 24.831 

Um den Einfluss der zu betrachtenden Transfers zu überprüfen, werden die 
Berechnungen nicht nur mit dem verfügbaren Einkommen durchgeführt, son-
dern auch jeweils für das verfügbare Einkommen abzüglich des betreffenden 
Transfers. Durch den Abzug der Transfers kann es vorkommen, dass einzelne 
Haushalte auf ein Einkommen von kleiner gleich Null zurückfallen. Da für man-
che Ungleichheitsmaße keine Werte von kleiner gleich Null zugelassen sind,14 

werden diese Fälle auf Werte knapp über Null recodiert. 15 

Die zu betrachtenden Transfers stehen nicht für alle Länder in den je-
weiligen Datensätzen zur Verfügung - einerseits weil nicht alle Transfers in 
allen Ländern existieren, andererseits weil die Transfers in den Daten nicht 
separat aufgeführt sind. Daher muss vorab geklärt werden, welche Transfers 
aus den in Kapitel 2 vorgestellten Bereichen für welche Länder zur Verfügung 
stehen. Grundsätzlich wird für die Berechnungen bezüglich des Arbeitslosen-
geldes die 11S-Variable „Unemployment insurance" (v21sl), für die Arbeits-
losenhilfe „ U nemployment assistance" ( v25s3) und für die Geldleistungen bei 

Null ist; weiterhin werden diejenigen Fälle ausgeschlossen, für die die Variable für Löhne und 
Gehälter „earning" gleich Null ist, aber in der Variable für den Arbeitsstatus als beschäftigt 
gelten. 

14z.B. für die MLD. 
15Dieses Vorgehen wird z.B. von Atkinson und Brandolini (2001: 787) oder von Jenkins 

(1991: 34) als eine Möglichkeit gesehen, mit diesem Problem umzugehen. Die zweite genannte 
Option wäre das Ausschließen dieser Fälle, was für das hier vorliegende Verfahren natürlich 
wenig sinnvoll wäre. Diese Werte kleiner gleich Null werden für die jeweiligen Länder auf 
einen Wert kodiert, der einem Wert von einem Cent entspricht. Dabei wurden die ent-
sprechenden Verbrauchergeldparitäten zur Umrechnung in die jeweiligen Landeswährungen 
herangezogen. Die entsprechende Umrechnungstabelle findet sich in Tabelle B.2, Anhang B. 

130 



Krankheit „Siek pay" (v16) verwendet. Die Bereiche Invalidität und Arbeits-
unfälle/Berufskrankheiten sind für manche Länder problematisch was die Da-
tenlage betrifft, da diese in den Daten oft nicht zu trennen sind. Zurückgegriffen 
wird dabei auf die Variablen „Accident pay" (vl 7) und „Disability pay" (v18). 
Wenn es möglich ist, wird im empirischen Teil versucht, die zwei Bereiche ge-
trennt zu betrachten. Die Erfassung der Mindestsicherung erfolgt über „Social 
assistance" (v25sl), ergänzt durch Berechnungen einschließlich Wohngeld „Ne-
ar cash housing benefits" (v26s2). Im Folgenden wird kurz für jedes Land der 
Inhalt der verwendeten Variablen erläutert. 

Deutschland 1994 und 2000: 

• Arbeitslosigkeit: Es wird lediglich Arbeitslosengeld bei Vollarbeitslosig-
keit betrachtet, nicht Kurzarbeit und Schlechtwettergeld. Arbeitslosen-
hilfe ist ebenfalls in den Daten vorhanden. 

• Kmnkheit - Geldleistungen: Zum Krankengeld sind in den Datensätzen 
keine Informationen enthalten. 

• Invalidität und Arbeitsunfälle/Berufskmnkheiten: Unfallversicherungsleis-
tungen sind einschließlich Witwen- und Waisenrenten enthalten, getrennt 
verfügbar ist die Invaliditätsrente für Erwerbsunfähigkeit und Berufs-
unfähigkeit (im Jahr 2000 einschließlich der Pflegeversicherung). 

• Mindestsicherung: 1994 sind die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt und 
die Hilfe in besonderen Lebenslagen in einer Variable enthalten und nicht 
zu trennen. 2000 sind diese Leistungen getrennt verfügbar, um allerdings 
die Vergleichbarkeit mit 1994 zu gewährleisten, werden auch für 2000 
beide Leistungen in die Berechnungen mit einbezogen. Wohngeld ist für 
beide Zeitpunkte verfügbar. 

Finnland 1995 und 2000: 

• Arbeitslosigkeit: Arbeitslosengeld in Form der Grundsicherung und der 
verdienstabhängigen Sicherung vollständig erfasst, Arbeitslosenhilfe ent-
halten. 
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• Krankheit - Geldleistungen: Krankengeld16 sowie Rehabilitationsbeihil-
fen, die in der MISSOC-Einteilung und auch in Kapitel 2 dieser Arbeit 
den Leistungen bei Invalidität zugeordnet werden. 

• Invalidität und Arbeitsunfälle/Berufskrankheiten: Möglich, die beiden Be-
reiche zu trennen. Für Invalidität ist 1995 allerdings nur das Pflege-
geld sowie das Invaliditätsgeld für Nichtrentenempfänger enthalten, 2000 
kommt zu diesen Leistungen noch die Basissicherung in Form der Volks-
rente hinzu. Getrennt davon sind Leistungen bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten verfügbar. 

• Mindestsicherung: Beitragsunabhängiges Minimum (toimeentulotuki) so-
wie Wohngeld sind enthalten. 

Frankreich 1994: 

• Arbeitslosigkeit: Arbeitslosengeld verfügbar, Arbeitslosenhilfe dagegen 
nicht verfügbar. 

• Krankheit - Geldleistungen: Krankengeld enthalten. 

• Invalidität und Arbeitsunfälle/Berufskrankheiten: Trennung der Bereiche 
nicht möglich. Nur eine Variable verfügbar mit Leistungen für behinderte 
Erwachsene (A.A.H.), Sondererziehungsbeihilfe für behinderte Kinder17 

sowie Arbeitsunfallrenten. 18 Diese Transfers werden im Folgenden als 
Leistungen bei Erwerbsunfähigkeit bezeichnet. 

• Mindestsicherung: RMI zusammen mit der „aide sociale" enthalten, Wohn-
geld verfügbar. 

Italien 1995 und 2000: 

• Arbeitslosigkeit: Arbeitslosengeld in Form des normalen und besonde-
ren Arbeitslosengeldes enthalten in der Variable v21sl. In Italien haben 
allerdings auch die recht großzügigen Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit 

16Einschließlich evtl. gezahlter zusätzlicner, also über das gesetzlich vorgeschriebene Mafl 
hinausgehender Leistungen aus Arbeitgeberfonds. 

17Vgl. dazu Kapitel 2.3.4 
18Vgl. dazu Kapitel 2.3.5. 
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einen relativ hohen Stellenwert. Diese sind zusammen mit der Mobilitäts-
unterstützung in v21sr „Other unemployment benefits" erfasst. Um die-
ser Besonderheit der italienischen Arbeitslosigkeitsleistungen Rechnung 
zu tragen, werden für den Vergleich der italienischen Transfers zusätzlich 
diese Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit und die Mobilitätsunterstützung 
mit einbezogen. 

• Krankheit - Geldleistungen: Zum Krankengeld sind keine Daten vorhan-
den. 

• Invalidität und Arbeitsunfälle/Berufskrankheiten: In der Variable vl 7 
sind Pensionen der nationalen Versicherungsanstalt für Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten (INAIL) enthalten. In v18 sind Leistungen der 
Invaliditätsversicherung für Arbeitnehmer und Beschäftigte des öffentli-
chen Dienstes erfasst. Im Jahr 2000 beinhaltet diese Variable zusätzlich 
die Pensione per invalidi civili, also die Leistung, die gewährt wird, wenn 
kein Versicherungsanspruch auf Invaliditätsrente vorliegt. 

• Mindestsicherung: In Variable v25sl sind für Italien alle ökonomischen 
Unterstützungsleistungen von Regierungsstellen auf Gemeinde-, Provinz-
und Regionalebene sowie zentralstaatlicher Ebene zusammengefasst. Es 
ist zu berücksichtigen, dass die Abgrenzung der Mindestsicherung nicht 
in dem Maße möglich ist wie in den anderen betrachteten Ländern, da 
es nicht eine einheitlich geregelte Mindestsicherung gibt, sondern viele 
verschiedene Hilfen für spezifische Gruppen, die auch noch von Region 
zu Region variieren. Wohngeld ist in den Daten nicht erfasst, was sich 
dadurch erklären lässt, dass nur wenige italienische Regionen spezielles 
Wohngeld vor allem für ältere Menschen gewähren. 

Vereinigtes Königreich 1994 und 1999: 

• Arbeitslosigkeit: 1994 ist das Arbeitslosengeld, 1999 die Jobseeker's Al-
lowance, die 1996 eingeführt wurde, in der Variable v21sl enthalten. Für 
1999 ist zu beachten, dass sowohl die beitragsabhängige Versicherungsleis-
tung als auch der bedürftigkeitsgeprüfte Teil, also die Arbeitslosenhilfe, 
enthalten sind, da diese in den Daten nicht zu trennen waren. 
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• Krankheit - Geldleistungen: Für 1994 sind in v16 Sickness Benefit und 
Statutory Siek Pay enthalten, 1999 ist nur noch der Statutory Siek Pay19 

aufgeführt. 

• Invalidität und Arbeitsunfälle/Berufskrankheiten: Vl 7 umfasst Industrial 
Injury Disablement Benefit, Constant Attendance Allowance und Excep-
tionally Severe Disablement Allowance. V18 umfasst Disability Living 
Allowance (DLA-self care), Disability Living Allowance (DLA-mobility), 
Severe Disability Allowance, Attendance Allowance ( 65+) und Invalidity 
Benefit, der 1999 durch den Incapacity Benefit ersetzt wird. 

• Mindestsicherung: Als Mindestsicherung ist der Income Support enthal-
ten, das Wohngeld wird ergänzt durch den Council Tax Benefit, also die 
Beihilfe zu den örtlichen Gemeindesteuern. 

Aus den obigen Darstellungen wird deutlich, dass bei der Interpretation der 
empirischen Ergebnisse darauf geachtet werden muss, was tatsächlich in den 
Daten hinter den einzelnen Transfers steckt. Besondere „Problembereiche" stel-
len dabei die Sicherung bei Invalidität und Arbeitsunfällen/Berufskrankheiten 
sowie die Mindestsicherung dar. 

5.3 Messung von Effektivität und Effizienz 
Im empirischen Teil sollen für verschiedene Armuts- und Ungleichheitsma-
ße Effektivitäts- und Effizienzberechnungen vorgenommen werden. Somit ist 
zunächst einmal zu klären, was unter den Begriffen Effektivität und Effizienz 
zu verstehen ist und wie deren Messung erfolgen soll. 

Mitchell (1991: 12) definiert Effektivität im Zusammenhang mit Sozialleis-
tungen als das Ausmaß, indem ein Transfer die Wohlfahrt erhöht. Dementspre-
chend wird die Effektivität in den empirischen Berechnungen erfasst als prozen-
tuale Reduktion des jeweiligen Armuts- bzw. Ungleichheitsmaßes durch einen 
Sozialtransfer. Es werden also für die Einkommensverteilung des verfügbaren 
Einkommens mit und ohne den interessierenden Transfer die Werte für die 
entsprechenden Maße berechnet.20 Dann kann angegeben werden, um wie viel 

19Sickness Benelits wurden abgeschafft, vgl. Kapitel 2.5.4. 
20Dieses Vorgehen wird z.B. auch in Heady et al. (2001) sowie Sainsbury und Morissens 

(2002) angewandt. 
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Prozent der Wert durch Hinzunahme eines Transfers verringert wird. Hierbei 
ist anzumerken, dass es sich bei der Verteilung des verfügbaren Einkommens 
abzüglich eines bestimmten Transfers natürlich nur um eine hypothetische Ver-
teilung handeln kann, da erstens in dieser konstruierten Verteilung noch die 
Beiträge bzw. Steuern, die die jeweiligen Transfers (mit)finanzieren, enthalten 
sind,21 und zweitens müssten bei Nichtvorhandensein von bestimmten Trans-
fers betroffene Teile der Bevölkerung nach anderen Finanzierungsquellen pri-
vater Art suchen, um ihr Überleben zu sichern. 22 

Bei der Effektivität wird in keiner Weise berücksichtigt, durch welche Kos-
ten der Umverteilungseffekt erreicht wurde. Der von einem Transfer bewirkte 
Umverteilungseffekt wird nicht nur durch dessen Ausgestaltung sondern auch 
durch die in den Transfer investierten Ausgaben beeinflusst. Um diesen Aspekt 
einzubeziehen, werden zusätzlich zur Effektivität Effizienzbetrachtungen vor-
genommen. Unter Effizienz soll hier distributive Effizienz verstanden werden. 
Sie wird im Folgenden berechnet als Reduktion des jeweiligen Armuts- oder 
Ungleichheitsmaßes durch einen Transfer (Effektivität) im Verhältnis zu den 
Ausgaben für diesen Transfer. Die Ausgaben für einen Transfer gehen als An-
teil der absoluten Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt des betrachteten Landes 
ein. Es handelt sich also um ein Effizienzmaß im klassischen Sinne, bei dem 
der Outcome (Umverteilung) ins Verhältnis zum Input (Ausgaben) gesetzt 
wird. Es sei hier deutlich gemacht, dass der Begriff der distributiven Effizi-
enz abzugrenzen ist von anderen Effizienzbegriffen wie z.B. der produktiven 
und allokativen Effizienz oder der X-Effizienz, wobei die distributive Effizienz 
in keinem notwendigen Zusammenhang mit diesen anderen Effizienzbegriffen 
steht.23 Im Zusammenhang mit Ungleichheitsmaßen wurde ein solches Effi-
zienzmaß z.B. schon von Mitchell (1991) verwendet.24 Mitchell (1991: 137) 
erläutert, dass dieses Maß zumindest annähernd angibt, wie sich der von ihr 
verwendete Gini-Koeffizient prozentual verringert durch jeden Prozentpunkt 

21 Diese Finanzierungsbeiträge können aus den Daten auch nicht dem jeweiligen Transfer 
zurechenbar eliminiert werden. Siehe dazu auch die Erläuterungen in Teil I, S. 6. 

22 Auf dieses Problem weisen auch Lee und McKenzie (1988) hin, die darauf verweisen, 
dass bei Nichtvorhandensein eines Transfers die potenziellen Empfänger andere Finanzie-
rungsmöglichkeiten suchen müssten; eine solche „hypothetische Welt" allerdings steht zum 
Vergleich nicht für den jeweiligen Fall zur Verfügung. 

23Zu den anderen genannten Effizienzbegriffen vgl. z.B. Goodin et al. (1999: 21ff) oder 
Gouyette und Pestieau (1999). 

24Mitchell (1991: 137) bezeichnet dies allerdings als ein Maß der Kosteneffektivität. 
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des BIP, der in den entsprechenden Transfer investiert wird. 25 Hier soll dar-
auf hingewiesen werden, dass im Zusammenhang mit der Effizienzmessung bei 
Armut häufig auf die von Beckerman (1979a,b) vorgeschlagenen Effizienzmaße 
verwiesen wird, die im Wesentlichen auf der Armutslücke basieren.26 In dieser 
Arbeit sollen allerdings mehrere Armutsmaße zur Effizienzmessung herangezo-
gen werden, weshalb der oben vorgeschlagene Ansatz hier geeigneter erscheint. 

5.4 Bootstrapping 

Für die in Kapitel 3.2 und 4.2 vorgestellten Ungleichheits- und Armutsma-
ße werden im empirischen Teil jeweils konkrete Werte aus einer Stichpro-
be des Umfangs n berechnet, die als Punktschätzer 0 für den tatsächlichen 
Ungleichheits- bzw. Armutswert 0 der Grundgesamtheit dienen. Damit bleibt 
zunächst der Stichprobenfehler unberücksichtigt, wie dies in der empirischen 
Armuts- und Ungleichheitsforschung leider noch allzu häufig der Fall ist.27 

Um Zufallsschwankungen zu berücksichtigen, sollten Konfidenzintervalle be-
rechnet werden. Mills und Zandvakili (1997) weisen darauf hin, dass die pa-
rametrischen Standardmethoden der Inferenzstatistik zur Bestimmung solcher 
Konfidenzintervalle nicht unbedingt geeignet sind; so ist die Stichprobenver-
teilung für die einzelnen Maße nicht bekannt.28 Außerdem können als Grenzen 
der Konfidenzintervalle Werte resultieren, die außerhalb des Wertebereiches 
der jeweiligen Ungleichheits- oder Armutsmaße liegen können, wie z.B. eine 
negative Untergrenze für den Gini-Koeffizienten. Deshalb verweisen sie auf die 
Methode des Bootstrapping und führen Literatur an, die eine gute Perfor-
mance für verschiedene Anwendungen belegt (vgl. z.B. Burr 1994, Freedman 
und Peters 1984, Hall 1992). Die Methode des Bootstrapping basiert auf Stich-
probenziehungen mit Zurücklegen der Größe n aus der empirischen Verteilung. 
Aus jeder dieser Stichproben kann die interessierende Größe berechnet werden 

25Bei einer solchen Interpretation muss allerdings in Betracht gezogen werden, dass für die 
Reduktion von Ungleichheit bzw. Armut ansteigende marginale Kosten vorliegen könnten. 

26Eine empirische Anwendung findet sich z.B. auch in Kim (2000). 
27Gegenbeispiele sind z.B. Biewen (2000) und Heinrich (1998a,b,c). 
28 Einige Forscher haben mit Hilfe geeigneter asymptotischer Theorie Methoden der stati-

stischen Inferenz für Ungleichheitsmaße entwickelt. Darauf soll an dieser Stelle nicht näher 
eingegangen werden, vgl. dazu z.B. Maasoumi (1998). 
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und somit auch die Stichprobenverteilung dieser Größe geschätzt werden.29 

In dieser Arbeit werden drei Methoden zur Bestimmung von Konfidenzinter-
vallen mittels Bootstrapping angewendet: die Normalapproximationsmethode 
(N), die Perzentilmethode (P) und die bias-korrigierte Perzentilmethode (BC). 
Die Normalapproximationsmethode wird analog zur herkömmlichen parame-
trischen Methode durchgeführt. Dementsprechend ist ihre Anwendung sinn-
voll, wenn der Schätzer normalverteilt ist. Die Perzentilmethode kann auch 
angewandt werden, wenn die durch das Bootstrapping ermittelte Verteilung 
des Schätzers asymmetrisch ist. Als Intervallgrenzen werden die entsprechen-
den Perzentilgrenzen verwendet, z.B. für ein 95%-Konfidenzintervall also das 
2,5-und das 97,5-Perzentil. Die bias-korrigierte Perzentilmethode berücksich-
tigt zusätzlich, dass die über Bootstrapping ermittelte Schätzung der Ver-
teilung von 0 verzerrt sein könnte. 30 Über diese drei Methoden werden also 
zunächst Konfidenzintervalle für die sich für die Ungleichheits- und Armuts-
maße ergebenden Werte bestimmt. Die grundsätzliche Aussage, die mit Hilfe 
des Intervalls getroffen werden kann, ist dann, dass auf dem vorgegebenen 
Konfidenzniveau der wahre Wert der Grundgesamtheit tatsächlich in diesem 
Intervall liegt. Voraussetzung für die Anwendung des Bootstrapping ist die 
Unabhängigkeit der Beobachtungen in den betrachteten Daten. Die Anwen-
dung von Vergleichen über die Zeit bei Paneldaten wurde deshalb durchaus 
kritisch gesehen, Mills und Zandvakili (1997: 136f) halten dies jedoch nicht 
für bedenklich hinsichtlich der Unabhängigkeitsbedingung, wenn jeweils Quer-
schnitte mit unabhängigen Individuen beobachtet werden. Ebenso halten sie 
es für unbedenklich, dass durch Bootstrapping ermittelte Konfidenzintervalle 
für U ngleichheitswerte für das Einkommen vor und nach Steuern verglichen 
werden, wenn für beide Einkommensarten getrennt gebootstrapped wurde. 
Dementsprechend wird für jeden Wert der Armuts- und Ungleichheitsmaße 
einzeln das entsprechende Konfidenzintervall für das Einkommen mit und oh-
ne Transfer bestimmt. Dann kann z.B. überprüft werden, ob sich die Intervalle 
vor und nach Transfer schneiden. Sollten sich die Intervalle nicht schneiden, 
kann man davon ausgehen, dass sich mit gegebener Konfidenz die entspre-
chenden Werte tatsächlich unterscheiden. Sachs (1984) sowie Schenker und 

29Vgl. dazu ausführlich z.B. Efron und Tibshirani (1993), Mooney und Duval (1993), 
Sievers (1998), Shao und Tu (1995). 

301st diese Schätzung unverzerrt, stimmen die so ermittelten Konfidenzintervallgrenzen 
mit denen für die Perzentilmethode überein. 
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Gentleman (2001)31 sehen dies als strenges Kriterium an: Schneiden sich zwei 
Konfidenzintervalle, wäre es trotzdem möglich, dass sich die entsprechenden 
zwei Ungleichheits- oder Armutswerte signifikant32 voneinander unterscheiden, 
während sie bei Nichtschneiden der Intervalle auf jeden Fall signifikant von-
einander verschieden sind. Der Einfachheit halber wird daher bei Nichtschnei-
den von Konfidenzintervallen von einem signifikanten Unterschied gesprochen. 
Mills und Zandvakili (1997) sowie Heinrich (1998c) bezeichnen Unterschiede 
zwischen zwei Werten ebenfalls als hoch signifikant, wenn sich deren Konfi-
denzintervalle, die in diesem Fall über das Bootstrapping-Verfahren33 ermittelt 
wurden, nicht schneiden. Um zusätzlich noch zu überprüfen, ob auch ein sig-
nifikanter Unterschied im Sinne von herkömmlichen Hypothesentests besteht, 
wird im Falle des Schneidens von Konfidenzintervallen wie oben beschrieben 
zusätzlich für die Differenz zwischen zwei Ungleichheits- oder Armutswerten 
ein Konfidenzintervall bestimmt.34 Liegt die Null, was gleichbedeutend wäre 
mit keinerlei Unterschied zwischen den betroffenen Werten, im Intervall, liegt 
kein signifikanter Unterschied vor. Ist dagegen die Null nicht im Intervall, un-
terscheiden sich die Werte signifikant auf einem Signifikanzniveau von Eins mi-
nus dem gewählten Konfidenzniveau. In dieser Arbeit wird für alle berechneten 
Intervalle ein Konfidenzniveau von 95 Prozent zugrunde gelegt. Weiterhin sol-
len auch inferenzstatistische Aussagen über die in Kapitel 5.3 vorgestellten Ef-
fektivitätsmaße, also über die Reduktion der Ungleichheits- und Armutsmaße 
durch Transfers, getroffen werden. Dies wird dadurch ermöglicht, dass für diese 
Reduktionen ebenfalls Konfidenzintervalle bestimmt werden. Zur sprachlichen 
Vereinfachung wird beim Vergleich der Intervalle für die Effektivitätsziffern ein 
Unterschied als signifikant bezeichnet, wenn die entsprechenden Intervalle sich 
nicht schneiden, wohingegen im Falle der Überlappung von Intervallen der Un-
terschied als nicht signifikant bezeichnet wird, auch wer.n kein Hypothesentest 
im eigentlichen Sinne durchgeführt wurde. 

31 Schenker und Gentleman (2001) vergleichen diese Methode mit der Standardmethode 
des Signifikanztests unter der Annahme der Konsistenz, asymptotischen Normalverteilung 
und asymptotischen Unabhängigkeit der Schätzer. 

32 Auf dem Signifikanzniveau, welches dem gewählten Konfideuzniveau entspricht. 
33Mills und Zandvakili (1997) sowie Heinrich (1998c) wenden die Perzentilmethode zur 

Bestimmung von Konfidenzintervallen an. 
34Dieses Vorgehen entspricht einem Test mit der Nullhypothese, dass die Differenz gleich 

Null ist. Vgl. dazu Mills und Zandvakili (1997: 136). 
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Kapitel 6 

Empirische Ergebnisse 

6.1 Übersicht über den Gang der Darstellung 

Nachdem in Teil II die detaillierten Regelungen der in die Untersuchung ein-
bezogenen Transfers erläutert wurden und anschließend in Teil III auf die 
den Berechnungen zugrunde liegenden Ungleichheits- und Armutsmaße ein-
gegangen wurde, dienen die folgenden Kapitel 6.2 und 6.3 der Darstellung der 
empirischen Ergebnisse, die mit den vorgestellten Ausgestaltungsmerkmalen 
verknüpft werden. Die Betrachtung erfolgt getrennt nach Ungleichheit und 
Armut, wobei in Kapitel 6.2 zunächst die Ungleichheitsergebnisse behandelt 
werden und anschließend in Kapitel 6.3 die Armutsergebnisse. Die grundsätz-
liche Vorgehensweise ist dabei in den beiden genannten Kapiteln gleich. Als 
Ausgangspunkt für die detaillierte Betrachtung der Wirkung einzelner Trans-
fers wird jeweils damit begonnen, das Ungleichheits- bzw. Armutsniveau für 
das verfügbare Einkommen ohne Abzug von Transfers im Ländervergleich vor-
zustellen (Kapitel 6.2.1 und 6.3.1). Die anschließende Analyse der Wirkung der 
einzelnen Transfers wird in zwei Schritten vorgenommen. Zunächst werden die 
Transfers in den Ländern betrachtet, es wird also für jedes Land analysiert, 
wie die Wirkung der Transfers im Vergleich zueinander ausfällt. Der zwei-
te Analyseschritt besteht aus einer Betrachtung der Transfers im Länderver-
gleich. Dies bedeutet, dass die Transfers in einzelnen Unterkapiteln betrachtet 
werden, wobei untersucht wird, wie die Wirkung des jeweiligen Transfers im 
Ländervergleich ausfällt. Diese beiden Analyseschritte werden zuerst für Un-
gleichheit und anschließend in entsprechender Weise für Armut durchgeführt. 
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Es erfolgt dabei wiederum eine Aufgliederung in drei Unterbereiche: Sowohl für 
die Transferbetrachtung in den Ländern als auch für den Ländervergleich zu 
jedem Transfer werden zunächst die Effektivität und anschließend die Effizienz 
betrachtet. 1 Der letzte Unterbereich besteht jeweils darin, dass die in Kapitel 
1.4 vorgestellte These, dass mehr Ausgaben für einen Transfer mehr U mvertei-
lungswirkungen zur Folge haben, mit Hilfe von Rangkorrelationen überprüft 
wird.2 

Wie in Kapitel 5.3 beschrieben, werden die Effizienzindikatoren berechnet 
als Verhältnis aus Effektivitätswirkung zu Anteil der Ausgaben für den entspre-
chenden Transfer am BIP. In TabellE- 6.1 sind die Ausgaben für die betrachteten 
Transfers als prozentuale Anteile am BIP angegeben, die im Folgenden für die 
Effizienzberechnungen verwendet werden. 

Die hinter den Ausgaben stehenden Transfers spiegeln die in den verwen-
deten US-Variablen enthaltenen Transfers wider.3 Dabei wurde mit Ausnah-
me der Mindestsicherung auf Daten der OECD Social Expenditure Database 
(SOCX) zurückgegriffen. Für Italien sind in Tabelle 6.1 zum Arbeitslosen-
geld zwei verschiedene Zeilen aufgeführt. Die erste Zeile bezieht sich auf das 
Arbeitslosengeld, die zweite auf die Ausgaben für Leistungen bei Teilarbeits-
losigkeit einschließlich der Mobilitätsunterstützung. Diese zusätzlichen Leis-
tungen wurden ebenfalls in der Tabelle berücksichtigt, da sie in Italien einen 
besonderen Stellenwert einnehmen. Aufgrund des niedrigen Niveaus des Ar-
beitslosengeldes wird in Italien verstärkt auf Leistungen bei Teilarbeitslosig-
keit zurückgegriffen (vgl. Kapitel 2.4.2). Daher werden im Folgenden für Italien 
neben dem Arbeitslosengeld die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit ebenfalls 
berücksichtigt. Bezüglich der Ausgabenanteile für Invalidität in Deutschland 
ist zu beachten, dass aufgrund der Inhalte der entsprechenden LIS-Variablen 
2000 ebenfalls die Pflegeversicherung neben der Invaliditätsrente berücksichtigt 
wurde. In Finnland sind aus dem gleichen Grund für die Invaliditätsleistungen 

1 Für die Ungleichheit sind dies die Kapitel 6.2.2 und 6.2.3 für die Transfers in den Ländern 
sowie 6.2.5 und 6.2.6 für die Transfers im Ländervergleich. Für die Armut wird dies in den 
Kapiteln 6.3.2 und 6.3.3 für die Transfers in den Ländern sowie 6.3.5 und 6.3.6 für die 
Transfers im Ländervergleich vorgenommen. 

2Für die Ungleichheit wird diese Überprüfung in Kapitel 6.2.4 für die Transfers in den 
Ländern sowie 6.2.7 für die Transfers im Ländervergleich durchgeführt, für die Armut wird 
dies in den Kapiteln 6.3.4 für die Transfers in den Ländern sowie 6.3. 7 für die Transfers im 
Ländervergleich vorgenommen. 

3Zu den Inhalten der Variablen vgl. Kapitel 5.2. 
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Tabelle 6.1: Prozentualer Anteil der Transferausgaben am BIP 

D Fin F I UK 
1994 2000 1995 2000 1994 2000 1995 2000 1994 1999 

Arbeitslosengeld 0,89 0,68 2,78 1,07 1,24 1,371 0,37' 0,34• 0,19 0,44 0,303 0,183 

Arbeitslosenhilfe 0,32 0,45 0,66 0,56 0,16 n.v. - - - -
Krankengeld 0,46 0,31 0,75 0,68 0,49 0,40 0,75 0,71 0,10 0,12 
Invalidität 0,73 0,754 0,325 0,745 0,25 0,28 0,66 0,906 2,33 2,13 
Arbeitsunfälle/ 0,17 0,16 0,25 0,22 0,38 0,30 n.v. n.v. 0,18 n.v. Berufskrankheiten 
Mind<,'Stsicherung7 1,40 II.V. 0,40 n.v. 0,20 n.v. 0,60 n.v. 2,50 n.v. 
Wohngeld 0,15 0,20 0,46 0,36 0,90 0,87 - - 1,81 1,53 

Quelle: OECD Social Expenditure Database (SOCX) bzw. für Mindestsicherung Eardley 
et al. ( 1996a: 35) 
n.v. = nicht verfügbar 
1 Ausgaben enthalten Arbeitslosengeld und -hilfe, da diese für 2000 nicht getrennt verfügbar 
sind; 2 Ausgaben Arbeitslosengeld; 3 Ausgaben Leistungen Teilarbeitslosigkeit+Mobilitäts-
unterstützung; 4 Ausgaben für lnvaliditätsrente enthalten 2000 auch Pflegeversicherung; 
5 Ausgaben für Invaliditätsrente enthalten 1995 nur Pflegegeld und Invaliditätsgeld, 2000 
zusätzlich Volksrente; 6 Ausgaben für lnvaliditätsrente enthalten 2000 auch Pensione per 
invalidi civili; 7 Ausgaben für Mindestsicherung beziehen sich auf das .Jahr 1992. 

1995 nur Pflegegeld und Invaliditätsgeld für Nichtrentenempfänger enthalten, 
2000 kommt die Volksrente hinzu, also die Basissicherung der Invaliditätsver-
sicherung. Für Frankreich sind in den LIS-Daten die Transfers bei Arbeits-
unfall/Berufskrankheiten und bei Invalidität nicht zu trennen. Daher müssen 
für die entsprechenden Effizienzberechnungen die beiden Ausgabenanteile ad-
diert werden. Zu beachten ist hierbei, dass die Ausgaben für die Transfers 
bei Invalidität in Frankreich ohne die in der entsprechenden LIS-Variable ent-
haltene Sondererziehungshilfe angegeben sind, da diese Ausgaben nicht zur 
Verfügung stehen. Die lnvaliditätsrenten in Italien werden 2000 einschließlich 
der Pensione per invalidi civili angegeben, um Übereinstimmung mit den LIS-
Daten zu erreichen. Für die Mindestsicherung ist grundsätzlich anzumerken, 
dass die einbezogenen Ausgabenanteile aus dem Jahr 1992 stammen. Da kei-
ne geeigneten aktuelleren Daten zur Mindestsicherung verfügbar sind, musste 
auf Daten aus Eardley et al. (1996a) zurückgegriffen werden. Daher kann es 
sich bei den Effizienzberechnungen für die Mindestsicherung auch lediglich um 
den Versuch einer Näherung an die tatsächlichen Werte handeln. Da Europa 
gerade in dem betreffenden Zeitraum zwischen 1992 und 1994/95 von einer 
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Tabelle 6.2: Arbeitslosenquoten 1991-2002 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 
EU15 - - 10,1 10,5 10,1 10,2 10,0 9,4 8,7 7,8 7,4 7,7 
D - 6,4 7,7 8,2 8,0 8,7 9,7 9,1 8,4 7,8 7,8 8,6 
F 9,1 10,0 11,3 11,8 11,3 11,9 11,8 11,4 10,7 9,3 8,5 8,7 
FIN 6,6 11,7 16,3 16,6 15,4 14,6 12,7 11,4 10,2 9,8 9,1 9,1 
I 8,5 8,7 10,1 11,0 11,5 11,5 11,6 11,7 11,3 10,4 9,4 9,0 
UK 8,6 9,8 10,0 9,3 8,5 8,0 6,9 6,2 5,9 5,4 5,0 5,1 

Quelle: Europäische Kommission (2003) 

Rezession getroffen wurde, ist anzunehmen, dass dadurch die Ausgabenzah-
len für Mindestsicherung 1994/95 eher höher ausfallen als 1992. Vor allem für 
Finnland dürfte im Ländervergleich ein höherer Ausgabenanteil zu erwarten 
sein, da die Auswirkungen der Rezession dieses Land schwer getroffen haben, 
was sich in hohen Arbeitslosigkeitsraten und in z.T. negativen Wachstumsra-
ten des BIP äußerte. An dieser Stelle ist weiterhin anzumerken, dass in diesen 
Ausgabendaten zur Mindestsicherung in Frankreich nur Ausgaben für das all-
gemeine Minimum RMI zur Verfügung stehen, aber nicht für die ebenfalls in 
der entsprechenden LIS-Variable enthaltene aide sociale (vgl. Kapitel 5.2). Da-
mit dürften die französischen Effizienzindikatoren zur Mindestsicherung leicht 
überschätzt werden. Da es sich bei der aide sociale allerdings vorwiegend um 
Sach- und Serviceleistungen handelt (Eardley et al. 1996b: 145), die im Ge-
gensatz zu Geldleistungen nicht in der LIS-Variable enthalten sind, ist davon 
auszugehen, dass die Verzerrung nicht allzu groß sein dürfte. 

Neben den in Tabelle 6.1 aufgeführten Ausgabendaten, die einerseits zur 
Berechnung der Effizienzziffern, andererseits aber auch als Interpretationshilfe 
und zur Überprüfung der These über den Zusammenhang zwischen Ausgaben 
und Umverteilungswirkungen verwendet werden, werden in Tabelle 6.2 die Ar-
beitslosenquoten von 1991 bis 2002 für die untersuchten Länder sowie für den 
Durchschnitt der EU15-Länder aufgeführt. Diese sollen ebenfalls als Interpre-
tationshilfe dienen. So beeinflusst die Höhe der Arbeitslosenzahlen z.B. un-
ter Umständen die Wirkung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit.4 Aus diesem 

4So weist z.B. Ervasti (2002: 189) darauf hin, dass sich ein höheres Arbeitslosigkeitsnt-
veau in höherer Ungleichheit auswirkt, da sich Arbeitslosigkeit tendenziell auf bestimmte 
Bevölkerungsgruppen konzentriert. 
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Grunde kann hier bereits die Vermutung geäußert werden, dass eine deutliche 
Transferwirkung in Form einer hohen Reduktion der Armuts- und Ungleich-
heitsmaße nicht automatisch mit einer „guten", also erwünschten Wirkung 
gleichzusetzen ist. Im Gegenteil könnte hinter einer hohen Wirkung nicht allein 
der erwünschte Effekt durch die bewusste Ausgestaltung der Transfers stecken, 
sondern z.B. hohe Arbeitslosenzahlen, die entsprechend viele Empfänger von 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit oder Mindestsicherung nach sich ziehen und 
somit durchaus hohe Effektivitätswirkungen (mit)hervorrufen. 

6.2 Ungleichheit 
In diesem Kapitel werden die Ergebnisse für die Ungleichheitsmaße präsentiert. 
Wie in Kapitel 3 erläutert, besitzen verschiedene Ungleichheitsmaße unter-
schiedliche Sensitivitätseigenschaften, schätzen also die Veränderungen einer 
Verteilung unter Umständen unterschiedlich ein. Um zu verhindern, dass bei 
Verwendung nur eines Maßes durch dessen spezifische Eigenschaften eine „ein-
seitige" Interpretation vorgenommen werden könnte, werden die Berechnun-
gen im Folgenden mit mehreren Ungleichheitsmaßen durchgeführt. Ungleich-
heitsmaße mit verschiedenen Sensitivitätseigenschaften, für die Berechnungen 
durchgeführt werden, sind der Gini-Koeffizient, das Mehran- und Piesch-Maß, 
das Theil-Maß, die MLD sowie die Atkinson-Maße A0,5 und A1.5 

Das erste Unterkapitel 6.2.1 ist der Darstellung der Ergebnisse gewidmet, 
die sich für die Ungleichheit des verfügbaren Einkommens ohne Abzug eines 
Transfers ergeben. Wie in den folgenden Unterkapiteln werden dabei maximal 
für zwei Ungleichheitsmaße die Ergebnisse exemplarisch grafisch dargestellt. 
Sollten hinsichtlich anderer U ngleichheitsmaße unterschiedliche Ergebnisse re-
sultieren, wird darauf im Text verwiesen. Ausgewählt wurden dabei der Gini-
Koeffizient und A1 , da diese beiden Maße sich als weitgehend „repräsentativ" 
erwiesen, für die anderen Ungleichheitsmaße ergaben sich also prinzipiell in 
der inhaltlichen Schlussfolgerung gleiche oder zumindest sehr ähnliche Ergeb-
nisse. 6 Nach der Darstellung dieser Gesamtungleichheit der fünf untersuchten 
Länder im Vergleich werden in Kapitel 6.2.2 die Effektivitätsergebnisse für 
jedes Land einzeln erläutert. Es wird also untersucht, welche Transfers sich 

5Siehe Kapitel 3.2 zu den Eigenschaften dieser Ungleichheitsmaße. 
6 Ausführliche Ergebnistabellen sind auf Anfrage beim Autor erhältlich. 
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pro Land stärker auswirken. Anschließend wird in Kapitel 6.2.3 auf die Ef-
fizienz der Transfers in jedem der fünf Länder eingegangen. Eine gesonderte 
Betrachtung der in Kapitel 1.4 vorgestellten These zur Wirkung der Ausgaben 
für einen Transfer auf dessen Umverteilung wird in Kapitel 6.2.4 im Hinblick 
auf die Wirkungen von verschiedenen Transfers in jedem der fünf untersuch-
ten Länder vorgenommen. Die Betrachtung der Effektivität und Effizienz für 
die einzelnen Transfers im Ländervergleich erfolgt in den Kapiteln 6.2.5 und 
6.2.6. Den Abschluss der Betrachtung der Ungleichheitsergebnisse bildet Kapi-
tel 6.2.7, in dem wieder der Zusammenhang zwischen Ausgaben und Wirkung 
auf die Ungleichheit überprüft wird, dieses Mal im Hinblick auf die einzelnen 
Transfers im Ländervergleich. 

6.2.1 Gesamtungleichheit im Ländervergleich 

Bevor auf die Wirkung einzelner Transfers eingegangen wird, sollen an dieser 
Stelle zunächst die Ergebnisse für die Ungleichheit der Verteilung des verfügba-
ren Einkommens im Ländervergleich vorgestellt werden. Für den ersten Unter-
suchungszeitpunkt ergibt sich hinsichtlich aller verwendeten Maße die geringste 
Ungleichheit in Finnland, gefolgt von Deutschland und Frankreich. Für Italien 
und das Vereinigte Königreich ergibt sich je nach angewandtem Ungleichheits-
maß ein unterschiedlicher Rang: Für den Gini-Koeffizienten (vgl. Abbildung 
6.1), das Piesch- und Theil-Maß sowie A0,5 liegt Italien vor dem Vereinigten 
Königreich an vorletzter Stelle, die im unteren Einkommensbereich sensitiven 
Maße MLD, A1 (vgl. Abbildung 6.2) und das Mehran-Maß weisen niedrigere 
U ngleichheitswerte für das Vereinigte Königreich aus. 

Die Einbeziehung der Bootstrapping-Konfidenzintervalle in den Länder-
vergleich ergibt, dass die finnischen Ungleichheitswerte signifikant niedriger 
sind als in allen anderen Ländern. 7 Die deutschen und französischen Ungleich-
heitswerte unterscheiden sich weiterhin deutlich von denen in Italien und im 
Vereinigten Königreich. Der Vergleich von Frankreich und Deutschland ergibt 
für die MLD, A1 und A0,s8 keinen signifikanten Unterschied, für die restlichen 

7Die Konfidenzintervalle der finnischen Werte weisen keine Überschneidungen mit denen 
für die anderen Länder auf. 

8 Für A0 ,5 ist allerdings nur für das nach der bias-korrigierten Perzentilmethode ermittelte 
Konfidenzintervall der Differenz des französischen und deutschen Ungleichheitswertes die 
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Abbildung 6.1: Gini-Koeffizient im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000 

D F FI UK 

1- 1994/1995 - 1999/2000 1 

Quelle: Eigene Ben,-clmungen mit 11S-Daten 

Maße schneiden sich die Intervalle dagegen nicht. Die Werte für Italien und 
das Vereinigte Königreich unterscheiden sich nicht signifikant voneinander. 

Für den zweiten Untersuchungszeitraum stehen keine Daten für Frankreich 
zur Verfügung, weshalb sich die Betrachtung auf die verbleibenden vier Länder 
Deutschland, Finnland, Italien und das Vereinigte Königreich beschränkt. Für 
Finnland lässt sich feststellen, dass 2000 signifikant höhere Ungleichheitswer-
te9 gemessen werden als 1995. Für Deutschland, Italien und das Vereinigte 
Königreich unterscheiden sich die jeweiligen Werte der beiden Untersuchungs-
zeiträume nicht signifikant. 10 Vergleicht man die Ungleichheit zwischen den 
Ländern für 1999 /2000 weist Finnland trotz des signifikanten Anstieges der 
Ungleichheit mit einer Ausnahme immer noch die niedrigsten Werte auf (vgl. 
Abbildungen 6.1 und 6.2); lediglich das Theil-Maß ergibt in Deutschland eine 

Null enthalten, also kein signifikanter Unterschied vorhanden, für die Normalapproximations-
und Perzentilmethode dagegen ist ein signifikanter Unterschied feststellbar. 

9Die Bootstrapping-Konfidenzintervalle der Werte für 1995 und 2000 schneiden sich für 
alle Maße nicht. 

10Lediglich im Vergleich der Ungleichheit für das Vereinigte Königreich gemessen durch 
das Mehran-Maß ergibt sich für das Konlidenzintervall der Differenz der Werte für 1994 und 
1999 ein signifikant höherer Wert für 1999. 
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Abbildung 6.2: A1 im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000 

D F FI UK 

1- 1994/1995 - 1999/20001 

Q-uelle: Eigene Ben.,><:lmungen mit LIS-Daten 

geringere Ungleichheit als in Finnland. Außerdem zeigt sich beim Vergleich 
der Konfidenzintervalle für Finnland und Deutschland kein signifikanter Un-
terschied für das Piesch- und Theil-Maß sowie für A0,5 . Italien und das Ver-
einigte Königreich belegen weiterhin die Schlusspositionen, wobei sich dieses 
Mal eindeutig die höchste Ungleichheit im Vereinigten Königreich ergibt. Finn-
land und Deutschland weisen wie 1994/95 signifikant niedrigere Ungleichheits-
werte als Italien bzw. das Vereinigte Königreich auf. 11 Im direkten Vergleich 
von Italien und dem Vereinigten Königreich lassen sich zum zweiten Untersu-
chungszeitpunkt durch die Einbeziehung der Konfidenzintervalle der Differenz 
der jeweiligen Werte für den Gini-Koeffizienten sowie das Maß von Theil und 
Piesch signifikant höhere Werte im Vereinigten Königreich feststellen. 

Der Vergleich der beiden Untersuchungszeitpunkte ergibt zusammenfas-
send für Finnland die niedrigste Ungleichheit, wobei diese Position 1999/2000 
nicht mehr so deutlich gehalten wild, gefolgt von Deutschland (und 1994/95 
Frankreich). Italien und das Vereinigte Königreich belegen deutlich die letzten 

11 Die Konfidenzintervalle für Finnland und Deutschland im Vergleich mit Italien bzw. 
dem Vereinigten Königreich schneiden sich nicht. 
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Plätze mit den höchsten Ungleichheitswerten, wobei das Vereinigte Königreich 
1999/2000 schlechter abschneidet als zum ersten Untersuchungszeitpunkt. 

Die im Ländervergleich niedrige Ungleichheit der Verteilung des verfügba-
ren Einkommens in Finnland wurde schon durch zahlreiche vorangegangene 
Studien bestätigt, wie in Kapitel 1.4 erläutert wurde. 12 Die Länder des Nord-
europäischen Clusters und damit auch Finnland streben bewusst das Erreichen 
von mehr Gleichheit an, die in Kapitel 1.4 vermutete niedrige Ungleichheit 
der Einkommensverteilung wurde hier bestätigt. Für Finnland war weiterhin 
auffällig, dass ein signifikanter Anstieg der Ungleichheit von 1995 auf 2000 
stattfand. Auf den ersten Blick verwundert dieser Anstieg, man könnte eher 
ein Abnehmen vermuten, da sich Finnland seit der schweren Rezession Mitte 
der neunziger Jahre wirtschaftlich wieder erholt hat, was sich z.B. in der wie-
der gesunkenen Arbeitslosenquote (vgl. Tabelle 6.2, S. 142) zeigt. Riihelä et al. 
(2001) haben dieses Phänomen der steigenden Ungleichheit auch nach der Re-
zession untersucht. Sie kamen dabei zu dem Ergebnis, dass nicht nur das Ar-
beitseinkommen sondern vor allem das Kapitaleinkommen zur Ungleichheit 
und damit auch zum Anstieg der Ungleichheit beiträgt. Weiterhin konnten sie 
in den neunziger Jahren eine sinkende Umverteilungswirkung von Steuern und 
Transfers beobachten. 

Der deutsche und der französische Wohlfahrtsstaat sehen das Erreichen von 
Gleichheit zwar nicht als zentrale Aufgabe an, aber dennoch ist die Ungleich-
heit der Verteilung des verfügbaren Einkommens relativ gering. Dafür mag 
einerseits das im Vergleich zu Italien und dem Vereinigten Königreich etwas 
höhere Transferniveau verantwortlich sein, andererseits aber auch das in Ka-
pitel 1.4 beschriebene niedrigere Niveau der Ungleichheit des Einkommens vor 
Steuern und Transfers in Frankreich und Deutschland im Vergleich zu Italien 
und dem Vereinigten Königreich. 

In Kapitel 1.4 wurde bereits die Vermutung geäußert, dass Italien eine 
eher hohe Ungleichheit der Einkommensverteilung nach Steuern und Trans-
fers aufweisen dürfte, da der italienische Wohlfahrtsstaat relativ einseitig die 
ältere Generation der Arbeitsmarktinsider begünstigt und als Land des Südeu-
ropäischen Clusters einen begrenzten Umverteilungseffekt erzielt. Dieser Ein-
druck wird durch die Analyse der Ungleichheit in diesem Kapitel bestätigt. 

Das Vereinigte Königreich zielt bei seinen U mverteilungsmaßnahmen vor 

12Vgl. dazu z.B. NOSOSCO (2002). 
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allem auf die untersten Einkommensbereiche ab. Als Ausgangspunkt dient da• 
bei eine relativ hohe Ungleichheit des Einkommens vor Steuern und Transfers 
(vgl. Kapitel 1.4). Dementsprechend ist die Ungleichheit der Einkommensver• 
teilung nach Steuern und Transfers insgesamt im Ländervergleich recht hoch, 
meist sogar am höchsten. Lediglich für die im unteren Einkommensbereich sen• 
sitiven Maße lässt sich zumindest 1994/95 eine geringere Ungleichheit als in 
Italien erzielen. Hier spiegelt sich die oben beschriebene Ausrichtung auf die 
unteren Einkommensbereiche wider. 

Wie in Kapitel 1.4 bereits erwähnt und in den Interpretationen schon ang~ 
deutet wurde, sollte die Verknüpfung der Ungleichheitsergebnisse mit den Ei• 

genschaften von Wohlfahrtsstaaten durchaus unter Vorbehalt betrachtet wer• 
den. Weitere Faktoren wie die schon erwähnte Ungleichheit des Einkommens 
vor Steuern oder Transfers bzw. andere Rahmenbedingungen wie die wirt• 
schaftliche Situation nehmen ebenfalls Einfluss auf die Ungleichheit des verfüg. 
baren Einkommens. 

6.2.2 Transfers in den Ländern: Effektivität 

In den Kapiteln 6.2.2.1 bis 6.2.2.5 erfolgt für jedes Land eine Analyse der Ef-
fektivitätswirkungen der 'fransfers. Dafür werden in jedem der Unterkapitel 
zunächst die Werte mit und ohne den jeweiligen Transfer mit Hilfe der für 
diese Ungleichheitsergebnisse berechneten Konfidenzintervalle verglichen, um 
festzustellen, ob der jeweilige Transfer die Ungleichheitswerte signifikant beein-
flusst. Anschließend werden mit den berechneten Reduktionswerten für beide 
Beobachtungsjahre Rangfolgen für die betrachteten Transfers gebildet, wobei 
die für die Reduktionen ermittelten Konfidenzintervalle einbezogen werden. 
Diese Konfidenzintervalle werden ebenfalls wieder beim Vergleich der Reduk• 
tionswerte in den beiden Beobachtungsjahren herangezogen, um zu beurteilen, 
ob sich die Werte 1994/95 und 1999/2000 signifikant unterscheiden. Abschlie-
ßend werden in jedem Unterkapitel die beschriebenen Ergebnisse interpretiert 
bzw. auf ihre Ursachen hin beleuchtet. 
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6.2.2.1 Deutschland 

Zunächst soll überprüft werden, ob sich die Ungleichheitswerte für die Vertei-
lung des verfügbaren Einkommens mit und ohne den jeweiligen Transfer signi-
fikant unterscheiden. Ein Vergleich der Bootstrapping-Konfidenzintervalle der 
Werte für das verfügbare Einkommen mit und ohne den jeweiligen Transfer er-
gibt folgendes Bild. Im Hinblick auf die Mindestsicherung einschließlich Wohn-
geld zeigt sich für die Daten von 1994 zumindest bei Einbezug der Intervalle für 
die Differenz der Werte mit und ohne diesen Transfer bezüglich aller Maße ein 
signifikanter Unterschied. 13 Bei der Betrachtung der Leistungen der Mindest-
sicherung ohne Wohngeld dagegen findet sich nur für die Ungleichheitsmaße 
A1 und Ao,5 ein signifikanter Unterschied, der erst durch die Betrachtung der 
Konfidenzintervalle der Differenzen festgestellt werden kann. Die Leistungen 
bei Invalidität sowie die Arbeitslosenhilfe bewirken lediglich für die MLD, A0,5 

und A1 einen signifikanten Unterschied. 14 Was das Arbeitslosengeld betrifft, 
schneiden sich die Konfidenzintervalle der Werte mit und ohne Transfer für A1 

und die MLD nicht, für die anderen Ungleichheitsmaße sind keine signifikanten 
Unterschiede nachweisbar. Die Berechnungen für die Leistungen bei Arbeits-
unfällen ergeben keinerlei signifikante Unterschiede. Im Jahr 2000 ergibt sich 
hinsichtlich der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld dasselbe Ergebnis, 
für alle anderen Leistungen dagegen lassen sich Veränderungen erkennen. So 
zeigen sich im Hinblick auf die Mindestsicherung, zumindest für die Konfi-
denzintervalle der Differenzen, nicht nur für A1 und A0,5 , sondern auch für die 
MLD signifikante Unterschiede. Durchweg signifikante Unterschiede finden sich 
für die Invaliditätsrenten, die Arbeitslosenhilfe und die Arbeitsunfallrenten.15 

Für das Arbeitslosengeld dagegen kann man nur bezüglich des Mehran-Maßes 
einen signifikanten Unterschied feststellen. Bei dieser ersten Betrachtung der 
Transferwirkungen fällt also auf, dass sich im Jahr 2000 mehr signifikante U n-

13Für die Maße MLD und A1 schneiden sich die Konfidenzintervalle für die Werte mit 
und ohne Transfer nicht; für alle anderen Maße liegt ein Schneiden der entsprechenden 
Intervalle vor, ein signifikanter Unterschied lässt sich also erst durch die Berechnung der 
Konfidenzintervalle für die Differenz feststellen. 

14Bei den Invaliditätsrenten schneiden sich dabei die Konfidenzintervalle für die Werte 
mit und ohne Transfer für die MLD und A1 nicht; für Ao,5 bzw. für die Arbeitslosenhilfe ist 
erst durch das Intervall der Differenz ein signifikanter Unterschied nachweisbar. 

15Bei den Arbeitsunfallrenten ist lediglich für das Intervall der Differenzen, das für die 
MLD nach der Methode der Normalapproximation berechnet wurde, die Null im Intervall 
enthalten. 
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terschiede der Werte mit und ohne Transfer finden, und der Einfluss des Ar-
beitslosengeldes auf die Ungleichheit der Verteilung 2000 im Vergleich zu den 
anderen Transfers weniger ausgeprägt erscheint als 1994. 

Die Betrachtung der Effektivität, also das Heranziehen der durch Hinzunah-
me eines Transfers erreichten prozentualen Reduktion der Ungleichheitsmaße, 
ergibt für 1994, dass die stärksten Wirkungen vom Arbeitslosengeld und den 
lnvaliditätsrenten ausgehen, gefolgt von der Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld, der Arbeitslosenhilfe, der Mindestsicherung und letztendlich den 
Leistungen bei Arbeitsunfällen. Dabei ergeben alle Maße die gleiche Rangfol-
ge mit Ausnahme der Ränge des Arbeitslosengeldes und der lnvaliditätsrente: 
Hinsichtlich der MLD und A1 resultiert die höchste Reduktion für die lnva-
liditätsrente, gefolgt vom Arbeitslosengeld, für alle anderen Maße rückt das 
Arbeitslosengeld an die Spitzenposition. Stellvertretend für alle berechneten 
Maße werden daher die Reduktionen des Gini-Koeffizienten und A1 (vgl. Ab-
bildung 6.3) dargestellt. 

Abbildung 6.3: Reduktion A1 und Gini-Koeffizient, Deutschland 1994 und 2000 

Goni 

g 

1, 

1- 1994 - 20001 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 

Die Miteinbeziehung von Bootstrapping-Konfidenzintervallen zeigt, dass 
sich lediglich eine Reduktion deutlich von den anderen unterscheidet: Das In-
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tervall für die Reduktion durch die Arbeitsunfallrenten schneidet sich mit kei-
nem anderen Intervall, die Reduktion ist eindeutig am geringsten. Für die rest-
lichen Reduktionen sind je nach verwendetem Ungleichheitsmaß Überschnei-
dungen der Konfidenzintervalle festzustellen; lediglich für die Invaliditätsrenten 
im Vergleich mit der Mindestsicherung findet sich für keines der angewandten 
Maße eine Überschneidung. 

Für das Jahr 2000 ergeben sich Änderungen in der Rangfolge der Reduktio-
nen durch die einzelnen Transfers (vgl. dazu Abbildung 6.3). So weisen jetzt al-
le verwendeten Ungleichheitsmaße bezüglich der Invaliditätsrente die höchsten 
Reduktionen aus, was 1994 lediglich für die MLD und A1 der Fall war. An 
zweiter Stelle ist die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld positioniert mit 
Ausnahme der Ergebnisse für den Gini-Koeffizienten und das Piesch-Maß: Was 
diese zwei Maße betrifft, fällt die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld auf 
Platz vier, wohingegen die Reduktion für das Arbeitslosengeld auf den zweiten 
Rang vorrückt. Die dritthöchste Reduktion ergibt sich für die Arbeitslosenhil-
fe. An vierter Stelle ist das Arbeitslosengeld für das Mehran- und Theil-Maß 
sowie für Ao,5 positioniert, hinsichtlich des Gini- und Piesch-Maßes rückt es an 
die zweite Stelle. Lediglich für die MLD und A1 ergibt sich die fünfthöchste 
Reduktion für das Arbeitslosengeld. Was diese Maße angeht, rückt die Min-
destsicherung, deren Reduktion ansonsten an fünfter Stelle zu finden ist, auf 
den vierten Rang vor. Die eindeutig niedrigste Reduktion ist für alle Maße bei 
den Arbeitsunfallrenten zu verzeichnen. 

Die Einbeziehung der Bootstrapping-Konfidenzintervalle bestätigt für den 
zweiten Untersuchungszeitpunkt allerdings nicht mehr ganz so klar, dass die 
Reduktion für die Arbeitsunfallrenten eindeutig die niedrigste ist, da zumindest 
beim Vergleich mit der Mindestsicherung und dem Arbeitslosengeld für A1 und 
die MLD Schnitte der Intervalle festzustellen sind. Für die übrigen Intervalle 
finden sich je nach Maß und Transfer wie 1994 zahlreiche Überschneidungen; 
Ausnahmen sind der Vergleich von Arbeitslosenhilfe mit Arbeitsunfallrenten 
bzw. mit Invaliditätsrenten sowie der Vergleich von Invaliditätsrenten und Min-
destsicherung. 

Vergleicht man die Effektivitätswerte der einzelnen Transferarten 1994 und 
2000, ist ein Anstieg der Reduktionen für die Arbeitslosenhilfe, die Invaliditäts-
rente und die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld zu verzeichnen. Ein 
eindeutiges Sinken der Werte ist nur bezüglich des Arbeitslosengeldes zu erken-
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nen. Für die Arbeitsunfallrenten ist tendenziell ein Absinken der Effektivität 
festzustellen, allerdings zeigen die Reduktionen von A1 und MLD einen An-
stieg an. Bezüglich der Mindestsicherung finden sich Anstiege der Werte für 
das Theil-Maß, die MLD und die Atkinson-Maße, für die anderen Ungleich-
heitsmaße dagegen sinken die Reduktionen. Berücksichtigt man allerdings die 
Konfidenzintervalle für die Reduktionen, zeigen sich sehr wenige signifikante 
Änderungen; lediglich für das Arbeitslosengeld schneiden sich die auf Basis des 
Piesch-Maßes berechneten Intervalle nicht, gleiches gilt für die mit dem Gini-
Koeffizienten und A0,5 nach der P- und BC-Methode ermittelten Intervalle. 

Zusammenfassend lässt sich beim Vergleich der Effektivitätswirkung der 
verschiedenen Transferarten in Deutschland feststellen, dass der Einfluss der 
Invaliditätsrenten 2000 ( wenn auch nicht signifikant) stärker als 1994 aus-
fällt, was sich in der hinsichtlich aller Maße ausgewiesenen Spitzenposition 
für die 2000 durch die Invaliditätsrente erreichte Effektivität ausdrückt. Diese 
Verbesserung lässt sich vermutlich auf die Einführung der Pflegeversicherung 
zurückführen, deren Leistungen 2000 ebenfalls in den Daten zur lnvaliditäts-
rente enthalten sind, weiterhin wirken sich die 2000 beschlossenen deutlichen 
Kürzungen noch nicht aus. 1994 bestanden die einbezogenen Versicherungsleis-
tungen nur aus einkommensabhängigen, nicht bedürftigkeitsgeprüften Trans-
fers, 2000 kamen dazu die je nach Pflegebedarf gestaffelten pauschalen Leis-
tungen der Pflegeversicherung. Die Mitberücksichtigung der Pflegeversicherung 
erweitert auch den Kreis derer, die die Transfers bei Invalidität beanspruchen 
können. So wird die lnvaliditätsrente mit dem Erreichen des 65. Lebensjahres 
in eine Altersrente umgewandelt, während die Leistungen der Pflegeversiche• 
rung auch nach dieser Altersgrenze in Anspruch genommen werden können. 16 

Die Verschlechterung der Position des Arbeitslosengeldes von 1994 auf 2000 
und die gleichzeitig beobachtbare höhere Effektivitätswirkung der Arbeitslo-
senhilfe mag zunächst überraschen, wurde doch bei der Arbeitslosenhilfe zu Be-
ginn 2000 die so genannte originäre Arbeitslosenhilfe abgeschafft ( vgl. Kapitel 
2.1.2), außerdem sind die Leistungen der bedürftigkeitsgeprüften Arbeitslo-
senhilfe bedeutend niedriger als die des Arbeitslosengeldes. Bezieht man in die 
Überlegungen allerdings die Entwicklung der Empfängerzahlen von Arbeitslo-
sengeld und Arbeitslosenhilfe mit ein, ist diese Auswirkung auf die Effektivität 

16Wie aus dem Pflegebericht 2001 (vgl. Statistisches Bundesamt 2003) hervorgeht, liegt 
die Mehrzahl der Pflegebedürftigen sogar klar über der Altersgrenze von 65 Jahren. 
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nicht erstaunlich. 1994 betrug die absolute Empfängerzahl für das Arbeitslo-
sengeld 1.912.964, für die Arbeitslosenhilfe dagegen 949.858 (vgl. Bäcker et al. 
2000). Nach einem kurzen Rückgang der Zahl der Arbeitslosengeldempfänger 
folgte ein Anstieg der Zahlen bis 1997, danach allerdings ging die Empfänger-
zahl deutlich zurück, so dass der Wert von 1994 im Jahr 2000 mit 1.694.576 
sogar unterschritten wurde. Die Empfängerzahlen für die Arbeitslosenhilfe da-
gegen stiegen zwischen 1991 und 1998 stark an, so dass 2000 ein Wert von 
1.456.672 erreicht wurde. Die „Kluft" zwischen den Empfängerzahlen für das 
Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe hat sich damit von 1994 bis 2000 
deutlich verringert. Gepaart mit der Ausrichtung auf Bedürftige, die beim Ar-
beitslosengeld so nicht stattfindet, reicht diese Entwicklung also, um 2000 bei 
der Effektivität bezüglich der Ungleichheit besser abzuschneiden als das Ar-
beitslosengeld. Der entscheidende Faktor beim Vergleich der beiden einkom-
mensabhängigen Transfers scheint an dieser Stelle weniger die grundsätzliche 
Ausgestaltung, sondern die Anzahl der Empfänger des jeweiligen Transfers 
zu sein. Dass das Arbeitslosengeld als einkommensabhängiger Transfer ohne 
Bedürftigkeitsprüfung gewährt wird, zeigt sich weiterhin darin, dass die Ef-
fektivitätswirkung des Arbeitslosengeldes 1994 durch die im unteren Bereich 
sensitiven Maße A1 und MLD vergleichsweise geringer ausfällt bzw. 2000 eine 
bessere Effektivitätswirkung durch die weniger im unteren Bereich sensitiven 
Maße von Gini und Piesch angezeigt wird. 

Offenbar hat das Wohngeld einen deutlichen Einfluss auf die Wirkung der 
Mindestsicherung. Während sich für die Mindestsicherung einschließlich Wohn-
geld hinsichtlich aller Maße ein signifikanter Unterschied beim Vergleich der 
Werte für das verfügbare Einkommen mit und ohne Transfer zeigt, ist dies für 
die Mindestsicherung ohne Wohngeld nicht der Fall. Allerdings unterscheiden 
sich die durch Mindestsicherung mit und ohne Wohngeld erreichten Reduk-
tionen nicht signifikant voneinander. Ganz deutlich zeigt sich dagegen, dass 
die Arbeitsunfallrenten die niedrigste Wirkung erzielen, wobei diese Redukti-
onswerte 2000 nicht durchweg signifikant die niedrigsten sind. Hierbei ist zu 
bemerken, dass diese Leistungsart schon in ihrer Ausrichtung auf einen im Ver-
gleich zu den anderen Transfers kleinen Empfängerkreis ausgerichtet ist und 
somit auch eher geringe Umverteilungswirkungen zu erwarten sind. 
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6.2.2.2 Finnland 

Zunächst soll für Finnland mit Hilfe der Bootstrapping-Konfidenzintervalle 
überprüft werden, ob sich die U ngleichheitswerte für das verfügbare Einkom-
men mit und ohne den jeweiligen Transfer signifikant unterscheiden. Für 1995 
ist ein signifikanter Unterschied zwischen den Werten für das verfügbare Ein-
kommen mit und ohne Arbeitslosengeld feststellbar, 17 gleiches gilt für die Ar-
beitslosenhilfe mit Ausnahme des Piesch- und Theil-Maßes sowie für die Min-
destsicherung einschließlich WohngP,ld außer für das Theil-Maß. Beim Kran-
kengeld, den Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie bei 
Invalidität und bei der Mindestsicherung sind sowohl beim Vergleich der Kon-
fidenzintervalle als auch über die Konfidenzintervalle der Differenzen keine 
signifikanten Unterschiede festzustellen. Für das Jahr 2000 unterscheiden sich 
die Werte der Berechnungen mit und ohne Arbeitslosengeld nicht mehr so 
deutlich: A0,5 , 18 das Piesch- und das Theil-Maß weisen im Gegensatz zu den 
anderen Ungleichheitsmaßen keinen signifikanten Unterschied aus. Für die Ar-
beitslosenhilfe ist im Jahr 2000 nicht nur für das Piesch- und das Theil-Maß 
sondern auch für den Gini-Koeffizienten und A0,5 kein signifikanter Unterschied 
zu erkennen; lediglich die im untersten Einkommensbereich sensitiven Maße 
A1, das Mehran-Maß und die MLD zeigen einen signifikanten Unterschied an. 
Auch bei der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld ist jetzt für mehre-
re Maße (Piesch, Theil, A0,5 ) kein signifikanter Unterschied messbar. Für das 
Krankengeld, die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie 
bei Invalidität und für die Mindestsicherung lässt sich auch 2000 kein sig-
nifikanter Unterschied nachweisen. Dieser Vergleich der Werte mit und ohne 
Transfer lässt bereits vermuten, dass die Leistungen bei Arbeitslosigkeit und 
die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld sich stärker auf das verfügbar 
re Einkommen auswirken als die anderen Transfers. Um dies zu untersuchen, 
wird jetzt die Effektivität, also die durch einen Transfer erreichte Reduktion 
der Ungleichheit, näher betrachtet. 

17Dies zeigt sich deutlich dadurch, dass sich für alle Maße die Konfidenzintervalle nicht 
schneiden. 

18Fiir die ermittelten Konfidenzintervalle der Differenzen ergibt sich bei der Normalappro-
ximationsrnethode und der bias-korrigierten Perzentilrnethode, dass die Null im Intervall 
liegt und somit kein signifikanter Unterschied vorliegt. Für die Perzentilrnethode hingegen 
liegt die Null nicht im Intervall und somit weist das Konfidenzintervall für diese Meth de 
einen signifikanten Unterschied aus. 
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Zum ersten Untersuchungszeitpunkt ergibt sich für die Reduktion durch 
Hinzunahme der Transfers hinsichtlich aller sieben Ungleichheitsmaße eine ein-
deutige Reihenfolge: Die höchste Reduktion erfolgt durch das Arbeitslosengeld, 
gefolgt von der Arbeitslosenhilfe, der Mindestsicherung, den Leistungen bei Ar-
beitsunfällen und Berufskrankheiten, dem Krankengeld und den lnvaliditäts-
renten. Berücksichtigt man zusätzlich zur Mindestsicherung das Wohngeld, 
rückt diese Reduktion allerdings vor die Reduktion durch die Arbeitslosenhilfe 
(vgl. Abb. 6.4). 

Abbildung 6.4: Reduktion A1 und Gini-Koeffizient, Finnland 1995 und 2000 

0 .. 

, - 1995 - 20()01 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 

Für die Effektivitätsziffern wurden ebenfalls Konfidenzintervalle bestimmt. 
Vergleicht man diese für die unterschiedlichen Transfers, fällt auf, dass das In-
tervall der Reduktion durch das Arbeitslosengeld sich mit keinem Intervall 
der anderen Transfers schneidet und sich somit die Effektivität des Arbeitslo-
sengeldes signifikant von derjenigen der anderen Transfers unterscheidet. Die 
Konfidenzintervalle der Reduktionen durch die restlichen Transfers heben sich 
nicht so deutlich ab, wobei Schnitte vor allem für die in der Rangfolge hinter-
einander stehenden Transfers festzustellen sind. Keine Schnitte weisen z.B. die 
Reduktionen durch die Arbeitslosenhilfe und die Mindestsicherung einschließ-
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lieh Wohngeld mit den Leistungen bei Arbeitsunfällen bzw. Berufskrankheiten 
sowie bei Invalidität und Krankengeld auf. Diese zwei „Gruppen" heben sich 
somit ebenfalls voneinander ab. 

Für den zweiten Untersuchungszeitpunkt, also das Jahr 2000, stellt sich 
die Situation leicht anders dar. Für den Gini-Koeffizient (vgl. Abbildung 6.4), 
das Mehran- und das Piesch-Maß ist die Reduktion durch das Arbeitslosen-
geld weiterhin an erster Stelle, gefolgt von Arbeitslosenhilfe, Mindestsiche. 
rung, Invaliditätsleistungen, Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrank-
heiten und Krankengeld. Berücksichtigt man zusätzlich zur Mindestsicherung 
das Wohngeld, rückt diese Reduktion wie 1995 vor die Reduktion durch die 
Arbeitslosenhilfe. Für das Theil-Maß ergibt sich fast die gleiche Reihenfolge, 
es rücken lediglich die Invaliditätsleistungen vor die Mindestsicherung. Was A1 

(vgl. Abbildung 6.4) und die MLD betrifft, fällt die Reihenfolge für das Jahr 
2000 allerdings etwas anders aus: Zwar weisen auch für diese Maße das Ar-
beitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe die höchsten Reduktionen auf, darauf 
folgen aber die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie 
bei Invalidität, die Mindestsicherung und das Krankengeld. Die Reduktion 
durch Hinzunahme des Wohngeldes zur Mindestsicherung ist für diese Maße 
nicht vor sondern nach der Arbeitslosenhilfe angesiedelt. Somit werden für die. 
se im unteren Einkommensbereich sensitiven Maße die Effektivitätswirkungen 
der Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten stärker bewertet 
als die der Invaliditätsleistungen und der Mindestsicherung. Von den bisher 
vorgestellten Ergebnissen für 2000 weicht wiederum die sich für A0,5 ergeben-
de Reihenfolge der Reduktionen ab: Die höchsten Reduktionen ergeben sich 
für das Arbeitslosengeld, die Arbeitslosenhilfe und die Mindestsicherung ein-
schließlich Wohngeld, daran schließen sich die lnvaliditätsleistungen, die Min-
destsicherung, die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie 
das Krankengeld an. Die Effektivität der Leistungen bei Invalidität wird für 
dieses Maß also im Vergleich zu den anderen Transfers höher eingeordnet. 

Bezieht man die Konfidenzintervalle für die Reduktionen im Jahr 2000 in 
die Betrachtungen mit ein, fällt auf, dass sich die Reduktion durch das Ar-
beitslosengeld nicht mehr so deutlich abhebt wie 1995, was bereits in den 
niedrigeren Reduktionswerten zum Ausdruck kommt: So sind nun Überschnei-
dungen der Konfidenzintervalle der Reduktion durch das Arbeitslosengeld mit 
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denen der Reduktion durch die Arbeitslosenhilfe19 und durch die Mindestsiche-
rung einschließlich Wohngeld festzustellen. 20 Die für 1995 identifizierten zwei 
,,Gruppen", also Arbeitslosenhilfe und Mindestsicherung einschließlich Wohn-
geld gegenüber Leistungen bei Arbeitsunfällen bzw. Berufskrankheiten sowie 
bei Invalidität und Krankengeld, sind auch für 2000 erkennbar. 

Vergleicht man die Reduktionen der Jahre 1995 und 2000, wie z.B. in Ab-
bildung 6.4, fällt vor allem der deutlich höhere Wert für das Arbeitslosengeld 
im Jahr 1995 auf; so schneiden sich auch die Konfidenzintervalle der Reduktion 
durch das Arbeitslosengeld für 1995 und 2000 nicht. Weiterhin ist im Jahresver-
gleich der höhere Wert der Effektivität der lnvaliditätsleistungen 2000 auffällig, 
was durch die sich unterscheidenden Konfidenzintervalle für diese zwei Werte 
noch bestätigt wird.21 Die Reduktionen durch die Mindestsicherung sind 2000 
für alle Maße (wenn auch nicht signifikant) geringer als 1995. 

Zusammenfassend kann also festgestellt werden, dass der höchste Einfluss 
bezüglich der Ungleichheit vom Arbeitslosengeld ausgeht, wobei diese Wir-
kung 2000 schwächer ausfällt. Dabei dürfte sich vor allem das vergleichsweise 
hohe Leistungsniveau der teilweise einkommensabhängigen und nicht bedürf-
tigkeitsgeprüften Leistung ausgewirkt haben.22 War die Arbeitslosigkeit Mitte 
der neunziger Jahre in Finnland sehr hoch, fiel sie 2000 wieder geringer aus 
(vgl. Tab. 6.2, S. 142). Damit lässt sich die schwächere Wirkung des Arbeits-
losengeldes im Jahr 2000 erklären. Dieser Rückgang der Arbeitslosenzahlen 
hat allerdings nicht „gereicht", um das Arbeitslosengeld von seiner Spitzen-
position zu verdrängen. Ein weiterer Grund für den Rückgang der Wirkung 
des Arbeitslosengeldes von 1995 auf 2000 könnten die in Kapitel 2.2.2 be-
schriebenen verschärften Anforderungen bezüglich der Anwartschaftszeit und 
die Erhöhung der Zahl der Karenztage sein. Die pauschale, bedürftigkeits-
geprüfte Arbeitslosenhilfe weist ebenfalls hohe Reduktionen aus, auch wenn 

19Überschneidungen sind für A1, Ao,5, Mehran, Theil und MLD feststellbar; keine Schnitte 
dagegen kommen bei Piesch- und Gini-Maß vor. 

20Überschneidungen sind für A1, Gini, Mehran und Theil feststellbar; keine Schnitte da-
gegen kommen bei Piesch-Maß, MLD und Ao,5 vor. 

21 Die Konfidenzintervalle für die verbleibenden Transfers schneiden sich für den Vergleich 
der beiden Zeitpunkte. 

22Clasen et al. (2001) nennen für das Jalir 1997 für Finnland als Einkommensersatzrate 
eines Empfängers, der vorher den Lohn eines durchschnittlichen Arbeiters verdiente, 60, 7 
Prozent. In Deutschland wird diese Einkommensersatzrate mit nur 58,4 Prozent, im Verei-
nigten Königreich sogar mit nur 20,2 Prozent angegeben. 

157 



diese immer noch niedriger sind als für das Arbeitslosengeld. Dies lässt sich 
vermutlich auf die niedrigeren Transferleistungen im Vergleich zum Arbeitslo-
sengeld zurückführen. Im Gegensatz zum Arbeitslosengeld gehen die Reduk-
tionen von 1995 auf 2000 trotz ebenfalls vorgenommener Leistungskürzun-
gen bzgl. der Zahl der Karenztage und Anwartschaftszeiten allerdings nicht 
deutlich zurück. Um dies zu erklären, können die Empfängerzahlen des je-
weiligen Transfers herangezogen werden.23 Während die Zahl der Arbeitslo-
sengeldempfänger von 1994 bis 2000 merkbar zurückging, stieg die Zahl der 
Arbeitslosenhilfeempfänger deutlich an. Koskela und Uusitalo (2003) führen 
diesen Anstieg der Empfängerzahlen für die Arbeitslosenhilfe, der bei deutlich 
gesunkener Arbeitslosenquote zunächst überraschen mag, darauf zurück, dass 
diese Transferleistung 1994 eingeführt wurde und erst mit leichter Zeitverzöge-
rung die Zahl der Empfänger tatsächlich anstieg.24 Durch die Einführung des 
Transfers sank nach und nach die Zahl derer, die nur die Basissicherung des 
Arbeitslosengeldes empfingen, und dann stattdessen in die Arbeitslosenhilfe 
rutschten.25 

Die geringere Reduktion durch die Mindestsicherung 2000 im Vergleich 
zu 1995 lässt sich über die gesunkenen Empfängerzahlen begründen.26 Hier 
spiegelt sich die Verbesserung der wirtschaftlichen Situation einhergehend mit 
sinkenden Arbeitslosenquoten nach der Rezession Mitte der neunziger Jah-
re wider. Der Rückgang der Effektivität könnte ebenfalls dadurch beeinflusst 
worden sein, dass zwischen 1995 und 2000 Kürzungen der Mindestsicherungs-
leistungen vorgenommen wurden (vgl. Kap. 2.2.6). Die Ergebnisse belegen au-
ßerdem, dass die Hinzunahme des Wohngeldes zur Mindestsicherung eine deut-
lich höhere Wirkung erzeugt. Weiterhin zeigt sich, dass die Effektivitätswir-
kung der lnvaliditätsleistungen 2000 signifikant höher als 1995 ist. Der Grund 
hierfür dürfte darin liegen, dass 1995 nur das Pflegegeld und das Invaliditäts-

23Die Entwicklung der Empfängerzahlen von 1980 bis 2000 sind in Koskela und Uusitalo 
(2003: 22) dargestellt. 

24Es könnte ebenfalls vermutet werden, dass bei sinkender Arbeitslosenquote der Anteil 
der Langzeitarbeitslosen (länger als ein Jahr arbeitslos) an allen Arbeitslosen evtl. gewachsen 
ist m1d dadurch ein Sinken der Wirkung der Arbeitslosenhilfe „ verhindert" werden könnte. 
Wie in Koskela und Uusitalo (2003: 34f) ersichtlich, sank der Anteil der Langzeitarbeitslosen 
von 1995 auf 2001 aber sogar, was dieses Argument entkräftet. 

25Bei Einführung der Arbeitslosenhilfe 1994 wurden die Zugangsvoraussetzungen zur 
Grundsicherung des Arbeitslosengeldes verschärft. 

26Vgl. zu den Empfängerzahlen NOSOSCO (2002: 175). 
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geld für Nichtrentenempfänger in den Daten enthalten waren, wohingegen 
2000 zusätzlich noch die Basissicherung in Form der Volksrente einbezogen 
wird. Dieser zusätzliche Transfer, der ebenso wie die beiden anderen Transfers 
nicht vom bisherigen Einkommen abhängt und ohne Bedürftigkeitsprüfung27 

gewährt wird, scheint für die deutliche Erhöhung der Effektivitätswirkung ver-
antwortlich zu sein. Ein durchweg recht schwaches Ergebnis ist dagegen für 
das Krankengeld erkennbar, welches ohne Bedürftigkeitsprüfung und teilweise 
vom Einkommen abhängig ausgezahlt wird. Im Vergleich mit anderen Trans-
fers ist hierbei zu beachten, dass das Krankengeld lediglich als vorübergehende 
Hilfe zur Überbrückung kürzerer Krankheitszeiten dient und sich daran im Be-
darfsfall andere Leistungen wie die lnvaliditätsrenten, die dauerhaft gewährt 
werden können, anschließen. 

6.2.2.3 Frankreich 

Der Vergleich der Bootstrapping-Konfidenzintervalle für das verfügbare Ein-
kommen mit und ohne Transfer bzw. der Konfidenzintervalle für die Diffe-
renz dieser Werte ergibt für das einzig verfügbare Jahr 1994, dass sich die 
Ungleichheitswerte für das verfügbare Einkommen mit und ohne Arbeitslo-
sengeld signifikant unterscheiden. Gleiches gilt bezüglich der Mindestsicherung 
einschließlich Wohngeld. 28 Für die Leistungen bei Erwerbsunfähigkeit29 zeigt 
sich, dass lediglich hinsichtlich der im untersten Einkommensbereich sensiti-
ven Maße A1 und MLD ein signifikanter Unterschied vorliegt, die restlichen 
Maße weisen keinen signifikanten Unterschied aus. Das Krankengeld und die 
Mindestsicherung3° bewirken keinen signifikanten Unterschied. Es liegt also 
die Vermutung nahe, dass der deutlichste Einfluss vom Arbeitslosengeld und 

27Hier ist allerdings zu beachten, dass die Transfers selbstverständlich nicht gewährt wer-
den, wenn der Empfänger fähig ist, einer Anstellung nachzugehen, die ihm ein angemessenes 
Leben ermöglicht. 

28Für beide Transfers gilt dabei eine Ausnahme: Die Konfidenzintervalle, die für die Diffe-
renz der Werte des Theil-Maßes mittels Bootstrapping nach der Normalapproximationsme-
thode ermittelt wurden, enthalten die Null und weisen somit keinen signifikanten Unterschied 
aus. 

29Darunter fallen sowohl Leistungen bei Invalidität als auch bei Arbeitsunfällen, die für 
die französischen Daten nicht zu trennen sind. Vgl. dazu Kapitel 5.2. 

30 Ausnahme bei der Mindestsicherung ist das nach der Perzentilmethode ermittelte Kon-
fidenzintervall der Differenz der beiden Werte für die MLD, das die Null nicht enthält und 
somit einen signifikanten Unterschied ausweist. 
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der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld ausgeht, der geringste Einfluss 
dagegen von der Mindestsicherung und dem Krankengeld. 

Was die Effektivitätsmaße betrifft, ergibt sich für alle einbezogenen Maße, 
dass die höchste Reduktion durch das Arbeitslosengeld erreicht wird, gefolgt 
von Erwerbsunfähigkeitsleistungen, Mindestsicherung und Krankengeld. Bei 
Mitberücksichtigung des Wohngeldes steht die Mindestsicherung an der Spitze 
(vgl. Abbildung 6.5), nur für die MLD und A1 weist das Arbeitslosengeld 
weiterhin die höchste Reduktion auf. 

Abbildung 6.5: Reduktion Gini-Koeffizient, Frankreich 1994 
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Werden die Konfidenzintervalle für die Effektivitätsziffern mit einbezogen, 
bestätigt sich der deutliche Einfluss von Arbeitslosengeld und Mindestsiche-
rung einschließlich Wohngeld: Während sich die Intervalle für die Reduktionen 
dieser beiden Transfers schneiden, ist mit den Konfidenzintervallen der Reduk-
tionen durch die anderen Transfers keine Überschneidung feststellbar. Beim 
Vergleich der Konfidenzintervalle für die Reduktion durch das Krankengeld, 
die Mindestsicherung und die Leistungen bei Erwerbsunfähigkeit lassen sich 
nur bei den Intervallen für das Krankengeld im Vergleich zur Mindestsicherung 
im Hinblick auf das Piesch-Maß und beim Vergleich der Erwerbsunfähigkeits-
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leistungen mit der Mindestsicherung für die MLD und A1 Überschneidungen 
finden. 

Die höchsten Wirkungen gehen also von der Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld sowie vom Arbeitslosengeld aus, was durch die Konfidenzintervalle 
bestätigt wird. Somit zeigen zwei recht unterschiedlich ausgestaltete Transfers 
ähnlich hohe Wirkungen: die bedürftigkeitsgeprüfte, pauschale Mindestsiche-
rung mit Wohngeld sowie das einkommensabhängige, nicht bedürftigkeitsge-
prüfte Arbeitslosengeld. Der hohe Einfluss des erst genannten Transfers dürfte 
sich allerdings vorwiegend auf den hohen Stellenwert, der in Frankreich dem 
Wohngeld zukommt, zurückführen lassen: So bezogen 1992 1,1 Prozent der 
Bevölkerung Leistungen der Mindestsicherung, wohingegen 8,8 Prozent der 
Bevölkerung Wohngeld bezogen (vgl. Eardley et al. 1996a: 39). 

6.2.2.4 Italien 

Wie in Kapitel 5.2 bereits erwähnt, werden zusätzlich zum normalen Arbeits-
losengeld aufgrund ihres besonderen Stellenwertes in Italien auch die Leis-
tungen bei Teilarbeitslosigkeit einbezogen. Neben den einzeln durchgeführten 
Berechnungen für das Arbeitslosengeld und die Leistungen bei Teilarbeitslosig-
keit werden daher Berechnungen für die Summe der verschiedenen Leistungen, 
welche im Folgenden als Arbeitslosigkeitsleistungen bezeichnet werden, durch-
geführt. Damit soll der besonderen Stellung der Teilarbeitslosigkeitsleistungen 
in Italien Rechnung getragen werden und ihr Einfluss überprüft werden. 

Vergleicht man zunächst die Bootstrapping-Konfidenzintervalle der Un-
gleichheitswerte für das verfügbare Einkommen ohne und mit den jeweiligen 
Transfers im Jahr 1995, finden sich für alle Leistungen bei Arbeitslosigkeit, 
Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie für die Mindest-
sicherung keine signifikanten Unterschiede. Hinsichtlich der Leistungen bei In-
validität lassen sich dagegen signifikante Unterschiede feststellen. Diese treten 
für die im untersten Einkommensbereich sensitiven Maße A1 und die MLD be-
sonders deutlich zu Tage, da sich hier die Konfidenzintervalle für die Werte vor 
und nach Invaliditätsleistungen nicht schneiden; was A0,5 betrifft, weist das In-
tervall für die Differenz der beiden Werte einen signifikanten Unterschied aus, 
gleiches gilt für das nach der Perzentil- und der Normalapproximationsmethode 
berechnete Intervall der Differenz beim Mehran-Maß. Für alle anderen Maße ist 
kein signifikanter Unterschied messbar. Zum zweiten Beobachtungszeitpunkt 

161 



im Jahr 2000 lassen sich ebenfalls nur für die Invaliditätsleistungen signifikante 
Unterschiede feststellen: Wie 1995 überschneiden sich die Konfidenzintervalle 
für die Werte vor und nach Invaliditätsleistungen bezüglich A1 und der MLD 
nicht; A0 ,5 dagegen weist nur bei dem nach der bias-korrigierten Perzentilme-
thode berechneten Intervall für die Differenz der beiden Werte einen signifi-
kanten Unterschied aus, bezüglich aller anderen Maße kann kein signifikanter 
Unterschied festgestellt werden. Damit ist also in beiden Jahren lediglich für 
die Invaliditätsleistungen ein deutlicher Einfluss feststellbar. 

1995 bewirken die Invaliditätsrenten deutlich die höchste Reduktion aller 
Ungleichheitsmaße, gefolgt von den Arbeitslosigkeitsleistungen, die aus Ar-
beitslosengeld und Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit bestehen, den Leistungen 
bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie den Leistungen der Mindest-
sicherung (vgl. Abbildung 6.6). Die einzelnen Teilleistungen bei Arbeitslosig-
keit sind immer vor den Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
und der Mindestsicherung platziert, aber immer hinter den Invaliditätsrenten 
und den Arbeitslosigkeitsleistungen. Vergleicht man die beiden Teilleistungen 
bei Arbeitslosigkeit, zeigt sich Folgendes: Bezüglich des Gini-Index (vgl. Ab-
bildung 6.6), des Mehran- und Theil-Maßes sowie A0,5 ergibt sich eine höhere 
Reduktion für das Arbeitslosengeld, bezüglich des Piesch-Maßes, der MLD und 
A1 (vgl. Abbildung 6.6) weisen dagegen die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit 
höhere Wirkungen auf. 

Beim Vergleich der Konfidenzintervalle für die Effektivität aller Transfers 
weisen die Intervalle für die Arbeitslosigkeitsleistungen und die Leistungen 
bei Invalidität keine Überschneidungen mit denen für die Mindestsicherung 
und den Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten auf. Die In-
tervalle für die Mindestsicherung und die Leistungen bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten überschneiden sich dagegen. Vergleicht man die Konfidenz-
intervalle für die Reduktionen der beiden einzelnen Leistungen bei Arbeitslo-
sigkeit miteinander, ergeben sich bei allen Maßen Überschneidungen.31 Beim 
Vergleich des Arbeitslosengeldes und der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit 
mit den Arbeitsunfallrenten zeigen sich für alle Maße Überschneidungen der 

31 Für den Vergleich der Intervalle für die Teilleistungen mit der Summe aus den Teilleis-
tungen zeigen sich ebenfalls Überschneidungen mit Ausnahme des Vergleichs der Leistungen 
bei Teilarbeitslosigkeit mit der Summe der Arbeitslosigkeitsleistungen für Gini-, Piesch-, 
Mehran- und Theil-Maß. 
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Abbildung 6.6: Reduktion A1 und Gini-Koeffizient, Italien 1995 und 2000 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 
Arbeitslosigkeitsleistungen beinhalten das Arbeitslosengeld und die Leistungen bei Teilar-
beitslosigkeit 

Konfidenzintervalle, im Hinblick auf die Mindestsicherung dagegen nur für A1 

und die MLD. 
2000 sind die höchsten Reduktionswerte ebenfalls wieder für die Invali-

ditätsrenten, gefolgt von den Arbeitslosigkeitsleistungen festzustellen ( vgl. Ab-
bildung 6.6). Die Reihenfolge der Reduktionswerte der anderen Transfers va-
riiert je nach verwendetem Maß: Bis auf die Berechnungen mit der MLD und 
A1 folgt an dritter Stelle das Arbeitslosengeld, für diese beiden im unteren 
Einkommensbereich sensitiven Maße wird diese Position dagegen von der Min-
destsicherung besetzt. Auf dem vierten Rang liegen wieder für alle Maße die 
Arbeitsunfallrenten. Auf dem letzten Rang sind bis auf das Gini- und Piesch-
Maß die Reduktionen der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit zu finden, für die 
beiden genannten Ausnahmen ist die Mindestsicherung Schlusslicht. 

Die Konfidenzintervalle der Effektivitätsziffern zeigen für das Jahr 2000 
lediglich für die lnvaliditätsleistungen keine Überschneidungen mit allen ande-
ren Transfers. Die Intervalle für die Reduktion der Mindestsicherung und für 
die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten überschneiden sich 
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hinsichtlich aller Ungleichheitsmaße. Im Gegensatz zu 1995 sind nun auch für 
die verschiedenen Leistungen bei Arbeitslosigkeit zahlreiche Überschneidun-
gen der Intervalle mit denen für die Mindestsicherung und die Leistungen bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten zu finden. 

Vergleicht man die prozentualen Reduktionen der Jahre 1995 und 2000 für 
Italien (vgl. Abbildung 6.6), fällt zunächst auf, dass die Ungleichheitsreduk-
tion der Invaliditätsrente im Jahr 2000 für alle Maße außer den im unteren 
Einkommensbereich sensitiven Maßen A1 und MLD geringer ausfällt als 1995. 
Allerdings schneiden sich die Konfidenzintervalle der Reduktionen für 1995 und 
2000 sowohl für die Invaliditätsrente als auch für die anderen Transfers. Die 
einzige Ausnahme hiervon bilden die nicht überlappenden Konfidenzintervalle 
für die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit, deren Effektivität für 1995 höher 
angezeigt wird. 

Insgesamt lässt sich also eindeutig zeigen, dass die lnvaliditätsrenten den 
größten Einfluss auf die Ungleichheit der Einkommensverteilung ausüben. Die-
se Transferart bietet im Vergleich zu anderen Transfers relativ großzügige Leis-
tungen, was zu einer Art Flucht in die Leistungen bei Invalidität führt. So 
weisen z.B. Gough (1996) oder Baldini et al. (1995) darauf hin, dass die In-
validitätsrente als ein Ersatz für die Mindestsicherung gesehen wird, welche in 
Italien nur mangelhaft ausgestaltet ist. Hier tritt also genau die Wirkung ein, 
die Gilbert (2001: 220) als „Bubble Effect" bezeichnet: Wenn die Leistungen 
eines Transferbereiches32 niedrig gehalten werden, bläht sich dafür ein anderer 
auf, da die Betroffenen sich in die besser ausgestalteten Programme flüchten. 
Dementsprechend steht dieser deutlichen Wirkung der Leistungen bei Invali-
dität die deutlich geringere der Mindestsicherung gegenüber. Wie in Kapitel 
2.4.6 erläutert, sind die Leistungen der Mindestsicherung in Italien nur un-
zureichend ausgestaltet, es existiert keine einheitliche nationale Regelung der 
Mindestsicherung und Wohngeld wird nur in bestimmten Regionen oder für 
bestimmte Gruppen gewährt. 

Der bis auf die Ergebnisse für A1 und die MLD festgestellte Rückgang 
der Effektivitätswerte für die Invaliditätsrente könnte eventuell darauf zurück-
zuführen sein, dass die Kumulation mit anderen Einkommen und Transfers für 
diese Leistungen im Vergleich zu 1995 im Jahr 2000 erschwert ist sowie die Kon-

32 Er bezieht sich auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität sowie auf die 
Mindestsicherung, also eben die Bereiche, die hier auch berücksichtigt werden. 
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trollen für Leistungsempfänger verschärft wurden (vgl. Kapitel 2.4.4). Für das 
Jahr 2000 sind in den Daten zusätzlich zur Versicherungsleistung aber auch die 
Leistungen enthalten, die nicht von bisherigen Beitragszahlungen abhängen.33 

Dass nur für die im unteren Einkommensbereich sensitiven Maße A1 und MLD 
ein Anstieg der Effektivität von 1995 auf 2000 zu verzeichnen war, könnte dar-
auf zurückzuführen sein, dass diese bedürftigkeitsgeprüften Leistungen aufge-
nommen wurden, die vor allem im unteren Einkommensbereich ihre Wirkung 
entfalten. Da die Veränderungen bei der Reduktion durch die lnvaliditätsrente 
aber nicht signifikant sind, ist diese Folgerung nur vorsichtig zu ziehen. 

Auffällig war bei der Betrachtung der Wirkungen der Leistungen bei Teilar-
beitslosigkeit, die auch die Mobilitätsunterstützung beinhalten, dass für diese 
Transferart 2000 ein signifikanter Rückgang der Reduktion im Vergleich zu 
1995 festgestellt werden konnte. Die Anteile der Ausgaben am BIP für die 
Transferart zeigen ebenfalls einen deutlichen Rückgang von 0,30 Prozent 1995 
auf 0,18 Prozent 2000 an. Franzini (2001) stellt einen im Lauf der neunziger 
Jahre stattfindenden Bedeutungsverlust der Leistungen bei Teilarbeitslosig-
keit fest, der zwischen 1995 und 1997 besonders deutlich ausfiel. Er hebt her-
vor, dass dieser Rückgang nicht auf eine Veränderung der Ausgestaltung der 
Transfers zurückzuführen ist. Der Hauptgrund sei vielmehr darin zu sehen, 
dass Verträge zunehmend nur noch zeitlich begrenzt ausgestellt werden und 
besondere Arbeitsformen wie freie Mitarbeit zunehmen. Damit entfällt für Un-
ternehmen die Notwendigkeit, in Krisenzeiten Mitarbeiter entlassen zu müssen 
bzw. Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit oder entsprechend die Mobilitätsun-
terstützung in Anspruch zu nehmen, da bestehende Zeitverträge einfach nicht 
mehr verlängert werden oder keine Aufträge mehr an freie Mitarbeiter ver-
geben werden. Diese Zunahme an Flexibilität sorgt dementsprechend für eine 
sinkende Inanspruchnahme der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit und der Mo-
bilitätsunterstützung. 

6.2.2.5 Vereinigtes Königreich 

Mit Hilfe der Bootstrapping-Konfidenzintervalle soll zunächst wieder über-
prüft werden, ob sich die Ungleichheitswerte für das verfügbare Einkommen 
mit und ohne den jeweiligen Transfer unterscheiden. Am deutlichsten sind die 

33Zu den Inhalten der Variablen vgl. Kapitel 5.2. 
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Unterschiede bei der Mindestsicherung: Dort schneiden sich die Konfidenzin-
tervalle für die Ungleichheit bezüglich des verfügbaren Einkommens mit und 
ohne Mindestsicherung bzw. Mindestsicherung einschließlich Wohngeld weder 
1994 noch 1999.34 Was die Invaliditätsleistungen betrifft, liegen bis auf die 
Ergebnisse für das Theil-Maß ebenfalls signifikante Unterschiede sowohl für 
1994 als auch 1999 vor. Beim Arbeitslosengeld lassen sich lediglich hinsichtlich 
der im unteren Einkommensbereich sensitiven Maße A1 und MLD signifikante 
Unterschiede durch die Überprüfung der Konfidenzintervalle der Differenzen 
feststellen, für die anderen Maße dagegen ist kein signifikanter Unterschied 
zu erkennen.35 Keinerlei signifikante Unterschiede lassen sich dagegen für das 
Krankengeld und die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
feststellen. Aufgrund der bisher vorgestellten Ergebnisse lässt sich vermuten, 
dass die Mindestsicherung und die Invaliditätsrenten sich relativ stark auswir-
ken, wohingegen das Krankengeld und die Leistungen bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten wenig Einfluss zeigen werden. 

Im Jahr 1994 entfällt für alle Maße die höchste Ungleichheitsreduktion 
eindeutig auf die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld, gefolgt von der 
Mindestsicherung ohne Wohngeld, der lnvaliditätsrente und dem Arbeitslo-
sengeld. Wie in Abbildung 6.7 für den Gini-Koeffizienten dargestellt, folgen 
mit sehr geringen Reduktionswerten die Unfallrente und das Krankengeld. Bei 
diesem geringen Unterschied der Reduktionswerte überrascht es daher nicht, 
dass für die MLD, A0,5 und A1 (vgl. Abbildung 6.7) die Unfallrente hinter das 
Krankengeld auf den letzten Rang rutscht. 

Die Miteinbeziehung der Konfidenzintervalle für die Effektivitätsziffern be-
stätigt den in absoluten Werten geringen Abstand der Reduktionen durch das 
Krankengeld und die Arbeitsunfallleistungen: Hinsichtlich aller Maße schnei-
den sich die Intervalle für diese beiden Reduktionen. Gleiches gilt für den Ver-
gleich Mindestsicherung mit Mindestsicherung einschließlich Wohngeld. An-
sonsten sind keine Überschneidungen feststellbar. 

Für den zweiten Untersuchungszeitpunkt ist ebenfalls wieder im Hinblick 
34Die einzige Ausnahme bilden hierbei die Intervalle für das Theil-Maß in Bezug auf die 

Mindestsicherung ohne Wohngeld, für 1994 liegt für dieses Maß allerdings die Null nicht im 
Intervall der Differenz der betroffenen Werte. 

35Eine Ausnal1me hiervon stellen die Ergebnisse für das ebenfalls im unteren Einkommens-
bereich sensitive Mehran-Maß 1999 dar: Die Überprüfung mit Hilfe des Konfidenzintervalls 
für die Differenz der Werte mit und ohne Arbeitslosengeld ergab einen signifikanten Unter-
schied. 
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Abbildung 6.7: Reduktion A1 und Gini-Koeffizient, Vereinigtes Königreich 
1994 und 1999 

ülOI 

J1 

1- 1994 - 19991 

Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten 

auf alle Maße die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld der Transfer, der 
die höchsten Reduktionszahlen bewirkt. Doch schon bei der Mindestsicherung 
ohne Wohngeld weisen verschiedene Maße unterschiedliche Ergebnisse aus. 
Beim Gini-Koeffizienten (vgl. Abbildung 6.7), dem Mehran-Maß und A0,5 er-
gibt sich für die Mindestsicherung die zweithöchste Reduktion, gefolgt von den 
Invaliditätsrenten, dem Arbeitslosengeld, den Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sowie dem Krankengeld. Was die anderen vier Maße 
betrifft, schiebt sich die lnvaliditätsrente vor die Mindestsicherung. Weiterhin 
fällt die Unfallversicherung für A1 (vgl. Abbildung 6.7) und die MLD auf den 
letzten Rang zurück. 

Der Vergleich der Konfidenzintervalle für die Effektivität im Jahr 1999 er-
gibt die gleichen Überschneidungen wie 1994 mit einer Ausnahme: 1999 ist 
zusätzlich ein Schnitt der Intervalle für die Mindestsicherung und die Invali-
ditätsrenten bezüglich aller Maße mit Ausnahme des Mehran-Maßes zu finden, 
was vermutlich auf den recht starken Rückgang der Reduktionswerte für die 
Mindestsicherung zurückzuführen ist. 

Vergleicht man die Ergebnisse der beiden Untersuchungszeitpunkte 1994 
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und 1999 (vgl. Abbildung 6.7), fällt zunächst auf, dass die Effektivitätswer-
te der Mindestsicherung bzw. der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld 
deutlich sinken. Dagegen steigen die Reduktionswerte für das Arbeitslosengeld. 
Diese Ergebnisse werden dadurch bestätigt, dass sich die Konfidenzintervalle zu 
den zwei Zeitpunkten bei der Mindestsicherung nicht schneiden und beim Ar-
beitslosengeld lediglich für die MLD und A1 Überlappungen feststellbar sind. 
Für das Krankengeld ist hinsichtlich aller Maße ein leichter Rückgang der 
Werte feststellbar, wobei dieser Rückgang durch die Konfidenzintervalle nicht 
bestätigt wird. Bei den Arbeitsunfallrenten sind praktisch keine Veränderun-
gen der geringen Reduktionen feststellbar, lediglich für die MLD und A1 ist ein 
leichter Rückgang der Werte zu verzeichnen. Die Änderungen bei den lnvali-
ditätsrenten sind ebenfalls nur gering, wobei je nach Maß Zu- oder Abnahmen 
der Werte messbar sind, wobei sich die Konfidenzintervalle aber immer schnei-
den. 

Bei allen untersuchten 1\-ansfers handelt es sich um die für das Briti-
sche Cluster typischen Pauschalleistungen. Die höchsten 'fransferwirkungen 
gehen insgesamt von der bedürftigkeitsgeprüften Mindestsicherung mit und 
ohne Wohngeld aus, auch wenn diese 1999 schwächer ausfallen. Dies könnte 
darauf zurückzuführen sein, dass der 1994 noch existierende Income Support 
für die Arbeitslosen „ausgelagert" wurde in die 1996 eingeführte Job Seeker's 
Allowance (JSA),36 was sich wiederum in der höheren Reduktion durch das 
Arbeitslosengeld 1999 im Vergleich zu 1994 zeigt. Thotz der höheren Redukti-
onswerte kann das Arbeitslosengeld nicht die Position der Leistungen bei Min-
destsicherung angreifen und ebenfalls nicht die der Invaliditätsrenten, die nach 
der Mindestsicherung die höchsten Reduktionen aufweisen. Der dominierende 
Einfluss der Mindestsicherung spiegelt hier die deutliche Ausrichtung des bri-
tischen Wohlfahrtsstaates auf die Armutsbekämpfung wider. Die Leistungen 
des pauschalen Arbeitslosengeldes sind entsprechend nicht so großzügig ausge-
baut wie in anderen europäischen Ländern wie z.B. Deutschland, die stärker 
auf die Sicherung des Lebensstandards abzielen: Für das Jahr 1997 nennen 
Clasen et al. (2001: 207) eine Einkommensersatzrate37 von nur 20,2 Prozent, 

36Vergleiche dazu Kapitel 2.5.2. 
37Bezogen auf einen Empfänger, der vor dem Transferbezug das durchschnittliche Ein-

kommen eines Arbeiters (nach Steuern) verdiente. 
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wohingegen Deutschland oder Finnland Ersatzraten von 58,4 bzw. 60,7 Pro-
zent aufweisen. 

Von den lnvaliditätsleistungen, die sowohl bedürftigkeitsgeprüfte als auch 
nicht bedürftigkeitsgeprüfte Leistungen beinhalten, gehen ebenfalls hohe Re-
duktionswirkungen aus. Diese hohen Wirkungen sind aber vermutlich nicht 
allein auf die Ausgestaltung der Transfers zurückzuführen, wobei sehr wohl 
von einer indirekten Wirkung der Ausgestaltung gesprochen werden kann, da 
diese zur „Flucht" aus anderen Transfers in die lnvaliditätsrente bewegen könn-
te: Die Empfängerzahlen stiegen bis Mitte der neunziger Jahre sehr stark an, 
so dass 1995 eine Verschärfung der Zugangsberechtigung sowie eine Reduzie-
rung des zu empfangenden Höchstbetrages erfolgte, um dieser Flut Herr zu 
werden.38 Zwar reduzierte sich dadurch die Empfängerzahl, allerdings nicht 
sehr deutlich, so dass das Niveau Anfang der achtziger Jahre immer noch weit 
überschritten wird. 39 Durch diese Maßnahmen haben sich die Effektivitätswir-
kungen nicht signifikant verringert, manche Maße zeigen sogar leicht höhere 
Werte für 1999 an. Die Änderung der Ausgestaltung der Transfers vom lnvali-
dity Benefit in den Incapacity Benefit hat sich somit praktisch nicht in den Ef-
fektivitätswirkungen bezüglich Ungleichheit niedergeschlagen. Gleiches gilt im 
Übrigen für das Krankengeld, das im Zuge der Reformen von 1995 zusammen 
mit den Invaliditätsleistungen neu gestaltet wurde. 40 Zwar fand ein Rückgang 
der Effektivitätswerte von 1994 auf 1999 statt, dieser ist allerdings von kaum 
merkbarem Ausmaß und nicht signifikant, so dass auch hier die Änderung 
der Ausgestaltung nicht zu einer spürbaren Änderung der Effektivität bei-
trug. Insgesamt sind die geringsten Effektivitätswerte dem Krankengeld und 
den Unfallrenten zuzuordnen, was mit der grundsätzlichen Ausrichtung die-
ser Leistungsarten zusammenhängen mag. Die Unfallrenten sind nur für einen 
recht eng beschränkten Empfängerkreis vorgesehen. Beim Krankengeld ist hier 
anzumerken, dass dieses meist nur für kurze Zeiträume in Anspruch genommen 
wird bzw. nach der maximalen Bezugsdauer von anderen Leistungen abgelöst 
wird. 

38Vgl. dazu Kapitel 2.5.4 sowie zu den gestiegenen Empfängerzahlen Judge (2001) oder 
Kalisch et al. (1998). 

39Vgl. zu den Empfängerzahlen seit 1995 National Statistics (2002). 
40Vgl. dazu Kapitel 2.5.3. 
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6.2.3 Transfers in den Ländern: Effizienz 

In den folgenden Kapiteln 6.2.3.1 bis 6.2.3.5 werden die Ergebnisse für die Effi-
zienz vorgestellt. Wie in Kapitel 5.3 erläutert, werden die Effizienzindikatoren 
berechnet, indem die in Kapitel 6.2.2 vorgestellten Ungleichheitsreduktionen 
durch die entsprechenden Anteile der Ausgaben für den jeweiligen Transfer am 
BIP geteilt werden. Nicht für alle Transfers stehen entsprechende Ausgabenan„ 
teile zur Verfügung, in diesem Fall muss auf die Berechnung der Effizienzindi-
katoren verzichtet werden.41 Für die Mindestsicherung sind nur Ausgaben für 
1992 aus Eardley et al. (1996a) verfügbar, die zur Berechnung der Effizienz-
werte 1994/95 herangezogen werden. Auf die Effizienzberechnungen 1999/2000 
wird verzichtet, da keine aktuelleren Ausgabendaten vorliegen. Für das Wohn-
geld dagegen sind auch Daten der Social Expenditure Database für 1994/95 
verfügbar, die bei den Effizienzberechnungen für die Mindestsicherung ein-
schließlich Wohngeld verwendet werden. 42 Bootstrapping-Konfidenzintervalle 
werden für die Effizienzindikatoren nicht berechnet. 

In den folgenden Kapiteln werden zunächst die Rangfolgen der Effizienz.. 
ergebnisse der Transfers für 1994/95 und 1999/2000 für jedes der fünf unter-
suchten Länder erläutert. Anschließend werden diese Ergebnisse mit denen für 
die Effektivität verglichen, die in den Kapiteln 6.2.2.1 bis 6.2.2.5 vorgestellt 
wurden. 

6.2.3.1 Deutschland 

Die eindeutig höchsten Effizienzwerte werden für alle verwendeten Ungleich-
heitsmaße 1994 für die Arbeitslosenhilfe, die niedrigsten dagegen für die Min-
destsicherung ausgewiesen. Die zweithöchste Effizienz lässt sich hinsichtlich 
der Mehrzahl der zugrunde gelegten Maße für die Invaliditätsrente feststellen, 
gefolgt vom Arbeitslosengeld; lediglich bezüglich des Gini-Koeffizienten (vgl. 
Abb. 6.8) und des Piesch-Maßes ist die Effizienzziffer für das Arbeitslosengeld 
höher als für die lnvaliditätsrenten. Der vierte Rang wird für die Mehrzahl der 
Maße von den Arbeitsunfallrenten belegt, gefolgt von der Mindestsicherung 

41 In Kapitel 6.1 wird erläutert, welche Ausgaben zur Verfügung stehen. 
42Es werden auch Effizienzberechnungen mit denen in Eardley et al. (1996a) zur Verfügung 

stehenden Wohngeldausgaben von 1992 durchgeführt. Ergeben sich Unterschiede zu den Er-
gebnissen mit den Ausgabendaten der Social Expenditure Database, wird an den entspre-
chenden Stellen darauf hingewiesen. 
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einschließlich Wohngeld. Für A1 und die MLD dagegen schneidet die Mindest-
sicherung einschließlich Wohngeld besser ab als die Arbeitsunfallrenten. 

Abbildung 6.8: Effizienzindikator A1 und Gini-Koeffizient, Deutschland 1994 
und 2000 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

Im Jahr 2000 lässt sich für alle Maße außer der MLD und A1 die glei-
che Rangfolge feststellen (vgl. Abb. 6.8): Die höchste Effizienz wird von der 
Arbeitslosenhilfe erreicht, gefolgt von lnvaliditätsrente, Arbeitslosengeld und 
Arbeitsunfallrenten. Für die MLD und A1 (vgl. Abb. 6.8) schneiden die lnvali-
ditätsrenten besser ab als die Arbeitslosenhilfe, die nun von Arbeitsunfallren-
ten und Arbeitslosengeld gefolgt wird. Es lässt sich also feststellen, dass aus 
Effizienzgesichtspunkten die Invaliditätsrente 2000 ihre Position im Vergleich 
zu 1994 verbessern kann. Für die Berechnungen, die die im untersten Einkom-
mensbereich sensitiven Maße A1 und MLD zugrunde legen, zeigt sich für die 
Arbeitslosenhilfe und das Arbeitslosengeld dagegen eine Verschlechterung, für 
die Arbeitsunfallrenten eine Verbesserung von 1994 auf 2000. Der Vergleich der 
Höhe der Effizienzwerte von 1994 und 2000 macht diese Veränderung ebenfalls 
nochmals deutlich. Die Werte für die Invaliditätsrente steigen bezüglich aller 
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Maße, wohingegen die Werte für das Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhil-
fe43 zurückgehen. Für die Arbeitsunfallrenten sinkt die Effizienz mit Ausnahme 
der Berechnungen mit der MLD und A1, für die sich auch eine Verbesserung 
der Rangposition feststellen ließ. 

Vergleicht man die Effizienz- mit den Effektivitätsergebnissen aus Kapitel 
6.2.2.1, so kann insgesamt festgestellt werden, dass die Arbeitslosenhilfe und 
die Arbeitsunfallrenten für die Effizienz besser abschneiden als für die Effek-
tivität: Die Arbeitslosenhilfe ist 1994 hinsichtlich der Effizienz sogar auf dem 
ersten Rang zu finden, 2000 bis auf die MLD und A1 ebenso, wohingegen für 
die Effektivität vergleichsweise schlechtere Platzierungen zu finden waren. Die 
Arbeitsunfallrenten werden bei der Effizienz ebenfalls besser eingeordnet als 
bei der Effektivität, für die die Arbeitsunfallrenten auf dem letzten Rang lie-
gen. Für die Effizienz schneiden andererseits das Arbeitslosengeld sowie die 
Leistungen bei Mindestsicherung schlechter ab. Weist das Arbeitslosengeld für 
die Effektivität jeweils einen der höchsten Werte aus, fällt es für die Effizienz 
auf mittlere Ränge zurück. Die Mindestsicherung sowie die Mindestsicherung 
einschließlich Wohngeld, für die wegen mangelnder Ausgabendaten nur Effizi-
enzberechnungen für 1994 durchgeführt wurden, fallen auf die letzten Plätze 
zurück, wohingegen diese Leistungen für die Effektivität noch besser abschnit-
ten. 

Die Verbesserung der Position der Arbeitsunfallrenten bei der Effizienz im 
Vergleich zur Effektivität dürfte in erster Linie auf die im Vergleich zu den 
anderen Transfers sehr niedrigen Ausgaben zurückzuführen sein (vgl. Tabelle 
6.1, S. 141), allerdings können die niedrigen Ausgaben die niedrige Effekti-
vität nicht soweit kompensieren, dass die Effizienzwerte für die Arbeitsunfall-
renten tatsächlich an der Spitze liegen. Die Arbeitslosenhilfe konnte ebenfalls 
von vergleichsweise geringen Ausgaben profitieren und sich so tatsächlich auf 
die erste Position verbessern. Damit kann also festgestellt werden, dass die 
bedürftigkeitsgeprüfte, aber einkommensabhängige Arbeitslosenhilfe im Hin-
blick auf die Effizienz besser abschneidet als das nicht bedürftigkeitsgeprüfte, 
aber auf höherem Niveau einkommensabhängige Arbeitslosengeld, das entspre-
chend höhere Kosten verursacht. Die bedürftigkeitsgeprüften Mindestsiche-
rungsleistungen fallen für die Effizienz zurück, da die Leistungen vergleichs-

4:iLe<liglich für die Berechnungen mit dem Theil-Maß steigen die Werte für die Arbeitslo-
senhilfe. 
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weise hohe Ausgaben nach sich ziehen. Diese Ergebnisse lassen also nicht ein-
deutig den Schluss zu, dass Targeting in Form von Bedürftigkeitsprüfungen zu 
einer höheren Effizienz führt. 

6.2.3.2 Finnland 

1994 sind die höchsten Effizienzzahlen in Finnland für die Arbeitslosenhil-
fe festzustellen.44 An zweiter Stelle liegt die Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld, gefolgt von der Mindestsicherung ohne Wohngeld, dem Arbeitslo-
sengeld, den Arbeitsunfallrenten, den Invaliditätsleistungen und dem Kran-
kengeld (vgl. Abb. 6.9). Was die MLD und A1 betrifft, finden sich dagegen 
Abweichungen von dieser Reihenfolge (vgl. Abb. 6.9): Hier folgen auf die Ar-
beitslosenhilfe die Renten bei Berufskrankheit und Arbeitsunfällen, dann erst 
kommen die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld, die Mindestsicherung, 
das Arbeitslosengeld und letztendlich das Krankengeld und die Invaliditätsleis-
tungen, die ihre Ränge ebenfalls vertauscht haben. 

Im zweiten Beobachtungsjahr weist immer noch die Mehrzahl der Berech-
nungen die höchste Effizienz für die Arbeitslosenhilfe aus, dieses Mal gefolgt 
vom Arbeitslosengeld und den Arbeitsunfallrenten. Nur für die MLD und A1 

weicht diese Reihenfolge ab mit den Arbeitsunfallrenten an erster Stelle, der 
Arbeitslosenhilfe an zweiter und dem Arbeitslosengeld an dritter Stelle. Auf 
dem vierten Rang liegen für alle Maße die Leistungen bei Invalidität, gefolgt 
vom Krankengeld. 

Der Vergleich der Effizienzwerte von 1995 und 2000 ergibt, dass für fast alle 
Transfers 2000 höhere Indikatorenwerte ausgewiesen werden. Beim Arbeitslo-
sengeld und der Arbeitslosenhilfe bilden dabei die Berechnungen für das Theil-
Maß die Ausnahme, für die leicht niedrigere Werte festgestellt werden konnten, 
für das Krankengeld war dies beim Gini-Koeffizienten sowie dem Mehran- und 
Piesch-Maß der Fall. Auffällig ist beim Vergleich der beiden Jahre, dass die 
Effizienz der Renten bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten für die MLD 
und A1 relativ deutlich zunimmt, was zu der oben beschriebenen Verbesserung 
in der Rangfolge der Effizienzwerte führt. 

Vergleicht man diese Ergebnisse mit denen für die Effektivität, dann zeigt 

44Die einzige Ausnahme hiervon sind die Berechnungen mit dem Piesch-Maß, hier ist die 
höchste Effizienz für die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld zu finden, gefolgt von 
der Arbeitslosenhilfe. 

173 



Abbildung 6.9: Effizienzindikator A1 und Gini-Koeffizient, Finnland 1995 und 
2000 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

sich, dass das Arbeitslosengeld, das die höchsten Werte für die Effektivität 
aufweist, hinsichtlich der Effizienz auf mittlere Ränge zurückfällt. Dagegen ist 
für die Arbeitslosenhilfe, die ein niedrigeres Leistungsniveau aufweist als das 
Arbeitslosengeld aber damit einhergehend auch weniger Ausgaben verursacht, 
festzustellen, dass sie sich im Vergleich zur Effektivität auf den ersten Rang 
verbessern kann. Ansonsten ergeben sich keine wesentlichen Verschiebungen im 
Vergleich zwischen Effektivität und Effizienz. Erwähnenswert ist lediglich das 
sehr gute Abschneiden der Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrank-
heiten für die Effizienz berechnet mit den im unteren Einkommensbereich sen-
sitiven Maßen MLD und A1, was 1994 zum zweiten Rang und 2000 sogar zum 
ersten Rang führt. Weiterhin schneiden die Invaliditätsleistungen im Vergleich 
zum Krankengeld 1995 bei der Effizienz besser ab als für die Effektivität. 

Für Finnland lässt sich also feststellen, dass hinsichtlich der Effizienz bedürf-
tigkeitsgeprüfte, pauschale Transfers die besten Ergebnisse liefern, wohingegen 
das nicht bedürftigkeitsgeprüfte und zum Teil in der Leistungshöhe vom bis-
herigen Einkommen abhängige Arbeitslosengeld im Vergleich zur Effektivität 
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zurückfiel. Dies ist ein Hinweis darauf, dass Targeting in Form von Bedürftig-
keitsprüfung in Kombination mit Pauschalleistungen zu einer besseren Effizi-
enz führen, wohingegen diese These nicht ohne weiteres auf die Effektivität 
anzuwenden ist, da dort das Arbeitslosengeld das Ranking anführt. 

6.2.3.3 Frankreich 

Da für Frankreich nur Daten von 1994 zur Verfügung stehen, erfolgt hier die 
Betrachtung dieses Untersuchungsjahres. Dabei lässt sich eine eindeutige Rei-
henfolge der Effizienzindikatoren erkennen (vgl. Abb. 6.10): Die höchsten Wer-
te sind für die Mindestsicherung feststellbar,45 gefolgt von der Mindestsiche-
rung einschließlich Wohngeld, dem Arbeitslosengeld, den Erwerbsunfähigkeits-
leistungen und dem Krankengeld. 

Abbildung 6.10: Effizienzindikator Gini-Koeffizient, Frankreich 1994 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

45Hier lässt sich eine einzige Ausnahme finden: Wenn für die Berechnung der Effizienz der 
Mindestsicherung einschließlich Wohngeld nicht die Ausgabendaten für das Wohngeld der 
OECD Social Expenditure Data verwendet werden sondern die aus Eardley et al. (1996a), 
dann ist der Effizienzwert berechnet mit dem Piesch-Maß für die Mindestsicherung ein-
schließlich Wohngeld größer als für die Mindestsicherung ohne Wohngeld. 
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Vergleicht man diese Ergebnisse mit den Effektivitätsberechnungen, fällt 
auf, dass die Mindestsicherung sich vom vorletzten auf den ersten Platz ver-
bessern kann. Entsprechend verschieben sich die Ränge der folgenden Transfers 
jeweils um einen nach hinten, wobei auch für die Maße A1 und MLD das Ar-
beitslosengeld hinter die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld zurückfällt. 
Wie in Kapitel 6.2.2.3 bereits festgestellt, erklärt sich die gute Effektivität für 
die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld durch den hohen Stellenwert, 
den das Wohngeld in Frankreich einnimmt. Allerdings stehen dem auch ent-
sprechende Ausgaben gegenüber: 1994 wurden 0,9 Prozent des BIP allein für 
Wohngeld ausgegeben, unter den untersuchten Transfers lagen nur die Aus-
gaben für das Arbeitslosengeld mit 1,24 Prozent höher. Dagegen wurden für 
die Mindestsicherung ohne Wohngeld46 nur 0,2 Prozent des BIP aufgewendet, 
was zu dieser deutlichen Verbesserung in der Rangfolge der Effizienzzahlen 
im Vergleich mit den Effektivitätsergebnissen führt. Der einzige Transfer, der 
hinsichtlich aller Maße sowohl für die Effizienz als auch für die Effektivität 
den gleichen Rang einnimmt, ist das Krankengeld, das immer die niedrigsten 
Werte aufweist. 

Für Frankreich zeigt sich also, dass die höchste Effizienz von bedürftigkeits-
geprüften und pauschalen Leistungen der Mindestsicherung ausgeht. Allerdings 
folgen darauf dicht die vom bisherigen Einkommen abhängigen Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung. Da die Effizienzzahlen zur Mindestsicherung vermut-
lich leicht überschätzt werden ( vgl. Kapitel 6.1), ist eher davon auszugehen, 
dass das Arbeitslosengeld mit den Mindestsicherungsleistungen gleichziehen 
kann. Es zeigt sich also sowohl für die Effektivität als auch für die Effizienz, 
dass das Arbeitslosengeld in Form einer Bismarck-Versicherungsleistung sehr 
gut abschneidet. Für die Mindestsicherung ohne Wohngeld erfolgt dagegen erst 
für die Effizienz eine höhere Einstufung in der Rangfolge. 

6.2.3.4 Italien 

Die Effizienzberechnungen in Italien können für die Arbeitsunfallrenten nicht 
vorgenommen werden, da für diese Transferart keine Ausgabendaten in der 
OECD Social Expenditure Database vorliegen. Somit beschränken sich die 

46Dicse Zahl bezieht sich allerdings auf 1992 und enthält nicht die aide sociale, weshalb 
man davon ausgehen kann, dass die tatsächlichen Ausgaben 1994 höher liegen würden. 
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Betrachtungen auf die verschiedenen Leistungen bei Arbeitslosigkeit, die Inva-
liditätsrente und die Mindestsicherung. 

Abbildung 6.11: Effizienzindikator A1 und Gini-Koeffizient, Italien 1995 und 
2000 

., 
g 

.., 
!;l ., 

~ ... 
,s "' C: 

~ ·;;; 
C: 

·~ = w 

,- 1995 - 2000 1 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

1995 weisen eindeutig die Invaliditätsrenten die höchste und die Mindest-
sicherung die niedrigste Effizienz auf (vgl. Abb. 6.11). Dazwischen liegen die 
verschiedenen Leistungen bei Arbeitslosigkeit, die in Italien näher betrachtet 
werden, um der besonderen Bedeutung der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit 
gerecht zu werden. Je nach zugrunde gelegtem Maß schneiden das normale Ar-
beitslosengeld und die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit unterschiedlich ab. 
Für den Gini-Koeffizienten, das Mehran- und Theil-Maß sowie die MLD weist 
das Arbeitslosengeld eine höhere Effizienz als die Leistungen bei Teilarbeitslo-
sigkeit auf, für das Piesch-Maß und die Atkinson-Maße ist es umgekehrt (vgl. 
Abb. 6.11). Bezieht man die Leistungen bei Arbeitslosigkeit als Summe aus 
Arbeitslosengeld und Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit in die Überlegungen 
mit ein, ist weiterhin festzustellen, dass hinsichtlich des Gini-Koeffizienten und 
des Theil-Maßes diese Leistungen bei Arbeitslosigkeit im Vergleich aller Trans-
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fers auf dem vorletzten, also vierten Platz liegen, für alle anderen Maße auf 
dem dritten. 

Für das zweite Beobachtungsjahr 2000 lässt sich eine ganz eindeutige Rei-
henfolge der Effizienzzahlen finden (vgl. Abb. 6.11): Die höchste Effizienz er-
reicht wiederum die lnvaliditätsrente, gefolgt vom Arbeitslosengeld, den Ge-
samtleistungen bei Arbeitslosigkeit sowie den Leistungen bei Teilarbeitslosig-
keit. 

Vergleicht man die Höhe der Effizienzwerte von 1995 und 2000 miteinan-
der, so zeigt sich, dass die Werte für die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit 
sowie die lnvaliditätsrenten gesunken sind. Das Absinken der Effizienzwerte 
der lnvaliditätsrenten könnte auf die Hinzunahme der beitragsunabhängigen 
Leistungen zurückzuführen sein: Wie in Kapitel 6.2.2.4 zu beobachten war, 
steigen die Effektivitätswerte nur für A1 und die MLD von 1995 auf 2000 an, 
für die restlichen Maße verringert sich die Reduktion. Da aber durch die Hin-
zunahme dieses weiteren Tuansfers die Ausgabenanteile ansteigen (vgl. Tabelle 
6.1, S. 141), erstaunt es nicht, dass die Effizienzwerte 2000 niedriger ausfallen. 
Die Berücksichtigung der bedürftigkeitsgeprüften Invaliditätsleistungen trägt 
damit zu einer Senkung der Effizienz bei. Bei den Leistungen bei Teilarbeits-
losigkeit scheint sich die in Kapitel 6.2.2.4 angesprochene Flexibilisierung des 
Arbeitsmarktes auch auf die Effizienz auszuwirken, die genauso wie die Effekti-
vitätsindikatoren niedriger als 1995 ist. Beim Arbeitslosengeld dagegen ist bis 
auf die Berechnungen mit der MLD ein Anstieg der Werte zu verzeichnen, bei 
den Gesamtleistungen bei Arbeitslosigkeit ebenfalls, allerdings ist hier für die 
MLD, A0,5 sowie A1 ein Sinken der Werte erkennbar. Insgesamt kann aber fest-
gestellt werden, dass die Veränderung der Effizienzzahlen von 1995 auf 2000 in 
keiner Weise den ersten Rang der Invaliditätsrente bei der Effizienz gefährdet. 

Die Gegenüberstellung der Effizienz- und der Effektivitätsergebnisse zeigt, 
dass für beide Betrachtungsweisen die lnvaliditätsleistungen die größten Effek~ 
te erzielen. Darin kommt das Gewicht zur Geltung, das diese Transferart im 
Vergleich zu den anderen untersuchten Leistungen hat. Dieser deutliche Ab-
stand zeigt sich sowohl für den Fall, in dem nur die Versicherungsleistungen 
enthalten waren als auch für die Hinzunahme bedürftigkeitsgeprüfter Invali-
ditätsleistungen. Es bestätigt sich also der schon in Kapitel 6.2.2.4 gewonnene 
Eindruck, dass sich hier die Flucht von anderen mangelhaft ausgestalteten 
Transfers wie der Mindestsicherung deutlich auswirkt und damit den Inva-
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liditätsleistungen neben der höchsten Effektivität auch die höchste Effizienz 
zugeschrieben werden kann. Umgekehrt wird der Mindestsicherung, die eher 
mangelhaft ausgestaltet ist, sowohl die geringste Effektivität als auch Effizienz 
zugewiesen. 

6.2.3.5 Vereinigtes Königreich 

1994 ergibt sich eine recht eindeutige Reihenfolge der Effizienzwerte im Ver-
einigten Königreich: Die höchste Effizienz lässt sich für das Arbeitslosengeld 
feststellen, gefolgt von der Mindestsicherung mit Wohngeld,47 der Mindestsi-
cherung, der lnvaliditätsrente, dem Krankengeld und den Arbeitsunfallrenten 
(vgl. Abb. 6.12). Lediglich für das Mehran-Maß liegt die Mindestsicherung vor 
der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld. 

Neben den Effizienzbetrachtungen hinsichtlich der Mindestsicherung fal-
len 1999 auch diejenigen bezüglich der Arbeitsunfallrenten weg, da für dieses 
Jahr keine Daten für die Ausgaben dieser Transferart verfügbar sind. Die Be-
trachtung beschränkt sich 1999 somit auf drei Leistungsarten, welche für alle 
zugrunde gelegten Maße in die gleiche Reihenfolge gebracht werden können: 
Die höchste Effizienz erreicht weiterhin das Arbeitslosengeld, gefolgt von der 
lnvaliditätsrente und dem Krankengeld. Es zeigt sich hier, dass die grundle-
genden Änderungen in der Ausgestaltung der drei Transfers zwischen 1994 und 
1999 (vgl. Kapitel 2.5.2, 2.5.3, 2.5.4) nichts an ihrer Einordnung untereinander 
bezüglich der Effizienz ändert. 

Der Vergleich der Effizienzwerte von 1994 und 1999 ergibt für das Kranken-
geld eindeutig ein Absinken der lndikatorwerte, das evtl. auf die zwischenzeit-
liche Reform des Krankengeldes zurückzuführen ist (vgl. dazu Kap. 2.5.3).48 

Für das Arbeitslosengeld ist ebenfalls eher ein Absinken festzustellen, ledig-
lich bezüglich des Gini-Koeffizienten und des Mehran-Maßes ist ein Anstieg 
der Effizienzwerte beobachtbar. Was die lnvaliditätsrente betrifft, ist tenden-

47Für das Vereinigte Königreich wurden keine zusätzlichen Berechnungen durchgeführt, 
was sich ergeben hätte, wenn für das Wohngeld ebenfalls die Ausgabendaten aus Eardley 
et al. (1996a) verwendet werden, da bei Eardley et al. (1996a) die Ausgaben für den Council 
Tax Benefit (in den LIS-Daten im Wohngeld enthalten) nicht von den Ausgaben für freie 
Schulmahlzeiten zu trennen war. Vgl. zu den Inhalten der LIS-Variablen auch Kapitel 5.2. 

48Hierbei ist zu beachten, dass in den Daten 1994 sowohl Sickness Benefit als auch Sta-
tutory Siek Pay enthalten waren, wohingegen 1999 nur noch Statutory Siek Pay für die 
entsprechende Variable zur Verfügung stand. Der short-term Incapacity Benefit, der die 
Sickness Benefits ersetzt, ist nicht enthalten. Vgl. zum Inhalt der Variablen Kapitel 5.2. 
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Abbildung 6.12: Effizienzindikator Gini-Koeffizient, Vereinigtes Königreich 
1994 und 1999 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit 118-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

ziell eher ein Ansteigen zu verzeichnen, allerdings ist für die MLD und A1 ein 
leichtes Absinken zu beobachten. Die lnvaliditätsrente wurde zusammen mit 
dem Krankengeld 1995 grundlegend reformiert, was sich hier also einerseits in 
einer geringeren Effizienz für das Krankengeld und anciererseits einer tenden-
ziell höheren Effizienz der Invaliditätsleistungen niederschlägt. Effizienzstei-
gernd könnte insbesondere die Verschärfung des Zugangs zur lnvaliditätsrente 
gewirkt haben. 

Stellt man einen Vergleich der Effizienz- und Effektivitätswerte an, zeigt 
sich, dass das bei der Effektivität im Mittelfeld liegende Arbeitslosengeld sich 
für die Effizienz deutlich auf den ersten Rang verbessert. Dagegen werden für 
1994 die betrachteten Leistungen bei Mindestsicherung auf den zweiten und 
dritten Rang verdrängt, da den hohen Umverteilungseffekten auch hohe Ausga-
ben gegenüberstehen (vgl. Tabelle 6.1, S. 141). Auf den beiden hinteren Rängen 
ändert sich dagegen nicht viel: Das Krankengeld und die Arbeitsunfallrenten 
sind nicht nur die Transfers mit den geringsten Effektivitäts- sondern auch mit 
den geringsten Effizienzwerten. Die lnvaliditätsrente rutscht im Vergleich mit 
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der Effektivität bei der Effizienz durch das „Aufrücken" des Arbeitslosengeldes 
einen Platz nach hinten. 

Es zeigt sich also, dass sich zwar im Hinblick auf die Effektivität klar 
die Ausrichtung des britischen Wohlfahrtsstaates auf die Armutsreduzierung 
in Form des lncome Support und des Wohngeldes widerspiegelt, allerdings 
bestätigt sich diese „Vormachtstellung" der Mindestsicherung für die Effizienz 
nicht. Das hier dominierende Arbeitslosengeld bewegt sich auf im europäischen 
Vergleich geringem Niveau und die Leistungen werden als Pauschalbeträge un-
abhängig von der bisherigen Gehaltshöhe ausgezahlt. Somit spiegeln sich allein 
in der Ausgestaltung dieses Transfers die Prinzipien des britischen Wohlfahrts-
staates wider, dessen Ziel eben nicht der Erhalt des bisherigen Status, sondern 
die Verhinderung von Armut ist, um die Zeit bis zum Antreten der nächsten 
Arbeitsstelle zu überbrücken. 

6.2.4 Transfers in den Ländern: Zusammenhang mit Aus-
gaben 

In Kapitel 1.4 wurde bereits die These erläutert, dass mehr Ausgaben für 
einen Transfer höhere U mverteilungswirkungen nach sich ziehen. Diese These 
soll jetzt für die fünf untersuchten Länder überprüft werden: Ziehen hohe Aus-
gaben für bestimmte Transfers in einem Land auch hohe Ungleichheitsreduk-
tionen nach sich bzw. sind für niedrigere Ausgaben auch niedrigere Ungleich-
heitsreduktionen zu verzeichnen? Um diese These zu überprüfen, werden für 
die Effektivitätswerte, also die berechneten U ngleichheitsreduktionen, und die 
Anteile der Ausgaben für den jeweiligen Transfer am BIP pro Land Rangkor-
relationskoeffizienten nach Spearman berechnet. Diese Korrelationen sollen als 
Indikator für einen möglichen Zusammenhang zwischen Ausgaben und Um-
verteilungswirkungen dienen, Aussagen über die Kausalität zwischen diesen 
beiden Aspekten können selbstverständlich nicht direkt aus den ermittelten 
Rangkorrelationen abgeleitet werden. 49 Beispielhaft werden dabei nur Berech-
nungen für den Gini-Koeffizienten und A1 berücksichtigt, da die sich aus den 
Berechnungen mit diesen Maßen ergebenden Rangfolgen der Effektivitätswerte 
auch die für die anderen Ungleichheitsmaße resultierenden Rangfolgen weitge-

49Zum Rangkorrelationskoeffizienten von Spearman bzw. zur Interpretation von Korrela-
tionswerten vgl. z.B. Fahrmeir et al. (2004). 
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Tabelle 6.3: Rangkorrelationen: Effektivität - Ausgabenanteile für Transferver-
gleich in den untersuchten Ländern, Ungleichheit 

Gini A1 
1994/1995 1999/2000 1994/1995 1999/2000 

D 0,37 1,00 0,31 0,80 
Fin 0,71 0,50 0,71 0,20 
F 0,80 - 0,90 -
I 0,50 1,00 0,50 1,00 
UK 1,00 1,00 0,94 1,00 

Quelle: Eigene Berechnungen mit 118-Daten und OECD Social Expenditure Database 
(SOCX) bzw. für Mindestsicherung Eardley et al. (1996a: 35) 

hend widerspiegeln. Die Ergebnisse für die berechneten Korrelationen zwischen 
Ausgaben und Effektivitätswerten sind in Tabelle 6.3 aufgelistet. 

Für Deutschland lassen sich für 1994 nur schwache positive Zusammenhänge 
erkennen, 2000 dagegen sind hohe Korrelationen zu verzeichnen: Für den Gini-
Koeffizienten ergibt sich gar eine vollständige Übereinstimmung zwischen der 
Rangfolge der Ausgaben und der Reduktionen. Dabei ist allerdings zu beach-
ten, dass wegen fehlender Ausgabendaten die Mindestsicherung sowie die Min-
destsicherung einschließlich Wohngeld 2000 nicht mehr berücksichtigt werden 
können. Für Finnland ergeben sich 1995 mittlere positive Korrelationen, 2000 
allerdings liegen die Werte eher im Bereich eines schwachen Zusammenhangs. 
In Frankreich können dagegen für das vorliegende Jahr 1994 hohe positive 
Korrelationen festgestellt werden. Für Italien zeigen sich 1995 nur niedrige 
Korrelationen, für 2000 dagegen wird ein perfekter gleichgerichteter Zusam-
menhang angezeigt. Hierbei sollte allerdings berücksichtigt werden, dass 2000 
nur die Invaliditätsrente und das Arbeitslosengeld einbezogen werden, da kei-
ne aktuelleren Ausgabendaten für die Mindestsicherung vorliegen.50 Durchweg 
hohe positive Zusammenhänge zwischen den Ausgaben und den Reduktionen 
können für das Vereinigte Königreich festgestellt werden. So bestätigt sich also 
am deutlichsten für das Vereinigte Königreich die eingangs formulierte These. 
Hierbei ist zu bemerken, dass die Transfers im Vereinigten Königreich durch-
weg aus pauschalen Leistungen bestehen und Bedürftigkeitsprüfungen einen 

50Hier werden die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit nicht berücksichtigt. Für die Leis-
tungen bei Arbeitsunfällen liegen keine Ausgaben vor, weshalb dit>,ger Transfer auch nicht in 
die Berechnungen einbezogen werden kann. 
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Tabelle 6.4: Rangkorrelationen: Effizienz - Ausgabenanteile für Transferver-
gleich in den untersuchten Ländern, Ungleichheit 

Gini A1 
1994/1995 1999/2000 1994/1995 1999/2000 

D -0,54 0,40 -0,31 0,40 
Fin 0,25 -0,10 -0,11 -0,60 
F -0,10 - -0,10 -
I 0,50 1,00 0,50 1,00 
UK 0,60 0,50 0,43 0,50 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und OECD Social Expenditure Database 
(SOCX) bzw. für Mindestsicherung Eardley et al. (1996a: 35) 

hohen Stellenwert einnehmen. Im Gegensatz zu den anderen Ländern, deren 
Leistungen weniger homogen gestaltet sind, nehmen im Vereinigten Königreich 
die Ausgaben für einen Transfer also deutlicheren Einfluss auf die Umvertei-
lung. Bis auf einzelne Ausnahmen deuten aber die Ergebnisse in den anderen 
Ländern ebenfalls auf eine Bestätigung der These hin. 

An dieser Stelle soll weiterhin überprüft werden, ob hohe Ausgaben auch 
hohe Effizienzwerte nach sich ziehen bzw. geringe Ausgaben und geringe Effizi-
enzwerte aufeinander treffen. Zur Überprüfung dieser These werden ebenfalls 
Rangkorrelationen berechnet, dieses Mal allerdings für die Ausgabenanteile 
und die Effizienzwerte anstatt der Effektivitätswerte. Die Ergebnisse dieser 
Berechnungen sind in Tabelle 6.4 dargestellt. 

Dabei ergeben sich deutlich andere Resultate als für die Effektivität. So sind 
zahlreiche negative Korrelationen zu beobachten, wobei die meisten Werte eher 
auf geringe Zusammenhänge hindeuten. Finnland, für das bei der Überprüfung 
für die Effektivität mittlere bis geringe positive Zusammenhänge festzustellen 
waren, weist nun bis auf die Ergebnisse hinsichtlich des Gini-Koeffizienten 1995 
negative Korrelationen auf, wobei nur für A1 im Jahr 2000 ein erwähnenswerter 
Zusammenhang feststellbar ist. Zumindest was die Ergebnisse des im unteren 
Einkommensbereich sensitiven Maßes betrifft, kann die Vermutung geäußert 
werden, dass höhere Ausgaben mit niedrigeren Effizienzwerten korrelieren und 
umgekehrt. Unveränderte Korrelationswerte im Vergleich zur Effizienz weist 
lediglich Italien auf. Für Deutschland sind 1994 negative, für 2000 dagegen 
positive Korrelationen feststellbar, allerdings sind diese Zusammenhänge eher 
als schwach bis mittelstark zu bewerten. Die für die Effektivität erreichten 
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hohen positiven Zusammenhänge in Frankreich schlagen für die Effizienz in 
schwache negative Korrelationen um, ein nennenswerter Zusammenhang zwi-
schen Effizienz und Ausgaben scheint somit nicht gegeben. Konnten für das 
Vereinigte Königreich hinsichtlich der Effektivität noch starke positive Zusam-
menhänge festgestellt werden, sind bezüglich der Effizienz lediglich mittlere 
positive Korrelationen zu verzeichnen. 

Für den Zusammenhang zwischen Effektivität und Ausgaben konnten also 
vorwiegend Belege für die Bestätigung der eingangs angesprochenen These 
gefunden werden. Bezüglich der Betrachtung der Effizienz und der Ausgaben 
finden sich dagegen kaum klare Zusammenhänge. Lediglich im Hinblick auf 
A1 in Finnland ist für das Jahr 2000 ein höherer negativer Zusammenhang 
feststellbar, davon abgesehen ist nur noch in Italien ein deutlicher positiver 
Zusammenhang 2000 für die zwei einbezogenen Transfers festzustellen. Ansons-
ten sind nur schwache bis mittlere Zusammenhänge abzulesen. 

6.2.5 Transfers im Ländervergleich: Effektivität 

In den Kapiteln 6.2.5.1 bis 6.2.5.5 wird die Effektivitätswirkung aller betrach-
teten Transfers einzeln im Ländervergleich untersucht. Es werden also die 
Ungleichheitsreduktionen pro Transferart für 1994/95 als auch 1999/2000 im 
Ländervergleich betrachtet, wobei die für die Effektivitätsindikatoren berech-
neten Konfidenzintervalle berücksichtigt werden um festzustellen, ob sich die 
Ergebnisse für die untersuchten Länder signifikant unterscheiden. Der Darstel-
lung dieser Ergebnisse folgt deren Interpretation und Hinweise auf mögliche 
Ursachen der Resultate. 

6.2.5.1 Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Die Betrachtung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit umfasst zwei Transfers: 
das Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe. Zunächst erfolgt die Darstel-
lung der Effektivitätswirkungen für das Arbeitslosengeld. Dabei ergeben sich 
für den ersten Untersuchungszeitpunkt eindeutig die höchsten Wirkungen für 
Finnland, gefolgt von Frankreich, Deutschland, dem Vereinigten Königreich 
und Italien (vgl. Abbildung 6.13). Vergleicht man die Bootstrapping-Konfi-
denzintervalle der jeweiligen Reduktionen, so sind wenig Überschneidungen 
zu finden: Lediglich für die Intervalle der Reduktionen durch das Arbeitslo-
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sengeld in Frankreich und Deutschland sowie in Italien und dem Vereinigten 
Königreich außer im Hinblick auf A1 und die MLD sind Überschneidungen 
feststellbar. Dies bestätigt die eindeutige Spitzenposition für die finnischen 
Effektivitätsziffern. 

Abbildung 6.13: Reduktion Gini-Koeffizient, Arbeitslosengeld im Länderver-
gleich 1994/95 und 1999/2000 
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1999/2000 ergeben sich keinerlei Änderungen dieser Rangfolge, lediglich 
Frankreich, für das keine Daten zu diesem Zeitpunkt zur Verfügung stehen, fällt 
aus der Betrachtung heraus. Der Vergleich der Konfidenzintervalle zeigt, dass 
sich Überschneidungen für die Intervalle der Werte des Vereinigten Königreichs 
und Deutschlands ergeben, die mit A1 und der MLD berechnet wurden. 

Um zu berücksichtigen, dass die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit in Itali-
en eine bedeutende Rolle spielen, wird der Ländervergleich zusätzlich auch für 
den Fall durchgeführt, dass in Italien gleichzeitig das normale Arbeitslosengeld 
und die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit einfließen. Für den ersten Untersu-
chungszeitpunkt bewirkt die Berücksichtigung dieser zusätzlichen Transfers, 
dass Italien bis auf die MLD und A1 besser abschneidet als das Vereinigte 
Königreich, wie in Abbildung 6.14 deutlich wird. Bezüglich der Überschnei-
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dungen der Konfidenzintervalle ergibt sich als einziger Unterschied zu den Un-
tersuchungen ohne Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit, dass sich im Vergleich 
mit dem Vereinigten Königreich Überlappungen für alle Maße ergeben, also 
die Ergebnisse für die MLD und A1 nicht ausgenommen sind wie zuvor. 

Abbildung 6.14: Reduktion Gini-Koeffizient, Arbeitslosengeld (Italien einschl. 
Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit) im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 

Zum zweiten Untersuchungszeitpunkt reicht die Hinzunahme dieses weite-
ren Transfers nicht aus, um die im Vergleich zu 1994 deutlich höheren Werte 
der Ungleichheitsreduktion für das Vereinigte Königreich zu übertreffen, die 
durch Umgestaltung der Leistungen für Arbeitslose zu Stande gekommen sind 
(vgl. Kapitel 2.5.2 und 6.2.2.5). Somit ergibt sich die gleiche Rangfolge der 
Reduktionen wie ohne die italienischen Teilarbeitslosigkeitsleistungen, was da-
durch unterstrichen wird, dass die Betrachtung der Konfidenzintervalle keine 
Veränderung bezüglich der Überschneidungen ergibt. 

Es zeigt sich somit, dass Finnland im Ländervergleich für das Arbeits-
losengeld die höchsten Effektivitätszahlen ausweist. Dieser Transfer besteht 
in Finnland aus einer Kombination aus pauschaler Grundsicherung und ein-
kommensabhängiger Leistung. Das deutlich gute Abschneiden dürfte sich auf 
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diese vergleichsweise hohen Leistungen51 und die im Vergleich zu den anderen 
Ländern hohen Arbeitslosenquoten52 zurückführen lassen. Die nächsthöher-
en Reduktionen, die sich untereinander nicht signifikant unterscheiden, las-
sen sich für Frankreich und Deutschland feststellen. Diese ähneln sich von 
der grundsätzlichen Ausgestaltung, da beides nicht bedürftigkeitsgeprüfte und 
vom bisherigen Einkommen abhängige Bismarcksche Versicherungsleistungen 
sind. Die Arbeitslosenquote liegt allerdings für beide Untersuchungszeitpunk-
te in Frankreich höher als in Deutschland. Die am Ende der Rangordnung 
stehenden Länder sind das Vereinigte Königreich und Italien. Die grundsätz-
liche Ausgestaltung des Arbeitslosengeldes ist in diesen beiden Ländern un-
terschiedlich: Während in Italien das Arbeitslosengeld als Anteil am bisheri-
gen Einkommen gewährt wird, werden im Vereinigten Königreich pauschale 
Leistungen angesetzt. Gemeinsam ist den beiden Ländern, dass die Leistungen 
ohne Bedürftigkeitsprüfung gewährt werden,53 und dass in beiden Ländern das 
Leistungsniveau im Vergleich zu den anderen Ländern sehr niedrig angesetzt 
ist.54 

Als zweite Leistung bei Arbeitslosigkeit wird die Arbeitslosenhilfe betrach-
tet. Dieser Transfer ist lediglich für Deutschland und Finnland in den Da-
ten verfügbar, weshalb keine grafische Darstellung erfolgt. Zu beiden Untersu-
chungszeitpunkten sind die Reduktionen durch die Arbeitslosenhilfe in Finn-
land deutlich höher als in Deutschland. Eine Überschneidung der Konfidenzin-
tervalle lässt sich 1994/1995 für die MLD und A1 sowie 1999/2000 zusätzlich 
für das Theil-Maß feststellen. 

Sowohl in Finnland als auch in Deutschland wird Arbeitslosenhilfe nur nach 
einer Bedürftigkeitsprüfung gewährt, wobei in Finnland pauschale Leistungen 

51 Zu den Einkommensersatzraten der Transfers bei Arbeitslosigkeit vgl. z.B. Clasen et al. 
(2001), OECD (1997) oder World Health Organisation (2004). Die sich ergebenden Ersatz-
raten hängen davon ab, ob Netto- oder Bruttoersatzraten angegeben wurden und ob eine 
durchschnittliche Ersatzrate oder eine für bestimmte Gruppen berechnet wurde, weiterhin 
wurden z.T. die Leistungen der Arbeitslosenhilfe mitberücksichtigt. Finnland schneidet auf 
jeden Fall immer besser als Italien und das Vereinigte Königreich ab und weist entweder 
höhere oder ungefähr gleich hohe Ersatzraten wie Deutschland und Frankreich auf. 

52Vgl. zu den entsprechenden Arbeitslosenquoten Tabelle 6.1, S. 141. 1995 findet sich in 
Finnland die eindeutig höchste Arbeitslosenquote, 2000 dagegen liegt diese in Italien etwas 
höher. 

53 1999 ist für das Vereinigte Königreich allerdings auch der bedürftigkeitsgeprüfte Teil des 
JSA enthalten. 

54Vgl. dazu wiederum die Einkommensersatzraten in Clasen et al. (2001), OECD (1997) 
oder World Health Organisation (2004). 
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und in Deutschland vom bisherigen Einkommen abhängige Leistungen vorge-
sehen sind. Weiterhin sind die Arbeitslosenquoten in Finnland höher als in 
Deutschland, was zu einer höheren Reduktion beitragen könnte. Da sich die 
Konfidenzintervalle für die im untersten Einkommensbereich sensitiven Maße 
MLD und A1 schneiden, liegt Evidenz dafür vor, dass die Umverteilungswir-
kung der Arbeitslosenhilfe in Finnland im Vergleich zu Deutschland in diesem 
Einkommensbereich nicht mehr so deutlich höher ausfällt. 

6.2.5.2 Geldleistungen bei Krankheit 

Das nicht bedürftigkeitsgeprüfte Krankengeld ist für Finnland, Frankreich und 
das Vereinigte Königreich in den Daten von 1994/95 verfügbar, für 1999/2000 
sind für Frankreich dagegen keine Daten vorhanden. Zum ersten Untersu-
chungszeitpunkt sind für das Vereinigte Königreich klar die geringsten Reduk-
tionen festzustellen. Ob Frankreich oder Finnland die höheren Reduktionen 
durch das Krankengeld aufweisen, hängt vom verwendeten Ungleichheitsmaß 
ab. Bezüglich des Gini-Koeffizienten (vgl. Abbildung 6.15), des Mehran- und 
des Piesch-Maßes finden sich höhere Reduktionen für Frankreich, hinsichtlich 
des Theil-Maßes, der MLD, A0,5 und A1 (vgl. Abbildung 6.15) dagegen schnei-
det Finnland besser ab. Die Bootstrapping-Konfidenzintervalle der Reduktio-
nen für Finnland und Frankreich überlappen sich für alle Maße, wohingegen 
die Intervalle für die Reduktionen im Vereinigten Königreich sich nur für A1 

und die MLD mit denen der beiden anderen Länder schneiden. Dies deutet 
ebenfalls daraufhin, dass die Unterschiede zwischen Finnland und Frankreich 
nicht allzu deutlich sind, wohingegen das Vereinigte Königreich abgesehen von 
im untersten Einkommensbereich sensitiven Maßen deutlich geringere Effekti-
vitätszahlen vorweist. 

Für 1999/2000 ist lediglich ein Vergleich der Wirkung des Krankengeldes 
bezüglich Finnland und dem Vereinigten Königreich möglich, da für Frank-
reich keine Daten zur Verfügung stehen. Hier zeigt sich eindeutig ( vgl. Ab-
bildung 6.15), dass die Reduktion durch das Krankengeld in Finnland höher 
als im Vereinigten Königreich ist, was dadurch bestätigt wird, dass sich die 
Konfidenzintervalle für die Reduktionen in den beiden Ländern für kein Maß 
schneiden. 

Es ist also eindeutig feststellbar, dass die geringste Umverteilungswirkung 
vom aus Pauschalleistungen bestehenden Krankengeld im Vereinigten König-
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Abbildung 6.15: Reduktion A1 und Gini-Koeffizient, Krankengeld im Länder-
vergleich 1994/95 und 1999/2000 
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reich ausgeht. Dagegen schneiden Frankreich und Finnland mit ähnlichen Ef-
fektivitätswerten besser ab. Sowohl in Finnland als auch in Frankreich sind 
diese Leistungen abhängig vom bisherigen Einkommen, allerdings erfolgt in 
Finnland auch für diesen Tuansfer die Aufteilung in einen Grundbetrag und 
einen prozentualen Teil des bisherigen Einkommens, wohingegen in Frankreich 
festgelegte Prozentsätze am bisherigen Einkommen gewährt werden. An dieser 
Stelle sollte weiterhin beachtet werden, dass in Finnland zusätzlich zum ei-
gentlichen Krankengeld das so genannte Rehabilitationsgeld in den Daten ent-
halten ist. Dieses kann nach Ausschöpfung des Anspruches auf Krankengeld 
als vorläufige Invaliditätsrente gewährt werden und wurde dementsprechend 
in Kapitel 2.2 den Invaliditätsleistungen zugeordnet. Es ist davon auszuge-
hen, dass ohne diese zusätzliche Leistung das Krankengeld in Finnland etwas 
niedrigere Effektivitätswerte aufweisen würde. 
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6.2.5.3 Leistungen bei Invalidität 

Ebenso wie für die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sind 
die Invaliditätsrenten nicht separat in den französischen Daten verfügbar, wes-
halb die Betrachtung der Wirkung der Leistungen bei Invalidität lediglich 
für Deutschland, Finnland, Italien und das Vereinigte Königreich erfolgt. Die 
Rangfolge der Ungleichheitsreduktionen durch Invaliditätsleistungen 1994/95 
differiert je nach verwendetem Maß. Beispielhaft sind in der Abbildung 6.16 
die Ergebnisse für den Gini-Koeffizienten und A1 dargestellt. 

Abbildung 6.16: Reduktion A1 und Gini-Koeffizient, Leistungen bei Invalidität 
im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000 
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Hinsichtlich des Gini-Koeffizienten und des Piesch-Maßes ergibt sich, dass 
die Effektivitätsziffern für das Vereinigte Königreich am höchsten sind, gefolgt 
von Italien, Deutschland und Finnland. Bezüglich des Mehran- und Theil-
Maßes sowie A0,5 vertauschen Italien und Deutschland die Ränge, so dass 
Deutschland für diese Maße besser abschneidet. Was die im unteren Einkom-
mensbereich sensitiven Maße MLD und A1 betrifft, verändert sich die Reihen-
folge stärker: Die höchsten Reduktionen finden sich in Deutschland, gefolgt von 
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Italien, dem Vereinigten Königreich und Finnland. Damit fällt das Vereinigte 
Königreich für diese Maße in der Rangfolge zurück. Die eindeutig letzte Positi-
on von Finnland wird durch die Überprüfung der Konfidenzintervalle bestätigt, 
für die sich keinerlei Überlappungen mit den Intervallen für die anderen Länder 
finden. Italien und Deutschland, die je nach Maß die Ränge tauschen, weisen 
dagegen für alle Ungleichheitsmaße sich überschneidende Konfidenzintervalle 
auf. Vergleicht man die Konfidenzintervalle für das Vereinigte Königreich mit 
denen für Deutschland und Italien, so finden sich Überlappungen mit Aus-
nahme des Gini-Koeffizienten, des Mehran- und Piesch-Maßes im Vergleich 
mit Deutschland sowie für die Atkinson-Maße und die MLD im Vergleich mit 
Italien. 

Bezüglich des zweiten Untersuchungszeitpunktes sind die Ergebnisse etwas 
einheitlicher. Was den Gini-Koeffizienten (vgl. Abbildung 6.16), das Mehran-, 
Piesch- und Theil-Maß betrifft, liegt das Vereinigte Königreich wie 1994/95 
an der Spitze, gefolgt von Deutschland, Italien und Finnland. Für die MLD, 
A0,5 und A1 dagegen weist Deutschland die höchsten Reduktionen auf, gefolgt 
von Italien und dem Vereinigten Königreich (für Ao,5 vertauschen diese beiden 
Länder die Ränge), Schlusslicht bleibt Finnland. Abermals wird diese Position 
für Finnland durch den Vergleich der Konfidenzintervalle bestätigt, für die sich 
fast keine Überschneidungen finden. 55 Vergleicht man die Konfidenzintervalle 
der Reduktionen in Italien durch die lnvaliditätsrente mit den verbleibenden 
zwei Ländern, so finden sich lediglich Überschneidungen für A156 und die MLD 
mit den Intervallen für Deutschland und das Vereinigte Königreich. Weiterhin 
sind beim Vergleich der Intervalle für das Vereinigte Königreich und Deutsch-
land für Ao,5 und das Theil-Maß Überschneidungen zu finden. 

Eindeutig die geringste Umverteilung erzielen also insgesamt die finnischen 
Leistungen mit dem pauschalen Invaliditätsgeld für Nichtrentenempfänger und 
dem Pflegegeld. Daran ändert sich auch nichts durch die Aufnahme der eben-
falls pauschalen Volksrente 2000, auch wenn dadurch höhere Reduktionen als 
1995 erzielt werden. Allerdings ist zu vermuten, dass bei Mitberücksichtigung 
der Erwerbsrenten bei Invalidität bedeutend höhere Reduktionen erzielt wor-
den wären, die evtl. im Bereich der Reduktionen für die anderen Länder liegen 

55Lediglich für den Vergleich der Konfidenzintervalle mit Italien finden sich für den Gini-
und Mehrau-Index Überschneidungen. 

56Eine Ausnahme bilden hierbei im Vergleich mit Deutschland die nach der BC-Methode 
berechneten Intervalle. 
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könnten. Die höchsten Reduktionen werden meist vom Vereinigten Königreich 
erzielt, wobei für A1 und die MLD Deutschland diese Position übernimmt. Wie 
bereits in Kapitel 6.2.2.5 festgestellt wurde, fand im Vereinigten Königreich 
vermutlich eine „Flucht" in die Leistungen der Invaliditätsrente statt, was sich 
in entsprechend hohen Empfängerzahlen niederschlägt. Allerdings scheint es so, 
dass die Umverteilung sich für die untersten Einkommensbereiche in Deutsch-
land stärker auswirkt als im Vereinigten Königreich, da wie oben beschrieben 
die Reduktionen in Deutschland für A1 und die MLD vor denen des Vereinigten 
Königreiches liegen. In Deutschland handelt es sich bei den Transfers um Ver-
sicherungsleistungen, deren Höhe vom bisherigen Einkommen abhängt, außer 
bei der Pflegeversicherung, die in Form von Pauschalbeträgen nach der jewei-
ligen Pflegestufe gewährt wird. Im Vereinigten Königreich dagegen handelt es 
sich durchweg um Pauschalleistungen, wobei allerdings sowohl beitragsfinan-
zierte Versicherungsleistungen als auch bedürftigkeitsgeprüfte Sonderleistun-
gen enthalten sind. Für die im unteren Einkommensbereich sensitiven Maße A1 

und MLD schiebt sich Italien sogar vor das Vereinigte Königreich. So besteht 
Evidenz dafür, dass die einkommensabhängigen Versicherungsleistungen, die 
2000 durch die pauschale und bedürftigkeitsgeprüfte Leistung für Nichtrenten-
empfänger ergänzt wird, im Vergleich zum Vereinigten Königreich eher Um-
verteilungswirkungen im unteren Einkommensbereich bewirken. Den beiden 
Ländern ist gemeinsam, dass die hohe Wirkung der Invaliditätsrenten durch 
die Flucht aus weniger großzügig ausgestalteten Transfers mitbestimmt wird. 

6.2.5.4 Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

Der Ländervergleich für die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrank-
heiten erfolgt für Deutschland, Finnland, Italien und das Vereinigte König-
reich. Für Frankreich sind keine separaten Leistungen bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten in den Daten verfügbar. 1994/95 ergibt sich für die Reduk-
tionen hinsichtlich aller verwendeten Maße außer Ao,5 die gleiche Reihenfolge 
(vgl. Abbildung 6.17): Die höchsten Reduktionen werden in Finnland erzielt, 
gefolgt von Deutschland, Italien und dem Vereinigten Königreich. Für A0,5 

tauschen Deutschland und Italien die Plätze. Der Vergleich der verschiedenen 
Konfidenzintervalle lässt viele Überlappungen erkennen. Lediglich beim Ver-
gleich der Intervalle für Finnland und Italien mit Ausnahme von A1 und MLD, 
für Finnland mit dem Vereinigten Königreich und für den Vergleich Vereinigtes 
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Königreich mit Deutschland bis auf Ai, MLD und Mehran-Maß57 sind keine 
Überschneidungen feststellbar. 

Abbildung 6.17: Reduktion A1 und Gini-Koeffizient, Leistungen bei Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000 
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1999/2000 ergibt sich für die MLD und A1 (vgl. Abbildung 6.17) die gleiche 
Reihenfolge wie bei der Mehrheit der Maße 1994/95, hinsichtlich der anderen 
Maße dagegen rückt Italien vor Deutschland (vgl. Abbildung 6.17). Bezüglich 
der Bootstrapping-Konfidenzintervalle lässt sich feststellen, dass lediglich für 
das Vereinigte Königreich im Vergleich mit Finnland bzw. Italien für keines der 
Ungleichheitsmaße Überschneidungen festzustellen sind, was zeigt, dass die Re-
duktionen in Finnland und Italien deutlich höher ausfallen als im Vereinigten 
Königreich. 58 

Die geringsten Effektivitätswirkungen gehen somit von den Arbeitsunfall-
renten im Vereinigten Königreich aus. Hier zeigt sich, dass das Vereinigte 

57Für das Mehrau-Maß finden sich allerdings nur für die nach der Normalapproximations-
methode ermittelten Konfidenzintervalle Überschneidungen. 

58Keine Überschneidungen finden sich weiterhin für Finnland im Vergleich mit Italien 
außer für A1 , die MLD und das Piesch-Maß sowie für Finnland im Vergleich mit Deutschland 
außer für die MLD, A1 und Ao,s-
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Königreich, in dem die Ausgestaltung dieser Leistungen von der in den ande-
ren Ländern abweicht (vgl. Kapitel 2.6), sich auch in der Effektivitätswirkung 
absetzt. So handelt es sich bei den Transfers im Vereinigten Königreich um 
staatlich finanzierte Pauschalleistungen, wohingegen in den anderen Ländern 
durch die Arbeitgeber finanzierte, einkommensabhängige Leistungen gewährt 
werden. Unter den Ländern mit einer ähnlichen Ausgestaltung werden in Finn-
land die höchsten Reduktionswerte erzielt. 

An dieser Stelle soll nun wenigstens der Versuch unternommen werden, die 
in den französischen Daten enthaltenen Sozialleistungen bei Invalidität und Ar-
beitsunfällen/Berufskrankheiten mit denen der anderen Länder zu vergleichen. 
Daher werden für die vier anderen Länder Berechnungen durchgeführt, bei de-
nen die Wirkungen der Leistungen bei Invalidität sowie Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten zusammen betrachtet werden und dann mit den Ergebnis-
sen der „kombinierten" Variable in den französischen Daten verglichen werden. 
Da für Frankreich nur Daten von 1994 verfügbar sind, wird dieser Vergleich 
lediglich für den ersten Untersuchungszeitpunkt durchgeführt. Es sei noch ein-
mal betont, dass der durchgeführte Vergleich lediglich als grober Anhaltspunkt 
verstanden werden kann, da die eigentliche Invaliditätsrente in Frankreich gar 
nicht in den Daten enthalten ist. Für den Gini-Koeffizienten (vgl. Abbildung 
6.18), das Mehran-, Piesch- und Theil-Maß sowie A0,5 ergibt sich, dass im 
Vereinigten Königreich die höchsten Reduktionen erzielt werden, gefolgt von 
Deutschland, Italien, Frankreich und Finnland. Was A1 (vgl. Abbildung 6.18) 
und die MLD betrifft, tauschen Italien, Deutschland und das Vereinigte König-
reich ihre Ränge, so dass die höchsten Reduktionen für Deutschland erreicht 
werden, gefolgt von Italien und dem Vereinigten Königreich. 

Vergleicht man die Konfidenzintervalle für die in Frankreich erreichten 
Reduktionen mit denen der anderen Länder, so zeigt sich, dass keine Über-
schneidungen mit den Intervallen in Italien, Deutschland und dem Vereinig-
ten Königreich zu finden sind. Im Vergleich mit Finnland sind lediglich für 
die Atkinson-Maße und die MLD Überschneidungen feststellbar. Insgesamt 
sind die für Frankreich berechneten Reduktionen durch Leistungen bei Er-
werbsunfähigkeit im Vergleich zu Italien, Deutschland und dem Vereinigten 
Königreich deutlich geringer, im Vergleich zu Finnland dagegen liegen höhere 
Werte vor. Es ist allerdings zu vermuten, dass bei Miteinbeziehung von In-
validitätsrenten in Frankreich höhere Reduktionswerte feststellbar wären, die 
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Abbildung 6.18: Reduktion A1 und Gini-Koeffizient, Leistungen bei Er-
werbsunfähigkeit im Ländervergleich 1994/95 

Quelle: Eigene Bernchnungen mit LIS-Daten 

eventuell mit denen in Italien, Deutschland und dem Vereinigten Königreich 
konkurrieren könnten. 

6.2.5.5 Mindestsicherung 

Die höchste Reduktion durch die Leistungen der Mindestsicherung wird für 
beide Untersuchungszeitpunkte eindeutig für alle Maße im Vereinigten König-
reich erreicht, die niedrigsten Reduktionen werden dagegen für Italien ange-
zeigt. 1994/95 zeigt sich für den Gini-Koeffizient (vgl. Abbildung 6.19), das 
Mehran-, Piesch- und Theil-Maß sowie für A0,5 , dass die zweithöchsten Re-

duktionen in Finnland, gefolgt von Deutschland und Frankreich festzustellen 
sind. Bezüglich der MLD und A1 (vgl. Abbildung 6.19) tauschen Deutsch-
land und Finnland die Ränge, Deutschland weist also für diese Maße höhere 
Reduktionen auf. 

Zum zweiten Untersuchungszeitpunkt 1999/2000 ergibt sich das gleiche 
Bild, allerdings weisen die für Deutschland berechneten Reduktionen nun auch 
für das Theil-Maß und Ao,5 höhere Werte als für Finnland auf. Die eindeutig 
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Abbildung 6.19: Reduktion A1 und Gini-Koeffizient, Mindestsicherung im 
Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000 
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geringsten Reduktionen in Italien bzw. höchsten Reduktionen im Vereinigten 
Königreich werden durch den Vergleich der Konfidenzintervalle für die Reduk-
tionen mit den anderen Ländern bestätigt, für die sich nur vereinzelt Über-
schneidungen finden. 59 Der Vergleich der Länder mit mittleren Reduktions-
ziffern ergibt, dass sich ebenfalls nur für bestimmte Maße Überschneidungen 
ergeben.60 

Es zeigt sich also, dass die zentrale Stellung der Mindestsicherung im Sozi-
alsystem des Vereinigten Königreichs auch für eine herausragende Stellung im 
Vergleich mit Ländern sorgt, in denen die Mindestsicherung lediglich als aller-

59Überschneidungen finden sich 1994/95 für das Vereinigte Königreich im Vergleich mit 
Deutschland für A1 , sowie 1999/2000 für das Vereinigte Königreich im Vergleich mit 
Deutschland für A1 und die MLD und Italien im Vergleich mit Finnland ebenfalls für A1 
und die MLD. 

60 1994/95 ergeben sich für den Vergleich von Frankreich und Deutschland Überschnei-
dungen für das Mehran-Maß, A1, MLD, weiterhin für Gini und Ao,s lediglich für die B~ 
rechnungen nach der N-Methode. Im Vergleich der Intervalle für Frankreich und Finnland 
ergeben sich Überschneidungen für A1 und MLD, für den Vergleich Finnland - Deutschland 
sind Überlappungen für alle Maße außer Gini und Piesch feststellbar. 1999/2000 ergibt der 
Vergleich Deutschland - Finnland Überschneidungen für alle Maße außer A1 und MLD. 
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letztes Sicherheitsnetz nach Ausschöpfung aller anderen Möglichkeiten greifen 
soll. Die Einführung der Job Seeker's Allowance hat im Vereinigten Königreich 
durch eine Verlagerung einiger Income Support-Empfänger in diesen neuen 
Transfer zwar 2000 deutlich niedrigere Reduktionswerte zur Folge, allerdings 
wird dadurch die Spitzenposition im Ländervergleich nicht gefährdet. Das ex-
treme Gegenbeispiel zur Mindestsicherung im Vereinigten Königreich stellt Ita-
lien dar, für das sich die eindeutig geringsten Effektivitätswirkungen zeigen. In 
Italien ist ein eher niedriger Deckungsgrad durch die Mindestsicherung gege-
ben, es existiert kein national einheitliches System,61 so dass z.T. eine „Flucht" 
in andere Leistungen wie die lnvaliditätsrenten stattfindet (vgl. Kapitel 2.4.6). 
Mittlere Effektivitätszahlen weisen Finnland, Deutschland und Frankreich auf. 
Auffällig beim Vergleich dieser drei Länder untereinander ist, dass Deutschland 
im Vergleich zu Finnland tendenziell besser abschneidet, wenn den Berechnun-
gen Maße zugrunde liegen, die im unteren Einkommensbereich sensitiv sind. 
Was die Ausgestaltung der Transfers betrifft, ist weiterhin für Frankreich fest-
zustellen, dass im Vergleich zu Finnland und Deutschland der Transfer nicht 
zeitlich unbegrenzt gewährt wird. 

In einem nächsten Schritt sollen nun die Berechnungen für die Mindestsi-
cherung einschließlich Wohngeld durchgeführt werden, um zu überprüfen, ob 
die Miteinbeziehung des Wohngeldes die Ergebnisse entscheidend beeinflusst. 
Für Italien sind keine Daten zum Wohngeld vorhanden,62 weshalb im Folgen-
den nur Deutschland, Finnland, Frankreich (1994) und das Vereinigte König-
reich betrachtet werden. Beispielhaft für die Ergebnisse dieser Berechnungen 
sind in Abbildung 6.20 die sich für A1 und den Gini-Koeffizienten ergebenden 
Reduktionen dargestellt. 

Durch die Berücksichtigung des Wohngeldes ändert sich bei der Effektivität 
nichts an der „ Vormachtstellung" des Vereinigten Königreichs mit den eindeu-

61 Eine genauere Untersuchung des Aspektes der (De-)Zentralisierung der Organisation 
und Verwaltw1g von Mindestsicherung in Europa im Zusammenhang mit Umverteilungsef-
fekten wurde in Hölsch und Kraus (2002, 2004) vorgenommen. Der Dezentralisierungsgrad 
der Mindestsicherung wurde dabei über die Aspekte der Finanzierung durch Bund, Länder 
oder Gemeinden, der formalen Entscheidungsbefugnisse sowie der regionalen Variation der 
Leistungssätze vorgenommen. Italien wird dabei als dezentralstes System der hier betrach-
teten Länder eingestuft. Am zentralsten ist das britische System, gefolgt von Frankreich, 
Finnland und Deutschland, die im Mittelfeld liegen. 

62In Italien gibt es kein national geregeltes Wohngeld, lediglich bestimmte Regionen bieten 
für bestimmte Gruppen Wohngeld an. 
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Abbildung 6.20: Reduktion A1 und Gini-Koeffizient, Mindestsicherung ein-
schließlich Wohngeld im Ländervergleich 1994/95 und 1999 /2000 
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tig höchsten Reduktionen, was sich auch darin widerspiegelt, dass keinerlei 
Überschneidungen der Konfidenzintervalle für die Reduktionen im Vereinig-
ten Königreich im Vergleich zu den anderen Ländern zu finden sind. 1994/95 
ergaben sich vor allem für Frankreich und Deutschland Veränderungen im Ver-
gleich zu den Berechnungen ohne Wohngeld. Für den Gini-Koeffizienten, das 
Mehran-, Piesch- und Theil-Maß tauschen diese beiden Länder die Ränge, da 
Frankreich bedeutend höhere Effektivitätsziffern im Vergleich zu den Berech-
nungen ohne Wohngeld aufweist. Was die MLD und A1 betrifft, schiebt sich 
Frankreich auch vor Finnland, das damit nach Deutschland auf dem vierten 
Rang liegt. Für A0,5 weist Frankreich ebenfalls die zweithöchsten Reduktionen 
nach dem Vereinigten Königreich auf, allerdings finden sich für dieses Maß in 
Finnland höhere Reduktionen als in Deutschland. Vergleicht man die Konfi-
denzintervalle der Reduktionen von Frankreich und Finnland, so ergeben sich 
im Gegensatz zu den Berechnungen ohne Wohngeld für alle Maße Überschnei-
dungen, was darauf schließen lässt, dass der Unterschied zwischen den Reduk-
tionen nicht deutlich ausgeprägt ist. Ein Vergleich der Intervalle für Deutsch-
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land mit Frankreich und Finnland ergibt dagegen nur Überschneidungen für 
A1 und die MLD. 1999/2000 bleiben lediglich drei Länder für einen Vergleich 
übrig, da für Frankreich keine Daten für diese Jahre vorliegen. Vergleicht man 
die sich ergebenden Rangfolgen mit den Berechnungen ohne Wohngeld, fällt 
nur für Ao,s ein Unterschied auf: Ohne Wohngeld ergibt sich für den zweiten 
Untersuchungszeitpunkt eine höhere Reduktion für Deutschland als für Finn-
land, während die Berechnungen mit Wohngeld höhere Effektivitätswerte für 
Finnland liefern. Allerdings zeigt sich für alle Maße außer die von Gini, Mehran 
und Piesch,63 dass sich die Konfidenzintervalle der Reduktionen in Finnland 
und Deutschland überlappen. 

Der Einbezug des Wohngeldes ändert also nichts an der Position des Ver-
einigten Königreiches. Die deutlichste Veränderung ergibt sich dagegen in der 
Verbesserung der Position Frankreichs. Das lässt sich durch die hohe Bedeu-
tung des Wohngeldes in Frankreich erklären: So bezogen 1992 8,8 Prozent der 
Bevölkerung Wohngeld gegenüber 1,1 Prozent, die Mindestsicherung empfin-
gen. In Deutschland dagegen waren 2,8 Prozent auf Wohngeld, aber 4,5 Prozent 
auf Sozialhilfe angewiesen (vgl. Eardley et al. 1996a: 39). 

6.2.6 Transfers im Ländervergleich: Effizienz 

Die folgenden Kapitel 6.2.6.1 bis 6.2.6.5 dienen der Vorstellung der Ergebnisse 
für die Effizienz bezüglich der einzelnen Transferleistungen jeweils im Länder-
vergleich. Da die Effizienzindikatoren als Quotient aus U ngleichheitsreduktion 
durch Ausgabenanteil für den jeweiligen Transfer am BIP berechnet werden, 
ist es notwendig, dass die Ausgabenanteile tatsächlich zur Verfügung stehen. 
Ist dies nicht der Fall, muss an gegebener Stelle auf die Berechnungen verzich-
tet werden.64 Im Gegensatz zu den Ergebnissen der Effektivität werden für die 
Effizienz keine Bootstrapping-Konfidenzintervalle ermittelt. 

In den folgenden Unterkapiteln werden für jeden Transfer zunächst die 
Ergebnisse für 1994/95 und 1999/2000 im Ländervergleich erläutert. Diese 
Ergebnisse werden anschließend mit denen für die Effektivität verglichen, die 
in den Kapiteln 6.2.5.1 bis 6.2.5.5 vorgestellt wurden. 

63Keine Überschneidungen ergeben sich auch für die nach der N-Methode berechneten 
Intervalle bei der MLD und A1 . 

64Vgl. zu den Ausgabenanteilen Tabelle 6.1 auf S. 141 und insbesondere zur Problematik 
der Ausgaben für Mindestsicherung auch Kapitel 6.2.3. 

199 



6.2.6.1 Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Bei den Leistungen bei Arbeitslosigkeit sind wieder zwei Transfers zu beachten: 
das Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe, wobei die Effizienzanalyse zu-
erst für das Arbeitslosengeld vorgestellt wird. Hinsichtlich des Arbeitslosengel-
des resultieren je nach zugrunde liegendem U ngleichheitsmaß unterschiedliche 
Reihenfolgen der Effizienzzahlen für 1994/95. Bezüglich des Gini-Koeffizienten 
(vgl. Abb. 6.21) und des Mehran-Maßes wird die höchste Effizienz für Finnland 
erreicht, gefolgt von Deutschland, dem Vereinigten Königreich, Frankreich und 
Italien. Für das Piesch- und Theil-Maß tauschen Frankreich und das Vereinig-
te Königreich ihre Positionen. Eine stärkere Veränderung der Reihenfolge ist 
dagegen für die MLD, A0,5 und A1 (vgl. Abb. 6.21) festzustellen: Die höchste 
Effizienz wird hier im Vereinigten Königreich erreicht, Deutschland bleibt wie 
bei allen anderen Maßen auf dem zweiten Rang, gefolgt von Finnland, Frank-
reich und Italien, das hinsichtlich aller Maße auf dem letzten Platz liegt. 

Abbildung 6.21: Effizienzindikator A1 und Gini-Koeffizient, Arbeitslosengeld 
im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000 
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Im Beobachtungszeitraum 1999/2000 weist Finnland für alle Maße die 
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höchste Effizienz auf. Was die MLD, A1 und das Mehran-Maß betrifft, folgen 
das Vereinigte Königreich, Deutschland und Italien. Für den Gini-Koeffizienten, 
das Piesch- und das Theil-Maß sowie A0,5 tauschen das Vereinigte Königreich 
und Deutschland ihre Plätze. 

Für Italien wurden die Effizienzindikatoren der Gesamtleistungen bei Ar-
beitslosigkeit, also das Arbeitslosengeld plus die Leistungen bei Teilarbeitslo-
sigkeit, ebenfalls berechnet. Der Vergleich dieser Effizienzwerte mit denen der 
anderen Länder ergab die gleichen Reihenfolgen wie oben beschrieben, Italien 
kann sich auch für diese Berechnungen nicht vom letzten Platz lösen. 

Der Vergleich der Effizienz- und Effektivitätsergebnisse zeigt, dass Italien 
für das Arbeitslosengeld immer auf dem letzten Rang verbleibt. Eine Verbes-
serung ist dagegen für das Vereinigte Königreich festzustellen. Vom eindeutig 
vorletzten Platz bei der Effektivität findet eine Verbesserung in der Rangfolge 
statt. Das beste Ergebnis wird dabei 1994/95 für die Berechnungen mit der 
MLD und den Atkinson-Maßen erzielt, für die das Vereinigte Königreich sogar 
auf den ersten Rang rückt. Dies könnte darauf hinweisen, dass das damali-
ge Arbeitslosengeld im Vereinigten Königreich im Vergleich zu Finnland und 
Deutschland eher auf die unteren Einkommensbereiche ausgerichtet war, da 
in diesem Bereich sensitive Maße bessere Effizienzergebnisse ausweisen. 1999 
dagegen ist für diese Maße im Vereinigten Königreich ein Absinken der Effizi-
enzindikatoren zu verzeichnen, was vermutlich auf die starken Veränderungen 
in der institutionellen Ausgestaltung durch die Einführung der Job Seeker's 
Allowance zurückzuführen ist, die allerdings auch durch eine deutliche Verrin-
gerung der Arbeitslosenquote begleitet werden (vgl. Tab. 6.2, S. 142). Frank-
reich fällt bei der Effizienz für alle Maße auf den vorletzten Rang zurück, 
lediglich für das Piesch- und das Theil-Maß schneidet das Vereinigte König-
reich schlechter ab. Die deutlich besseren Ergebnisse der (zumindest teilweise) 
einkommensabhängigen Versicherungsleistungen in Finnland, Deutschland und 
Frankreich bei der Effektivität können also für die Effizienz nicht mehr eindeu-
tig bestätigt werden, da diese erheblichen Wirkungen über vergleichsweise hohe 
Ausgaben „erkauft" werden (vgl. Tab. 6.1, S. 141). Durch niedrige Ausgaben 
gelingt es dem Vereinigten Königreich mit seinen pauschalen Leistungen für die 
Effizienzergebnisse zu diesen Ländern aufzuschließen bzw. sogar bessere Ergeb-
nisse zu erzielen. In Italien werden zwar auch einkommensabhängige Arbeits-
losigkeitsleistungen angeboten, allerdings reicht deren niedriges Niveau nicht 
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aus, um hinsichtlich der Effektivität und Effizienz mit den anderen Ländern 
mithalten zu können. 

Nun soll noch ein kurzer Vergleich der Effizienzwerte für die Arbeitslo-
senhilfe erfolgen.65 1994/95 weist Finnland bis auf die MLD und die beiden 
Atkinson-Maße eine höhere Effizienz als Deutschland auf, 2000 kann Deutsch-
land nur noch für die MLD und A1 bessere Effizienzergebnisse erzielen. Damit 
kann Deutschland immerhin für die Berechnungen auf Basis der im unteren 
Einkommensbereich sensitiven Maße Finnland „überholen", was für die Effek-
tivität nicht gelang. Die pauschalen Leistungen in Finnland werden also für 
diese im unteren Einkommensbereich sensitiven Maße zwar als effektiver, aber 
als weniger effizient als die einkommensabhängigen Leistungen in Deutschland 
eingestuft. 

6.2.6.2 Geldleistungen bei Krankheit 

Daten zum Krankengeld sind 1994/95 für Finnland, Frankreich und das Ver-
einigte Königreich verfügbar. Die eindeutig niedrigsten Effizienzwerte sind für 
alle verwendeten Maße in Finnland festzustellen. Ob Frankreich oder das Ver-
einigte Königreich höhere Effizienzzahlen aufweisen, hängt vom zugrunde ge-
legten Maß ab: Für den Gini-Koeffizienten (vgl. Abb. 6.22), das Mehran-, das 
Piesch- sowie das Theil-Maß schneidet Frankreich besser ab, für die MLD, A0,5 

sowie A1 (vgl. Abb. 6.22) liegt das Vereinigte Königreich vorn. 
Zum zweiten Beobachtungszeitpunkt werden nur noch Finnland und das 

Vereinigte Königreich analysiert, da für Frankreich nur Daten aus dem Jahr 
1994 vorhanden sind. Hier hängt die Reihenfolge der beiden Länder von den 
verwendeten Maßen ab: Hinsichtlich des Gini-Koeffizienten, des Mehran- und 
des Piesch-Maßes sind höhere Effizienzziffern für das Vereinigte Königreich ab-
zulesen; bezüglich des Theil-Maßes, der MLD und der Atkinson-Maße ist dies 
dagegen für Finnland der Fall, das 1994/95 noch eindeutig an letzter Stelle 
lag. Diese Verbesserung ist aber vor allem auf einen deutlichen Rückgang der 
Effizienzwerte im Vereinigten Königreich von 1994 auf 1999 zurückzuführen, 
wie in Abb. 6.22 deutlich wird. Dieser Rückgang der Werte dürfte sich auf das 
Absinken der Effektivitätswerte einerseits und eine leichte Erhöhung der Aus-
gabenanteile andererseits zurückführen lassen. An dieser Stelle sei nochmals 

65Eine grafische Darstellung erfolgt an dieser Stelle nicht, da nur für Deutschland und 
Finnland Berechnungen durchgeführt werden können. 
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Abbildung 6.22: Effizienzindikator A1 und Gini-Koeffizient, Krankengeld im 
Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000 
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erwähnt, dass zwischen den beiden Untersuchungszeitpunkten eine umfassen-
de Reform der Geldleistungen bei Krankheit im Vereinigten Königreich vorge-
nommen wurde (vgl. Kapitel 2.5.3), die sich hier vermutlich niederschlägt.66 

Vergleicht man die Effektivitäts- und die Effizienzergebnisse, so fällt auf, 
dass Finnland bei der Effizienz deutlich schlechter abschneidet, wohingegen das 
Vereinigte Königreich seine Position verbessern kann. Der Vergleich der für die 
Effizienzberechnungen verwendeten Ausgabenanteile zeigt, dass die Ausgaben-
anteile in Finnland ca. sieben mal so hoch wie im Vereinigten Königreich sind. 
Damit lässt sich diese Verschiebung erklären. Frankreich, das bezüglich der 
Ausgabenanteile zwischen diesen beiden Extremen liegt, kann dagegen seine 
Position behaupten. Es zeigt sich also, dass die Pauschalleistungen im Vereinig-
ten Königreich zwar wenig effektiv, aber dafür effizienter sind, wohingegen die 

66Hierbei ist zu beachten, dass in den Daten 1994 sowohl Sickness Benefit als auch Sta-
tutory Siek Pay enthalten waren, wohingegen 1999 nur noch Statutory Siek Pay für die 
entsprechende Variable zur Verfügung stand. Der short-term lncapacity Benefit, der die 
Sickness Benefits ersetzt, ist nicht enthalten. Vgl. zum Inhalt der Variablen Kapitel 5.2. 
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teilweise vom Einkommen abhängigen Leistungen in Finnland zwar effektiv, 
aber aufgrund der hohen Ausgaben weniger effizient sind. Die als Prozentsätze 
am bisherigen Einkommen gewährten Leistungen in Frankreich ergeben dage-
gen fast die gleichen Positionen für Effektivität und Effizienz. 

6.2.6.3 Leistungen bei Invalidität 

Ein Ländervergleich bezüglich der Leistungen bei Invalidität schließt lediglich 
Deutschland, Finnland, Italien und das Vereinigte Königreich ein, da für Frank-
reich in den LIS-Daten keine gesonderten Angaben zu lnvaliditätsleistungen 
herausfilterbar sind. Für alle UngleichhP-itsmaße bis auf die MLD und A1 er-
gibt sich 1994/95 die gleiche Reihenfolge (vgl. Abb. 6.23): Die höchste Effizienz 
zeigt sich für Italien, gefolgt von Deutschland, dem Vereinigten Königreich und 
Finnland. Für die MLD und A1 ist die niedrigste Effizienz zwar weiterhin in 
Finnland und die zweitniedrigste im Vereinigten Königreich festzustellen, die 
höchste Effizienz zeigt sich bei Verwendung dieser Maße allerdings für Deutsch-
land, danach folgt Italien. 

Für 1999/2000 ist bei der Mehrzahl der zugrunde gelegten Maße feststell-
bar, dass in Deutschland die höchste Effizienz der Invaliditätsleistungen vor-
liegt, gefolgt von Italien, Finnland und dem Vereinigten Königreich. Ledig-
lich für das Piesch-Maß und die MLD tauschen Finnland und das Vereinig-
te Königreich die Ränge, wobei die Effizienzergebnisse für die beiden Länder 
eng beieinander liegen. Im Vergleich zu 1994/95 schiebt sich Deutschland al-
so eindeutig auf Platz eins. Diese leichte Verbesserung der Position Deutsch-
lands im Vergleich zu 1994/95 dürfte sich wohl einerseits auf die zwischen-
zeitliche Einführung der als Pauschalleistungen gewährten Pflegeversicherung 
zurückführen lassen. Andererseits ist für Italien 2000 zusätzlich zu der einkom-
mensabhängigen Versicherungsleistung der Invaliditätsrente die Pensione per 
invalidi civili enthalten, die als Pauschalleistung gewährt wird, wenn kein Ver-
sicherungsanspruch auf lnvaliditätsrente vorliegt. Dies begründet vermutlich 
das Sinken der Effizienzwerte in Italien von 1995 bis 2000 und „begünstigt" 
somit den eindeutigen ersten Rang für Deutschland. 

Vergleicht man die Ergebnisse für die Effektivität und die Effizienz, fällt 
auf, dass Finnland sich nur für einige Maße bei den Effizienzberechnungen 
1999/2000 vom letzten auf den vorletzten Rang verbessern kann. Dieses etwas 
bessere Abschneiden könnte auf die Miteinbeziehung der Volksrente im Jahr 
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Abbildung 6.23: Effizienzindikator A1 und Gini-Koeffizient, Leistungen bei In-
validität im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) 

2000 zurückzuführen sein. Eindeutig schlechter schneidet das Vereinigte König-
reich für die Effizienz im Vergleich zur Effektivität ab, während sich Deutsch-
land und Italien für die Effizienz eher verbessern. Das schlechtere Abschneiden 
des Vereinigten Königreichs mit seinen aus verschiedenen Pauschalleistungen 
zusammengesetzten Leistungen im Vergleich zu Deutschland und Italien bei 
der Effizienz dürfte sich auf das vergleichsweise hohe Niveau der Ausgaben für 
lnvaliditätsrenten im Vereinigten Königreich zurückführen lassen. 

6.2.6.4 Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

Da für Frankreich keine separaten US-Daten zu Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten vorliegen, und in Italien keine Ausgabendaten für die-
se Transferart in der OECD Social Expenditure Database verfügbar sind, be-
schränkt sich 1994/95 die Betrachtung auf Deutschland, Finnland und das Ver-
einigte Königreich. Die Rangfolge gemäß den Effizienzindikatoren ist recht ein-
deutig: Die höchsten Werte werden für Finnland erreicht, gefolgt von Deutsch-
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land und dem Vereinigten Königreich, das ganz eindeutig die niedrigsten Werte 
aufweist (vgl. Abb. 6.24). Lediglich für die Berechnungen mit dem Piesch-Maß 
schneidet Deutschland besser als Finnland ab. 

Abbildung 6.24: Effizienzindikator Gini-Koeffizient, Leistungen bei Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000 
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diture Database (SOCX) 

Im Jahr 2000 ist nur ein Vergleich von Deutschland und Finnland möglich, 
da in den Ausgabendaten von 1999 keine Angaben zu Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten für das Vereinigte Königreich enthalten sind. Dabei ergeben 
sich im Hinblick auf alle verwendeten Maße eindeutig höhere Effizienzwerte in 
Finnland. 

So zeigt sich also, dass sich die grundsätzlichen Ergebnisse für die Effekti-
vität und die Effizienz bezüglich der Arbeitsunfallrenten nicht unterscheiden: 
In Finnland sind die höchsten und im Vereinigten Königreich die niedrigsten 
Werte zu finden. Vergleicht man die Ausgabenanteile für Arbeitsunfallren-
ten/Berufskrankheiten (vgl. Tab. 6.1, S. 141), so zeigt sich, dass diese nicht 
stark voneinander abweichen. Man kann somit feststellen, dass das Vereinigte 
Königreich sich nicht nur in der Ausgestaltung, sondern auch in der Effekti-

206 



vitäts- und Effizienzwirkung von den anderen Ländern abhebt, da es jeweils 
eindeutig die niedrigsten Werte aufweist. Die Ausgestaltung der Leistungen bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten unterscheidet sich für das Vereinigte 
Königreich insofern von der in den anderen Ländern, als dass am Krankengeld 
orientierte Pauschalleistungen, die staatlich finanziert sind, gewährt werden, 
wohingegen in den anderen Ländern vorwiegend vom Arbeitgeber finanzierte, 
einkommensabhängige Leistungen üblich sind. 

Wie schon in Kapitel 6.2.5.4 soll auch hier der Versuch unternommen wer-
den, einen Vergleich der Erwerbsunfähigkeitsleistungen Deutschlands, Finn-
lands und des Vereinigten Königreiches67 mit denen für Frankreich 1994/95 
vorzunehmen. Dazu werden die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten und bei Invalidität für die erst genannten Länder gemeinsam be-
trachtet. Für die Mehrzahl der berechneten Effizienzindikatoren ergibt sich, 
dass die höchsten Werte in Deutschland erzielt werden, gefolgt von Frankreich, 
Finnland und dem Vereinigten Königreich. Lediglich für den Gini-Koeffizienten 
(vgl. Abb. 6.25) und das Piesch-Maß vertauschen Finnland und das Vereinigte 
Königreich die Ränge. 

Vergleicht man diese Ergebnisse mit denjenigen für die Effektivität, fällt 
zunächst die Verbesserung Frankreichs in der Rangfolge auf, das sich für die Ef-
fektivität immer auf dem vorletzten Platz befand. Der Vergleich der Ausgaben 
für die Erwerbsunfähigkeitsleistungen zeigt, dass Frankreich die niedrigsten 
Ausgabenanteile aufweist, wodurch sich dieses Land bei der Effizienzrangfolge 
verbessern kann. Hierbei ist allerdings anzumerken, dass die für Frankreich be-
rechneten Effizienzindikatoren tatsächlich wohl etwas niedriger sind, da für die 
Ausgabenanteile keine Daten für die Sondererziehungsbeihilfe enthalten sind. 
Am besten für die Effizienz schneidet allerdings Deutschland ab, das schon für 
die Effektivität auf dem zweiten oder dritten Rang platziert war. Das Verei-
nigte Königreich mit seinen vergleichsweise hohen Ausgaben fällt dagegen für 
die Effizienz zurück. Finnland, das für die Effektivität noch eindeutig auf dem 
letzten Rang lag, kann sich leicht verbessern. 

67Italien geht nicht in diesen Vergleich ein, da wegen fehlender Ausgaben für Arbeitsun-
fallrenten keine sinnvollen Effizienzberechnungen für Erwerbsunfähigkeitsleistungen vorge-
nommen werden können. 
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Abbildung 6.25: Effizienzindikator A1 und Gini-Koeffizient, Leistungen bei Er-
werbsunfähigkeit im Ländervergleich 1994/95 

Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) 

6.2.6.5 Mindestsicherung 

Um Effizienzberechnungen zur Mindestsicherung vorzunehmen, muss auf Aus-
gabendaten von 1992 zurückgegriffen werden, da neuere vergleichbare Ausga-
bendaten nicht verfügbar sind.68 Aus diesem Grund werden die Berechnun-
gen auch nur für 1994/95 durchgeführt. Die Berechnungen mit dem Gini-
Koeffizienten und verwandten Maßen ergeben, dass die höchste Effizienz in 
Finnland, gefolgt von Frankreich, dem Vereinigten Königreich, Deutschland 
und Italien erreicht wird (vgl. Abb. 6.26). Für die Berechnungen auf Basis 
der anderen vier Ungleichheitsmaße ändert sich an dieser Reihenfolge ledig-
lich, dass Frankreich vor Finnland die höchste Effizienz aufweist. An dieser 
Stelle sei nochmals darauf hingewiesen, dass wie in Kapitel 6.1 schon erläutert 
der tatsächliche Ausgabenanteil der finnischen Mindestsicherung 1995 wohl im 
Ländervergleich höher wäre. Somit wären auch die berechneten Effizienzziffern 

68Vgl. dazu auch Kapitel 6.1. 
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im Ländervergleich niedriger als hier ausgewiesen, und es ist nicht auszuschlie-
ßen, dass Finnland evtl. in der Rangfolge etwas schlechter abschneiden würde. 

Abbildung 6.26: Effizienzindikator A1 und Gini-Koeffizient, Mindestsicherung 
im Ländervergleich 1994/95 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit US-Daten und Ausgabendaten aus Eardley et al. (1996a: 
35) 

Der Vergleich dieser Ergebnisse mit denen für die Effektivität zeigt, dass 
das Vereinigte Königreich im Hinblick auf die Effizienz eindeutig weiter hin-
ten in der Rangfolge platziert wird, dagegen rücken Frankreich und Finnland 
auf die vordersten Ränge. Für die Effizienz schneiden damit Länder besser ab, 
deren Mindestsicherung in erster Linie darauf ausgerichtet ist, als letztes Si-
cherheitsnetz zu dienen, wenn andere Ansprüche ausgeschöpft sind. Ein weite-
rer Erklärungsfaktor bezüglich der Effektivitäts- und Effizienzwirkungen wird 
von Hölsch und Kraus (2002, 2004) in der (De-)Zentralisierung der Organisati-
on und Verwaltung der Mindestsicherung gesehen. 69 Dabei weisen Frankreich 

69Zur Argumentation bzgl. den Vor- und Nachteilen der Dezentralisierung vgl. Hölsch und 
Kraus (2002, 2004). Die Einstufung des Dezentralisienmgsgrades wird anhand der Kriterien 
Finanzierungsanteile von Bund, Länder, Gemeinden, der formalen Entscheidungsbefugnisse 
sowie der Variation der Leistungssätze in verschiedenen Regionen vorgenommen. 
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Abbildung 6.27: Effizienzindikator A1 und Gini-Koeffizient, Mindestsicherung 
einschließlich Wohngeld im Ländervergleich 1994/95 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardlcy et al. (1996a: 35) 

und Finnland mittlere Zentralisierungsgrade auf, Italien wird als sehr dezen-
tral, das Vereinigte Königreich als sehr zentral eingestuft. Das deutsche System 
ist etwas dezentraler als Frankreich und Finnland eingeordnet. Am effizientes-
ten schneiden damit die Länder mit gemäßigtem Zentralisierungsgrad ab, am 
schlechtesten das dezentralste Land Italien. Die Veränderung der Reihenfolge 
für die Effizienz im Vergleich zur Effektivität dürfte darauf zurückzuführen 
sein, dass die hohen Effektivitätsziffern im Vereinigten Königreich über recht 
hohe Ausgaben „erkauft" werden, was sich entsprechend in geringeren Effizi-
enzwerten niederschlägt. Der Bereich der Mindestsicherung, welcher eine be-
deutende Stellung unter den Wohlfahrtsleistungen im Vereinigten Königreich 
einnimmt, erreicht somit eine hohe Effektivität, wohingegen die Effizienz le-
diglich im mittleren Bereich anzusiedeln ist. Dagegen zeigt sich die geringe Be-
deutung, die der Mindestsicherung in Italien zukommt, eindeutig darin, dass 
sowohl für die Effektivität als auch für die Effizienz die niedrigsten Werte im 
Ländervergleich vor liegen. 
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Um die mögliche Auswirkung des Wohngeldes zu berücksichtigen, werden 
im Folgenden die Effizienzberechnungen auch für die Leistungen der Mindest-
sicherung einschließlich Wohngeld vorgenommen (vgl. Abb. 6.27). Da in Italien 
kein Wohngeld auf nationaler Ebene existiert, beschränkt sich der Vergleich auf 
Deutschland, Finnland, Frankreich und das Vereinigte Königreich. Hier wird 
die höchste Effizienz eindeutig in Finnland, gefolgt von Frankreich erreicht. Es 
folgen das Vereinigte Königreich und Deutschland, wobei für A1 Deutschland 
besser als das Vereinigte Königreich abschneidet. Insgesamt bewirkt also die 
Hinzunahme des Wohngeldes, dass sich die Position Finnlands im Vergleich zu 
den Ergebnissen ohne Wohngeld verbessert. 

Vergleicht man diese Effizienzergebnisse mit denen für die Effektivität, lässt 
sich ebenso wie bei den Ergebnissen ohne Wohngeld feststellen, dass sich die 
Position des Vereinigten Königreiches verschlechtert. Dagegen verbessert sich 
die Position Finnlands und Frankreichs, deren Effizienzergebnisse höher als 
die im Vereinigten Königreich sind. Vergleicht man die Ausgabenanteile für 
Mindestsicherung und Wohngeld der verschiedenen Länder (vgl. Tab. 6.1, S. 
141), so wird deutlich, dass im Vereinigten Königreich eindeutig die höchsten 
Ausgaben für diese beiden Transfers anfallen. Damit lässt sich die Verschlech-
terung dieses Landes in der Rangfolge im Vergleich zur Effektivität erklären. 

6.2. 7 Transfers im Ländervergleich: Zusammenhang mit 
Ausgaben 

Auch an dieser Stelle soll zum Abschluss der Betrachtungen zur Wirkung der 
Transfers im Ländervergleich eine Überprüfung der These vorgenommen wer-
den, dass höhere Ausgaben höhere Umverteilungswirkungen nach sich ziehen. 
Wie in Kapitel 6.2.4 werden dazu Rangkorrelationskoeffizienten nach Spear-
man zwischen den Effektivitätswerten und den Ausgabenanteilen der jeweiligen 
Transfers berechnet. Dieses Mal wird allerdings eine Betrachtung pro Transfer 
angestellt, d.h. für jeden Transfer werden den Reduktionswerten in den unter-
suchten Ländern die entsprechenden Ausgabenanteile gegenübergestellt. Die 
ermittelten Rangkorrelationskoeffizienten werden in Tabelle 6.5 dargestellt. 

Hohe positive Zusammenhänge lassen sich für das Arbeitslosengeld und die 
Arbeitslosenhilfe feststellen. Bei der Arbeitslosenhilfe sollte allerdings beach-
tet werden, dass lediglich Finnland und Deutschland in die Berechnungen mit 
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Tabelle 6.5: Rangkorrelationen: Effektivität - Ausgabenanteile für Transfers im 
Ländervergleich, Ungleichheit 

Gini A1 
1994/1995 1999/2000 1994/1995 1999/2000 

Arbeitslosengeld 0,90 1,00 0,90 1,00 
Arbeitslosenhilfe 1,00 1,00 1,00 1,00 
Krankengeld 0,50 1,00 1,00 1,00 
lnvaliditätsleist. 0,80 0,80 0,40 0,20 
U nfallr. /Berufskrankh. 0,50 1,00 0,50 1,00 
Mindestsicherung 0,50 - 0,70 -
Mindests. + Wohngeld 0,20 - 0,80 -

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und OECD Social Expenditure Database 
(SOCX) bzw. für Mindestsicherung Eardley et al. (1996a: 35) 

einbezogen werden können, womit sich schon dadurch ein Wert von eins ergibt, 
dass in Finnland sowohl die höheren Ausgabenanteile als auch die höheren Re-
duktionswirkungen festzustellen sind. Gleiches gilt auch für das Krankengeld, 
für das drei Mal ein Wert von eins erreicht wird: 1994/95 gehen drei Länder in 
die Betrachtungen mit ein, 1999/2000 sind es sogar nur zwei. Die Ergebnisse für 
die Invaliditätsleistungen zeigen hinsichtlich des Gini-Koeffizienten mittlere bis 
hohe positive Korrelationen an; für das im unteren Einkommensbereich sensiti-
ve Maß A1 sind allerdings nur schwache Zusammenhänge feststellbar. Für die 
Unfallrenten ergeben sich wieder positive Korrelationen, die allerdings nicht 
durchweg hoch sind. Im Hinblick auf die Mindestsicherung und die Mindest-
sicherung einschließlich Wohngeld zeigt sich, dass positive Zusammenhänge 
vorliegen, allerdings sind nur für A1 etwas höhere Korrelationen feststellbar. 
Dieses Maß ist sensitiv im unteren Einkommensbereich, auf welchen die Min~ 
destsicherungsleistungen ausgerichtet sind. 

Untersucht man die Korrelationen zwischen den Effizienzwerten und den 
Ausgaben für die einzelnen Transfers, ergeben sich z.T. deutlich andere Werte 
als für den Zusammenhang zwischen Effektivität und Ausgaben. Für 1999/2000 
zeigt sich zwar weiterhin ein hoher positiver Zusammenhang für das Arbeits-
losengeld, allerdings sind für 1994/95 bedeutend niedrigere Korrelationen fest-
stellbar, wobei für A1 sogar ein schwacher negativer Zusammenhang resultiert. 
Bemerkenswert ist hierbei, dass die Arbeitslosenquoten in den betrachteten 
Ländern 1994 bzw. 1995 z.T. bedeutend höher als 1999 bzw. 2000 waren. Für 
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Tabelle 6.6: Rangkorrelationen: Effizienz - Ausgabenanteile für Transfers im 
Ländervergleich, Ungleichheit 

Gini A1 
1994/1995 1999/2000 1994/1995 1999/2000 

Arbeitslosengeld 0,50 1,00 -0,30 0,80 
Arbeitslosenhilfe 1,00 1,00 -1,00 -1,00 
Krankengeld -0,50 -1,00 -1,00 1,00 
Invaliditätsleist. 0,20 -0,40 0,40 -0,40 
U nfallr. /Berufskrankh. 0,50 1,00 0,50 1,00 
Mindestsicherung -0,50 - -0,60 -
Minde$ts. + Wohngeld -0,80 - -1,00 -

Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten und OECD Social Expenditure Database 
(SOCX) bzw. für Mindestsicherung Eardley et al. (1996a: 35) 

die Arbeitslosenhilfe ergeben sich für den Gini-Koeffizienten zwar weiterhin 
positive Werte, allerdings kehrt sich für das im unteren Einkommensbereich 
sensitive A1 die Richtung des Zusammenhangs um. Was das Krankengeld be-
trifft, ist ebenfalls eine Umkehrung des Vorzeichens feststellbar, wobei für A1 

1999/2000 weiterhin ein positiver Zusammenhang vorliegt. Im Hinblick auf die 
Invaliditätsleistungen sind nur geringe Zusammenhänge feststellbar, allerdings 
sind diese Korrelationen für 1999/2000 entgegengerichtet. Der einzige Trans-
fer, für den sich keinerlei Änderung sowohl bezüglich des Vorzeichens als auch 
der absoluten Werte ergibt, ist die Unfallrente. Für die Mindestsicherungsleis-
tungen kehren sich die Vorzeichen um, für die Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld fallen die entgegengerichteten Korrelationen sogar recht stark aus. 

Die zu überprüfende These kann somit für die Effektivität tendenziell be-
stätigt werden, lediglich für einzelne Ausnahmen sind die festgestellten posi-
tiven Korrelationen nur schwach ausgeprägt. Im Hinblick auf den Zusammen-
hang der Ausgaben mit den Effizienzwerten kann dagegen kein klares Fazit 
gezogen werden. Für die Mindestsicherungsleistungen zeigen sich negative Zu-
sammenhänge, für das Krankengeld weiterhin positive. Hinsichtlich der ande-
ren Transfers dagegen wechselt je nach Jahr und/oder Maß das Vorzeichen. 
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6.3 Armut 

Analog zu Kapitel 6.2 für Ungleichheit werden in diesem Kapitel die Ergebnis-
se der empirischen Berechnungen für Armut vorgestellt. Zur Messung der Ar-
mut werden die Armutsquote, die Armutslücke (PGR), die Einkommenslücke 
(IGR), FGT2 sowie das Sen-Maß herangezogen.70 Wie in Kapitel 4 erläutert 
wurde, ist ein wichtiger Aspekt bei der Messung von Armut die Festlegung 
der Armutsgrenze. In dieser Arbeit wird ein relativer Armutsbegriff zugrunde 
gelegt. Um zu verhindern, dass es durch die willkürliche Wahl einer einzigen 
Armutsgrenze zu einer einseitigen Darstellung der Ergebnisse kommt, werden 
die Berechnungen für vier verschiedene Armutsgrenzen durchgeführt. Diese 
liegen bei 40, 50 und 60 Prozent des Medianäquivalenzeinkommens71 sowie 
50 Prozent des arithmetischen Mittels der Äquivalenzeinkommen.72 Um die 
Beschreibung der Ergebnisse übersichtlich zu gestalten, werden in der Regel 
immer nur die Ergebnisse für die Armutsgrenze von 50 Prozent des Median 
präsentiert. Resultieren für andere Armutsgrenzen inhaltlich verschiedene Er-
gebnisse, wird an den entsprechenden Stellen darauf hingewiesen. 73 In diesem 
Sinne werden nicht immer die Ergebnisse für alle berechneten Armutsmaße 
dargestellt, sondern lediglich für ausgewählte Maße, für die sich inhaltlich un-
terschiedliche Resultate ergeben. Die Berechnung der Konfidenzintervalle sowie 
der Effizienzergebnisse werden exemplarisch nur für eine Armutsgrenze von 50 
Prozent des Median durchgeführt. 

Das erste Unterkapitel 6.3.1 dient der Darstellung der Ergebnisse, die sich 
für die Armutsberechnungen mit dem verfügbaren Einkommen ohne Abzug ei-
nes Transfers 1994/95 bzw. 1999/2000 ergeben. Dabei werden die vier verschie-
denen Armutsgrenzen und die entsprechenden Ergebnisse für die berechneten 
Armutsmaße im Ländervergleich präsentiert. Nach der Darstellung dieser Er-
gebnisse für die Gesamtarmut der fünf untersuchten Länder im Vergleich wird 
in Kapitel 6.3.2 auf die Effektivitätsergebnisse für jedes Land einzeln einge-
gangen. Es wird untersucht, welche Transfers sich pro Land stärker auswirken. 
Wie bereits erwähnt, erfolgt die Darstellung der Ergebnisse für dieses und die 

70 zu den Eigenschaften der jeweiligen Maße vgl. Kapitel 4.2. 
71 Zur Vereinfachung wird im Folgenden meist lediglich von Anteilen am Medianeinkom-

men die Rede sein, damit soll das Medianäquivalenzeinkommen gemeint sein. 
72 Zur verwendeten Äquivalenzskala vgl. Kapitel 5.2. 
73Detaillierte Ergebnistabellen sind auf Wunsch beim Autor erhältlich. 
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folgenden Unterkapitel nur anhand der Armutsgrenze von 50 Prozent des Me-
dian, auf unterschiedliche Resultate für andere Armutsgrenzen wird hingewie-
sen. Anschließend wird in Kapitel 6.3.3 auf die Effizienz der Transfers in jedem 
der fünf Länder eingegangen, die allerdings nur für eine Armutsgrenze von 50 
Prozent des Median beispielhaft bestimmt wird. Eine gesonderte Betrachtung 
der in Kapitel 1.4 vorgestellten These zum Zusammenhang der Ausgaben für 
einen Transfer und der erzielten Umverteilung wird in Kapitel 6.3.4 im Hin-
blick auf die Wirkungen von verschiedenen Transfers auf Armut in jedem der 
fünf untersuchten Länder vorgenommen. Die Vorstellung der Effektivitäts- und 
Effizienzergebnisse der einzelnen Transfers im Ländervergleich erfolgt in den 
Kapiteln 6.3.5 und 6.3.6. Im letzten Unterkapitel 6.3.7 wird wieder der Zu-
sammenhang zwischen Ausgaben und Armutswirkung überprüft, dieses Mal 
allerdings im Hinblick auf die einzelnen Transfers im Ländervergleich. 

6.3.1 Gesamtarmut im Ländervergleich 

Bevor die Ergebnisse für die Armutsmaße gemessen am verfügbaren Einkom-
men für die Länder verglichen werden, sollen zunächst kurz die den Berechnun-
gen zugrunde liegenden Armutsgrenzen vorgestellt werden. Die verwendeten 
Armutsgrenzen sind Anteile am Medianäquivalenzeinkommen und dem arith-
metischen Mittel des Äquivalenzeinkommens und zwar 40, 50 und 60 Prozent 
vom Median bzw. 50 Prozent des arithmetischen Mittels des verfügbaren Ein-
kommens. Die sich ergebenden Armutsgrenzen sind in Tabelle 6.7 dargestellt.74 

Beim Vergleich der Armutsgrenzen fällt auf, dass im Vereinigten König-
reich die Armutsgrenze von 50 Prozent des arithmetischen Mittels höher liegt 
als für 60 Prozent des Median, in allen anderen Ländern ist dies umgekehrt. 
Daraus könnte folgen, dass die Ergebnisse der Rangfolge für 50 Prozent des 
arithmetischen Mittels im Ländervergleich durchaus von denen für die anderen 
Armutsgrenzen abweichen. Die höchsten Armutsgrenzen weisen Deutschland 
und Frankreich auf, die niedrigsten Italien. 

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Berechnungen der Armutsmaße 
mit den verschiedenen Grenzen vorgestellt. In den Abbildungen 6.28 bis 6.31 

74Um die Vergleichbarkeit zwischen den Ländern zu erleichtern, werden die Armutsgrenzen 
in Verbrauchergeldparitäten umgerechnet. Die zugrunde gelegten Verbrauchergeldparitäten 
sind in Anhang B, Tabelle B.2 aufgeführt. 
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Tabelle 6.7: Armutsgrenzen 1994/95 und 1999/2000 als Anteile am Median 
und arithmetischen Mittel (in Verbrauchergeldparitäten) 

Land 1994/1995 1999/2000 
Median arith.Mit. Median arith.Mit. 

40% 50% 60% 50% 40% 50% 60% 50% 
D 5.921,7 7.402,1 8.882,5 8.303,3 6.917,8 8.647,3 10.376,7 9.609,1 
FI 4.724,4 5.905,5 7.086,6 6.334,8 5.431,7 6.789,6 8.147,6 7.443,0 
F 5.498,4 6.872,9 8.247,5 7.985,3 - - - -
I 4.381,3 5.476,6 6.571,9 6.411,4 4.448,2 5.560,3 6.672,4 6.550,0 
UK 4.407,9 5.509,9 6.611,8 6.764,3 4.979,9 6.224,9 7.469,8 7.622,5 

quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 

werden die Ergebnisse für die Armutsquote, PGR, IGR und FGT2 dargestellt.75 

Es wird deutlich, dass für alle Armutsmaße bei Anwendung der verschiedenen 
Grenzen und für beide Untersuchungszeitpunkte Finnland die niedrigsten Ar-
mutswerte aufweist. Die Reihenfolge der vier weiteren Länder hängt dagegen 
stark von der jeweiligen Armutsgrenze und dem verwendeten Armutsmaß ab. 

1994/95 ergibt sich für eine Armutsgrenze von 40 Prozent des Median für al-
le Maße die gleiche Reihenfolge, wenn man von den niedrigsten zu den höchsten 
Armutswerten ordnet: Nach Finnland folgt Frankreich als das Land mit den 
zweitniedrigsten Armutswerten. Das Vereinigte Königreich, Deutschland und 
Italien weisen höhere Werte auf. Diese Reihenfolge ergibt sich auch für FGT2 

und die Einkommenslücke (IGR), wenn die Berechnungen mit einer Armuts-
grenze von 50 Prozent des Median durchgeführt werden. Für die Armutsquote, 
die Armutslücke (PGR) und das Sen-Maß dagegen vertauschen Deutschland 
und das Vereinigte Königreich die Plätze, so dass Deutschland nun an drit-
ter Stelle nach Finnland und Frankreich liegt. Wendet man die Armutsgrenze 
von 60 Prozent des Median an, rückt Frankreich für die Armutsquote und die 
Einkommenslücke vom zweiten auf den dritten Rang. Für die Armutsquote 
,, überholt" Deutschland Frankreich. Bei der Einkommenslücke rückt das Ver-
einigte Königreich auf den zweiten Rang. Dort ist damit die prozentuale Lücke 
der Durchschnittseinkommen der Armen zur Armutsgrenze, also eben die Ein-
kommenslücke, durch ein Erhöhen der Armutsgrenze weniger stark gestiegen 
als in Frankreich. Bis auf diesen zweiten Rang für die Einkommenslücke fällt 

75Die Berechnungen wurden ebenfalls für das Sen-Maß durchgeführt, die grafische Dar-
stellung unterbleibt aus Platzgründen. 
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Abbildung 6.28: Armutsquote im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, ver-
schiedene Armutsgrenzen 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 

das Vereinigte Königreich nun aber für alle anderen Maße auf den vorletzten 
Rang vor Italien. Für eine Armutsgrenze von 50 Prozent des arithmetischen 
Mittels fällt das Vereinigte Königreich für die Armutsquote sogar hinter Italien 
zurück. Bis auf die Verschlechterung des Ranges für das Vereinigte Königreich 
bei der Armutsquote bleiben die Rangordnungen gleich wie für die Grenze von 
60 Prozent des Median. Die vergleichsweise höheren Werte für die Armuts-
quote bei einer Grenze von 50 Prozent des arithmetischen Mittels spiegeln 
wider, dass das Vereinigte Königreich im Gegensatz zu den anderen Ländern 
für 50 Prozent des arithmetischen Mittels eine höhere Armutsgrenze als für 60 
Prozent des Median aufweist. 

Bootstrapping-Konfidenzintervalle wurden nur für die Armutsgrenze von 
50 Prozent des Median ermittelt. Keinerlei Überschneidungen können für den 
Vergleich von Finnland mit Deutschland bzw. Italien sowie von Italien mit dem 
Vereinigten Königreich festgestellt werden. Überschneidungen ergeben sich da-
gegen vor allem für die Einkommenslücke. Hier erfolgte eine Überprüfung der 
Konfidenzintervalle der Differenzen der absoluten Werte. Für den Vergleich 
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Abbildung 6.29: Armutslücke (PGR) im Ländervergleich 1994/95 und 
1999/2000, verschiedene Armutsgrenzen 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit US-Daten 

der Einkommenslücken von Frankreich, Finnland und dem Vereinigten König-
reich lassen sich demnach keine signifikanten Unterschiede feststellen. Weiter-
hin sind keine signifikanten Unterschiede beim Vergleich der Armutsquoten von 
Deutschland und Frankreich sowie beim Vergleich von Armutslücke, Sen-Maß 
und FGT2 für Deutschland und das Vereinigte Königreich zu finden. 

Für eine Armutsgrenze von 50 Prozent des Median wird weiterhin über-
prüft, ob für die einzelnen Länder signifikant höhere bzw. niedrigere Werte im 
Vergleich der beiden Untersuchungszeitpunkte vorliegen. Die absoluten Werte 
in Deutschland für 1994 und 2000 unterscheiden sich nicht sehr stark, was sich 
auch darin zeigt, dass keinerlei signifikante Unterschiede festzustellen sind. In 
Finnland sind mit Ausnahme der Einkommenslücke die Werte 2000 signifikant 
höher. Für die Einkommenslücke dagegen liegt die Null im Konfidenzintervall 
der Differenzen der Werte für 1995 und 2000. Für die absoluten Werte der Ein-
kommenslücke lassen sich bezüglich der Armutsgrenzen 50 Prozent des arith-
metischen Mittels und 60 Prozent des Medians 2000 sogar niedrigere Werte als 
1995 feststellen. Für Italien sind 2000 keine signifikant höheren bzw. niedrige-
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Abbildung 6.30: Einkommenslücke (IGR) im Ländervergleich 1994/95 und 
1999/2000, verschiedene Armutsgrenzen 
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ren Werte zu finden. Signifikant höhere Armutswerte können dagegen 1999 im 
Vergleich zu 1994 im Vereinigten Königreich festgestellt werden.76 

Die Ergebnisse für den zweiten Untersuchungszeitpunkt sind ebenfalls in 
den Abbildungen 6.28 bis 6.31 dargestellt. Hier liegt Finnland trotz im Ver-
gleich zu 1995 signifikant höherer Werte weiterhin mit den niedrigsten Ar-
mutswerten für alle Maße und Grenzen an erster Stelle. Italien weist wie schon 
1994/95 für die Armutsgrenzen von 40 und 50 Prozent des Median die höchsten 
Armutswerte auf, lediglich für die Armutsschwelle von 50 Prozent des arithme-
tischen Mittels ist wie schon zum ersten Untersuchungszeitpunkt eine niedri-
gere Armutsquote als im Vereinigten Königreich zu messen. Gleiches gilt jetzt 
auch für die Armutsgrenze von 60 Prozent des Median. Deutschland findet 
sich für alle Grenzen und Maße mit Ausnahme der Einkommenslücke auf dem 
zweiten Rang; für dieses Maß schiebt sich das Vereinigte Königreich für alle Ar-
mutsgrenzen vor Deutschland auf den zweiten Platz. Bis auf die Ergebnisse der 

76Die Konfidenzintervalle der absoluten Werte schneiden sich lediglich für die Einkom-
menslücke, für die dann das Konfidenzintervall für die Differenz der beiden Werte einen 
signifikanten Unterschied ausweist. 
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Abbildung 6.31: FGT2 im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, verschie-
dene Armutsgrenzen 
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Einkommenslücke scheinen also die im Vergleich zu 1994 signifikant höheren 
Armutswerte im Vereinigten Königreich verglichen mit Deutschland und zum 
Teil Italien eine Verschlechterung der britischen Position bewirkt zu haben. 

Auch für 1999/2000 wurden Konfidenzintervalle lediglich mit der Armuts-
grenze von 50 Prozent des Median berechnet. Was den Vergleich der Armuts-
werte von Finnland mit Deutschland bzw. mit Italien betrifft, finden sich wie 
1994/95 keine Überschneidungen. Falls diese auftreten, wurden ebenfalls wie-
der Konfidenzintervalle für die Differenzen der absoluten Werte ermittelt. Da-
bei ergaben sich nur beim Vergleich von Deutschland mit dem Vereinigten 
Königreich für FGT2 sowie für den Vergleich der Armutsquote für Italien mit 
dem Vereinigten Königreich keine signifikanten Unterschiede. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Anwendung unter-
schiedlicher Armutsgrenzen und Armutsmaße durchaus zu unterschiedlichen 
Ergebnissen im Ländervergleich der Armut gemessen am verfügbaren Einkom-
men führt. Für Finnland finden sich eindeutig die niedrigsten Armutswerte 
für beide Zeitpunkte, auch wenn 2000 eine signifikant höhere Armut gemessen 
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wurde. Das bewusste Streben nach geringer Armut in Finnland (vgl. Kapitel 
1.4) zeigt sich also auch in entsprechenden Ergebnissen. 

Tendenziell finden sich in Italien die höchsten Armutswerte. Dieses Ergeb-
nis spiegelt die Eigenschaften des Wohlfahrtsstaates insofern wider, als dass 
viele Sozialleistungen wie in Kapitel 2.4 beschrieben unzureichend ausgestal-
tet sind. Insbesondere die Mindestsicherung, der eine entscheidende Rolle bei 
der Hilfe für die Armen zukommt, ist im europäischen Vergleich nur mangelhaft 
ausgestaltet. 

Für die anderen Länder hängt das Abschneiden vom verwendeten Maß 
und der Armutsgrenze ab. So schneidet Frankreich für die Einkommenslücke 
und die Armutsquote für höhere Armutsgrenzen schlechter ab als für nied-
rigere Grenzen. Deutschland fällt dagegen für die niedrigste Grenze 1994/95 
hinter Frankreich und das Vereinigte Königreich zurück, für höhere Grenzen 
schiebt sich Deutschland in der Rangfolge tendenziell nach vorne. 1999/2000 
liegt Deutschland bis auf die Einkommenslücke immer auf dem zweiten Rang 
hinter Finnland, was vermutlich auf die im Vergleich zu 1994 nicht signifikant 
gestiegenen Armutswerte zurückzuführen ist. Deutschland und Frankreich fin-
den sich also für die Armutswerte des verfügbaren Einkommens tendenziell im 
oberen Mittelfeld. Es zeigt sich hier wiederum, dass diese beiden Wohlfahrts-
staaten nicht in erster Linie auf die untersten Einkommensbereiche ausgerichtet 
sind (vgl. Kapitel 1.4), ausreichende Sozialleistungen und Mindestsicherungs-
maßnahmen werden aber durchaus angeboten. 

Das Vereinigte Königreich fällt durch die 1999 signifikant höheren Ar-
mutswerte in der Rangfolge eher zurück, einzige Ausnahme ist die Einkom-
menslücke. Für diese schneidet das Vereinigte Königreich im Vergleich zu den 
anderen Maßen besser ab. In Kapitel 1.4 wurde bereits auf vorangegange-
ne Studien verwiesen, die ergaben, dass das Vereinigte Königreich für höhere 
Armutsgrenzen im Ländervergleich schlechter abschneidet als für niedrigere 
Armutsgrenzen. Dies wird durch die oben erläuterten Ergebnisse bestätigt. 
Darin zeigt sich wiederum die Ausrichtung des britischen Wohlfahrtsstaates 
auf die untersten Einkommensbereiche. Weiterhin lässt sich feststellen, dass 
das Vereinigte Königreich im Ländervergleich relativ niedrige Werte bei der 
Einkommenslücke erzielt. Der Abstand des Durchschnittseinkommens der Ar-
men zur gewählten Armutsgrenze ist also im Vergleich gesehen gering. Diese 
Ergebnisse könnten so interpretiert werden, dass im Vereinigten Königreich 
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die Armen zwar der Armutsgrenze im Schnitt „näher" sind als in den ande-
ren Ländern (außer Finnland), es aber dafür insgesamt nicht so gut gelingt 
ihren Anteil an der Bevölkerung gemessen an der Armutsquote zu verringern. 
Wie bereits erwähnt, entspricht dies aber durchaus den Zielen des britischen 
Wohlfahrtsstaates, der auf die untersten Einkommensbereiche ausgerichtet ist. 

Nach dieser Analyse der Armut bezüglich des verfügbaren Einkommens 
wird nun für jedes Land die Effektivitätswirkung der verschiedenen Trans-
fers untersucht. Vorher sei allerdings noch einmal darauf hingewiesen, dass die 
oben vorgenommene Verknüpfung des Niveaus der Armut mit den grundsätz-
lichen Zielen und Eigenschaften des jeweiligen Wohlfahrtsstaates nur bedingt 
Gültigkeit haben kann, da auch andere Faktoren wie z.B. das Armutsniveau 
des Einkommens vor Steuern und Transfers bzw. andere Rahmenbedingungen 
wie z.B. die wirtschaftliche Situation des jeweiligen Landes die Armutswerte 
beeinflussen (vgl. dazu auch Kapitel 1.4). 

6.3.2 Transfers in den Ländern: Effektivität 

In den folgenden Unterkapiteln 6.3.2.1 bis 6.3.2.5 werden die Wirkungen der 
Transfers in jedem Land untersucht. Dazu werden in jedem Kapitel zuerst 
die Armutswerte mit und ohne Transfer mit Hilfe der berechneten Konfidenz-
intervalle verglichen um festzustellen, ob die jeweilige Leistung die Armut sig-
nifikant beeinflusst. Darauf folgt die Analyse der durch die Transfers erreich-
ten Reduktionen der Armutswerte für beide Beobachtungsjahre, wobei die für 
die Effektivitätswerte ermittelten Konfidenzintervalle einbezogen werden. Die-
se werden auch herangezogen, um zu beurteilen, ob sich die Reduktionswerte 
1994/95 und 1999/2000 signifikant unterscheiden. Als Abschluss der einzelnen 
Kapitel werden die gewonnenen Ergebnisse interpretiert bzw. die möglichen 
Ursachen für diese Resultate gesucht. Die jeweilige Darstellung der Ergebnis-
se erfolgt nur für die Armutsgrenze von 50 Prozent des Median. Resultieren 
für andere Armutsschwellen inhaltlich unterschiedliche Ergebnisse, wird darauf 
hingewiesen. 

6.3.2.1 Deutschland 

Auch für die Armutsmaße soll zunächst mit Hilfe der Konfidenzintervalle über-
prüft werden, ob signifikante Unterschiede resultieren, wenn man die Ergeh-
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nisse für die Verteilung des verfügbaren Einkommens mit und ohne Transfer 
vergleicht. Signifikante Unterschiede ergeben sich für Deutschland 1994 für das 
Arbeitslosengeld, die Invaliditätsrente und die Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld. 77 Für die Arbeitslosenhilfe und die Mindestsicherung schneiden sich 
zwar die Konfidenzintervalle für die Werte mit und ohne Transfer, die Über-
prüfung anhand der Konfidenzintervalle für die Differenz der Werte ergibt bis 
auf einzelne Ausnahmen78 einen signifikanten Unterschied. Keine signifikanten 
Differenzen ergeben sich dagegen beim Vergleich der Werte mit und ohne Leis-
tungen bei Arbeitsunfällen. Für 2000 sind die eindeutigsten Unterschiede für 
die Werte mit und ohne lnvaliditätsleistungen festzustellen, da sich hier kei-
nerlei Überschneidungen der Konfidenzintervalle finden. Weiterhin zeigen sich 
für die Arbeitslosenhilfe und für die Mindestsicherung einschließlich Wohn-
geld signifikante Unterschiede.79 Für das Arbeitslosengeld lässt sich dieses Mal 
kein signifikanter Unterschied bei den Berechnungen für die Einkommenslücke 
finden, gleiches gilt für die Mindestsicherung bezüglich der Armutsquote. Un-
verändert im Vergleich zu 1994 bleibt, dass für die Leistungen bei Arbeits-
unfällen keine signifikanten Unterschiede festgestellt werden können. Es lässt 
sich also insgesamt im Vergleich der beiden Untersuchungszeitpunkte erkennen, 
dass der Einfluss der Invaliditätsrente von 1994 auf 2000 zunimmt, wohingegen 
das Arbeitslosengeld leicht an Einfluss zu verlieren scheint. 

Die Betrachtung der Effektivität ergibt, dass sich je nach verwendetem Ar-
mutsmaß andere Rangfolgen ergeben. Daher werden in den Abbildungen 6.32 
und 6.33 die Reduktionen dargestellt, die sich für die Armutsquote, die Ar-
mutslücke, die Einkommenslücke und FGT2 ergeben.80 Für 1994 kristallisiert 
sich eine „Spitzengruppe" mit den höchsten Reduktionen für das Arbeitslosen-
geld und die Invaliditätsrente heraus. Berücksichtigt man auch die Mindest-
sicherung einschließlich Wohngeld, kann diese auch zu den Transfers, die die 

77Dabei war lediglich beim Arbeitslosengeld für die Einkommenslücke und bei der Min-
destsicherung einschließlich Wohngeld sowie bei der Invaliditätsrente für die Armutsquote 
eine Überprüfung durch Konfidenzintervalle der Differenz der Werte mit und ohne Transfer 
nötig, die ergab, dass ein signifikanter Unterschied besteht. 

78Für die Arbeitslosenhilfe liegt die Null bei der Armutsquote für die Berechnungen nach 
N- und BC-Methode im Intervall, für die Mindestsicherung ist dies für alle Konfidenzinter-
valle der Armutsquote gegeben. 

79Die Intervalle der absoluten Werte mit und ohne Transfer überschneiden sich lediglich für 
die Armutsquote, die Überprüfung der Konfidenzintervalle für die Differenz ergibt allerdings 
signifikante Unterschiede. 

80Die Ergebnisse für den Sen-Index werden aus Platzgründen nicht grafisch dargestellt. 
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Abbildung 6.32: Reduktion Armutsquote und Armutslücke (PGR), Deutsch-
land 1994 und 2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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höchsten Reduktionen der Armutswerte erzielen, gezählt werden. Die genaue 
Rangfolge dieser drei Transfers variiert nicht nur je Maß, sondern meist auch 
für verschiedene Armutsgrenzen. Nur für die Armutsquote liegt das Arbeits-
losengeld eindeutig mit den höchsten Reduktionen vorne, für FGT2 trifft dies 
auf die Invaliditätsrente zu. Lediglich die Einkommenslücke ergibt als Trans-
fers mit den höchsten Reduktionen je nach Armutsgrenze die Mindestsicherung 
einschließlich Wohngeld und die lnvaliditätsrente. Darauf folgt die Mindestsi-
cherung und dann erst das Arbeitslosengeld, wobei für die Armutsgrenze von 
60 Prozent des Median die beiden Transfers die Plätze tauschen bzw. für 40 
Prozent des Median fällt das Arbeitslosengeld sogar hinter die Arbeitslosen-
hilfe zurück. Die eindeutig niedrigsten Reduktionen ergeben sich hinsichtlich 
aller Maße für die Arbeitsunfallrenten. Bis auf die Einkommenslücke und auch 
die Armutslücke bei 40 Prozent des Median als Armutsgrenze liegt die Min-
destsicherung auf dem vorletzten Platz, die Arbeitslosenhilfe schneidet noch 
etwas besser ab. Es zeichnet sich also insgesamt ab, dass das Arbeitslosen-
geld für niedrigere Armutsgrenzen, für das FGT2-Maß, das größere Abstände 
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Abbildung 6.33: Reduktion FGT2 und Einkommenslücke (IGR), Deutschland 
1994 und 2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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zur Armutsschwelle stärker gewichtet, sowie für die Einkommenslücke etwas 
schlechter eingeordnet wird. Letzteres liegt evtl. daran, dass sich die Anzahl 
der Armen, von der dieses Maß abhängt, verringert, was sich wiederum in 
der starken Reduktion der Armutsquote zeigt. Die Mindestsicherung dagegen 
wirkt zwar insgesamt nicht sehr armutsreduzierend im Vergleich zu den ande-
ren Transfers, aber Verbesserungen in der Rangfolge sind erwartungsgemäß für 
niedrigere Armutsgrenzen zu beobachten sowie für die Einkommenslücke. Da 
die Mindestsicherung für die Armutsquote, die Aufschluss über die Reduktion 
der Zahl der Armen gibt, im Vergleich zu den anderen Transfers eher mäßig 
abschneidet, hat sich die Zahl der Armen durch Hinzunahme dieses Transfers 
nicht so stark verringert. Somit ist zu vermuten, dass Arme oft auch nach 
der Berücksichtigung der Mindestsicherung arm bleiben, aber die Lücke zur 
Armutsgrenze durch die Mindestsicherung deutlich verringert wird. 

Die Überprüfung der Konfidenzintervalle der Reduktionen für 50 Prozent 
des Median als Armutsgrenze ergibt zahlreiche Überschneidungen. Bis auf den 
Vergleich mit der Mindestsicherung bezüglich der Reduktion der Armutsquote 
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finden sich für die Arbeitsunfallrenten keine Überschneidungen. Weiterhin zeigt 
der Vergleich der Reduktion durch das Arbeitslosengeld mit der Arbeitslosen-
hilfe bzw. Mindestsicherung gemessen an der Armutsquote keine Überlappung, 
gleiches gilt für den Vergleich der lnvaliditätsrente mit der Mindestsicherung. 
Es scheint sich also ein schlechtes Abschneiden der Mindestsicherung bezüglich 
der Armutsquote im Vergleich zu den anderen Transfers mit Ausnahme der Ar-
beitsunfallrenten abzuzeichnen. Auch wenn die Mindestsicherung durchaus die 
Situation der Armen bessern kann, so kann die tatsächliche Anzahl der Armen 
im Vergleich zu den anderen 'l):ansfers nicht wesentlich verringert werden. 

Auch für das Jahr 2000 finden sich je nach verwendetem Maß bzw. ver-
wendeter Grenze unterschiedliche Ergebnisse. Für eine Armutsgrenze von 50 
Prozent des Median sind die Reduktionen in Abbildung 6.32 und 6.33 dar-
gestellt. Bezüglich der niedrigsten Reduktion bietet sich ein eindeutiges Bild 
für alle Maße und alle Grenzen: Die niedrigsten Effektivitätsziffern werden 
für die Arbeitsunfallrenten erreicht. Auch für die höchste Reduktion liegt ein 
relativ eindeutiges Bild vor, die lnvaliditätsrente steht für fast alle Maße an 
erster Stelle. Was die Einkommenslücke betrifft, ist dies nur bei einer Armuts-
grenze von 40 Prozent des Median der Fall. Für 50 Prozent des Median wird 
die Einkommenslücke mehr durch die Arbeitslosenhilfe als durch Invaliditäts-
renten reduziert; für 60 Prozent des Median schneidet die Mindestsicherung 
einschließlich Wohngeld besser ab; für 50 Prozent des arithmetischen Mittels 
weisen sogar die Reduktionen für die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld 
und für die Arbeitslosenhilfe höhere Werte als die lnvaliditätsrenten auf. Die 
drei niedrigsten Reduktionen sind für die Einkommenslücke dagegen für alle 
Grenzen gleich: Die Mindestsicherung wird gefolgt von Arbeitslosengeld und 
Arbeitsunfallrenten. Hinsichtlich der Armutslücke, FGT2 und des Sen-Maßes 
liegen diese drei Transfers ebenfalls hinten, allerdings in variierender Reihen-
folge für verschiedene Grenzen. Eindeutig ist für diese Maße dagegen, dass auf 
die Reduktion durch lnvaliditätsrenten die durch Mindestsicherung einschließ-
lich Wohngeld und durch Arbeitslosenhilfe folgen. Für die Armutsquote ist 
auffällig, dass das Arbeitslosengeld besser abschneidet als für die anderen Ma-
ße, allerdings haben sich die Effektivitätswerte im Vergleich zu 1994 deutlich 
reduziert. Insgesamt lässt sich feststellen, dass das Arbeitslosengeld geringere 
Reduktionen im Vergleich zu den anderen 'fransfers aufweist, als dies 1994 der 
Fall war, wobei ebenfalls die Armutsquote tendenziell die besten Ergebnisse 
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erbringt. Dagegen weist die Arbeitslosenhilfe inzwischen im Transfervergleich 
eine bessere Position auf. 

Die deutlich niedrigsten Effektivitätswerte für die Arbeitsunfallrenten wer-
den durch die Miteinbeziehung der Konfidenzintervalle noch bestätigt, da sich 
keinerlei Überschneidungen mit den Konfidenzintervallen der Reduktionen der 
anderen Transfers ergeben. Ansonsten sind wie schon 1994 wieder zahlreiche 
Überschneidungen feststellbar. Keine Schnitte finden sich lediglich für die In-
tervalle der Reduktion des Arbeitslosengeldes mit denen der Arbeitslosenhilfe 
bzw. Mindestsicherung einschließlich Wohngeld für die Einkommenslücke,81 
mit denen der Invaliditätsrente für alle Maße außer der Armutsquote sowie 
im Vergleich mit der Mindestsicherung für die Armutsquote. Weiterhin kann 
man keine Überschneidungen feststellen für den Vergleich der Intervalle für die 
Invaliditätsrente mit der Mindestsicherung hinsichtlich aller Maße außer der 
Einkommenslücke sowie im Vergleich mit der Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld für die Armutslücke und das Sen-Maß. 

Vergleicht man die Reduktionen der beiden Untersuchungszeitpunkte 1994 
und 2000, so fällt auf, dass sich einerseits die Reduktionen der Armutswerte für 
das Arbeitslosengeld und die Arbeitsunfallrenten82 verringert haben, wohinge-
gen die Werte für die Arbeitslosenhilfe gestiegen sind. Für die lnvaliditätsrente 
zeichnen sich 2000 eher höhere Effektivitätswerte ab, lediglich für die Einkom-
menslücke83 liegen niedrigere Werte vor. Für die Mindestsicherung und die 
Mindestsicherung einschließlich Wohngeld erhält man je nach verwendetem 
Maß und verwendeter Grenze einen höheren Wert für 1994 oder 2000. Obwohl 
manche Reduktionen im Zeitvergleich deutlich zurückzugehen bzw. anzustei-
gen scheinen, ergibt der Vergleich der Bootstrapping-Konfidenzintervalle für 
alle Transfers Überschneidungen. Es ist somit nicht gesichert, dass tatsächlich 
ein Zurückgehen oder Ansteigen der Effektivitätswerte im Zeitvergleich gege-
ben ist. 

Zusammenfassend kann man feststellen, dass sich die Effektivitätsziffern 
für die lnvaliditätsrente von 1994 auf 2000 erhöht haben, dieser Anstieg jedoch 

81Weiterhin gibt es auch keine Überschneidung beim Vergleich Arbeitslosengeld mit Min-
destsicherung einschließlich Wohngeld, wenn die Intervalle für FGT2 mit der BC-Methode 
berechnet werden. 

82Einzige Ausnahme bildet bei den Arbeitsunfallrenten dabei die Reduktion, die bei einer 
Armutsgrenze von 40 Prozent des Median mit der Einkommenslücke berechnet wurde. 

83Mit Ausnahme der Berechnungen für die Einkommenslücke bei einer Grenze von 40 
Prozent des Median, für die 2000 höhere Werte vorliegen. 
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nicht signifikant ist. Die Verbesserung in der Rangfolge für die lnvaliditätsren-
te kann vermutlich auf die Hinzunahme der Pflegeversicherung im Jahr 2000 
zurückgeführt werden, wodurch sich einerseits der Kreis der Berechtigten er-
weitert hat und andererseits auch eine pauschale Leistung gestaffelt nach Pfle-
gestufe zu der vom bisherigen Einkommen abhängigen Invaliditätsversicherung 
hinzukommt.84 Auffällig ist weiterhin, dass das nicht bedürftigkeitsgeprüfte Ar-
beitslosengeld in der Rangfolge der Effektivitätsziffern 2000 zurückfällt, wohin• 
gegen die bedürftigkeitsgeprüfte Arbeitslosenhilfe sich 2000 tendenziell besser 
positionieren kann als 1994, obwohl die originäre Arbeitslosenhilfe inzwischen 
abgeschafft wurde. Eine mögliche Erklärung dafür könnte, wie bereits in Ka-
pitel 6.2.2.1 erläutert, der Anstieg der Zahl der Arbeitslosenhilfeempfänger im 
Gegensatz zum Rückgang der Zahl der Arbeitslosengeldempfänger sein. Al-
lerdings kann sich das Arbeitslosengeld für die Armutsquote noch am besten 
behaupten, für welche die Effektivität des Arbeitslosengeldes höher ist als für 
die Arbeitslosenhilfe. Dies deutet darauf hin, dass es durch das Arbeitslosen-
geld mit seinem höheren Leistungsniveau eher gelingt, Empfänger über die 
Armutsschwelle zu heben als durch die Arbeitslosenhilfe. 

Die Mindestsicherungsleistungen üben durch Hinzunahme des Wohngeldes 
vor allem Einfluss auf die Reduktion der Intensitätsmaße aus, die Mindest-
sicherungsleistungen ohne Wohngeld zeigen im Transfervergleich eine insge-
samt mittlere armutsreduzierende Wirkung. Erwähnenswert ist hierbei, dass 
die Mindestsicherung tendenziell für höhere Armutsgrenzen und hinsichtlich 
der Armutsquote im Transfervergleich etwas schlechter abschneidet als für 
niedrigere Armutsgrenzen und die Intensitätsmaße. Hier zeigt sich die Aus-
richtung der Mindestsicherung auf die Ärmsten, denen dieser Transfer als letz-
tes Sicherheitsnetz dienen soll. Die signifikant85 niedrigsten Effektivitätswer-
te sind für die Arbeitsunfallrenten festzustellen, die auf einen vergleichsweise 
kleinen Kreis von Empfängern ausgerichtet sind. Die geringere Bedeutung der 
Arbeitsunfallrenten im Vergleich zu den anderen betrachteten Transfers zeigt 
sich auch darin, dass für diese Leistungsart vergleichsweise geringe Ausgaben 
anfallen (vgl. Tab. 6.1, S. 141). 

84Vgl. dazu auch die Kapitel 2.1.4 und 6.2.2.1. 
85Lediglich für die Armutsquote 1994 ergibt sich kein signifikanter Unterschied im Ver-

gleich mit den Effektivitätswerten für die Mindestsicherung. 
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6.3.2.2 Finnland 

Zunächst erfolgt wieder die Analyse der für die Armutsgrenze von 50 Pro-
zent des Median berechneten Bootstrapping-Konfidenzintervalle im Hinblick 
darauf, ob sich die absoluten Armutswerte für die Verteilung mit und ohne je-
weiligen Transfer unterscheiden. Für 1995 zeigt sich, dass die Intervalle mit und 
ohne Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe bzw. Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld sich nicht schneiden, also ein deutlicher Unterschied für die Werte 
mit und ohne Transfer vorliegt. Für die Invaliditätsleistungen kann ebenfalls 
ein signifikanter Unterschied festgestellt werden, wobei hier für die Armutsquo-
te und die Einkommenslücke eine Überprüfung mittels der Konfidenzintervalle 
der Differenz der Werte nötig war. Bis auf die Einkommenslücke lässt sich 
auch für die Mindestsicherung ein signifikanter Unterschied feststellen, für das 
Krankengeld und die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
dagegen liegen keine signifikanten Unterschiede vor. Diese Ergebnisse lassen 
sich fast genau so auf das Jahr 2000 übertragen; lediglich für die Leistungen 
bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten finden sich vereinzelt Intervalle für 
die Differenz der Werte mit und ohne Transfer, in denen die Null nicht ent-
halten ist und somit ein signifikanter Unterschied vorliegt.86 Es ist also für 
beide Jahre zu erwarten, dass die Leistungen bei Arbeitslosigkeit die Armut 
am deutlichsten reduzieren, das Krankengeld und die Arbeitsunfallrenten am 
wenigsten. 

Die Effektivitätsbetrachtungen ergeben für verschiedene Maße und ver-
schiedene Grenzen etwas unterschiedliche Ergebnisse. In den Abbildungen 6.34 
und 6.35 werden die Ergebnisse für die Armutsquote, die Armutslücke, FGT2 

und die Einkommenslücke für eine Grenze von 50 Prozent des Median dar-
gestellt. Für das erste Untersuchungsjahr 1995 ist sämtlichen Berechnungen 
gemein, dass die höchste Reduktion durch das Arbeitslosengeld, die niedrigste 
durch die Invaliditätsleistungen erreicht wird. Tendenziell kann für die Ar-
beitslosenhilfe die zweithöchste Reduktion gemessen werden, Ausnahmen er-
geben sich bei Einbezug der Reduktion durch die Mindestsicherung einschließ-
lich Wohngeld, die für die Armutsquote und die Armutslücke bei den Berech-
nungen für 60 Prozent des Median höher ist als die durch Arbeitslosenhilfe. 
Mit zwei Ausnahmen erweist sich die Reduktion durch das Krankengeld als 

86Dies ist der Fall für die Ermittlung der Intervalle für die Armutslücke nach der Perzen-
tilmethode sowie für das Sen-Maß und FGT2 nach der Perzentil- und BC-Methode. 
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Abbildung 6.34: Reduktion Armutsquote und Armutslücke (PGR), Finnland 
1995 und 2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 

mutsquote 

,- 1995 - 20001 

Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten 

zweitniedrigste; lediglich die Berechnungen anhand der Armutsquote mit einer 
Armutsschwelle von 60 Prozent des Median und 50 Prozent des arithmeti-
schen Mittels ergeben für die Arbeitsunfallrenten niedrigere Reduktionen als 
für das Krankengeld. Mittelhohe Reduktionen werden je nach Maß oder Grenze 
von unterschiedlichen Transfers besetzt. Hinsichtlich der Armutsquote ergibt 
sich für alle Grenzen, dass die Reduktion durch das Arbeitslosengeld gefolgt 
wird von der durch Mindestsicherung einschließlich Wohngeld, Arbeitslosen-
hilfe und Mindestsicherung. Bei der Einkommenslücke nehmen die Mindest-
sicherung einschließlich Wohngeld, die Arbeitsunfallrenten und die Mindestsi-
cherung bezüglich ihrer Effektivitätszahlen je nach angewandter Grenze unter-
schiedliche Positionen ein: Für 40 Prozent des Median schneiden Arbeitsunfall-
renten und Mindestsicherung besser ab als die Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld, für höhere Grenzen dreht sich das Bild um. Für die drei restlichen 
Maße ergeben sich eindeutig nach Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Min-
destsicherung einschließlich Wohngeld die nächsthöchsten Reduktionen für die 
Mindestsicherung und die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrank-

230 



Abbildung 6.35: Reduktion FGT2 und Einkommenslücke (IGR), Finnland 1995 
und 2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 

2 

1- 1995 - 20001 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 

heiten. Insgesamt kann also festgestellt werden, dass das erwartete gute Ab-
schneiden der Leistungen bei Arbeitslosigkeit bestätigt wurde, wohingegen das 
schlechte Abschneiden der lnvaliditätsleistungen aus den zu Anfang vorgenom-
menen Signifikanzbetrachtungen nicht unbedingt zu vermuten gewesen wäre. 

Die eindeutig hohen Reduktionen durch das Arbeitslosengeld spiegeln sich 
auch im Vergleich der Konfidenzintervalle für die Reduktionen wider; so fin-
den sich lediglich für den Vergleich mit der Arbeitslosenhilfe bezüglich der 
Einkommenslücke Überschneidungen. Für den Vergleich der Arbeitslosenhilfe 
mit den anderen Transfers sind ansonsten nur Überlappungen mit den Inter-
vallen für die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld abgesehen von den 
Berechnungen hinsichtlich der Einkommenslücke feststellbar. Für das Kran-
kengeld, die Mindestsicherung, die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld 
sowie die Leistungen bei Berufskrankheiten und Arbeitsunfällen können einige 
Überschneidungen festgestellt werden. Obwohl die Ergebnisse für die Invali-
ditätsleistungen eindeutig erscheinen, da immer die niedrigste Reduktion an-
gezeigt wird, kann dies hier nicht so deutlich bestätigt werden, da tatsächlich 
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einzelne Überschneidungen mit anderen Intervallen gefunden werden können.87 

An dieser Stelle sei erwähnt, dass bei einer Armutsgrenze von 50 Prozent des 
Median durch llinzunahme der Invaliditätsleistungen der Wert für die Ein-
kommenslücke sogar höher anstatt niedriger wird, was sich in einer negativen 
Effektivitätszahl äußert (vgl. Abb. 6.35).88 Eine solche Zunahme der Einkom-
menslücke ist dadurch erklärbar, dass die Anzahl der Armen durch Hinzu-
nahme des Transfers reduziert wird, was durch eine Verringerung der Lücke 
der verbleibenden Armen zur Armutsgrenze nicht mehr „ausgeglichen" werden 
kann. Allerdings zeigt das Konfidenzintervall für die entsprechende negative 
Reduktion eine positive Obergrenze. Es kann also auf einem Konfidenzniveau 
von 95 Prozent nicht gesichert davon ausgegangen werden, dass der wahre Wert 
tatsächlich auch negativ ist. 

Die Ergebnisse für das Jahr 2000 zeigen, dass die Effektivität des Arbeitslo-
sengeldes nicht mehr eindeutig an erster Stelle steht wie noch 1995 (vgl. Abb. 
6.34 und 6.35). So ist die Reduktion durch das Arbeitslosengeld lediglich für 
das Sen-Maß berechnet mit den Armutsgrenzen 40 Prozent des Median und 
50 Prozent des arithmetischen Mittels am höchsten. Für die anderen Maße 
und Grenzen schneiden die Arbeitslosenhilfe und/oder die Mindestsicherung 
einschließlich Wohngeld sogar noch besser ab. Im Gegensatz zu 1995 stehen 
jetzt auch nicht mehr die Invaliditätsleistungen an letzter Stelle sondern das 
Krankengeld.89 Die Invaliditätsleistungen dagegen weisen für alle Maße eine 
höhere Reduktion als das Krankengeld und die Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten auf, bis auf die Armutsquote ist die Reduktion auch 
noch höher als die durch die Mindestsicherung. Die Berechnungen für die Ar-
mutsquote ergeben im Gegensatz zu den anderen Armutsmaßen für alle Gren-
zen eine eindeutige Reihenfolge für die Effektivität: Die höchste Reduktion 
wird durch die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld erzielt, gefolgt von 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Mindestsicherung, Invaliditätsleistungen, 
Arbeitsunfallrenten und Krankengeld. 

87Diese Überschneidungen treten auf im Vergleich mit dem Krankengeld für die Einkom-
menslücke und mit den Arbeitsunfallrenten für die Armutsquote. 

88 Für die Einkommenslücke berechnet mit einer Grenze von 50 Prozent des arithmetischen 
Mittels erhält man ebenfalls eine negative Effektivitätszahl. 

89Lediglich die mit der Einkommenslücke bei einer Armutsschwelle von 40 Prozent des 
Median durchgeführten Berechnungen ergeben, dass die Mindestsicherung eine geringere 
Reduktion erzeugt als das Krankengeld. 
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Die Überprüfung der Bootstrapping-Konfidenzintervalle für das Jahr 2000 
spiegelt die geringere Wirkung des Arbeitslosengeldes im Vergleich zu den an-
deren Transfers wider; zeigten sich 1995 nur beim Vergleich mit den Intervallen 
für die Reduktion der Einkommenslücke durch die Arbeitslosenhilfe Überlap-
pungen, so überschneiden sich jetzt die Intervalle für das Arbeitslosengeld mit 
denen der Arbeitslosenhilfe für alle Maße, ebenso im Vergleich mit der Min-
destsicherung einschließlich Wohngeld und bezüglich der Einkommenslücke für 
die Invaliditätsleistungen. Diese Überschneidungen mit den Intervallen der In-
validitätsleistungen und der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld finden 
sich auch für die Arbeitslosenhilfe. Was das Krankengeld betrifft, zeigen sich 
weniger Überschneidungen als 1995. Nur mit den Intervallen für die Arbeits-
unfallrenten bezüglich aller Maße und für die Mindestsicherung bezüglich der 
Einkommenslücke sind Überlappungen feststellbar, was die Verschlechterung 
des Krankengeldes in der Rangfolge der Effektivität noch bestätigt. Die In-
tervalle für die Arbeitsunfallrenten weisen weiterhin noch Überschneidungen 
mit der Invaliditätsrente für die Einkommenslücke und FGT2 sowie mit der 
Mindestsicherung für die Einkommenslücke, FGT2 und das Sen-Maß auf. Die 
Überprüfung der Intervalle für die Invaliditätsleistungen ergibt weitere Über-
schneidungen mit den Intervallen der Mindestsicherung für alle Maße sowie 
mit denen der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld bezüglich der Ein-
kommenslücke. 

Betrachtet man die Reduktionen für die einzelnen Transfers im Jahresver-
gleich, so fällt sofort der starke Rückgang der Reduktion durch das Arbeits-
losengeld von 1995 auf 2000 auf, der dann auch für die Verschlechterung der 
Position des Arbeitslosengeldes im Vergleich zu den anderen Transfers sorgt. 
Bis auf die Einkommenslücke weisen die Konfidenzintervalle für die Reduk-
tionen 1995 und 2000 keinerlei Überschneidungen auf, was dafür spricht, dass 
tatsächlich eine Reduzierung der Effektivitätsziffern vorliegt. Für die Inva-
liditätsleistungen ist ebenfalls ein deutlicher Unterschied von 1995 auf 2000 
auffällig. Allerdings handelt es sich dabei um eine deutliche Steigerung der Ef-
fektivität, die durch die Konfidenzintervallüberprüfung unterstrichen wird, für 
die keine Überlappungen zu finden sind. Für die anderen Transfers dagegen 
zeigen sich keine solch deutlichen Steigerungen oder Senkungen der Effekti-
vitätszahlen. Dementsprechend ergibt die Überprüfung der Intervalle für die 
Reduktionen von 1995 und 2000, dass für alle Maße Schnitte vorliegen. 
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Insgesamt lässt sich also feststellen, dass 1995 das Arbeitslosengeld eindeu-
tig die höchsten Effektivitätsziffern aufwies, dann allerdings 2000 deutlich nied-
rigere Werte zu messen waren, wohingegen die Arbeitslosenhilfe und/oder die 
Mindestsicherung einschließlich Wohngeld durch mehr oder minder gleichblei-
bende Werte 2000 besser als das Arbeitslosengeld abschneiden. Dieser Rück-
gang für das Arbeitslosengeld deutet darauf hin, dass 1995 nicht allein das 
hohe Leistungsniveau des aus pauschalen sowie einkommensabhängigen Teilen 
bestehenden Transfers für die hohen Effektivitätsziffern verantwortlich war, 
sondern vermutlich auch die hohe Arbeitslosigkeit.90 Allerdings muss neben 
dem deutlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit von 1995 auf 2000 auch darauf 
hingewiesen werden, dass die Anforderungen zum Empfang des Arbeitslosen-
geldes bezüglich der Anwartschaftszeit und der Zahl der Karenztage verschärft 
wurden (vgl. Kapitel 2.2.2). Eine solche Verschärfung fand auch für die Ar-
beitslosenhilfe statt, für die allerdings keine solch drastische Reduzierung der 
Effektivitätswirkung stattfand. Wie bereits in Kapitel 6.2.2.2 erläutert wur-
de, dürften sich die deutliche Reduzierung der Wirkung des Arbeitslosengel-
des einerseits und die kaum merkbar zurückgegangenen bzw. vereinzelt sogar 
höheren Werte für die Reduktion durch die Arbeitslosenhilfe andererseits ar-
auf zurückführen lassen, dass die Empfängerzahlen für das Arbeitslosengeld 
gesunken und die für die Arbeitslosenhilfe gestiegen sind. 

Die Zahl der Empfänger von Mindestsicherung ist von 1995 auf 2000 gesun-
ken, wie bereits in Kapitel 6.2.2.2 festgestellt wurde. Im Gegensatz zu den Un-
gleichheitsergebnissen lässt sich aber nicht für alle Armutsmaße eine Reduktion 
der Effektivitätswerte für die Mindestsicherung zeigen. Rückgänge konnten nur 
für die Armutslücke, FGT2 und das Sen-Maß festgestellt werden, sowie für die 
zwei niedrigeren Armutsgrenzen für die Einkommenslücke und die zwei höher-
en Armutsgrenzen für die Armutsquote. Der Anteil der Armen konnte 2000 
trotz gesunkener Empfängerzahl damit zumindest für niedrigere Armutsgren-
zen stärker gesenkt werden wie 1995. Hierbei sei wieder darauf hingewiesen, 
dass zwischen 1995 und 2000 Kürzungen bei den Leistungen der Mindestsiche-
rung vorgenommen wurden (vgl. Kapitel 2.2.6), die sich hier eventuell nega-
tiv auf die Effektivität bezüglich der Intensitätsmaße auswirken. Wie sich in 
den hohen Reduktionszahlen für die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld 
im Gegensatz zur Mindestsicherung ohne Wohngeld zeigt, hat das Wohngeld 

90Vgl. zu den Arbeitslosenquoten Tabelle 6.2, S. 142. 
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einen spürbaren Einfluss auf die Wirkung der Mindestsicherung. Eine deut-
liche Erhöhung der Reduktionswerte kann für die lnvaliditätsleistungen im 
Vergleich von 1995 auf 2000 beobachtet werden. 1995 waren die ohne Bedürf-
tigkeitsprüfung gewährten und nicht vom bisherigen Einkommen abhängigen 
Leistungen bei Invalidität noch als die Transfers mit dem geringsten Einfluss 
identifiziert worden, 2000 dagegen wird diese Position vom Krankengeld ein-
genommen. Der deutliche Anstieg von 1995 auf 2000 ist vermutlich darauf 
zurückzuführen, dass im Jahr 2000 neben dem Pflegegeld und dem lnvaliditäts-
geld für Nichtrentenempfänger auch die ebenfalls ohne Bedürftigkeitsprüfung 
gewährte, pauschale Basissicherung in Form der Volksrente in den Daten zu 
Leistungen bei Invalidität enthalten waren. Entsprechend kann vermutet wer-
den, dass die lnvaliditätsleistungen besser in der Rangfolge platziert wären, 
wenn eine Einbeziehung der Erwerbsrenten bei Invalidität möglich wäre. 

6.3.2.3 Frankreich 

Für die Armutsgrenze von 50 Prozent des Median werden zunächst wieder 
die Bootstrapping-Konfidenzintervalle für die Werte mit und ohne jeweiligen 
Transfer verglichen, allerdings nur für 1994, da für den zweiten Untersuchungs-
zeitpunkt keine französischen Daten vorliegen. Dabei können keine Überschnei-
dungen für das Arbeitslosengeld und die Mindestsicherung einschließlich Wohn-
geld festgestellt werden. Für die Leistungen bei Erwerbsunfähigkeit liegen keine 
Überschneidungen außer bei der Armutsquote vor, für welche die Überprüfung 
mittels Intervall für die Differenz der Werte allerdings ebenfalls einen signifi-
kanten Unterschied ergibt. Bezüglich der Mindestsicherung zeigt sich, dass kein 
signifikanter Unterschied für die Berechnungen mit der Armutsquote vorliegt. 
Lediglich für das Krankengeld sind hinsichtlich aller Maße keine signifikanten 
Unterschiede festzustellen. Dementsprechend ist abzusehen, dass sich für das 
Krankengeld recht geringe Effektivitätswerte ergeben werden. 

Die Effektivitätswerte für die Armutsquote, die Armutslücke sowie die Ein-
kommenslücke sind in den Abbildungen 6.36 und 6.37 dargestellt. Wie vermu-
tet ergeben sich für die Reduktionen durch das Krankengeld geringe Werte, so 
dass diese hinsichtlich aller berücksichtigten Armutsmaße für die Berechnungen 
mit einer Armutsgrenze von 40 Prozent des Median am geringsten im Vergleich 
der Transferwirkungen sind. Lediglich bezüglich der Armutsquote bei Armuts-
grenzen von 50 und 60 Prozent des Median bzw. 50 Prozent des arithmetischen 
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Abbildung 6.36: Reduktion Armutsquote und Armutslücke (PGR), Frankreich 
1994, Armutsgrenze 50 Prozent Median 

Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten 

Mittels ergeben sich für die Mindestsicherung geringere Reduktionen.91 Damit 
gelingt es über die Mindestsicherung also vergleichsweise schlecht, Betroffene 
tatsächlich auch über die Armutsgrenze zu heben. Eindeutig die höchsten Ef-
fektivitätswerte sind bei allen Maßen und Grenzen für die Mindestsicherung 
einschließlich Wohngeld und das Arbeitslosengeld aufgetreten. Hinsichtlich der 
Armutsquote, der Armutslücke, FGTl2 und des Sen-Maßes folgen darauf die 
Leistungen bei Erwerbsunfähigkeit. Lediglich für die Einkommenslücke rückt 
die Mindestsicherung an die dritte Stelle und schneidet damit besser ab als 
die Erwerbsunfähigkeitsleistungen und das Krankengeld. Dies mag daran lie-
gen, dass durch die Mindestsicherung die Anzahl der Armen nicht sehr stark 
reduziert wird, was sich im schlechten Abschneiden für die Armutsquote zeigt. 
Allerdings werden die Armen durchaus von den Leistungen der Mindestsiche-

91 Für die Armutsquote ergab sich bei der Mindestsicherung auch kein signifikanter U n-
terschied beim Vergleich der absoluten Werte, wie oben erläutert wurde. 

92Fiir die Armutslücke und FGT2 gibt es dabei eine Ausnahme: Für eine Armutsgrenze 
von 40 Prozent des Median weist die Mindestsicherung eine höhere Armutsreduktion als die 
Erwerbsunfähigkeitsleistungen auf. 
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Abbildung 6.37: Reduktion Einkommenslücke (IGR), Frankreich 1994, Ar-
mutsgrenze 50 Prozent Median 

Quelle: Eigene Berechnungen mit 118-Daten 

rung erreicht, so dass sich ihr Durchschnittseinkommen durch Hinzunahme der 
Mindestsicherung erhöht. 

Die Analyse der Konfidenzintervalle für die Reduktionen durch die Trans-
fers zeigt, dass sich beim Vergleich von Arbeitslosengeld und Mindestsiche-
rung einschließlich Wohngeld Überlappungen ergeben. Dies ist nicht weiter 
erstaunlich, wenn man berücksichtigt, wie nahe die Effektivitätsziffern beiein-
ander liegen (vgl. Abb. 6.36 und 6.37). Aus dem gleichen Grund überrascht 
die Überschneidung für die Armutsquote beim Vergleich von Krankengeld und 
Mindestsicherung nicht. Weiterhin liegen für die Intervalle der Reduktion durch 
die Erwerbsunfähigkeitsleistungen und durch die Mindestsicherung bezüglich 
aller Maße bis auf die Armutsquote Überschneidungen vor. 

Zusammenfassend kann also festgestellt werden, dass die eindeutig höchsten 
Wirkungen von der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld und vom Ar-
beitslosengeld ausgehen. Die Gründe für diese hohen Wirkungen sind für die 
beiden Transferarten vermutlich unterschiedliche. Beim Arbeitslosengeld, des-
sen Höhe vom bisherigen Einkommen abhängt und das ohne Prüfung von 
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Bedürftigkeit gewährt wird, mag durchaus in erster Linie die Höhe des Leis-
tungsniveaus für die Armutsreduktion verantwortlich sein. Bei der Mindestsi-
cherung mit Wohngeld spiegelt sich dagegen die hohe Bedeutung des Wohn-
geldes in Frankreich wider. Dies zeigt sich einerseits in der weitaus geringeren 
Effektivitätswirkung der Mindestsicherung ohne Wohngeld und andererseits 
darin, dass der Anteil der Wohngeldempfänger in der Bevölkerung bedeutend 
höher als der Anteil der Empfänger von Mindestsicherung ist.93 Die Mindestsi-
cherung ohne Wohngeld schneidet insgesamt hinsichtlich der Intensitätsmaße 
und niedrigerer Armutsgrenzen etwas besser ab als für die Armutsquote und 
höhere Armutsgrenzen. Hier zeigt sich die Ausrichtung dieses Transfers auf 
die Armutsbekämpfung als letztes Sicherheitsnetz nach Ausschöpfung anderer 
Leistungen. 

6.3.2.4 Italien 

Der Vergleich der Bootstrapping-Konfidenzintervalle der absoluten Armuts-
werte mit und ohne Transfer für 1995 zeigt, dass sich zahlreiche Überlappun-
gen finden. Lediglich für die Invaliditätsrente treten bei den Berechnungen mit 
der Armutslücke, FGT2 und dem Sen-Maß keine Überschneidungen auf, für die 
Armutsquote und die Einkommenslücke sind durch die Überprüfung der Diffe-
renzintervalle ebenfalls signifikante Unterschiede feststellbar.94 Für alle ande-
ren Transfers, also die Leistungen bei Arbeitslosigkeit, bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten sowie für die Mindestsicherung, ergibt sich kein signifikanter 
Unterschied der Werte mit und ohne jeweiligen Transfer. Die Berechnungen für 
das Jahr 2000 ergeben praktisch die gleichen Resultate.95 Die Transfers schei-
nen sich also für beide Untersuchungszeitpunkte bezüglich Armut nicht sehr 
stark auf die Einkommensverteilung auszuwirken, lediglich für die lnvalidität&-
renten zeigen sich signifikante Unterschiede. Daher ist anzunehmen, dass im 

93 1992 lag der Anteil der Wohngeldempfänger achtmal höher als der Anteil der Empfänger 
von Mindestsicherung (vgl. Eardley et al. 1996a: 39). 

94Für die Einkommenslücke ergibt sich nur ein Schnitt der absoluten Werte für die nach 
der Normalapproximationsmethode berechneten Intervalle. 

95Lediglich bei den Invaliditätsrenten gibt es leichte Unterschiede: So ist 2000 bei den nach 
der N- und BC-Methode ermittelten Intervallen bei der Armutsquote die Null im Intervall 
der Differenzen der absoluten Werte, also wird kein signifikanter Unterschied angezeigt. Für 
die Einkommenslücke finden sich für alle Berechnungsmethoden Schnitte, allerdings liegt 
trotzdem ein signifikanter Unterschied vor. 
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Folgenden für die lnvaliditätsrenten die höchsten Effektivitätsziffern festzustel-
len sind. 

Abbildung 6.38: Reduktion Armutsquote und Armutslücke (PGR), Italien 1995 
und 2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten 
Arbeitslosigkeitsleistungen beinhalten das Arbeitslosengeld und die Leistungen bei Teilar-
beitslosigkeit 

Den Erwartungen entsprechend sind die Effektivitätszahlen für die lnvali-
ditätsrente eindeutig am höchsten hinsichtlich aller Maße und Grenzen sowie 
für beide untersuchten Jahre. Eine gesonderte Betrachtung der Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit ist auch an dieser Stelle wie in Kapitel 6.2.2.4 wieder not-
wendig. Die Arbeitslosigkeitsleistungen als Summe des Arbeitslosengeldes und 
der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit weisen die zweithöchste Reduktion nach 
den Invaliditätsleistungen sowohl für 1995 als auch 2000 auf. 1995 folgen dar-
auf das Arbeitslosengeld und die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit mit zwei 
Ausnahmen: Hinsichtlich der Armutsquote bei einer Armutsgrenze von 50 Pro-
zent des Median ist die Reduktion durch die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit 
höher als die durch das Arbeitslosengeld und bezüglich der Armutsquote be-
rechnet mit einer Grenze von 60 Prozent des Median fallen die Leistungen bei 
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Teilarbeitslosigkeit hinter die Arbeitsunfallrenten zurück, die außer für die ge-
nannte Ausnahme hinter den Leistungen bei Arbeitslosigkeit liegen. Eindeutig 
an letzter Stelle bezüglich der Effektivität liegt die Mindestsicherung. 

Die Bootstrapping-Konfidenzintervalle für die Reduktionen 1995 bestäti-
gen die dominante Position der Invaliditätsrenten; lediglich hinsichtlich der 
Einkommenslücke im Vergleich mit dem normalen Arbeitslosengeld finden sich 
Überschneidungen. Sonstige Überschneidungen betreffen vor allem die Inter-
valle der einzelnen Arbeitslosigkeitsleistungen untereinander, weiterhin schnei-
den sich diese mit den Intervallen der Leistungen bei Arbeitsunfallrenten und 
Berufskrankheiten für alle Maße96 und mit denen der Mindestsicherung für die 
Armutsquote.97 Weiterhin überlappen sich die Intervalle für die Arbeitsunfall-
renten und die Mindestsicherung. 

Im Jahr 2000 sind die höchsten Effektivitätszahlen zwar weiterhin für die 
Invaliditätsrenten und die Gesamtleistungen bei Arbeitslosigkeit zu finden. Für 
die restlichen Transfers ist die Reihenfolge dagegen weniger eindeutig, je nach 
Maß und verwendeter Grenze ist sie unterschiedlich. Insgesamt kann konsta-
tiert werden, dass die Mindestsicherung nicht mehr eindeutig die geringsten 
Reduktionen aufweist,98 diese Position übernehmen in der Mehrzahl der Fälle 
die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit.99 

Die Konfidenzintervalle spiegeln die Verbesserung der Mindestsicherung 
bzw. Verschlechterung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit wider: Der Vergleich 
der Mindestsicherung jeweils mit den beiden Teilleistungen bei Arbeitslosig-
keit ergibt nun Schnitte bezüglich aller Maße. Für die Summe aus beiden Teil-
leistungen sind Überschneidungen im Hinblick auf alle Maße außer der Ar-
mutslücke zu finden statt nur hinsichtlich der Armutsquote wie 1995. Dafür 
sind beim Vergleich der einzelnen Arbeitslosigkeitsleistungen untereinander 
nicht mehr solch eindeutige Überschneidungen wie 1995 auffindbar. Die In-
tervalle für die Effektivität der Invaliditätsrente überschneiden sich wie 1995 
mit denen für das normale Arbeitslosengeld bezüglich der Einkommenslücke 

96Dabei ergibt sich für die Summe der beiden Arbeitslosigkeitsleistungen allerdings nur 
ein Schnitt für die Armutsquote. 

97Fiir die Summe der beiden Teilleistungen bei Arbeitslosigkeit ergibt sich allerdings nur 
ein Schnitt für das nach der N-Methode ermittelte Intervall. 

98Lediglich für die Armutsquote bei einer Grenze von 50 Prozent ist dies nun der Fall. 
99Fiir die Armutsquote bei einer Grenze von 60 Prozent des Median und 50 Prozent 

des arithmetischen Mittels übernimmt den letzten Rang das normale Arbeitslosengeld, das 
ansonsten die dritthöchste Reduktion aufweist. 
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und nun auch zusätzlich mit denen für die Arbeitsunfallrenten ebenfalls hin-
sichtlich Einkommenslücke. 

Der Vergleich der Ergebnisse für die Konfidenzintervalle der Reduktionen 
1995 und 2000 ergibt, dass sich im Hinblick auf das Arbeitslosengeld, die Sum-
me der Teilleistungen bei Arbeitslosigkeit, die Arbeitsunfallrenten sowie die In-
validitätsrenten Überschneidungen bezüglich aller Maße ergeben. Was die Leis-
tungen bei Teilarbeitslosigkeit anbetrifft, kann hinsichtlich der Armutslücke, 
der Einkommenslücke und FGT2 festgestellt werden, dass keine Überschnei-
dungen vorliegen. Im Hinblick auf diese Maße scheint also tatsächlich ein Sin-
ken100 der Effektivitätswerte 2000 im Vergleich zu 1995 vorzuliegen. Dies er-
klärt auch die Verschlechterung in der Rangfolge der Effektivitätswerte 2000. 
Weiterhin liegen keine Überschneidungen der Konfidenzintervalle 1995 und 
2000 für die Reduktionen durch die Mindestsicherung berechnet mit allen Ma-
ßen bis auf die Armutsquote101 vor, wobei diese Reduktionen 1995 geringer 
waren. Dadurch nimmt die Mindestsicherung 2000 einen tendenziell höheren 
Rang ein. 

Insgesamt erweist sich die Invaliditätsrente eindeutig als der Transfer mit 
den höchsten Auswirkungen. Es lässt sich der schon in Kapitel 6.2.2.4 angespro-
chene „Bubble Effect" vermuten, also die Flucht von unzureichend ausgestal-
teten Transfers in großzügigere Transfers. Im Falle Italiens dürfte als Auslöser 
für diesen Effekt in erster Linie die unzureichend ausgestaltete Mindestsiche-
rung verantwortlich sein, für die auch nur eine geringe Effektivitätswirkung 
festgestellt werden konnte. Hinsichtlich der Invaliditätsrenten ist ein leichter 
Rückgang der Reduktionswirkung von 1995 auf 2000 konstatiert worden, der 
eventuell auf schärfere Kontrollen und der Einschränkung der Möglichkeit, 
die Leistungen mit anderen Transfers und Einkommen zu kumulieren, zurück-
zuführen ist. Ein weiterer Unterschied zwischen den Berechnungen 1995 und 
2000 besteht darin, dass 2000 neben den Versicherungsleistungen bei Invali-
dität auch die bedürftigkeitsgeprüfte lnvaliditätsleistung enthalten ist.102 Da 
der bedürftigkeitsgeprüfte Transfer auf den unteren Teil der Einkommensver-

100Der in Abb. 6.38 zu beobachtende Anstieg von 1995 auf 2000 für die Armutsquote erweist 
sich als nicht signifikant. 

101 Außerdem liegt für das nach der P-Methode berechnete Intervall für die Reduktion der 
Einkommenslücke eine Überschneidung vor. 

102zu den Inhalten der Variablen siehe Kapitel 5.2, zu den verschiedenen Invaliditätsleis-
tungen vgl. Kapitel 2.4.4. 
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teilung ausgerichtet ist, wäre unter Umständen eher ein Anstieg zu vermuten 
gewesen. Allerdings erweist sich der festgestellte geringe Rückgang der Re-
duktionswerte als nicht signifikant, er könnte daher auch auf zufällige Effekte 
zurückzuführen sein. Dagegen ist die Erhöhung der Effektivität für die Min-
destsicherung von 1995 auf 2000 bis auf die Ergebnisse hinsichtlich der Ar-
mutsquote signifikant. Die in beiden Untersuchungsjahren ähnlich hohen Re-
duktionswerte bezüglich der Armutsquote deuten darauf hin, dass der Anteil 
der Armen nicht reduziert wurde. Andererseits wird diesen Armen 2000 etwas 
besser geholfen, was sich im Anstieg der Effektivität bei den anderen Armuts-
maßen, die die Intensität der Armut messen, zeigt. Zumindest für drei von fünf 
Maßen kann im Hinblick auf die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit ein signi-
fikantes Sinken der Effektivitätswerte von 1995 auf 2000 festgestellt werden. 
Wie bereits in Kapitel 6.2.2.4 erläutert wurde, könnte der Argumentation von 
Franzini (2001) folgend dieser Rückgang dadurch begründet sein, dass die Zu-
nahme von befristeten Arbeitsverhältnissen und freier Mitarbeit von 1995 auf 
2000 eine Inanspruchnahme der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit in bisheri-
gem Maße zunehmend schwerer macht und dadurch die Umverteilungswirkung 
durch diese Leistungen ebenfalls zurückgeht. 

6.3.2.5 Vereinigtes Königreich 

Sowohl 1994 als auch 1999 ergibt die Überprüfung der Konfidenzintervalle, die 
für die absoluten Werte mit und ohne jeweiligen Transfer ermittelt wurden, 
dass sich keinerlei Überlappungen bei den Berechnungen bezüglich der Inva-
liditätsrente, der Mindestsicherung sowie der Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld ergeben. Im Gegensatz dazu ergibt die Analyse der Intervalle der 
Differenz der absoluten Werte mit und ohne Transfer, dass sich im Hinblick auf 
das Krankengeld und die Arbeitsunfallrenten keinerlei signifikante U nterschie-
de ergeben. Bezüglich des Arbeitslosengeldes gibt es Unterschiede zwischen den 
beiden untersuchten Jahren. 1994 treten einige Überschneidungen auf, wobei 
lediglich im Hinblick auf die Armutsquote kein signifikanter Unterschied vorlag. 
Dagegen finden sich 1999 keine Überlappungen hinsichtlich aller Maße. Insg~ 
samt dürften die höchsten Reduktionen von der Invaliditätsrente, der Mindest-
sicherung und der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld zu erwarten sein, 
die geringsten dagegen vom Krankengeld und den Arbeitsunfallrenten. 

1994 ergibt sich eine recht eindeutige Rangfolge der Reduktionen durch 
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Abbildung 6.39: Reduktion Armutsquote und Armutslücke (PGR), Vereinigtes 
Königreich 1994 und 1999, Armutsgrenze 50 Prozent Median 

Armutsquote 

J] 

,- 1994 - 19991 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 

die betrachteten Transfers (vgl. Abbildung 6.39). Die höchste Reduktion wird 
hinsichtlich aller Maße durch die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld 
erreicht, gefolgt von der Mindestsicherung, den Invaliditätsrenten, dem Ar-
beitslosengeld, dem Krankengeld und den Arbeitsunfallrenten. Ausnahmen von 
dieser Reihenfolge ergeben sich bezüglich der Einkommenslücke bei der Ar-
mutsgrenze von 40 Prozent des Median, wobei hier die Invaliditätsrente in der 
Rangfolge höher eingestuft wird als die Mindestsicherung, sowie bezüglich der 
Armutsquote bei den Armutsgrenzen von 50 Prozent des arithmetischen Mit-
tels bzw. 60 Prozent des Median, hierbei fällt das Krankengeld hinter die Ar-
beitsunfallrenten zurück. Die Miteinbeziehung der Bootstrapping-Konfidenz-
intervalle bestätigt dieses recht eindeutige Bild. Lediglich im Hinblick auf die 
Reduktionen des Krankengeldes im Vergleich zu den Arbeitsunfallrenten bzw. 
der Mindestsicherung im Vergleich zur Mindestsicherung einschließlich Wohn-
geld schneiden sich die Konfidenzintervalle. 

1999 entspricht die Reihenfolge der Reduktionen zwar immer noch prinzi-
piell der von 1994, es ergeben sich aber mehr Abweichungen bei Verwendung 

243 



unterschiedlicher Armutsgrenzen. Hinsichtlich der Armutsquote befindet sich 
das Krankengeld nun immer an letzter Stelle bis auf die Berechnungen mit 40 
Prozent des Median. Weiterhin rückt die Reduktion durch die Invaliditätsrente 
bei 60 Prozent des Median und 50 Prozent des arithmetischen Mittels als Ar-
mutsgrenzen vor die der Mindestsicherung. Im Hinblick auf die restlichen Maße 
gibt es noch zwei weitere Ausnahmen: Für die Einkommenslücke ( 40 Prozent 
des Median) schiebt sich die Invaliditätsrente ebenfalls vor die Mindestsiche-
rung und für die Armutslücke (50 Prozent des arithmetischen Mittels) fällt 
das Krankengeld auf den letzten Platz zurück. Ebenso wie 1994 ergeben sich 
bezüglich der Konfidenzintervalle Schnitte beim Vergleich der Reduktionen für 
die Mindestsicherung mit der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld und 
für das Krankengeld mit den Arbeitsunfallrenten. Zusätzlich finden sich jetzt 
noch Überschneidungen beim Vergleich von Arbeitslosengeld und Invaliditäts-
renten bei den Berechnungen mit der Einkommenslücke und beim Vergleich 
von Mindestsicherung und Invaliditätsrente bezüglich der Armutsquote. 

Vergleicht man die Höhe der Reduktionen durch die einzelnen Transfers für 
1994 und 1999, so fällt eindeutig auf, dass diese hinsichtlich des Arbeitslosen-
geldes steigen, was auch durch die Analyse der Konfidenzintervalle bestätigt 
wird. Was die restlichen Transfers betrifft, zeichnet sich dagegen eher ein Sin-
ken der Effektivitätswerte ab. Dabei sollte allerdings berücksichtigt werden, 
dass 1999 eine signifikant höhere Armut für das verfügbare Einkommen fest-
gestellt werden konnte. Durch dieses insgesamt höhere Armutsniveau dürfte 
es auch schwieriger sein, höhere Rcduktionseffekte für 1999 im Vergleich zu 
1994 zu erzielen. Was die zwei betrachteten Formen der Mindestsicherung so-
wie die Invaliditätsrente mit Ausnahme der Armutsquote angeht, bestätigt die 
Konfidenzintervallanalyse den Rückgang der Effektivität bei der Armutsgrenze 
von 50 Prozent des Median. 103 Bezüglich der Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sowie des Krankengeldes schneiden sich dagegen die 
Intervalle für die beiden Jahre. 

Insgesamt ergibt sich recht eindeutig, dass die höchsten Reduktionen durch 
die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld bzw. die Mindestsicherung und 
die Invaliditätsrente erreicht werden und die niedrigsten durch die Arbeitsun-

103Bezüglich der Armutsquote sind bei Armutsgrenzen von 50 Prozent des arithmetischen 
Mittels und 60 Prozent des Median 1999 höhere anstatt niedrigere Werte für die Reduktion 
durch die lnvaliditätsleistungcn feststellbar. 
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fallrenten und das Krankengeld. Die niedrigen Werte für die Arbeitsunfallren-
ten und das Krankengeld sind über die Ausrichtung auf einen eng begrenzten 
Empfängerkreis bzw. die zeitliche Beschränkung auf kürzere Krankheitszeiten 
erklärbar. Die ungewöhnlich hohen Effektivitätszahlen der Mindestsicherungs-
leistungen im Vergleich zu den anderen Transfers zeigen deutlich die große Be-
deutung dieser Transferart im Sozialsystem des Vereinigten Königreichs und 
die besondere Fokussierung auf die Armutsreduzierung. Allerdings muss fest-
gestellt werden, dass außer hinsichtlich der Armutsquote 1999 eine niedrige-
re Wirkung der Mindestsicherungsleistungen als 1994 zu messen ist. Dieser 
Rückgang dürfte sich auf die Einführung der Job Seeker's Allowance (JSA) 
zurückführen lassen (vgl. Kapitel 2.5.2). Dadurch wurden viele bisherige In-
come Support-Empfänger zu Empfängern von Arbeitslosigkeitsleistungen. Die-
se Vermutung wird auch dadurch bestätigt, dass gleichzeitig eine signifikante 
Zunahme der Effektivitätswirkung der Arbeitslosigkeitsleistungen stattfand. 
Bemerkenswert ist auch die deutliche Wirkung der lnvaliditätsrenten. Einen 
entscheidenden Einfluss auf diese hohen Effektivitätsziffern dürfte die „Masse" 
der Empfänger haben: Bis Mitte der neunziger Jahre kam es zu einem deutli-
chen Anstieg der Empfängerzahlen, die danach nur mäßig rückläufig waren. 104 

Die zwischen 1994 und 1999 stattgefundene Verschärfung der Zugangsberech-
tigung und Leistungskürzung105 könnte dementsprechend für den bis auf die 
Berechnungen mit der Armutsquote signifikanten Rückgang der Armutsreduk-
tion verantwortlich sein. Bezüglich des Krankengeldes lässt sich insgesamt eine 
leichte Verschlechterung in der Rangfolge 1999 im Vergleich zu 1994 feststellen, 
wobei allerdings kein signifikanter Rückgang der Werte nachzuweisen war. Hier 
spiegelt sich eventuell wie bei der lnvaliditätsrente die zwischen 1994 und 1999 
stattgefundene grundlegende Reform von Krankengeld und Invaliditätsrente 
wider. 

104Vgl. dazu ausführlicher Kapitel 6.2.2.5. 
105Vgl. dazu auch Kapitel 2.5.4. 
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6.3.3 Transfers in den Ländern: Effizienz 

In den Kapiteln 6.3.3.1 bis 6.3.3.5 werden die Ergebnisse für die Effizienz 
bezüglich der Armutsberechnungen vorgestellt. Dabei werden die Effizienzindi-
katoren berechnet, indem die in Kapitel 6.3.2 präsentierten Armutsreduktionen 
durch die entsprechenden Anteile der Ausgaben am BIP für den jeweiligen 
Transfer geteilt werden. Wie bereits in Kapitel 6.2.3 näher erläutert wurde, 
stehen nicht für alle Transfers geeignete Ausgabenanteile zur Verfügung, wes-
halb für diese Transfers auf die Effizienzberechnungen verzichtet wird. 106 Im 
Hinblick auf die Mindestsicherung werden wie in Kapitel 6.2.3 lediglich Be-
rechnungen für 1994/95 durchgeführt, da nur Ausgaben für 1992 aus Eardley 
et al. (1996a) zur Verfügung stehen, die zur Berechnung der Effizienzwerte 
1994/95 herangezogen werden.107 Die Effizienzwerte werden exemplarisch nur 
für die Armutsgrenze von 50 Prozent des Median berechnet, Bootstrapping-
Konfidenzintervalle werden nicht bestimmt. In den folgenden Kapiteln werden 
pro betrachtetem Land zunächst die Rangfolgen der Effizienzergebnisse der 
Transfers für 1994/95 und 1999/2000 vorgestellt. Daran schließt sich ein Ver-
gleich dieser Ergebnisse mit denen für die Effektivität, die in den Kapiteln 
6.3.2.1 bis 6.3.2.5 dargestellt wurden, an. 

6.3.3.1 Deutschland 

Eindeutig die höchsten Effizienzwerte lassen sich 1994 in Deutschland für die 
Arbeitslosenhilfe feststellen. Welche Transferart die nächsthöchsten Effizienz-
zahlen auf sich vereint, hängt vom zugrunde gelegten Armutsmaß ab: Für die 
Armutsquote und die Armutslücke entfallen die zweithöchsten Effizienzwerte 
auf das Arbeitslosengeld, gefolgt von der Invaliditätsrente. Werden für die Effi-
zienzberechnungen die Einkommenslücke, FGT2 und das Sen-Maß verwendet, 
vertauschen die beiden Transfers die Ränge (vgl. Abb. 6.40). Die darauf fol-
genden Positionen sind wieder unabhängig vom Maß gleich: Auf das Arbeitslo-
sengeld und die Invaliditätsrenten folgen die Arbeitsunfallrenten, die Mindest-
sicherung einschließlich Wohngeld sowie die Mindestsicherung ohne Wohngeld. 

Im zweiten Beobachtungsjahr 2000 ergibt sich bezüglich aller verwende-
ter Armutsmaße die gleiche Reihenfolge, wobei ebenfalls die Arbeitslosenhilfe 

1061n Kapitel 6.1 wird dargestellt, welche Ausgaben zur Verfügung stehen. 
107Siehe auch die Einleitung zu Kapitel 6.2.3. 
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Abbildung 6.40: Effizienzindikator Armutsquote und FGT2, Deutschland 1994 
und 2000 

mu1squote 

Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

die höchsten Effizienzwerte erreicht, gefolgt von der Invaliditätsrente, dem Ar-
beitslosengeld und den Arbeitsunfallrenten. Die lnvaliditätsrente konnte somit 
im Vergleich zu 1994 ihre Position hinsichtlich der Effizienz verbessern. Diese 
Verbesserung spiegelt sich auch deutlich wider, wenn man die Effizienzwerte 
1994 und 2000 für die einzelnen Transfers miteinander vergleicht: Während die 
Werte im Hinblick auf alle anderen Transfers sinken, ist für die lnvaliditäts-
rente - mit Ausnahme der Berechnungen auf Basis der Einkommenslücke - ein 
Anstieg zu verzeichnen. 

Beim Vergleich der Effizienz- mit den Effektivitätsergebnissen fällt auf, dass 
die Arbeitslosenhilfe gegenüber den durch die anderen Transfers erreichten Ef-
fizienzresultaten eindeutig höhere Werte ausweist als dies für die Effektivität 
der Fall war. In der Rangfolge fallen das Arbeitslosengeld und die lnvaliditäts-
rente hinter die Arbeitslosenhilfe zurück. Die Arbeitsunfallrenten rücken eben-
falls in der Rangfolge vor, für die Effektivität waren sie noch eindeutig auf dem 
letzten Rang zu finden. Es konnten sich also die Transfers verbessern, auf die 
die geringsten Ausgabenanteile entfallen. Mit der Arbeitslosenhilfe schneidet 
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eindeutig ein bedürftigkeitsgeprüfter Transfer, der allerdings nicht als Pau-
schalbetrag sondern abhängig vom bisherigen Einkommen gezahlt wird, am 
besten für die Effizienz ab. Das Arbeitslosengeld und die lnvaliditätsrente, die 
weniger effizient als effektiv sind, sind beides einkommensabhängige Versiche-
rungsleistungen, wobei 2000 bei der Invaliditätsrente die pauschal ausgezahlte 
Pflegeversicherung dazukommt, was für eine Verbesserung bezüglich der Posi-
tion in der Effizienzrangfolge sorgt. 

6.3.3.2 Finnland 

Die Effizienzberechnungen für 1995 ergeben mit Ausnahme der Armutsquote 
in Finnland für die Invaliditätsleistungen die niedrigsten Werte, etwas besser 
werden das Krankengeld und das Arbeitslosengeld eingestuft (vgl. Abb. 6.41 
und 6.42). Hinsichtlich der Armutsquote vertauschen das Krankengeld und die 
Leistungen bei Invalidität die Plätze, so dass die niedrigste Effizienz bezüglich 
des Krankengeldes festgestellt wird. Die Reihenfolge der Transfers im Hinblick 
auf die höheren Effizienzzahlen hängt vom zugrunde gelegten Maß ab. Für alle 
Maße außer der Armutsquote ergibt sich die höchste Effizienz bezüglich der 
Arbeitslosenhilfe, für die Armutsquote nimmt diese Position die Mindestsiche-
rung ein, gefolgt von der Arbeitslosenhilfe, der Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld und den Arbeitsunfallrenten. Hinsichtlich der Armutslücke und des 
Sen-Maßes wird die zweithöchste Effizienz für die Mindestsicherung erreicht, 
darauf folgen die Arbeitsunfallrenten und die Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld. Was die Einkommenslücke und FGT2 betrifft, schneiden dagegen 
die Arbeitsunfallrenten besser ab als die Mindestsicherung. 

Im Jahr 2000 ergibt sich für alle Maße die gleiche Rangfolge bezüglich 
der Effizienzindikatoren (vgl. Abb. 6.41 und 6.42): Die höchste Effizienz ist 
hinsichtlich der Arbeitslosenhilfe feststellbar, darauf folgen die Arbeitsunfall-
renten, das Arbeitslosengeld, die Invaliditätsleistungen und das Krankengeld. 
Tendenziell ist also für die Invaliditätsleistungen eine leichte Verbesserung, für 
das Krankengeld dagegen eine Verschlechterung in der Rangfolge feststellbar. 
Der Vergleich der absoluten Höhe der Effizienzindikatoren 1995 und 2000 er-
gibt, dass im Jahr 2000 durchgehend höhere Werte gemessen wurden. 

Vergleicht man die Rangfolgen, die sich für die Effektivität und Effizienz 
ergeben, zeigt sich, dass die Arbeitslosenhilfe im Vergleich zur Effektivität 
vorrückt, so dass sie recht eindeutig an erster Stelle für die Effizienz liegt. Da-
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Abbildung 6.41: Effizienzindikator Armutsquote und Armutslücke (PGR), 
Finnland 1995 und 2000 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

gegen fällt das Arbeitslosengeld in der Rangfolge zurück, die Leistungen bei 
Arbeitsunfällen schieben sich sogar am Arbeitslosengeld vorbei. Leichte Ver-
besserungen in der Platzierung sind für die Invaliditätsleistungen feststellbar, 
die aber auch bezüglich der Effizienz eher am Ende der Rangfolge zu finden 
sind. Weiter nach vorn können sich auch die Leistungen der Mindestsicherung 
schieben, die zusammen mit der Arbeitslosenhilfe 1995 die „Spitzengruppe" bil-
den. Es zeigt sich also, dass für die Effizienz bedürftigkeitsgeprüfte Tuansfers, 
die als Pauschalbetrag ausbezahlt werden, die Rangfolge anführen. Dagegen 
hat sich die Position des Arbeitslosengeldes, das als Versicherungsleistung teils 
pauschal, teils einkommensabhängig gewährt wird, im Vergleich zur Effekti-
vität verschlechtert. 
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Abbildung 6.42: Effizienzindikator Einkommenslücke (IGR), Finnland 1995 
und 2000 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: :!5) 

6.3.3.3 Frankreich 

Hinsichtlich der Berechnungen mit der Armuts- und Einkommenslücke so-
wie mit dem Sen-Maß wird in Frankreich die höchste Effizienz von der Min-
destsicherung erreicht, daran schließen sich die Mindestsicherung einschließ-
lich Wohngeld, die Erwerbsunfähigkeitsleistungen, das Arbeitslosengeld und 
als Schlusslicht das Krankengeld an (vgl. Abb. 6.43). Bezüglich des FGT2-

Maßes wechseln die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld und die Er• 
werbsunfähigkeitsleistungen ihre Positionen; allerdings liegt die Mindestsiche-
rung einschließlich Wohngeld für dieses Maß ebenfalls vor den Erwerbsunfähig-
keitsleistungen, wenn bei den Effizienzberechnungen die Wohngeldausgaben 
aus Eardley et al. (1996a) anstatt aus der OECD Social Expenditure Databa-
se verwendet werden. Die Ergebnisse, die unter Verwendung der Armutsquote 
erzielt werden, weichen von den bisher vorgestellten Ergebnissen ab (vgl. Abb. 
6.43). Zwar werden die niedrigsten Effizienzwerte immer noch vom Kranken-
geld erreicht, die höchsten werden jetzt aber für die Mindestsicherung ein-
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schließlich Wohngeld ausgewiesen, gefolgt von der Mindestsicherung, dem Ar-
beitslosengeld und den Erwerbsunfähigkeitsleistungen. 

Abbildung 6.43: Effizienzindikator Armutsquote und Armutslücke (PGR), 
Frankreich 1994 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

Die hohen Effektivitätswerte, die durch die Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld bzw. die niedrigen Werte, die durch die Mindestsicherung erreicht 
wurden, relativieren sich bei Einbezug der Ausgaben: In der Rangfolge der 
Effizienzwerte konnte sich die Mindestsicherung deutlich nach oben schieben, 
die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld rutscht in der Rangfolge nur 
leicht nach hinten, wohingegen das Arbeitslosengeld sich etwas deutlicher ver-
schlechtert. Keine offensichtliche Veränderung gegenüber den Ergebnissen bei 
Effektivität hat sich für das Krankengeld ergeben, das im Hinblick auf die 
Effizienz an letzter Stelle steht. In Frankreich sind hinsichtlich der Armuts-
betrachtungen offenbar die pauschalen, bedürftigkeitsgeprüften Transfers der 
Mindestsicherung effizienter als die einkommensabhängigen Versicherungsleis-
tungen des Krankengeldes und vor allem des Arbeitslosengeldes, welches für 
die Effektivität noch deutlich besser abschnitt. 
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6.3.3.4 Italien 

In Italien sind 1995 die höchsten Effizienzzahlen hinsichtlich der Invaliditäts-
rente feststellbar, die niedrigsten dagegen bezüglich der Mindestsicherung. Da-
zwischen liegen die Effizienzergebnisse der verschiedenen Leistungen bei Ar-
beitslosigkeit, die in Italien gesondert betrachtet werden. Hinsichtlich aller 
Maße außer der Armutsquote liegt die zweithöchste Effizienz nach der Inva-
liditätsrente für das Arbeitslosengeld vor, danach folgen die Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit als Summe aus Arbeitslosengeld und Leistungen bei Teilar-
beitslosigkeit sowie die gesonderten Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit ( vgl. 
Abb. 6.44). Bezüglich der Armutsquote vertauschen dagegen das Arbeitslosen-
geld und die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit ihre Positionen. 

Abbildung 6.44: Effizienzindikator Armutsquote und Armutslücke (PGR), Ita-
lien 1995 und 2000 
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Q·uelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

Im zweiten Beobachtungsjahr 2000 werden weiterhin die höchsten Effizienz-
werte durch die Invaliditätsrente erreicht, für die verschiedenen Arbeitslosig-
keitsleistungen gilt ebenfalls genau die gleiche Reihenfolge wie 1995. Die Effi-
zienzwerte der lnvaliditätsrente sind im Vergleich zu 1995 allerdings deutlich 
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gesunken, während das Arbeitslosengeld zulegen konnte. Bis auf die Armuts-
quote sind die Werte der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit zurückgegangen, 
gleiches gilt für die Gesamtleistungen bei Arbeitslosigkeit unter Verwendung 
der Einkommenslücke und von FGT2• 

Im Vergleich zu den Ergebnissen der Effektivität hat sich somit bei der 
Effizienz keine Veränderung bezüglich des Transfers mit den höchsten Werten 
ergeben. Diese Position wird weiterhin von der Invaliditätsrente eingenommen. 
Der bei Betrachtung der Effektivität gewonnene Eindruck, dass dieser Transfer 
eine deutlich höhere Wirkung als die anderen betrachteten Transfers erzielt, 
wird also auch nicht durch Berücksichtigung der Ausgaben verändert. Die In-
validitätsrenten können im Transfervergleich sowohl als sehr effektiv als auch 
effizient in ihrer Wirkung auf Armut bezeichnet werden. Hierbei ist allerdings 
auf den deutlichen Rückgang der Effizienzwerte der Invaliditätsrente von 1995 
auf 2000 einzugehen. Während 1995 nur die einkommensabhängige Versiche-
rungsleistung der Invaliditätsrente in den Daten verfügbar war, wurde 2000 
zusätzlich die bedürftigkeitsgeprüfte Pensione per invalidi civili einbezogen, 
die gewährt wird, wenn kein Versicherungsanspruch auf Invaliditätsleistungen 
vorliegt. 108 Von der Verschärfung der Kontrollen für den Empfang der Versi-
cherungsleistungen von 1995 auf 2000 wäre eher eine Steigerung der Effizienz 
zu erwarten gewesen. So könnte vor allem die Berücksichtigung des zusätzli-
chen Transfers in Form der Pensione per invalidi civili für den Rückgang der 
Effizienz verantwortlich gemacht werden. Der letzte Platz in der Rangfolge, 
den die Mindestsicherung für die Effizienz einnimmt, konnte für diesen Trans-
fer auch schon bei der Effektivität 1995 festgestellt werden. Allerdings ergab 
sich im Jahr 2000, dass in vielen Fällen die Leistungen bei Teilarbeitslosig-
keit eine noch geringere Effektivität aufwiesen. Durch die deutlich niedrigeren 
Ausgaben für die Teilarbeitslosigkeitsleistungen 2000 im Vergleich zu 1995 ist 
es also durchaus möglich, dass eventuell auch für 2000 niedrigere Effizienz-
werte für die Mindestsicherung das Ergebnis von Berechnungen wären. Da 
keine geeigneten Ausgabendaten für die Mindestsicherung im Jahr 2000 zur 
Verfügung stehen, wurden diese Berechnungen allerdings nicht durchgeführt. 
Somit kann nur für 1995 die Aussage getroffen werden, dass die Mindestsi-
cherung sowohl die geringste Effektivitäts- als auch Effizienzwirkung in Italien 

108Vgl. zu den Regelungen bei Invalidität Kapitel 2.4.4 und zu den Inhalten der Variablen 
Kapitel 5.2. 
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erreicht. Die mangelhafte Ausgestaltung der Mindestsicherung im Vergleich zu 
anderen Transfers (vgl. Kapitel 2.4.6) zeigt sich hier abermals deutlich. 

6.3.3.5 Vereinigtes Königreich 

Für das Vereinigte Königreich ergeben sich je nach Maß im Jahr 1994 unter-
schiedliche Rangfolgen der Effizienzwerte, weshalb in den Abbildungen 6.45 
und 6.46 die Ergebnisse, die mit der Armutsquote, der Armutslücke, FGT2 

und der Einkommenslücke gewonnenen wurden, dargestellt sind. 109 Bezüglich 
aller verwendeten Armutsmaße lassen sich allerdings auch Gemeinsamkeiten 
feststellen: Die höchste Effizienz ist dem Arbeitslosengeld, die niedrigste den 
Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten zuzuordnen. Zwischen 
diesen Extremen schwankt die Reihenfolge der Transfers gemäß dem Effizienz-
indikator je nach Maß. Hinsichtlich aller Maße außer FGT 2 folgt an zweiter 
Stelle die Mindestsicherung, für FGT2 nimmt diese Position das Krankengeld 
ein. Was die Armutsquote betrifft, folgt auf die Mindestsicherung die Mindest-
sicherung einschließlich Wohngeld, die lnvaliditätsrente und das Krankengeld. 
Die Berechnungen mit dem Sen-Maß und der Armutslücke weichen davon ab, 
da die lnvaliditätsrente vor der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld liegt. 
Für die Einkommenslücke wird ebenfalls die Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld an dritter Stelle eingeordnet, allerdings schneidet auch das Kran-
kengeld besser als die lnvaliditätsrenten ab. Wie bereits erwähnt, nimmt für 
FGT2 das Krankengeld die zweite Position ein, darauf folgen die Mindestsiche-
rung, die lnvaliditätsrenten und die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld. 

Im Gegensatz zu 1994 ergibt sich 1999 ohne die Mindestsicherungsleistun-
gen und die Arbeitsunfallrenten, für die keine Ausgabendaten bezüglich dieses 
Jahres vorliegen, eindeutig die höchste Effizienz für das Arbeitslosengeld, da-
nach folgen die lnvaliditätsrente und das Krankengeld. Der Vergleich der Höhe 
der Werte für 1994 und 1999 ergibt, dass hinsichtlich des Arbeitslosen- und 
Krankengeldes 1999 niedrigere Effizienzzahlen vorliegen, gleiches gilt für die 
lnvaliditätsrenten, wobei bei den Berechnungen mit der Armutsquote aller-
dings 1999 höhere Werte ausgewiesen werden. 

Der Vergleich mit den Ergebnissen der Effektivität zeigt, dass das Arbeits-
losengeld sich bei der Effizienz deutlich in der Rangfolge auf den ersten Platz 

109Die Berechnungen für das Sen-Maß ergeben die gleiche Reihenfolge der Effizienzwerte 
wie die Armutslücke. 
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Abbildung 6.45: Effizienzindikator Armutsquote und Armutslücke (PGR), Ver-
einigtes Königreich 1994 und 1999 

0 
~ 0 u .... 
C: -~ 
.!!! lt) 
N 

!i= w 

utsquale 

0 .. 

1- 1994 - 19991 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

verbessert. Erwähnenswert ist hierbei, dass diese Verbesserung sowohl 1994 als 
auch 1999 stattfindet. Zwar sinken die Effizienzziffern des Arbeitslosengeldes 
von 1994 auf 1999, was eventuell auf die zwischenzeitliche Einführung der JSA 
zurückzuführen ist, die Effizienzergebnisse bleiben allerdings trotzdem deut-
lich an erster Stelle. Die Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
dagegen bleiben 1994 sowohl im Hinblick auf die Effizienz als auch die Effekti-
vität auf dem letzten Platz. Ebenso wie bei den Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten können für die Leistungen bei Mindestsicherung 1999 
keine Effizienzberechnungen wegen mangelnder Ausgabendaten durchgeführt 
werden. Für 1994 zeichnet sich aber ab, dass die hohen Ausgaben für die Min-
destsicherung und vor allem das Wohngeld ein Zurückfallen in der Rangfolge 
der Effizienzindikatoren im Vergleich zur Effektivität zur Folge haben. Dies gilt 
in erster Linie für die Mindestsicherung einschließlich Wohngeld, die vom ers-
ten Rang bei der Effektivität auf mittlere Ränge bei der Effizienz zurückfällt. 
Einer sehr guten Effektivität der Leistungen bei Mindestsicherung steht somit 
eine nur mäßige Effizienz gegenüber. Hier zeigt sich, dass sich die Ausrieb-
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Abbildung 6.46: Effizienzindikator Einkommenslücke (IGR) und FGT2, Verei-
nigtes Königreich 1994 und 1999 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

tung des britischen Wohlfahrtsstaates auf die Armutsbekämpfung und damit 
der hohe Stellenwert der Mindestsicherungsleistungen deutlich in einer hohen 
Armutsreduktion durch diese Transfers widerspiegelt, dies aber um den Preis 
einer niedrigeren Effizienz erreicht wird. 

Bezüglich der lnvaliditätsleistungen und des Krankengeldes findet keine 
deutliche Verbesserung bzw. Verschlechterung im Vergleich zur Effektivitäts-
rangfolge statt. Allerdings ist auffällig, dass für diese beiden 'lransfers ein 
Rückgang der Effizienzwerte von 1994 auf 1999 stattfand. 110 Hierbei ist zu 
bemerken, dass zwischen 1994 und 1999 eine grundlegende Reform der Geld-
leistungen bei Invalidität und Krankheit stattfand, was unter Umständen zum 
Sinken der Effizienz hinsichtlich der Armutsbetrachtungen für diese beiden 
Transfers beigetragen hat. 

110Eine Ausnahme hiervon sind die Ergebnisse bezüglich der Invaliditätsleistungen für die 
Armutsquote, für die eine Zunahme der Effizienz stattfindet. 
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Tabelle 6.8: Rangkorrelationen: Effektivität - Ausgabenanteile für Transferver-
gleich in den untersuchten Ländern, Armut 

Armutsquote PGR IGR FGT2 
94/95 99/00 94/95 99/00 94/95 99/00 94/95 99/00 

D 0,37 1,00 0,37 0,80 0,83 0,40 0,43 0,80 
Fin 0,71 0,50 0,64 0,20 0,57 0,20 0,64 0,20 
F 0,90 - 0,80 - 0,60 - 0,50 -
I 0,50 1,00 0,50 1,00 0,50 1,00 0,50 1,00 
UK 1,00 1,00 0,94 1,00 1,00 1,00 0,89 1,00 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und OECD Social Expenditure Database 
{SOCX) bzw. für Mindestsicherung Eardley et al. {1996a: 35) 

6.3.4 Transfers in den Ländern: Zusammenhang mit Aus-
gaben 

Ebenso wie für die Ungleichheitsergebnisse in Kapitel 6.2.4 soll an dieser Stelle 
für die Armut der Zusammenhang zwischen der Effektivität und den Ausga-
ben für jedes Land betrachtet werden, um die in Kapitel 1.4 vorgestellte These 
zu überprüfen, dass durch höhere Ausgaben auch höhere Umverteilungseffek-
te erzielt werden. An dieser Stelle sei nochmals darauf hingewiesen, dass die 
hierfür berechneten Korrelationen nur als Indikator für den Zusammenhang 
der beiden Größen dienen, Kausalzusammenhänge können über Korrelationen 
nicht direkt abgeleitet werden. In Tabelle 6.8 werden die Rangkorrelationsko-
effizienten aufgeführt, die sich für die Reduktionswirkung der verschiedenen 
Armutsmaße und die entsprechenden Ausgaben ergeben, m wobei exempla-
risch nur die Ergebnisse für eine Armutsgrenze von 50 Prozent des Median 
verwendet werden. 

Die Ergebnisse scheinen die These, dass mehr Ausgaben zu einer höheren 
Effektivität führen, eher zu bestätigen. Für das Vereinigte Königreich zeigen 
sich durchweg hohe, positive Zusammenhänge. In Italien lassen sich für 2000 
zwar perfekte positive Zusammenhänge feststellen, allerdings kommen diese 
dadurch zu Stande, dass für dieses Beobachtungsjahr nur zwei Transfers112 

in die Berechnungen eingehen, 1995 konnte die Mindestsicherung als ein wei-

111Für das Sen-Maß wurden keine Rangkorrelationen berechnet, da die sich ergebenden 
Reihenfolgen der Effektivitäts- aber auch der Effizienzmaße mit denen von mindestens einem 
anderen Armutsmaß identisch sind. 

112Dies sind die Invaliditätsleistungen und das Arbeitslosengeld, Leistungen bei Teilarbeits-
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Tabelle 6.9: Rangkorrelationen: Effizienz - Ausgabenanteile für Transferver-
gleich in den untersuchten Ländern, Armut 

Armutsquote PGR IGR FGT2 
94/95 99/00 94/95 99/00 94/95 99/00 94/95 99/00 

D -0,54 0,40 -0,60 0,40 -0,60 0,40 -0,60 0,40 
Fin -0,11 -0,50 -0,14 -0,50 -0,21 -0,50 -0,21 -0,50 
F 0,20 - -0,30 - -0,30 - -0,40 -
I 0,50 1,00 0,50 1,00 0,50 -1,00 0,50 1,00 
UK 0,54 0,50 0,43 0,50 0,37 0,50 -0,26 0,50 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und OECD Social Expenditure Database 
(SOCX) bzw. für Mindestsicherung Eardley et al. (1996a: 35) 

terer Transfer berücksichtigt werden, wodurch die Rangkorrelationen bedeu-
tend niedriger ausfallen. Für Frankreich und Deutschland ergibt sich ebenfalls 
kein durchweg eindeutiges Bild. Sind hinsichtlich der Armutsquote und der 
Armutslücke in Frankreich hohe positive Korrelationen feststellbar, deuten die 
Ergebnisse bezüglich der Einkommenslücke und FGT2 eher auf einen mittleren 
Zusammenhang hin, die Ausgangsthese wird also nur tendenziell bestätigt. Für 
Deutschland ergeben sich auch nicht durchweg hohe positive Korrelationen: Im 
Hinblick auf die Armutsquote, die Armutslücke und FGT2 sind 1994 niedri-
ge positive Korrelationen festzustellen, 2000 dagegen hohe Zusammenhänge, 
bei der Einkommenslücke ist es für die zwei Zeitpunkte genau umgekehrt. In 
Finnland zeigen die Korrelationskoeffizienten für 1995 einen mittleren positi-
ven Zusammenhang, 2000 dagegen fallen die Werte niedriger aus. 

Auch für die Armutsergebnisse soll überprüft werden, ob zwischen der Ef-
fizienz und den Ausgaben ein Zusammenhang festgestellt werden kann. Die 
Ergebnisse dieser Berechnungen sind in Tabelle 6.9 dargestellt. Dabei las-
sen sich für Deutschland 1994 mittlere negative Zusammenhänge erkennen, 
während 2000 nur schwach positive Korrelationen vorliegen. In Finnland da-
gegen kann jetzt für alle Maße und Zeitpunkte ein negativer Zusammenhang 
festgestellt werden, höhere Ausgaben gehen also einher mit niedrigeren Effizi-
enzwerten und umgekehrt. Allerdings sind diese negativen Korrelationen 1995 
nur schwach ausgeprägt, 2000 zeigt sich ein schwacher bis mittlerer Zusam-
menhang. Für Frankreich sind die angezeigten Zusammenhänge nur niedrig, 

losigkeit wurden nicht berücksichtigt. Für die Arbeitsunfallrenten liegen keine Ausgaben vor, 
weshalb diese Leistungsart ebenfalls nicht in die Berechnungen mit eingeht. 
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lediglich für die Armutsquote ist die Korrelation positiv. Die Rangkorrelatio-
nen, die sich für Italien ergeben, sind fast identisch wie jene für die Effektivität; 
lediglich hinsichtlich der Einkommenslücke 2000 ändert sich das Vorzeichen. 
Für das Vereinigte Königreich ergeben sich bis auf den Wert 1994 für FGT2 

auch wieder positive Zusammenhänge, allerdings fallen diese jetzt bedeutend 
schwächer aus. 

Für die These, dass mehr Ausgaben mit einer höheren Effektivität ein-
hergehen, finden sich also durchaus Indizien, allerdings sind die positiven Zu-
sammenhänge nicht durchweg deutlich, sondern z.T. nur schwach ausgeprägt. 
Insgesamt sprechen die Ergebnisse tendenziell für eine Bestätigung der zu über-
prüfenden These. Für die Effizienz ist keine deutliche Tendenz abzulesen: Für 
Finnland zeigt sich hier eher ein entgegengerichteter Zusammenhang, für die 
anderen Länder wechseln z.T. je nach Maß oder Beobachtungsjahr die Vorzei-
chen und die Korrelationen sind oft nur gering. Somit können keine eindeutigen 
Schlussfolgerungen im Hinblick auf den Zusammenhang zwischen Ausgaben 
und Effizienz gezogen werden. 

6.3.5 Transfers im Ländervergleich: Effektivität 

In den Kapiteln 6.3.5.1 bis 6.3.5.5 wird die Effektivitätswirkung in Bezug auf 
Armut für die einzelnen Transfers im Ländervergleich untersucht. In den ein-
zelnen Kapiteln werden sowohl für 1994/95 als auch 1999/2000 die Armutsre-
duktionen pro Transfer im Ländervergleich betrachtet. Wie bereits in den vor-
angegangenen Kapiteln werden die Ergebnisse für eine Armutsgrenze von 50 
Prozent des Median grafisch dargestellt. Ergeben sich Unterschiede hinsichtlich 
der Ergebnisse bei anderen Armutsgrenzen, wird explizit darauf hingewiesen. 
Um festzustellen, ob sich die Effektivitätsergebnisse der untersuchten Länder 
signifikant unterscheiden, werden die für die Reduktionen berechneten Konfi-
denzintervalle herangezogen. 113 An die Darstellung dieser Ergebnisse schließt 
sich deren Interpretation und die Suche nach möglichen Ursachen für die Re-
sultate an. 

113Wie bei den anderen Konfidenzintervallberechnungen für Armut wurden nur die Inter-
valle für die Ergebnisse bei einer Armutsgrenze von 50 Prozent des Median bestimmt. 
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6.3.5.1 Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Die hier untersuchten Leistungen bei Arbeitslosigkeit umfassen das Arbeitslo-
sengeld und die Arbeitslosenhilfe. Begonnen wird mit der Analyse der Effek-
tivitätswirkungen des Arbeitslosengeldes. Die Effektivitätswerte für 1994/95 
ergeben hinsichtlich aller Maße und Grerizen eine eindeutige Reihenfolge (vgl. 
Abbildung 6.47): Die höchste Armutsreduktion durch das Arbeitslosengeld er-
gibt sich für Finnland, gefolgt von Frankreich, Deutschland, dem Vereinigten 
Königreich und Italien. Die Konfidenzintervalle zeigen keine Überschneidun-
gen beim Vergleich von Finnland mit allen anderen Ländern. Selbiges gilt für 
Frankreich mit Ausnahme von Überlappungen hinsichtlich der Armutsquote 
im Vergleich mit Deutschland. Der Vergleich der für Deutschland ermittelten 
Intervalle mit denen von Italien und dem Vereinigten Königreich ergibt ledig-
lich bezüglich der Einkommenslücke Überschneidungen. Dagegen finden sich 
bis auf die Armutsquote und das Sen-Maß beim Vergleich von Italien mit dem 
Vereinigten Königreich Überschneidungen der Intervalle.114 

1999/2000 ergeben sich Veränderungen der Reihenfolge, Frankreich fällt 
aus der Betrachtung, da keine Daten für diese Jahre zur Verfügung stehen. 
So rückt jetzt das Vereinigte Königreich vor Deutschland, lediglich bezüglich 
der Armutsquote für alle Grenzen, außer 40 Prozent des Median und hinsicht-
lich der Armutslücke bzw. des Sen-Maßes für die höheren Armutsgrenzen 50 
Prozent des arithmetischen Mittels und 60 Prozent des Median, bleibt Deutsch-
land vor dem Vereinigten Königreich an zweiter Stelle. Auffällig ist somit, dass 
das Arbeitslosengeld im Vereinigten Königreich für niedrigere Armutsgren-
zen besser abschneidet, also eher auf einen niedrigeren Einkommensbereich als 
in Deutschland ausgerichtet ist. Die höchsten Reduktionen sind weiterhin für 
Finnland, die niedrigsten für Italien feststellbar. Die Konfidenzintervalle zeigen 
wenig Überschneidungen. Für Finnland finden sich lediglich im Vergleich mit 
dem Vereinigten Königreich bezüglich der Einkommenslücke Überlappungen, 
gleiches gilt für den Vergleich von Deutschland und Italien. Die Rangwechsel 
zwischen dem Vereinigten Königreich und Deutschland zeigen sich ebenfalls in 
den Intervallvergleichen: Nur bei der Armutsquote und der Einkommenslücke 
gibt es keine Überschneidungen. 

Auch an dieser Stelle wird analog zu Kapitel 6.2.5.1 für die Ungleichheit auf 

114Für die Armutslücke und FGT2 ist aber zu erwähnen, dass die nach der Normalappro-
ximationsmethode berechneten Intervalle ebenfalls überschneidungsfrei bleiben. 
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Abbildung 6.47: Reduktion Armutsquote und Einkommenslücke (IGR), Ar-
beitslosengeld im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 
Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 

die Wirkung der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit in Italien eingegangen. Es 
wird überprüft, ob die Hinzunahme dieser Leistungen zum normalen Arbeits-
losengeld in Italien die Rangfolge der Länder verändert. Wie aus Abbildung 
6.48 abzulesen ist, hat sich im Hinblick auf die Einkommenslücke 1994/95 die 
Position Italiens durch die Hinzunahme des Transfers im Vergleich zu der des 
Vereinigten Königreichs verbessert, gleiches gilt bei einer Armutsgrenze von 50 
Prozent des arithmetischen Mittels für alle Maße außer FGT2• Die Hinzunahme 
der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit in Italien zieht auch leichte Veränderun-
gen bei der Analyse der Konfidenzintervalle 1994/95 nach sich. So sind nun 
keinerlei Überschneidungen für Italien und Deutschland mehr zu finden, für 
den Vergleich mit dem Vereinigten Königreich dagegen überschneiden sich die 
Intervalle für alle Maße bis auf die Armutsquote. Für 1999/2000 ergeben sich 
keine Unterschiede in der Rangfolge durch die Einbeziehung der Leistungen 
bei Teilarbeitslosigkeit. 

Finnland weist somit insgesamt die eindeutig höchsten Reduktionswirkun-
gen aus. Das Arbeitslosengeld in Finnland ist eine Kombination aus einer 
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Abbildung 6.48: Reduktion Armutsquote und Einkommenslücke (IGR), Ar-
beitslosengeld (Italien einschl. Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit) im Länder-
vergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 

rmutsquote 

1- 1994/1995 - 1999/2000 1 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 

Grundsicherung und einem einkommensabhängigen Teil auf vergleichsweise ho-
hem Leistungsniveau. 115 Ein weiterer Einflussfaktor dürfte die relativ hohe Ar-
beitslosigkeit in Finnland sein, die sich allerdings bis zum Ende der neunziger 
Jahre wieder etwas abgeschwächt hatte. 116 Im Jahr 1994 folgen auf Finnland 
Frankreich und Deutschland. Beide Länder haben eine ähnliche Ausgestaltung 
des Arbeitslosengeldes in Form einer nicht bedürftigkeitsgeprüften, einkom-
mensabhängigen Versicherungsleistung, wobei Frankreich 1994/95 eine höhere 
Arbeitslosenquote aufwies als Deutschland. 1994/95 waren Italien mit seinen 
einkommensabhängigen Versicherungsleistungen auf niedrigem Niveau und das 
Vereinigte Königreich mit Pauschalleistungen am Ende der Rangfolge zu fin-
den. Das Vereinigte Königreich schneidet 1999/2000 allerdings besser ab als 
Deutschland, wobei der Unterschied zwischen den Effektivitätsziffern bis auf 
die Armutsquote und Armutslücke nicht signifikant ist. Hier scheint sich die 

115Wie in Kapitel 6.2.5.1 erläutert, bewegen sich die Einkommensersatzraten für das finni-
sche Arbeitslosengeld im europäischen Vergleich auf relativ hohem Niveau. 

116Vgl. zu den Arbeitslosenquoten Tabelle 6.2, S. 142. 
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Änderung bezüglich der Regelung des Arbeitslosengeldes durch die Einführung 
der Job Seeker's Allowance (JSA) ausgewirkt zu haben. 117 Die JSA sorgt für 
eine Ausweitung des Berechtigtenkreises, da z. T. bisherige Income Support-
Empfänger JSA beziehen. Dabei ist anzumerken, dass in den Daten zur JSA 
auch der bedürftigkeitsgeprüfte Teil enthalten ist, der in Deutschland sepa-
rat als Arbeitslosenhilfe betrachtet werden kann. Kontrollberechnungen für 
Deutschland, bei denen die Wirkung von Arbeitslosengeld und Arbeitslosen-
hilfe zusammen berücksichtigt wurde, ergaben tatsächlich eine höhere Effekti-
vität in Deutschland im Vergleich zur Wirkung der gesamten JSA. Für Italien 
zeigt sich der Einfluss der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit darin, dass bei 
Mitberücksichtigung dieser Transfers 1994/95 ein etwas besseres Ergebnis im 
Ländervergleich resultierte. Allerdings spiegelt sich auch hier der Bedeutungs-
verlust dieser Leistungsart 2000 im Vergleich zu 1995 dadurch wider, dass keine 
Unterschiede im Vergleich zur bloßen Analyse des Arbeitslosengeldes auftre-
ten. Dieser Rückgang des Einflusses der Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit 
ist vermutlich darauf zurückzuführen, dass aufgrund flexiblerer Arbeitsformen 
weniger potenzielle Empfänger vorhanden sind. 118 

Die Arbeitslosenhilfe, die als zweite Leistung bei Arbeitslosigkeit betrach-
tet wird, ist nur für Finnland und Deutschland verfügbar und wird daher nicht 
grafisch dargestellt. Der Vergleich der Effektivitätswerte für beide Länder er-
gibt bezüglich aller Maße und Grenzen eindeutig, dass die Werte für Finnland 
höher sind. Dieses Ergebnis wird noch dadurch unterstrichen, dass keinerlei 
Überschneidungen der Konfidenzintervalle feststellbar sind. 

Der Arbeitslosenhilfe in Finnland und Deutschland ist gemein, dass sie nur 
nach einer Bedürftigkeitsprüfung gewährt wird. Unterschiede ergeben sich da-
durch, dass in Deutschland eine vom bisherigen Einkommen abhängige und 
in Finnland eine pauschale Leistung gezahlt wird. Weiterhin kann festgestellt 
werden, dass zu beiden Untersuchungszeitpunkten in Finnland eine höhere Ar-
beitslosenquote vorlag, 119 was zur Erklärung der höheren Effektivität in Finn-
land beitragen könnte. 

117Zu den Regelungen bei Arbeitslosigkeit im Vereinigten Königreich vgl. Kapitel 2.5.2. 
118Vgl. dazu genauer Kapitel 6.2.2.4. 
119Vgl. zu den Arbeitslosenquoten Tabelle 6.2, S. 142. 
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6.3.5.2 Geldleistungen bei Krankheit 

Der Vergleich der Wirkung des Krankengeldes erfolgt 1994/95 für Frankreich, 
Finnland und das Vereinigte Königreich sowie 1999/2000 für Finnland und das 
Vereinigte Königreich, da nur für diese Länder Daten zum Krankengeld vorlie-
gen. Die Ergebnisse für das Krankengeld sind relativ eindeutig, daher wird in 
Abbildung 6.49 nur die Effektivität auf Basis der Armutslücke dargestellt. Die 
höchste Reduktion wird sowohl im ersten als auch im zweiten Untersuchungs-
zeitpunkt in Finnland erreicht. Die einzige Ausnahme davon ergibt sich bei den 
Berechnungen mit der Einkommenslücke bei einer Grenze von 60 Prozent des 
Median für 1994/95: Hier ist in Frankreich eine höhere Effektivität feststellbar. 
1994/95 ergeben sich ansonsten für Frankreich die zweithöchsten Reduktionen, 
wobei sich wiederum für die Einkommenslücke eine weitere Ausnahme findet: 
Bei den Berechnungen für 40 Prozent des Median als Armutsgrenze schiebt 
sich das Vereinigte Königreich vor Frankreich. Bis auf diese Ausnahme weist 
das Vereinigte Königreich für beide Zeitpunkte und bezüglich aller Maße und 
Grenzen die geringste Effektivität auf. 

Abbildung 6.49: Reduktion Armutslücke (PGR), Krankengeld im Länderver-
gleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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Die Analyse der Konfidenzintervalle 1994/95 ergibt, dass im Hinblick auf 
den Vergleich von Frankreich und Finnland nur Überschneidungen vorliegen. 
Für Finnland und das Vereinigte Königreich ergeben sich sowohl 1995 als auch 
1999 /2000 lediglich bezüglich der Einkommenslücke Überlappungen, gleiches 
gilt für den Vergleich von Frankreich mit dem Vereinigten Königreich, wobei 
hier zusätzlich für FGT2 Überschneidungen feststellbar sind.120 

Bis auf wenige Ausnahmen zeigt sich damit, dass in Finnland die höchsten 
Reduktionen durch das Krankengeld zu finden sind, gefolgt von Frankreich 
und dem Vereinigten Königreich. Die Effektivitätswerte von Finnland und 
Frankreich unterscheiden sich nicht signifikant. In beiden Ländern ist die Höhe 
des Krankengeldes im Gegensatz zu den Pauschalleistungen im Vereinigten 
Königreich vom bisherigen Einkommen abhängig. Bei der Beurteilung der Wir-
kung des finnischen Krankengeldes sollte allerdings berücksichtigt werden, dass 
zusätzlich zum eigentlichen Krankengeld die Rehabilitationsbeihilfen enthalten 
sind. 121 Diese können nach Beendigung der Krankengeldzahlungen als vorläufi-
ge Invaliditätsrente gewährt werden. 122 Damit wäre diese Leistung eigentlich 
eher den Transfers bei Invalidität zuzurechnen. Es ist davon auszugehen, dass 
die Wirkung des finnischen Krankengeldes schwächer ausfallen würde, wenn 
das Rehabilitationsgeld nicht berücksichtigt würde. Die meist höchsten Ef-
fektivitätswerte in Finnland könnten somit dadurch zu Stande kommen, dass 
diese zusätzliche Leistung enthalten ist. 

6.3.5.3 Leistungen bei Invalidität 

Analog zu den vorangegangenen Kapiteln zu Leistungen bei Invalidität123 er-
folgt an dieser Stelle zunächst eine Betrachtung ohne Frankreich, da für dieses 
Land keine gesonderten Daten für lnvaliditätsleistungen verfügbar sind. Für 
1994/95 ergibt sich recht eindeutig, dass die höchste Reduktion im Vereinigten 
Königreich erzielt wird, gefolgt von Deutschland, Italien und Finnland. Ledig-
lich für die Einkommenslücke bei einer Armutsgrenze von 40 Prozent des Medi-
an schiebt sich Deutschland vor das Vereinigte Königreich. Die Bootstrapping-

120Nur für das nach der Normalapproximationsmethode ermittelte Intervall ist keine Über-
schneidung feststellbar. 

121 Zu den Inhalten der Variablen vgl. Kapitel 5.2. 
122 Zu den Regelungen des Rehabilitationsgeldes vgl. Kapitel 2.2.4, in dem die finnischen 

Leistungen bei Invalidität beschrieben werden. 
123Siehe Kapitel 6.2.5.3 und 6.2.6.3. 
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Konfidenzintervalle ergeben nur für den Vergleich von Deutschland und Ita-
lien bezüglich aller Maße sowie für Deutschland mit dem Vereinigten König-
reich hinsichtlich der Einkommenslücke und FGT2 Überschneidungen. Finn-
land scheint also recht deutlich die geringsten Effektivitätsziffern aufzuweisen, 
da keinerlei Überlappungen der Intervalle mit denen der anderen Länder auf-
treten. Für die Einkommenslücke ergibt sich bei den Armutsgrenzen von 50 
Prozent des Median und des arithmetischen Mittels sogar ein negativer Wert, 
sprich eine Erhöhung des Armutswertes der Einkommenslücke durch die Leis-
tungen bei Invalidität. Dies mag darauf zurückzuführen sein, dass durch Mit-
berücksichtigung der lnvaliditätsleistungen die Anzahl der Armen abnimmt, 
was bei der Einkommenslücke durchaus zu einer Erhöhung des Armutswertes 
führen kann. 

Abbildung 6.50: Reduktion Armutsquote und Einkommenslücke (IGR), 
Leistungen bei Invalidität im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Ar-
mutsgrenze 50 Prozent Median 
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1999/2000 dagegen treten bei dieser Reihenfolge Veränderungen auf. Finn-
land verbessert sich und schiebt sich vor Italien (vgl. Abbildung 6.50), für 
die Armutsquote und die Einkommenslücke bei einer Armutsgrenze von 40 
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Prozent des Median sogar vor Deutschland. Für das Vereinigte Königreich da-
gegen zeichnet sich eher eine Verschlechterung ab, da die höchste Reduktion 
nicht mehr eindeutig diesem Land zugeordnet werden kann. Hinsichtlich der 
Einkommenslücke und FGT2 bei einer Grenze von 50 Prozent des arithmeti-
schen Mittels liegt Deutschland vor dem Vereinigten Königreich, gleiches gilt 
für die Einkommenslücke bei 50 Prozent des Median und für FGT2 und die Ein-
kommenslücke bei 40 Prozent des Median als Armutsgrenze, wobei bei letzt-
genanntem Maß das Vereinigte Königreich sogar an letzter Stelle liegt. Für die 
Armutsquote berechnet mit einer Armutsschwelle von 40 Prozent des Median 
ergibt sich wiederum eine abweichende Reihenfolge: Das Vereinigte Königreich 
liegt mit der höchsten Effektivität vorn, gefolgt von Finnland, Deutschland und 
Italien. Die Veränderung der Reihenfolgen je nach Maß und Grenze spiegelt 
sich auch darin wieder, dass die für die Ergebnisse bei 50 Prozent des Me-
dian als Armutsgrenze berechneten Konfidenzintervalle mehr Überlappungen 
ergeben als noch 1994/95. Eindeutig keine Schnitte sind nur beim Vergleich 
vom Vereinigten Königreich mit Italien zu finden, ansonsten sind zumindest 
für einzelne Maße Überlappungen festzustellen. 

Für 1994/95 zeigte sich also eindeutig, dass die geringsten Wirkungen 
von den finnischen Invaliditätsleistungen ausgehen, davor ist Italien platziert. 
1999/2000 dagegen fällt Italien auf den letzten Rang zurück und Finnland 
rückt weiter nach vorne. Eine mögliche Erklärung für das bessere Abschneiden 
Finnlands 1999/2000 im Vergleich zu 1994/95 liegt darin, dass zum ersten Be-
obachtungszeitraum nur Daten für das Pflegegeld und das Invaliditätsgeld für 
Nichtrentenempfänger verfügbar sind, wohingegen 2000 zusätzlich die Volks-
rente enthalten ist. Diese Mitberücksichtigung der Volksrente dürfte für den 
Anstieg der Effektivitätswerte 2000 in Finnland verantwortlich sein und damit 
für die Verbesserung der Effektivitätswerte im Vergleich zu Italien. Für Italien 
zeigt sich damit, dass die Invaliditätsrenten für die Armut zwar eine starke 
Effektivitätswirkung im Vergleich zu den anderen Transfers in Italien besit-
zen, aber im Ländervergleich relativiert sich die Höhe der Reduktionswirkung 
dieser einkommensabhängigen Versicherungsleistung124 deutlich. 

Das Vereinigte Königreich, welches 1994/95 bis auf die niedrigste Armuts-
grenze an der Spitze liegt, büßt diese Platzierung je nach Maß und Grenze 

1242000 ist zusätzlich die bedürftigkeitsgeprüfte Pensione per invalidi civili enthalten, die 
als Pauschalleistung gewährt wird. 
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für seine pauschalen lnvaliditätsleistungen 1999/2000 ein. Prinzipiell lässt sich 
das gute Abschneiden der Invaliditätsrenten im Vereinigten Königreich da-
durch erklären, dass eine hohe Zahl an Transferempfängern die Leistungen in 
Anspruch nimmt.125 Für Deutschland lassen sich ebenfalls hohe Effektivitäts-
zahlen feststellen, so dass vor allem für den zweiten Beobachtungszeitraum 
teilweise sogar höhere Werte als im Vereinigten Königreich erzielt werden. Im 
Gegensatz zum Vereinigten Königreich sind die deutschen Versicherungsleis-
tungen abhängig vom bisherigen Einkommen. Allerdings kommen dazu 2000 
die pauschalen Leistungen der Pflegeversicherung hinzu, die für das bessere 
Abschneiden von Deutschland 1999/2000 im Vergleich zu 1994/95 mitverant-
wortlich sein könnten. 

6.3.5.4 Leistungen bei Arbeitsunfüllen und Berufskrankheiten 

Die Berechnungen der Effektivitätszahlen für die Leistungen bei Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten ergeben 1994/95 bezüglich fast aller Maße und 
Grenzen die gleiche Reihenfolge. Die höchste Reduktion ergibt sich in Finnland, 
gefolgt von Deutschland, Italien und dem Vereinigten Königreich. Lediglich für 
die Armutsquote unter Verwendung der Armutsgrenzen von 40 und 50 Prozent 
des Median liegt Italien hinter dem Vereinigten Königreich ( vgl. Abbildung 
6.51). Allerdings treten zahlreiche Überschneidungen der Konfidenzintervalle 
auf, nur beim Vergleich Finnlands mit Italien und dem Vereinigten Königreich 
finden sich keine Überschneidungen der Intervalle bezüglich aller Maße.126 Dies 
deutet darauf hin, dass die Reduktion in Finnland tatsächlich höher ist als in 
Italien und dem Vereinigten Königreich. 

1999/2000 ändert sich die Reihenfolge der Länder für die Armutslücke, die 
Einkommenslücke, FGT2 und das Sen-Maß nicht (vgl. Abbildung 6.51 für die 
Armutslücke). Was die Armutsquote betrifft, fällt das Vereinigte Königreich 
nun für alle Grenzen auf den letzten Rang, Finnland verbleibt an der Spitzen-
position. Bis auf die Grenze von 50 Prozent des arithmetischen Mittels liegt 
Italien jetzt vor Deutschland auf dem zweiten Rang. Änderungen haben sich 
im Vergleich zu 1994/95 auch hinsichtlich der Untersuchung der Konfidenz-

125Zur genaueren Erläuterung dieses Phänomens vergleiche z.B. Kapitel 6.2.2.5. 
126Weiterhin gibt es keine Überschneidung der deutschen und finnischen Intervalle bei der 

Ermittlung nach der N-Methode für FGT2 sowie für den Vergleich Deutschland - Vereinigtes 
Königreich mittels Berechnungen nach der BC-Methode für das Sen-Maß. 
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Abbildung 6.51: Reduktion Armutsquote und Armutslücke (PGR), Leistungen 
bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten im Ländervergleich 1994/95 und 
1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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intervalle ergeben. Nur im Vergleich von Deutschland mit Italien und dem 
Vereinigten Königreich bezüglich aller Maße sowie im Vergleich von Italien 
mit dem Vereinigten Königreich bezüglich der Armutsquote und der Einkom-
menslücke ergeben sich Überschneidungen. Finnland scheint also durch die 
höheren Reduktionen 2000 deutlicher vor den anderen Ländern an der Spitze 
zu liegen. 

Das Vereinigte Königreich, dessen Ausgestaltung der Transfers sich durch 
staatliche Finanzierung und pauschale Leistungen von denen der anderen Län-
der abhebt (vgl. Kapitel 2.6), liegt mit wenigen Ausnahmen am Ende der Rang-
folge. Dagegen zeigen sich in Finnland die höchsten Reduktionswerte. Zwar er-
geben sich Änderungen in der Reihenfolge beim Vergleich der Ergebnisse von 
Italien und Deutschland, doch sind beim Vergleich der Konfidenzintervalle für 
beide Untersuchungszeitpunkte Überschneidungen erkennbar. Die Wechsel in 
der Rangfolge könnten damit auch durch zufällige Einflüsse bestimmt sein. 

Nun soll wie auch schon in Kapitel 6.2.5.4 für die Effektivität bezüglich 
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der Ungleichheit versucht werden, die für Frankreich verfügbaren Daten zu 
den Leistungen bei Invalidität und Arbeitsunfällen/Berufskrankheiten mit den 
Leistungen der anderen Länder zu vergleichen. Zu diesem Zweck werden die Be-
rechnungen für diese beiden Leistungsarten zusammen durchgeführt, die dann 
als Leistungen bei Erwerbsunfähigkeit betrachtet werden. Die Berechnungen 
werden nur für 1994/95 vorgenommen, da nur für 1994 Daten für Frankreich 
verfügbar sind. 

Abbildung 6.52: Reduktion Armutsquote und Einkommenslücke (IGR), 
Leistungen bei Erwerbsunfähigkeit im Ländervergleich 1994/95, Armutsgrenze 
50 Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten 

Die Berechnungen ergeben, dass mit Ausnahme der Einkommenslücke bei 
40 Prozent des Median als Armutsgrenze, bei der die Ränge vertauscht sind, 
immer das Vereinigte Königreich die höchste und Deutschland die zweithöchste 
Reduktion aufweist. Am unteren Ende der Rangfolge befindet sich Finnland. 
Einzige Ausnahme ist dabei die Armutsquote bei 50 Prozent des arithme-
tischen Mittels als Armutsschwelle, hier ist Frankreich an letzte Stelle. An-
sonsten wechselt Frankreich sich je nach Maß und Grenze mit Italien auf dem 
dritten und vierten Rang ab, wobei Frankreich bei den höheren Armutsgrenzen 
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eher schlechter abschneidet. Die Konfidenzintervalle zeigen, dass das Vereinig-
te Königreich sich recht deutlich von den anderen Ländern absetzen kann, da 
lediglich mit Deutschland für die Einkommenslücke und FGT2 Schnitte nach-
weisbar sind. Die Intervalle für Deutschland wiederum schneiden sich bis auf 
die Armutsquote bei Berechnungen nach der N- und BC-Methode nicht mit 
denen für Finnland. Ansonsten sind keine überschneidungsfreien Intervallver-
gleiche mehr zu finden. 

Frankreich nimmt also im Vergleich eine mittlere Position ein, schneidet 
für niedrigere Armutsgrenzen besser ab und schiebt sich vor Italien. Da die 
deutlich besseren Ergebnisse für das Vereinigte Königreich und Deutschland 
vermutlich eher durch die hohe Wirkung der Invaliditätsrenten als durch die 
Leistungen bei Arbeitsunfällen begründet werden können, wäre es durchaus 
möglich, dass Frankreich bei Einbezug der Invaliditätsrenten 127 ebenfalls zur 
,,Spitzengruppe" aufschließen würde. 

6.3.5.5 Mindestsicherung 

Für die Mindestsicherung ergeben sich je nach Maß und verwendeter Gren-
ze unterschiedliche Reihenfolgen der Effektivitätsergebnisse, weshalb in den 
Abbildungen 6.53 und 6.54 die Ergebnisse für die Armutsquote, die Einkom-
menslücke, FGT2 und das Sen-Maß bei einer Grenze von 50 Prozent des Medi-
an dargestellt werden. Relativ eindeutig ist, dass die höchste Reduktion durch 
die Mindestsicherung im Vereinigten Königreich erreicht wird. Die einzigen 
Ausnahmen hiervon ergeben sich 1994/95 bezüglich der Einkommenslücke ( 40 
Prozent Median), für die diese Reduktion sogar geringer als in Frankreich und 
Deutschland ausfällt, sowie für 50 Prozent des arithmetischen Mittels als Ar-
mutsgrenze bei den Berechnungen der Armutsquote für beide Untersuchungs-
zeitpunkte, hier erreicht Finnland eine höhere Effektivität. Ebenfalls recht ein-
deutig ist die geringste Reduktion in Italien feststellbar, lediglich bei der Ein-
kommenslücke (40 Prozent des Median) 1999/2000 fällt Finnland hinter Italien 
zurück. Die Ränge der weiteren Länder hängen stark vom verwendeten Maß 
und der jeweiligen Grenze ab. 

1994/95 liegt Deutschland für 50 Prozent des Median als Grenze auf dem 
dritten Rang, gleiches gilt für 60 Prozent des Median und 50 Prozent des arith-

127Die eigentliche Invaliditätsrente ist in Frankreich nicht enthalten, vgl. dazu Kapitel 5.2. 
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Abbildung 6.53: Reduktion Armutsquote und Einkommenslücke (IGR), Min-
destsicherung im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 
Prozent Median 
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metischen Mittels mit Ausnahme d3r Einkommenslücke, für die Deutschland 
auf den zweiten Rang vorrückt. Bei einer Armutsschwelle von 40 Prozent des 
Median stellt sich das Bild etwas anders dar: Für die Armutsquote und Ar-
mutslücke sowie für das Sen-Maß liegt Deutschland auf dem vorletzten Platz, 
für FGT2 dagegen auf dem dritten und für die Einkommenslücke sogar auf dem 
zweiten Rang. Unter Verwendung der Armutsgrenzen 50 und 60 Prozent des 
Median und 50 Prozent des arithmetischen Mittels wechseln sich Frankreich 
und Finnland auf dem zweiten und vierten Platz ab, wobei Finnland für die 
Armutsquote, die Armutslücke und das Sen-Maß an erster Stelle liegt. 128 Bei 
40 Prozent des Median als Armutsgrenze liegt Frankreich bezüglich der Ar-
mutslücke, FGT2 und des Sen-Maßes auf Rang zwei, für die Einkommenslücke 
auf dem ersten und für die Armutsquote auf dem dritten Rang. Finnland 

128Wie bereits erwähnt, liegt für 60 Prozent des Median Frankreich auf dem dritten Rang 
für die Einkommenslücke, da Deutschland den zweiten einnimmt, und für 50 Prozent des 
arithmetischen Mittels verdrängt Finnland bei der Armutsquote da.5 Vereinigte Königreich 
vom ersten Platz. 
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Abbildung 6.54: Reduktion FGT2 und Sen-Maß, Mindestsicherung im Länder-
vergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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schneidet als Zweiter am besten hinsichtlich der Armutsquote ab, für die Ar-
mutslücke wird die dritthöchste Reduktion erreicht, für die Einkommenslücke 
und FGT2 die zweitniedrigste. Die Untersuchung der Konfidenzintervalle er-
gibt, dass sich die Intervalle für Deutschland und Frankreich, Deutschland und 
Finnland mit Ausnahme der Armutsquote sowie Frankreich und Finnland mit 
Ausnahme der Armutsquote und der Einkommenslücke schneiden. Es zeigt 
sich somit, dass das Vereinigte Königreich sich deutlich mit seinen hohen Re-
duktionswerten absetzt, gleiches gilt für die sehr niedrigen Werte in Italien. 
Auffällig ist weiterhin, dass für Finnland keine Schnitte bezüglich der Armuts-
quote zu finden sind, also für das Maß, für welches Finnland auch am besten 
abschneidet. 

1999/2000 wechseln sich Finnland und Deutschland meist auf dem zweiten 
und dritten Rang ab. Dabei schneidet Deutschland für 40 Prozent des Median 
mit Ausnahme der Armutsquote besser ab, Finnland dagegen ist tendenziell 
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bei den höheren Armutsgrenzen besser positioniert. 129 Der Vergleich der Kon-
fidenzintervalle zeigt wieder die eindeutige Position des Vereinigten König-
reichs mit den höchsten Reduktionswerten, deren Intervalle sich mit keinem 
der anderen Länder überschneiden. Für Italien, das im Vergleich mit den an-
deren Ländern wieder die geringsten Werte aufweist, lässt sich jetzt allerdings 
bezüglich der Einkommenslücke eine Überlappung mit den finnischen Interval-
len finden. Die einzigen weiteren Überschneidungen zeigen sich ansonsten nur 
für den Vergleich von Deutschland mit Finnland wiederum mit Ausnahme der 
Armutsquote. 

Die Ergebnisse belegen, dass im Großen und Ganzen das Vereinigte König-
reich die höchsten Reduktionszahlen durch Mindestsicherung erzielt, wohinge-
gen Italien am schwächsten abschneidet. Es zeigen sich wieder die extremen 
Positionen zwischen dem auf Armutsreduzierung ausgerichteten, zentral orga-
nisierten britischen System, das der Mindestsicherung eine bedeutende Rolle 
zuweist, und dem äußerst mangelhaft ausgestalteten, nicht national geregel-
ten, italienischen System.130 Finnland, Frankreich und Deutschland haben ih-
re Mindestsicherungssysteme als letztes Sicherheitsnetz nach Versagen anderer 
Leistungen aufgespannt. Der höhere Deckungsgrad und das höhere Leistungs-
niveau im Vergleich zum italienischen System zeigt sich darin, dass in diesen 
drei Ländern höhere Wirkungen erzielen werden als in Italien. Beim Vergleich 
der Effektivitätswerte für Frankreich, Finnland und Deutschland zeigt sich, 
dass Finnland vor allem für die Armutsquote gut abschneidet. Dies kann als 
Hinweis darauf gewertet werden, dass Finnland durch seine Mindestsicherung 
die Zahl der Armen deutlich verringern kann. Allerdings wird die Intensität der 
Armut nicht so klar reduziert. Durch dieses Sinken der Zahl an Armen lässt 
sich wiederum das relativ schlechte Abschneiden bei der Einkommenslücke, 
von dem Deutschland profitiert, erklären: Viele denen geholfen wird, werden 
durch die Leistungen über die Armutsgrenze gehoben, die verbleibenden Ar-
men können nicht mehr in ausreichendem Maße die Lücke der durchschnitt-
lichen Einkommen der Armen zur Armutsgrenze reduzieren. Weiterhin zeigte 
sich, dass Finnland tendenziell besser für höhere Armutsgrenzen abschneidet, 

129Nur bei FGT2 (50 Prozent Median) sowie FGT2 und der Einkommenslücke (50 Prozent 
arithmetisches Mittel) liegt Deutschland auch für höhere Armutsgrenzen vor Finnland. 

130 Auch hier spiegeln sich wie bei den Ergebnissen für Ungleichheit (vgl. Kapitel 6.2.5.5) 
die extremen Grade der (De-)Zentralisierung wider. 
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die Mindestsicherung scheint also durchaus nicht nur die extrem Armen zu 
erreichen. 

Wie schon in Kapitel 6.2.5.5 für die Ungleichheit soll nun überprüft werden, 
ob die Einbeziehung des Wohngeldes in die Betrachtung der Mindestsicherung 
das Bild verändert. Da in Italien keine nationale Wohngeldregelung existiert, 
werden nur Deutschland, Finnland, Frankreich und das Vereinigte Königreich 
betrachtet. 

Abbildung 6.55: Reduktion Armutsquote und Einkommenslücke (IGR), 
Mindestsicherung einschließlich Wohngeld im Ländervergleich 1994/95 und 
1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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Die Ergebnisse für die Armutsquote, die Einkommenslücke sowie FGT 2 bei 
einer Armutsgrenze von 50 Prozent des Median sind beispielhaft für alle Maße 
in den Abbildungen 6.55 und 6.56 dargestellt. Genau wie bei den Berechnun-
gen ohne Wohngeld weist das Vereinigte Königreich wiederum die höchsten 
Reduktionen auf bis auf die Armutsquote bei einer Grenze von 50 Prozent des 
arithmetischen Mittels, bei der ebenfalls Finnland besser abschneidet. Durch 
die Hinzunahme des Wohngeldes kann Frankreich seine Position insgesamt 
leicht verbessern. Was die Einkommenslücke und FGT2 betrifft, weist Frank-
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Abbildung 6.56: Reduktion FGT2 , Mindestsicherung einschließlich Wohngeld 
im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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reich 1994/95 immer die zweithöchste Reduktion aus, für die Armutslücke ist 
dies bei einer Armutsgrenze von 40 Prozent des Median und für das Sen-Maß 
bei den Schwellen von 40 und 50 Prozent des Median der Fall. Deutschland 
fällt dagegen durch Hinzunahme des Wohngeldes eher zurück. Bis auf die Ein-
kommenslücke bei 40 und 50 Prozent des Median bzw. 50 Prozent des arithme-
tischen Mittels als Armutsgrenzen sind die Effektivitätsziffern die niedrigsten 
unter den untersuchten Ländern, für die genannten Ausnahmen liegt Finnland 
hinter Deutschland. Für Finnland fällt wie schon ohne Wohngeld die Platzie-
rung recht unterschiedlich aus; von einem ersten Rang für die Armutsquote (50 
Prozent arithmetisches Mittel) bis zum letzten Rang für die Einkommenslücke 
(siehe oben) ist alles vertreten. Die Untersuchung der Konfidenzintervalle zeigt 
wenig Überlappungen. Lediglich für den Vergleich von Frankreich mit Finnland 
mit Ausnahme der Armutsquote und der Einkommenslücke sowie für Deutsch-
land und Finnland bei der Einkommenslücke und FGT2 bzw. Deutschland und 
Frankreich bei der Einkommenslücke sind Überschneidungen zu finden. 

1999/2000 bleiben für den Vergleich der Ergebnisse für die Mindestsiche-
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rung einschließlich Wohngeld nur die drei Länder Deutschland, Finnland und 
das Vereinigte Königreich. Die Reihenfolge ist relativ eindeutig: Die höchste 
Effektivität ist für das Vereinigte Königreich feststellbar, gefolgt von Finnland 
und Deutschland. Nur für die Armutsgrenze von 40 Prozent des Median bei 
der Einkommenslücke liegt Deutschland vor Finnland, wohingegen Finnland 
vor dem Vereinigten Königreich hinsichtlich der Armutsquote bei 50 Prozent 
des arithmetischen Mittels positioniert ist. Die Einbeziehung der Konfidenzin-
tervalle bestätigt dieses Bild: Überschneidungen werden nur für den Vergleich 
von Deutschland mit Finnland bezüglich der Einkommenslücke und für Finn-
land im Vergleich mit dem Vereinigten Königreich bezüglich der Armutsquote 
festgestellt. 

Auch die Einbeziehung des Wohngeldes ändert also nichts an der star-
ken Position des Vereinigten Königreichs. Ein „Gewinner" der Hinzunahme 
des Wohngeldes ist Frankreich, welches etwas besser als ohne Wohngeld ab-
schneidet. Diese vor allem im Vergleich zu Deutschland höheren Reduktionen 
sind dadurch erklärbar, dass in Frankreich ein bedeutend höherer Anteil der 
Bevölkerung als in Deutschland Wohngeld bezieht, wohingegen der Anteil der 
bloßen Bezieher von Mindestsicherung in Deutschland höher liegt.131 Für Finn-
land bleibt ebenso wie bei der Mindestsicherung ohne Wohngeld das bessere 
Abschneiden für die Armutsquote und damit einhergehend das schwächere Ab-
schneiden bei der Einkommenslücke auffällig. Ebenso zeigt sich weiterhin, dass 
Finnland ebenfalls für höhere Armutsgrenzen besser in der Rangfolge einge-
stuft wird als für niedrige. 

6.3.6 Transfers im Ländervergleich: Effizienz 

In den folgenden Kapiteln 6.3.6.1 bis 6.3.6.5 werden die Ergebnisse für die Ef-
fizienz bezüglich der einzelnen Transferleistungen jeweils im Ländervergleich 
vorgestellt. Die Effizienzindikatoren werden ebenso wie in Kapitel 6.3.3 als 
Quotient aus Armutsreduktion durch Ausgabenanteil für den jeweiligen Trans-
fer am BIP berechnet. Dementsprechend werden wieder die Ausgabenanteile 
benötigt, stehen diese nicht zur Verfügung, können die entsprechenden Effizi-
enzziffern nicht berechnet werden. 132 Effizienzberechnungen werden nur für die 

131Vgl. dazu Eardley et al. (1996a: 39) bzw. Kapitel 6.2.5.5. 
132Vgl. zli den Ausgabenanteilen Kapitel 6.1 und insbesondere zur Problematik der Aus-

gaben bei Mindestsicherung auch Kapitel 6.2.3. 
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Effektivitätswerte, die auf Basis der Armutsgrenze von 50 Prozent des Median 
ermittelt wurden, durchgeführt. Im Gegensatz zu den Ergebnissen der Effekti-
vität werden für die Effizienz keine Bootstrapping-Konfidenzintervalle ermit-
telt. Die Unterkapitel sind jeweils einem Transfer gewidmet, für den zunächst 
die Ergebnisse für 1994/95 und 1999/2000 im Ländervergleich dargestellt wer-
den. Darauf folgt ein Vergleich mit den Ergebnissen für die Effektivität, welche 
in Kapitel 6.3.5 vorgestellt wurden. 

6.3.6.1 Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Wie bereits in den vorangegangenen Kapiteln zu den Leistungen bei Arbeitslo-
sigkeit wird zunächst auf das Arbeitslosengeld, auch unter besonderer Berück-
sichtigung der Situation in Italien, und anschließend auf die Arbeitslosenhilfe 
eingegangen. Wie in Abbildung 6.57 ersichtlich, liegt 1994/95 die höchste Effi-
zienz berechnet mit der Armutsquote für das Arbeitslo;;engeld im Vereinigten 
Königreich vor, gefolgt von Deutschland, Finnland, Frankreich und Italien. 
Was die Berechnungen auf Basis der Armutslücke, FGT2 und des Sen-Maßes 
betrifft, schneidet zwar ebenfalls Italien am schlechtesten ab, davor hat sich 
die Reihenfolge allerdings geändert: An erster Stelle liegt zwar weiterhin das 
Vereinigte Königreich, daran schließen sich aber nun Frankreich, Deutschland 
und Finnland an. Für die Einkommenslücke schließlich (vgl. Abb. 6.58) ist 
die Rangfolge sehr ähnlich zu der gerade beschriebenen, allerdings rückt Ita-
lien hier vom letzten auf den vorletzten Platz und verdrängt Finnland auf 
die Schlussposition. Insgesamt kann also festgestellt werden, dass lediglich das 
Vereinigte Königreich eindeutig auf dem ersten Rang liegt, die Positionen der 
anderen Länder aber vom jeweiligen Maß abhängen. 

Für den zweiten Beobachtungszeitraum 1999/2000 ist eine Verbesserung 
der Position Finnlands für die Berechnungen mit der Armutsquote feststell-
bar, so dass Finnland vor dem Vereinigten Königreich nun sogar die höchste 
Effizienz aufweist und Deutschland auf Platz drei abrutscht (vgl. Abb. 6.57). 
Finnland kann sich ebenfalls bezüglich der Armutslücke, FGT2 und des Sen-
Maßes verbessern, für die das skandinavische Land auf den zweiten Rang nach 
dem Vereinigten Königreich und vor Deutschland, das 1994/95 noch vor Finn-
land lag, rückt. Für die Einkommenslücke (vgl. Abb. 6.58) ist diese Verbesse-
rung allerdings am deutlichsten: Vom letzten Platz 1994/95 rückt Finnland auf 
den zweiten Rang vor, Deutschland dagegen fällt auf den letzten Rang zurück. 
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Abbildung 6.57: Effizienzindikator Armutsquote und Armutslücke (PGR), Ar-
beitslosengeld im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 
Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit US-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) 

Für das Arbeitslosengeld wird zusätzlich ein Vergleich der Effizienzergeb-
nisse durchgeführt, bei dem in Italien zusätzlich die Leistungen bei Teilar-
beitslosigkeit berücksichtigt werden. Die daraus resultierenden Rangfolgen der 
Länder entsprechen den bisher beschriebenen, lediglich bezüglich der Einkom-
menslücke (vgl. Abb. 6.59) ergeben sich Abweichungen. Italien fällt bei diesem 
Maß in der Rangfolge für 1994/95 sowie 1999/2000 zurück, so dass es wie bei 
allen anderen Maße auf dem letzten Rang liegt. 

Der Vergleich der Effizienz- mit den Effektivitätsergebnissen zeigt, dass das 
Vereinigte Königreich für die Effizienz deutlich besser abschneidet als für die 
Effektivität, für die eher mittlere bis hintere Ränge belegt wurden. Diese deut-
liche Verbesserung dürfte sich vor allem für 1994/95 auf die vergleichsweise 
sehr niedrigen Ausgaben zurückführen lassen. Nach der Reform der Arbeits-
losigkeitsleistungen stiegen die Ausgabenanteile, da nun ein weitaus größerer 
Kreis an Berechtigten zu versorgen ist. Allerdings stieg damit auch die Effek-
tivität, weshalb die Effizienzwirkungen auch 1999/2000 vergleichsweise besser 
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Abbildung 6.58: Effizienzindikator Einkommenslücke (IGR), Arbeitslosengeld 
im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) 

ausfielen als in den meisten anderen Ländern. Für Finnland lässt sich dage-
gen feststellen, dass das deutlich beste Abschneiden bei der Effektivität einem 
relativ schwachen Ergebnis bei der Effizienz gegenübersteht. Ein Blick auf die 
Ausgaben für die verschiedenen Länder (vgl. Tab. 6.1, S. 141) zeigt, dass die 
Ausgabenanteile für das Arbeitslosengeld in Finnland vergleichsweise hoch lie-
gen, was schlechtere Ergebnisse bei der Effizienz hervorruft. Bemerkenswert ist 
dabei, dass sich die Effizienzergebnisse für Finnland 1999/2000 im Vergleich zu 
1994/95 deutlich verbessern. Dies ist vermutlich darauf zurückzuführen, dass 
die Ausgaben deutlich reduziert wurden, was den ebenfalls stattgefundenen 
Rückgang der Effektivitätswerte ausgleichen kann. Hier haben eventuell auch 
die Verschärfungen der Zugangsbedingungen zu diesem Transfer zu einer Stei-
gerung der Effizienz beigetragen. Italien kann seine niedrigen Reduktionszahlen 
dagegen nicht durch die niedrigen Ausgaben für das Arbeitslosengeld kompen-
sieren und verbleibt auch für die Effizienz meist auf dem letzten Rang. Frank-
reich und Deutschland erreichen sowohl für die Effektivität als auch für die 
Effizienz mittlere Ergebnisse. Insgesamt hat sich also gezeigt, dass die bei der 
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Abbildung 6.59: Effizienzindikator Einkommenslücke (IGR), Arbeitslosen-
geld (Italien einschl. Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit) im Ländervergleich 
1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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Effektivität nur mäßig abschneidende Pauschalleistung im Vereinigten König-
reich die höchsten Effizienzergebnisse liefert. Dagegen werden für die niedri-
ge einkommensabhängige Leistung in Italien sowohl niedrige Effektivitäts- als 
auch Effizienzergebnisse gemessen. Die teilweise pauschal, teilweise vom bishe-
rigen Einkommen abhängigen Arbeitslosigkeitsleistungen in Finnland erweisen 
sich im Ländervergleich als sehr effektiv, aber weniger effizient. Frankreich und 
Deutschland liefern mit ihren vom bisherigen Einkommen abhängigen Versi-
cherungsleistungen sowohl mittlere Effektivitäts- als auch Effizienzergebnisse. 

Da für die bedürftigkeitsgeprüfte Arbeitslosenhilfe nur für Deutschland und 
Finnland Daten verfügbar sind, wird auf eine grafische Darstellung verzichtet. 
Der Vergleich der beiden Länder zeigt eindeutig, dass sowohl 1994/95 als auch 
2000 in Finnland eine höhere Effizienz vorliegt als in Deutschland. Wie für 
die Effektivität ergibt sich also auch für die Effizienz, dass Finnland höhe-
re Werte ausweist, obwohl die Ausgabenanteile für Arbeitslosenhilfe in Finn-
land höher sind als in Deutschland. Das finnische System mit seinen Pauschal-
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leistungen erweist sich also im Vergleich zur deutschen Arbeitslosenhilfe mit 
einkommensabhängigen Leistungen als effektiver und auch effizienter. Hierbei 
sollte allerdings beachtet werden, dass Finnland zu beiden Zeitpunkten eine 
höhere Arbeitslosenquote als Deutschland aufweist (vgl. Tab. 6.2, 142), was 
die höheren Wirkungen in Finnland mit beeinflusst. 

6.3.6.2 Geldleistungen bei Krankheit 

Ein Ländervergleich der durch das Krankengeld erreichten Effizienz umfasst 
1994/95 Frankreich, Finnland und das Vereinigte Königreich, 1999/2000 da-
gegen nur noch Finnland und das Vereinigte Königreich. Die höchste Effizienz 
bezüglich der Armutsquote (vgl. Abb. 6.60) 1994/95 ist für Frankreich fest-
stellbar, daran schließen sich das Vereinigte Königreich und Finnland an. Was 
die Armutslücke (vgl. Abb. 6.60), FGT2 und das Sen-Maß betrifft, fällt dage-
gen Frankreich hinter das Vereinigte Königreich auf den zweiten Rang zurück, 
die niedrigste Effizienz ergibt sich auch für diese Maße in Finnland. Zwar liegt 
auch hinsichtlich der Einkommenslücke das Vereinigte Königreich auf dem ers-
ten Rang, Frankreich und Finnland tauschen allerdings die Plätze, so dass nun 
Frankreich die niedrigste Effizienz aufweist. 

Der Vergleich von Finnland und dem Vereinigten Königreich 1999/2000 
ergibt im Gegensatz zu 1994/95 ein eindeutiges Ergebnis, da Finnland für al-
le zugrunde gelegten Maße besser als das Vereinigte Königreich abschneidet. 
Diese Verbesserung Finnlands in der Rangfolge wird dadurch begünstigt, dass 
die absoluten Effizienzwerte im Vergleich zum ersten Untersuchungszeitpunkt 
in Finnland zunehmen, während im Vereinigten Königreich eine deutliche Ab-
nahme stattfindet. 

Wenn man die Effizienz- und Effektivitätsergebnisse einander gegenüber-
stellt, zeigt sich, dass im Vereinigten Königreich eine deutliche Verbesserung in 
der Effizienzrangfolge im Vergleich zur Effektivität 1994/95 stattgefunden hat. 
Allerdings fällt das Vereinigte Königreich 1999/2000 für die Effizienz wieder 
hinter Finnland zurück, so dass dieses Ergebnis demjenigen bei der Effektivität 
entspricht. Die im Ländervergleich niedrigsten Ausgabenanteile des Vereinig-
ten Königreichs für Krankengeld scheinen also nicht allein auszureichen, um 
sich deutlich von den anderen Ländern nach oben abzusetzen. Dies mag vor 
allem auf die Verschlechterung der Effizienzwerte für das Vereinigte Königreich 
von 1994 auf 1999 zurückzuführen sein. Der Rückgang ist vermutlich darauf 
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Abbildung 6.60: Effizienzindikator Armutsquote und Armutslücke (PGR), 
Krankengeld im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 
Prozent Median 

, - 1994/1995 - 1999/2000 1 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) 

zurückzuführen, dass zwischen 1994 und 1999 eine wesentliche Änderung in 
der Regelung des Krankengeldes durch die Abschaffung des Sickness Benefit 
und Einführung der Incapacity Benefits133 stattfand (vgl. dazu Kapitel 2.5.3). 
Auch wenn die Ausgabenanteile in Finnland 1999/2000 fast sechs mal so hoch 
sind wie im Vereinigten Königreich, kann also Finnland für den zweiten Unter-
suchungszeitpunkt mit seinem einkommensabhängigen Krankengeld aufgrund 
der sehr viel höheren Effektivitätsziffern auch höhere Effizienzwerte erzielen 
als das Vereinigte Königreich mit seinen pauschalen Leistungen. 

6.3.6.3 Leistungen bei Invalidität 

Der Ländervergleich der Leistungen bei Invalidität erfolgt wie schon in den 
vorangegangenen Kapiteln zu diesen Transfers ohne Frankreich, da in den 

133Hierbei ist zu beachten, dass in den Daten 1994 sowohl Sickness Benefit als auch Sta-
tutory Siek Pay enthalten waren, wohingegen 1999 nur noch Statutory Siek Pay für die 
entsprechende Variable zur Verfügung stand. Vgl. zum Inhalt der Variablen Kapitel 5.2. 

283 



Abbildung 6.61: Effizienzindikator Einkommenslücke (IGR), Krankengeld im 
Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ansgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) 

französischen Daten diese Leistungen nicht gesondert verfügbar sind. 1994/95 
wird die höchste Effizienz im Hinblick auf alle verwendeten Maße für Deutsch-
land angezeigt, gefolgt von Italien (vgl. Abb. 6.62). Die Rangfolge von Finnland 
und dem Vereinigten Königreich ist vom verwendeten Maß abhängig: Was die 
Armutsquote betrifft, liegt Finnland vor dem Vereinigten Königreich, für alle 
anderen Maße vertauschen die beiden Länder ihre Plätze. 1999/2000 verändert 
sich die Reihenfolge vor allem durch eine Verbesserung der Position Finnlands, 
das nach Deutschland auf den zweiten Rang rückt, gefolgt von Italien und dem 
Vereinigten Königreich. Für die Armutsquote schiebt sich Finnland sogar noch 
vor Deutschland auf den ersten Rang. 

Der Vergleich dieser Ergebnisse mit denen für die Effektivität zeigt, dass 
sowohl Deutschland als auch Italien sich in der Rangfolge verbessern können, 
wohingegen das Vereinigte Königreich bei der Effizienz zurückfällt. Finnland 
schneidet in beiden Jahren hinsichtlich der Armutsquote besser ab als für die 
Intensitätsmaße und verbessert sich 1999/2000 insgesamt deutlich. Die recht 
hohen Ausgabenanteile im Vereinigten Königreich bewirken ein Zurückfallen 
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Abbildung 6.62: Effizienzindikator Armutsquote und Armutslücke, Leistungen 
bei Invalidität im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 
Prozent Median 

"' "' 
-

l.,L 
D 

,vmutsquote -- -
1 

-

, - 1994/1995 - 1999/2000 1 

-

...,._ 
1 

,_ 

L.;. _ 

UK 

Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) 

in der Rangfolge der Effizienzindikatoren. Damit erweisen sich die pauscha-
len Invaliditätsleistungen zwar als effektiv aber weniger effizient. Dagegen sind 
die einkommensabhängigen Versicherungleistungen in Italien134 und Deutsch-
land135 für die Effizienz im Vergleich zur Effektivität vorgerückt. In Finn-
land ist besonders der Einfluss der Volksrente erwähnenswert. Diese pauschale 
Grundsicherung ist nur 2000 und nicht 1995 zusätzlich zum Pflegegeld und 
dem Invaliditätsgeld für Nichtrentenempfänger enthalten. Durch die Hinzunah-
me des Transfers konnte die Effizienz im Vergleich zu 1995 deutlich gesteigert 
werden, was zu einer Verbesserung der Position in der Rangfolge führt. 

1342000 ist neben dieser Leistung auch noch die bedürftigkeitsgeprüfte, pauschale Leistung 
für diejenigen enthalten, die keinen Anspruch auf Invaliditätsrente haben. Vgl. zum Inhalt 
der verwendeten Variablen Kapitel 5.2. 

1352000 kommt zur eigentlichen Invaliditätsrente noch die pauschal ausgezahlte Pflegever-
sicherung hinzu. Zu den Inhalten der Variablen siehe Kapitel 5.2. 
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6.3.6.4 Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

Der Vergleich der Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten ergibt 
für alle zugrunde liegenden Maße 1994/95 die gleiche Rangfolge für die Effizi-
enz, wie in Abb. 6.63 beispielhaft für die Armutsquote dargestellt wird: An der 
Spitzenposition ist Finnland zu finden, gefolgt von Deutschland und dem Ver-
einigten Königreich. Da für Italien keine Ausgabendaten für die Leistungen 
bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten in SOCX zur Verfügung stehen, 
konnte dieses Land nicht in die Betrachtungen mit einbezogen werden. 2000 
bleiben für einen Ländervergleich bezüglich der Arbeitsunfallrenten nur noch 
Finnland und Deutschland, da für das Vereinigte Königreich keine Ausgaben 
für diese Transferart zur Verfügung stehen. Der Vergleich der beiden Länder 
ergibt, dass Finnland immer besser abschneidet als Deutschland. 

Abbildung 6.63: Effizienzindikator Armutsquote, Leistungen bei Arbeit~ 
unfällen und Berufskrankheiten im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, 
Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) 

Für die Effizienz ergibt sich damit die gleiche Reihenfolge wie für die Ef-
fektivität, wobei sich allerdings die Anzahl der betrachteten Länder verringert 
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hat. Die beste Position verbleibt damit bei Finnland, die niedrigsten Werte 
sind für das Vereinigte Königreich zu verzeichnen, dessen Ausgestaltung der 
Leistungen bei Arbeitsunfällen sich von denjenigen der anderen Länder un-
terscheidet. Hier werden anstatt einkommensabhängiger Transfers pauschale 
Leistungen gewährt. 

Abbildung 6.64: Effizienzindikator Armutsquote und Einkommenslücke 
(IGR), Leistungen bei Erwerbsunfähigkeit im Ländervergleich 1994/95 und 
1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berndmungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) 

Auch an dieser Stelle soll wieder versucht werden, einen Vergleich der Leis-
tungen bei Erwerbsunfähigkeit unter Einbezug von Frankreich, für das keine 
getrennten Leistungen bei Invalidität und Arbeitsunfällen/Berufskrankheiten 
vorliegen, für 1994/95 durchzuführen. Was die Armutsquote (vgl. Abb. 6.64), 
die Armutslücke, FGT 2 und das Sen-Maß betrifft, ergibt sich jeweils die gleiche 
Rangfolge, bei der an erster Stelle Frankreich steht, gefolgt von Deutschland, 
Finnland und dem Vereinigten Königreich. Lediglich hinsichtlich der Einkom-
menslücke ist diese Reihenfolge leicht verändert, da Deutschland vor Frankreich 
auf den ersten Rang rückt. 
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Der Vergleich dieser Ergebnisse für die Leistungen bei Erwerbsunfähigkeit 
mit denen bei der Effektivität ergibt, dass Frankreich, Deutschland und Finn-
land hier besser abschneiden, wohingegeP. das Vereinigte Königreich zurückfällt. 
Allerdings sind die für Frankreich berechneten Effizienzindikatoren tatsächlich 
wohl etwas niedriger, da für die Ausgabenanteile keine Daten für die Sonderer-
ziehungsbeihilfe verfügbar sind. Weiterhin ist hierbei wieder anzumerken, dass 
für Frankreich die eigentlichen lnvaliditätsrenten nicht enthalten sind, sondern 
lediglich die Arbeitsunfallrenten, Leistungen für behinderte Erwachsene sowie 
die Sondererziehungsbeihilfe für behinderte Kinder. Bei Einbezug der Invali-
ditätsrenten würde sich vermutlich die hier festgestellte Reihenfolge für die 
Effizienz verändern. 

6.3.6.5 Mindestsicherung 

Die durch die Mindestsicherung erreichte Effizienz kann aufgrund mangelnder 
aktueller Ausgabendaten nur für 1994/95 berechnet werden. Dabei ergibt sich, 
dass bis auf die Berechnungen hinsichtlich der Armutsquote die höchste Effizi-
enz in Frankreich erreicht wird (vgl. Abb. 6.65 und 6.66). Was die Armutslücke, 
FGT2 und das Sen-Maß angeht, folgen Finnland, das Vereinigte Königreich, 
Deutschland und an letzter Stelle mit den deutlich niedrigsten Werten Italien. 
Bei den Berechnungen mit der Einkommenslücke zeigt sich, dass Finnland und 
das Vereinigte Königreich ihre Plätze tauschen (vgl. Abb. 6.66), wobei diese 
beiden Länder ähnlich hohe Effizienzzahlen aufweisen. Bezüglich der Armuts-
quote ergibt sich ebenfalls eine Rangfolge, die der für die Armutslücke, FGT :2 

und das Sen-Maß sehr ähnelt: Lediglich Finnland und Frankreich tauschen die 
Plätze, so dass sich Finnland an die Spitzenposition schiebt (vgl. Abb. 6.65). 
An dieser Stelle sei wieder darauf hingewiesen, dass die tatsächlichen Aus-
gaben für Mindestsicherung in Finnland 1995 im Ländervergleich eventuell 
unterschätzt werden. 136 Dadurch ist es möglich, dass bei Kenntnis von aktuel-
leren Ausgabendaten Effizienzergebnisse resultieren würden, für die Finnland 
im Ländervergleich etwas zurückfällt. 

Es zeigt sich also, dass das Vereinigte Königreich für die Effizienz deutlich 
schlechter abschneidet als für die Effektivität. Die hohen Effektivitätsziffern 
werden über einen Ausgabenanteil erreicht, der weit über dem für die anderen 

136Vergleiche dazu Kapitel 6.1. 
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Abbildung 6.65: Effizienzindikator Armutsquote und Armutslücke (PGR), 
Mindestsicherung im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 
50 Prozent Median 
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Quelle: Eigene Ben„-chnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten aus Eardley et al. (1996a: 
35) 

Länder liegt (vgl. Tab. 6.1, S. 141). Das Ziel der Armutsreduzierung wird somit 
durch die Mindestsicherungsleistungen deutlich erreicht, allerdings kann nur 
ein im Vergleich mit den anderen Ländern mittlerer Effizienzgrad festgestellt 
werden. Die unzureichend ausgestaltete italienische Mindestsicherung erweist 
sich nicht nur als wenig effektiv, sondern auch als wenig effizient. Für Finnland 
zeigt sich, dass die Ergebnisse hinsichtlich der Armutsquote sowohl bei der Ef-
fektivität als auch bei der Effizienz besser ausfallen, wobei die Position in der 
Rangfolge für die Effizienz besser als bei der Effektivität ist. Dieses bessere Ab-
schneiden bei der Armutsquote ist ein Indiz dafür, dass in Finnland durch die 
Mindestsicherung de facto vor allem der Aspekt des Ausmaßes der Armut an-
gegangen wird, wohingegen die Intensität der Armut weniger im Mittelpunkt 
steht. Für Frankreich ergibt sich, dass einem mittleren Rang für die Effekti-
vität eine sehr gute Effizienz gegenübersteht. Die Position Deutschlands ver-
schlechtert sich tendenziell eher für die Effizienz im Vergleich zur Effektivität. 
Berücksichtigt man den Aspekt der (De-)Zentralisierung der Organisation von 
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Abbildung 6.66: Effizienzindikator Einkommenslücke (IGR), Mindestsicherung 
im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten aus Eardley et al. (1996a: 
35) 

Verwaltung und Verteilung der Mindestsicherung, 137 dann zeigt sich somit, 
dass das dezentralste Mindestsicherungssystem in Italien sowohl bezüglich der 
Effizienz als auch im Hinblick auf die Effektivität am schlechtesten eingestuft 
wird, das zentralste im Vereinigten Königreich zwar sehr gute Effektivität aber 
nur mäßige Effizienz aufweist. Am besten schneiden Frankreich und Finnland 
für die Effizienz ab, denen ein mittlerer Zentralisierungsgrad zugeschrieben 
wird. 

Im Folgenden soll überprüft werden, ob sich die Mitberücksichtigung des 
Wohngeldes entscheidend auf den Effizienzvergleich auswirkt. Ebenso wie bei 
den Betrachtungen der Mindestsicherung ohne Wohngeld ergibt sich für die Ar-
mutslücke, FGT2 und das Sen-Maß eine identische Reihenfolge. Allerdings liegt 
jetzt Finnland anstatt Frankreich an erster Stelle, ebenso schiebt sich Deutsch-
land vor das Vereinigte Königreich (vgl. Abb. 6.67 für die Armutslücke). Hin-
sichtlich der Einkommenslücke (vgl. Abb. 6.68) dagegen liegt Frankreich wei-

137Vgl. dazu Hölsch und Kraus (2004) bzw. Kapitel 6.2.5.5. 
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Abbildung 6.67: Effizienzindikator Armutsquote und Armutslücke (PGR), 
Mindestsicherung einschließlich Wohngeld im Ländervergleich 1994/95 und 
1999/2000, Armutsgrenze 50 Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit LIS-Daten und Ausgabendaten cler OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

terhin vor Finnland, gefolgt vom Vereinigten Königreich und Deutschland, 
wobei die Werte der letzten drei Länder sich kaum unterscheiden. Die Berech-
nungen bezüglich der Armutsquote lassen dagegen keinerlei Veränderungen ge-
genüber der Rangfolge für die Mindestsicherung ohne Wohngeld erkennen, wie 
in Abb. 6.67 deutlich wird. Man kann damit im Großen und Ganzen Frankreich 
und Finnland als die zwei Länder mit den höheren Effizienzwerten bezeichnen, 
Deutschland und das Vereinigte Königreich liegen dagegen hinten. 

Der Vergleich der Effizienzergebnisse für die Mindestsicherung einschließ-
lich Wohngeld mit den Effektivitätsergebnissen zeigt, dass Finnland seine Posi-
tion verbessern konnte, lediglich für die Einkommenslücke besetzt Finnland an-
statt des ersten Ranges den zweiten. Die finnischen Ausgaben für Mindestsiche-
rung einschließlich Wohngeld sind im Ländervergleich die geringsten, was diese 
Verbesserung von mittleren Effektivitätszahlen zu hoher Effizienz begünstigt 
haben mag. Was Frankreich betrifft, ist tendenziell auch eine Verbesserung der 
Position feststellbar. Hier zeigt sich wiederum die hohe Bedeutung des Wohn-
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Abbildung 6.68: Effizienzindikator Einkommenslücke (IGR), Mindestsicherung 
einschließlich Wohngeld im Ländervergleich 1994/95 und 1999/2000, Armuts-
grenze 50 Prozent Median 
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Quelle: Eigene Berechuungeu mit LIS-Dateu und Aus!{abeudaten der OECD Social Expen-
diture Database (SOCX) sowie aus Eardley et al. (1996a: 35) 

geldes vor allem auch im Kontrast zur Mindestsicherung ohne Wohngeld. 138 Da 
aber auch die Ausgaben für das Wohngeld deutlich über denen für die Mindest-
sicherung liegen, ist davon auszugehen, dass das gute Effizienzergebnis durch-
aus auch auf die guten Ergebnisse, die mit der Mindestsicherung ohne Wohn-
geld erreicht wurden, zurückzuführen ist. Stark zurückgefallen ist dagegen das 
Vereinigte Königreich, das seine sehr hohen Ausgabenanteile für Mindestsiche-
rung und Wohngeld nicht durch die hohen Effektivitätsziffern kompensieren 
kann. Deutschland ist sowohl für die Effektivität als auch für die Effizienz eher 
auf den hinteren Rängen zu finden, was die geringe Bedeutung des Wohngeldes 
in Deutschland widerspiegelt, die auch nicht durch die geringeren Ausgaben 
für diesen Transfer ausgeglichen werden kann. 

138 Wie bereits in Kapitel 6.2.5.5 erläutert, ist in Frankreich die Zahl der Wohngeld-
empfänger im Vergleich zur Zahl der Empfänger von Mindestsicherung sehr viel höher. 
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Tabelle 6.10: Rangkorrelationen: Effektivität - Ausgabenanteile für Transfers 
im Ländervergleich, Armut 

Armutsquote PGR IGR FGT2 
94/95 99/00 94/95 99/00 94/95 99/00 94/95 99/00 

Arbeitslosengeld 0,90 1,00 0,90 0,80 0,90 0,80 0,90 0,80 
Arbeitslosenhilfe 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 
Krankengeld 0,50 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 
Invaliditätsleist. 1,00 0,20 1,00 0,40 1,00 0,00 0,20 0,40 
U nfallr. /Berufskranich. 0,50 1,00 0,50 1,00 1,00 1,00 0,50 1,00 
Mindestsichemng 0,50 - 0,50 - 0,30 - 0,30 -
Mindests.+Wohngeld 0,20 - 0,20 - 0,80 - 0,40 -

Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten und OECD Social Expenditure Database 
(SOCX) bzw. für Mindestsicherung Eardley et al. (1996a: 35) 

6.3.7 'Iransfers im Ländervergleich: Zusammenhang mit 
Ausgaben 

Zum Abschluss der Analyse der Transfers im Ländervergleich bezüglich Armut 
steht die Überprüfung der Hypothese, dass hohe Ausgaben mit hohen Umver-
teilungswirkungen zusammenhängen. Es wird eine Berechnung der Rangkor-
relationskoeffizienten für die Ausgabenanteile und die Effektivitätswirkungen 
durchgeführt. Dabei werden nur die Ergebnisse bezüglich einer Armutsgren-
ze von 50 Prozent des Median einbezogen, die sich ergebenden Korrelationen 
werden in Tabelle 6.10 aufgeführt. 139 

Für das Arbeitslosengeld, die Arbeitslosenhilfe und das Krankengeld er-
gibt sich recht eindeutig ein positiver Zusammenhang zwischen der Höhe der 
Ausgaben und den Effektivitätswirkungen. Bei der Arbeitslosenhilfe sei aber 
angemerkt, dass lediglich Finnland und Deutschland in die Berechnungen ein-
bezogen werden können, weshalb dieses deutliche Ergebnis einfach dadurch 
erzielt werden kann, dass Finnland sowohl die höheren Ausgaben als auch die 
höheren Effektivitätsergebnisse aufweist. Die Ergebnisse für die Unfallrenten 
deuten ebenfalls in diese Richtung, wenn auch nicht so eindeutig. Für die Min-
destsicherungsleistungen ergeben sich zwar auch positive Korrelationen, die 

139Wie schon in Kapitel 6.3.4 werden auch hier nur Korrelationen für die Armutsquote, 
die Armutslücke, die Einkommenslücke und FGT2 angegeben. Für das Sen-Maß, dessen 
Ergebnisse die gleichen Rangfolgen erbringen wie mindestens eines der anderen Maße, werden 
die Korrelationen nicht explizit aufgeführt. 
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Tabelle 6.11: Rangkorrelationen: Effizienz - Ausgabenanteile für Transfers im 
Ländervergleich, Armut 

Armutsquote PGR IGR FGT2 
94/95 99/00 94/95 99/00 94/95 99/00 94/95 99/00 

Arbeitslosengeld -0,30 1,00 -0,30 0,40 -0,60 0,00 -0,30 0,40 
Arbeitslosenhilfe 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 -1,00 1,00 
Krankengeld -0,50 1,00 -1,00 1,00 -0,50 1,00 -1,00 1,00 
Invalidi tätsleist. -0,20 -1,00 0,40 -0,80 0,40 -0,80 -1,00 -0,80 
U nfallr. /Berufskrankh. 0,50 1,00 0,50 1,00 0,50 1,00 0,50 1,00 
Mindestsicherung -0,50 - -0,60 - -0,30 - -0,60 -
Mindests. + Wohngeld -0,80 - -1,00 - -0,60 - -1,00 -

Quelle: Eigene Berechnungen mit 11S-Daten und OECD Social Expenditure Database 
(SOCX) bzw. für Mindestsicherung Eardley et al. (1996a: 35) 

aber deutlich schwächer sind als bei den zuvor genannten Transfers; lediglich 
für die Einkommenslücke 1994/95 ist ein höherer Zusammenhang für die Min-
destsicherung einschließlich Wohngeld feststellbar. Die Resultate für die Inva-
liditätsleistungen sind nicht sehr eindeutig. Im Hinblick auf die Armutsquote, 
die Armutslücke und die Einkommenslücke ergeben sich 1994/95 eindeutig 
positive Zusammenhänge, wohingegen für FGT2 nur eine geringe Korrelation 
resultiert. Geringe Zusammenhänge finden sich auch durchweg in den Jahren 
1999/2000, für die Einkommenslücke ist sogar keinerlei Zusammenhang fest-
stellbar. 

Überprüft man die These, ob höhere Ausgaben mit höheren Effizienzwerten 
zusammentreffen, ergibt sich kein eindeutiges Resultat. Wie in Tabelle 6.11 er-
sichtlich wird, zeigt sich für das Arbeitslosengeld ein sehr durchwachsenes Bild: 
von einem perfekten positiven Zusammenhang bei der Armutsquote 1999/2000 
über keinen Zusammenhang bei der Einkommenslücke 1999/2000 bis zu schwa-
chen bis mittleren negativen Korrelationen bei den anderen Maßen. Auch für 
das Krankengeld ergeben sich keine eindeutigen Ergebnisse: 1994/95 liegen 
nur negative Zusammenhänge vor, 1999/2000 dagegen nur positive. Für die 
Invaliditätsleistungen sind vorwiegend negative Korrelationen zu finden, nur 
hinsichtlich der Armuts- und Einkommenslücke 1994/95 sind auch schwach 
positive Zusammenhänge feststellbar. Nur negative Zusammenhänge zeigen 
sich bezüglich der Mindestsicherungsleistungen, wobei diese entgegengerich-
teten Korrelationen nicht durchweg hoch sind. Für die Unfallrenten und die 

294 



Arbeitslosenhilfe zeigen sich dagegen positive Zusammenhänge zwischen Aus-
gaben und Effizienzwerten, wobei sich das Vorzeichen bei der Arbeitslosenhilfe 
für FGT2 1994/95 umkehrt. 

Die These, dass hohe Ausgaben und hohe Effektivitätswirkungen zusam-
menhängen, konnte in diesem Kapitel tendenziell wieder bestätigt werden, wo-
bei für die Invaliditätsleistungen Hinweise zu finden sind, dass kein Zusammen-
hang zwischen Ausgaben und Effektivitätswirkung besteht. Für die anderen 
Transfers allerdings ließen sich durchweg positive Zusammenhänge zeigen, die 
z.T. aber nur schwach sind. Überprüft man die These, dass hohe Ausgaben mit 
hohen Effizienzwirkungen zusammenhängen, ergibt sich keine Bestätigung, da 
lediglich für die Unfallrenten und die Arbeitslosenhilfe entsprechende Ergebnis-
se resultieren. Die Ergebnisse für die Mindestsicherungsleistungen deuten so-
gar in eine gegenteilige Richtung: Die negativen Korrelationen sprechen dafür, 
dass hohe Ausgaben mit niedrigen Effizienzwerten zusammentreffen und umge-
kehrt. Somit kann die Ausgangsthese nicht einfach auf die Effizienz übertragen 
werden. 
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Teil V 

Fazit 





In dieser Arbeit wurden die Umverteilungswirkungen ausgesuchter Sozialtrans-
fers auf Ungleichheit und Armut in fünf europäischen Ländern (Deutschland, 
Finnland, Frankreich, Italien, Vereinigtes Königreich) empirisch untersucht. 
Bisher durchgeführte empirische Studien zu diesem Thema weisen verschiede-
ne Schwächen bzw. Lücken auf. So beschränken sich viele Studien lediglich auf 
die Wirkung der Gesamtheit aller Sozialtransfers auf Ungleichheit und Armut, 
ohne differenzierter auf den Einfluss verschiedener Transfers einzugehen. Wei-
terhin wird oft nur das Niveau der Ungleichheit oder Armut in Bezug auf das 
Einkommen nach Transfers und/oder Steuern betrachtet und dabei nicht auf 
die durch die Transfers und/oder Steuern erreichte Reduktion der Ungleichheit 
und Armut eingegangen. In dieser Arbeit wurden dagegen Transfers bei Ar-
beitslosigkeit, Krankheit, Invalidität, Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
sowie Leistungen der Mindestsicherung detailliert im Hinblick auf ihre Umver-
teilungswirkungen, gemessen als Reduktion der Ungleichheit und Armut durch 
den jeweiligen Transfer (Effektivitätswirkung), untersucht. Dabei wurden im 
Gegensatz zu anderen empirischen Studien unterschiedliche Ungleichheits- und 
Armutsmaße angewendet, um eine „einseitige" Beurteilung durch die spezifi-
schen Eigenschaften nur eines oder weniger Maße zu vermeiden. Ein weiterer 
Kritikpunkt an bisherigen Studien zu diesem Themenbereich besteht darin, 
dass Stichprobenfehler oft nicht berücksichtigt werden. Um diesen Aspekt ein-
zubeziehen, wurden mittels Bootstrapping Konfidenzintervalle bestimmt, die 
es ermöglichen, inferenzstatistische Aussagen in die Analyse aufzunehmen. 

Die bloße Untersuchung der Effektivitätswirkungen würde weiterhin un-
berücksichtigt lassen, um welchen „Preis" die beobachteten Wirkungen erzielt 
werden. Um diesem Aspekt Rechnung zu tragen, wurden Effizienzindikatoren 
berechnet, die die Ausgaben für den entsprechenden Transfer berücksichtigen. 
Die so gewonnenen Ergebnisse zur Effektivität und Effizienz wurden mit der 
jeweiligen institutionellen Ausgestaltung der Transfers verknüpft. 

Das Vorgehen in dieser Arbeit gestaltete sich damit folgendermaßen: Nach 
der Hinführung zum Thema in Teil I diente Teil II dazu, die institutionel-
len Grundlagen zu verdeutlichen. Dabei wurde in Kapitel 1 nach einer kur-
zen Einführung zum Begriff des Wohlfahrtsstaates sowie in die Traditionen 
und Strategien europäischer Sozialsysteme und der Klassifikationen von Sozi-
alsystemen auf die Wirkung von Transfers eingegangen. Der Überblick über 
bisherige Studien und Literatur zur Umverteilungswirkung von Transfers lässt 
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verschiedene Aspekte als Einflussfaktoren erkennen, die auch in dieser Arbeit 
näher untersucht werden: die Ausgaben für einen Transfer, die grundsätzliche 
Ausgestaltung im Hinblick darauf, ob es sich um eine bedürftigkeitsgeprüfte 
Leistung handelt und ob die Transfers einkommensabhängig oder pauschal 
gewährt werden, sowie die detaillierten Ausgestaltungsmerkmale der Trans-
fers, die in der bisherigen Forschung häufig vernachlässigt wurden. Um die-
se Lücke zu schließen, wurde in Kapitel 2 für die fünf untersuchten Länder 
die Ausgestaltung der relevanten Transfers ausführlich dargestellt. Dadurch 
wird es ermöglicht, bei der Interpretation der empirischen Ergebnisse auf diese 
Informationen zurückzugreifen. Die Darstellung dieser Ausgestaltungsmerk-
male zeigt deutlich, dass z.T. erhebliche Unterschiede zwischen den Ländern 
bestehen. Im Gegensatz zu den anderen Ländern dominieren im Vereinigten 
Königreich eindeutig pauschale Transfers. Lediglich die Mindestsicherung so-
wie einige weitere bedürftigkeitsgeprüfte Transfers werden auch in den übrigen 
Ländern als pauschale Transfers gewährt. Für Finnland konnten zahlreiche 
Transfers identifiziert werden, die sich aus einer pauschalen Grundsicherung 
und einem einkommensabhängigen Bestandteil zusammensetzen. In Deutsch-
land, Italien und Frankreich wird dagegen bei den Versicherungsleistungen eher 
auf einkommensabhängige Transfers gesetzt, wenn auch auf unterschiedlichem 
Niveau. 140 In Teil III wurden anschließend die theoretischen Grundlagen der 
Ungleichheits- und Armutsmessung erläutert, soweit diese für die empirische 
Umsetzung von Bedeutung sind. 

Den Hauptteil der Arbeit bildet Teil IV. Hier wurden nach einer kurz-
en Einführung in das methodische Vorgehen in Kapitel 5 die Ergebnisse der 
empirischen Berechnungen in Kapitel 6 vorgestellt. Diese sollen im Folgenden 
zusammengefasst werden. Bei der Analyse der Ergebnisse für Ungleichheit und 
Armut wurden zwei verschiedene Blickwinkel eingenommen: Zunächst wurde 
die Wirkung der Transfers in jedem einzelnen Land untersucht und anschlie-
ßend ein Vergleich der Wirkungen pro Transferart im Ländervergleich vorge-
nommen, dementsprechend wird auch bei dieser Zusammenfassung vorgegan-
gen. Dabei wird jeweils auf die Effektivität und danach auf die Effizienz ein-
gegangen. Bevor die Ergebnisse vorgestellt werden, sei an dieser Stelle darauf 
hingewiesen, dass eine deutliche Transferwirkung in Form einer hohen Reduk-

140Eine ausführlichere Zusammenfassung der charakteristischen Merkmale wurde in Kapitel 
2.6 durchgeführt. 
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tion der Armut und Ungleichheit nicht automatisch mit einer „guten", also 
erwünschten Wirkung gleichzusetzen ist. Im Gegenteil kann hinter einer hohen 
Wirkung nicht nur der erwünschte Effekt durch die bewusste Ausgestaltung der 
Transfers stecken, sondern z.B. hohe Arbeitslosenzahlen, die entsprechend vie-
le Empfänger von Leistungen bei Arbeitslosigkeit oder Mindestsicherung nach 
sich ziehen und somit durchaus hohe Effektivitätswirkungen (mit)hervorrufen. 
Was die Wirkung der Transfers in den einzelnen Ländern betrifft, ergeben 
sich sowohl bezüglich Ungleichheit als auch bezüglich Armut für das Arbeits-
losengeld, die Invaliditätsleistungen und die Mindestsicherung einschließlich 
Wohngeld die höchsten Reduktionen. 

Dabei zeigt sich eine besonders hohe Wirkung in Deutschland für die zwei 
nicht bedürftigkeitsgeprüften und vom bisherigen Einkommen abhängigen Leis-
tungen der Invaliditätsrente und des Arbeitslosengeldes. Allerdings fällt im 
Jahr 2000 das Arbeitslosengeld zurück und wird von der Versicherungsleis-
tung der Arbeitslosenhilfe überholt, die einkommensabhähgig und erst nach 
einer Bedürftigkeitsprüfung gewährt wird. Somit liegt die Invaliditätsrente, 
zu der im Jahr 2000 auch die pauschalen Leistungen der Pflegeversicherung 
gezählt werden, weitgehend vorne, wobei sich vor allem für die Berechnungen 
mit der Einkommenslücke auch die Arbeitslosenhilfe und/oder die Mindestsi-
cherung einschließlich Wohngeld an die Spitze schieben. In Deutschland weisen 
die nicht bedürftigkeitsgeprüften und einkommensabhängigen Unfallrenten die 
geringsten Effektivitätswerte auf, die sich bis auf wenige Ausnahmen auch sig-
nifikant von den anderen unterscheiden. 

Für Finnland zeigen sich die eindeutig höchsten Wirkungen für das nicht 
bedürftigkeitsgeprüfte Arbeitslosengeld, dessen Leistungen aus einer Grund-
sicherung und einem einkommensabhängigen Teil bestehen. Lediglich für die 
Armutsberechnungen im Jahr 2000 fallen die Reduktionen durch das Arbeits-
losengeld hinter die bedürftigkeitsgeprüften und pauschalen Leistungen der 
Arbeitslosenhilfe und der Mindestsicherung einschließlich Wohngeld zurück. 
Für Finnland kann nicht eindeutig festgestellt werden, welcher Transfer die 
geringsten Wirkungen erzielt: Je nach Maß und Untersuchungsjahr liegen die 
Invaliditätsleistungen, das Krankengeld oder die Unfallrenten hinten, für die 
Berechnungen mit den Armutsmaßen finden sich auch für die Leistungen der 
Mindestsicherung ohne Wohngeld nur geringe Reduktionen für einzelne Ar-
mutsmaße. 
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In Frankreich zieht die bedürftigkeitsgeprüfte und pauschale Leistung der 
Mindestsicherung einschließlich Wohngeld mit dem nicht bedürftigkeitsgeprüf-
ten und einkommensabhängigen Arbeitslosengeld gleich. Das nicht bedürftig-
keitsgeprüfte und einkommensabhängige Krankengeld schneidet recht eindeu-
tig am schwächsten ab, allerdings liegt für die Berechnungen mit der Armuts-
quote die pauschale und nur nach Bedürftigkeitsprüfung gewährte Mindestsi-
cherung ohne Wohngeld hinten. 

In Italien dagegen liegt die ebenfalls nicht bedürftigkeitsgeprüfte und vom 
bisherigen Einkommen abhängige lnvaliditätsrente ( meist signifikant) vorne. 141 

Die nicht bedürftigkeitsgeprüften und einkommensabhängigen Unfallrenten so,. 
wie die bedürftigkeitsgeprüfte, pauschale Mindestsicherung stellen in Italien die 
Transfers mit den geringsten Effektivitätswirkungen dar, allerdings zeigen sich 
2000 auch für die einkommensabhängigen Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit 
nur sehr niedrige Effektivitätswerte. 

Im Vereinigten Königreich sind die Mindestsicherung mit und ohne Wohn-
geld die Transfers mit den höchsten Reduktionen, wobei die lnvaliditätsrente 
ebenfalls eine bedeutende Rolle spielt. Wie im Vereinigten Königreich üblich, 
bestehen diese Transfers nur aus pauschalen Leistungen, wobei die Mindest-
sicherung bedürftigkeitsgeprüft ist. In den Leistungen bei Invalidität sind so. 
wohl bedürftigkeitsgeprüfte als auch nicht bedürftigkeitsgeprüfte Bestandtei-
le enthalten. Die niedrigsten Effektivitätswirkungen finden sich dagegen am 
ehesten für das Krankengeld und die Unfallrenten, die beide ohne Bedürftig-
keitsprüfung gewährt werden. Hier ist insgesamt anzumerken, dass die U n-
fallrenten für einen im Vergleich zu den anderen betrachteten Transfers klei-
nen Empfängerkreis konzipiert sind; genauso muss beim Krankengeld beachtet 
werden, dass dieses in den relevanten Ländern nur für relativ kurze Zeiträume 
gewährt wird. Daher waren auch keine besonders hohen Effektivitätswirkungen 
für diese beiden Transfers zu erwarten. 

Für die Effizienzergebnisse wurden ebenfalls die Werte der Indikatoren für 
die Transfers, die als Reduktion eines Maßes bezogen auf die Ausgaben für den 
entsprechenden Transfer als Anteil am BIP berechnet wurden, in eine Rang-
folge für jedes Land gebracht. Dabei ergaben sich für die einzelnen Länder 
recht unterschiedliche Ergebnisse. In Deutschland sind die höchsten Effizienz-

141 Allerdings war 2000 in Italien auch ein bedürftigkeitsgeprüfter Teil in den Leistungen 
bei Invalidität enthalten. 
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werte 1994 für die einkommensabhängige, bedürftigkeitsgeprüfte Arbeitslo-
senhilfe, die niedrigsten dagegen für die pauschale und bedürftigkeitsgeprüfte 
Mindestsicherung zu finden. 2000 schieben sich allerdings die nicht bedürftig-
keitsgeprüften, in Form der Pflegeversicherung pauschalen, in Form der Inva-
liditätsversicherung einkommensabhängigen Leistungen bei Invalidität für die 
Berechnungen mit im unteren Bereich sensitiven Ungleichheitsmaßen an die 
Spitze. Die pauschale, bedürftigkeitsgeprüfte Arbeitslosenhilfe liegt in Finn-
land zwar ebenfalls vorne, allerdings sind am anderen Ende der Rangfolge das 
nicht bedürftigkeitsgeprüfte und teilweise vom Einkommen abhängige Kran-
kengeld und die nicht bedürftigkeitsgeprüften und nicht einkommensabhängi-
gen Invaliditätsleistungen zu finden, wobei das Krankengeld für die auf Basis 
der Armutsmaße berechneten Effizienzziffern eher schlechter abschneidet. In 
Frankreich sind die höchsten Werte für die bedürftigkeitsgeprüfte Mindestsi-
cherung feststellbar, die niedrigsten für das nicht bedürftigkeitsgeprüfte, vom 
bisherigen Einkommen abhängige Krankengeld. In Italien dagegen sind die 
geringsten Effizienzwerte für die bedürftigkeitsgeprüfte Mindestsicherung zu 
finden, die höchsten für die einkommensabhängigen und nicht bedürftigkeits-
geprüften142 lnvaliditätsrenten. Im Vereinigten Königreich ist im Gegensatz zu 
den anderen Ländern das nicht bedürftigkeitsgeprüfte143 Arbeitslosengeld an 
der Spitze der Rangfolge, am Ende sind die ebenfalls nicht bedürftigkeitsge-
prüften Unfallrenten und das Krankengeld zu finden. 

Der zweite eingenommene Blickwinkel besteht im Vergleich der Ergebnisse 
der Länder für einen bestimmten Transfer. Dabei ergibt sich für das in al-
len Ländern nicht bedürftigkeitsgeprüfte Arbeitslosengeld, dass die signifikant 
höchsten Effektivitätsergebnisse sowohl bezüglich Armut als auch Ungleich-
heit für Finnland mit seinen teilweise vom bisherigen Einkommen abhängen-
den Leistungen erzielt wurden, die niedrigsten dagegen für Italien, in dem 
einkommensabhängige Leistungen auf niedrigem Niveau gewährt werden. Die 
Arbeitslosenhilfe sorgt in Finnland, wo es sich um einen pauschalen, bedürftig-
keitsgeprüften Transfer handelt, ebenfalls für die höchste Effektivität. Deutsch-
land mit seiner bedürftigkeitsgeprüften, aber einkommensabhängigen Leistung 
weist immer geringere Reduktionszahlen als Finnland auf. Für das in allen 
Ländern nicht bedürftigkeitsgeprüfte Krankengeld konnte eindeutig das Verei-

1422000 ist aber ebenfalls ein bedürftigkeitsgeprüfter Transfer enthalten. 
1432000 ist auch ein bedürftigkeitsgeprüfter Teil enthalten. 
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nigte Königreich, in dem das Krankengeld pauschal gewährt wird, als Schluss-
licht in der Rangfolge identifiziert werden. Finnland und Frankreich, die teil-
weise bzw. vollständig einkommensabhängige Transfers bieten, wechseln sich 
dagegen je nach Maß auf dem ersten Rang ab. Für die Armutsmaße weist 
Finnland recht deutlich die höchsten Reduktionen auf. Die Ergebnisse für die 
Invaliditätsleistungen lassen nicht klar erkennen, welches Land die höchsten 
Effektivitätswerte erzielt, relativ eindeutig liegt allerdings Finnland mit seinen 
nicht bedürftigkeitsgeprüften, pauschalen Leistungen am Ende der Rangfolge. 
Bezüglich der Armutsmaße zeigen sich 2000 geringere Werte für Italien, für 
das die nicht bedürftigkeitsgeprüfte Invaliditätsrente in den Daten enthalten 
ist, die 2000 durch bedürftigkeitsgeprüfte, pauschale Leistungen ergänzt wird. 
Im Gegensatz zu den Invaliditätsleistungen ist Finnland für die Unfallrenten 
an der Spitze der Rangfolge zu finden, hinten liegt dagegen das Vereinigte 
Königreich, wobei für die Armutsberechnungen Italien ebenfalls sehr niedri-
ge Werte aufweist. Hier ist wieder darauf hinzuweisen, dass das Vereinigte 
Königreich sich in der Gestaltung der Unfallrenten von den anderen unter-
suchten Ländern unterscheidet, da nur in diesem Land pauschale Zahlungen 
erfolgen. Die durchweg bedürftigkeitsgeprüften und pauschalen Leistungen der 
Mindestsicherung reduzieren Ungleichheit und Armut eindeutig am meisten im 
Vereinigten Königreich; für die Mindestsicherung ohne Wohngeld liegt Italien 
hinten, für die Mindestsicherung mit Wohngeld können keinem bestimmten 
Land die eindeutig niedrigsten Wirkungen zugewiesen werden. 

Die Effizienzindikatoren zeigen, dass im Gegensatz zur Effektivität nicht 
eindeutig ein Land mit den höchsten Werten für das nicht bedürftigkeits-
geprüfte Arbeitslosengeld bestimmbar ist. Im Vergleich zur Effektivität holt 
das Vereinigte Königreich deutlich auf, auch Deutschland ist mit recht ho-
hen Effizienzwerten vertreten, 2000 rückt Finnland wieder mit an die Spitze 
der Rangfolge. Im Vereinigten Königreich sind diese Leistungen pauschal, in 
Deutschland vom bisherigen Einkommen abhängig, in Finnland findet sich 
eine Kombination aus beidem. Die niedrigsten Effizienzergebnisse sind für Ita-
lien mit seinen einkommensabhängigen Leistungen feststellbar. Für die Ar-
beitslosenhilfe ist Finnland nicht mehr eindeutig an erster Stelle: Bezüglich 
im unteren Einkommensbereich sensitiver U ngleichheitsmaße kann Deutsch-
land, dessen Arbeitslosenhilfe im Gegensatz zu Finnland als ein Prozentsatz 
des bisherigen Einkommens gewährt wird, höhere Werte erzielen. Für das nicht 
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bedürftigkeitsgeprüfte Krankengeld variiert die Reihenfolge je nach verwende-
tem Maß, damit hat sich das Vereinigte Königreich mit seinem pauschalen 
Krankengeld im Vergleich zur Effektivität verbessert. Deutschland und Italien 
sind mit ihren nicht bedürftigkeitsgeprüften, einkommensabhängigen Trans-
fers144 für die Invaliditätsleistungen am effizientesten, Finnland nimmt meist 
die letzte Position ein, wobei 2000 das Vereinigte Königreich ebenfalls sehr 
niedrige Effizienzwerte für seine pauschalen Leistungen aufweist. Für die nicht 
bedürftigkeitsgeprüften Unfallrenten findet sich wie bei der Effektivität Finn-
land vorn, wobei die niedrigsten Effizienzwerte für das Vereinigte Königreich 
mit seinen Pauschalleistungen erreicht werden. Sowohl für die Mindestsiche-
rung mit als auch ohne Wohngeld ist die höchste Effizienz für Frankreich und 
Finnland feststellbar, wobei für die Armutsberechnungen bezüglich der Min-
destsicherung einschließlich Wohngeld eher Finnland an erster Stelle liegt. Die 
niedrigsten Werte werden für die Mindestsicherung ohne Wohngeld in Italien 
und für die Mindestsicherung mit Wohngeld in Deutschland und dem Verei-
nigten Königreich gemessen. 

Die erläuterten Ergebnisse können nun herangezogen werden, um zu über-
prüfen, ob bedürftigkeitsgeprüfte im Gegensatz zu nicht bedürftigkeitsgeprüf-
ten bzw. pauschale im Vergleich zu einkommensabhängigen Transfers für die 
Effektivität und die Effizienz besser abschneiden. Es finden sich keine eindeu-
tigen Hinweise darauf, dass pauschale oder einkommensabhängige Transfers 
eine höhere Umverteilung begünstigen. Dementsprechend kann die in Cast-
les und Mitchell (1992) formulierte These, dass einkommensabhängige Trans-
fers weniger gleichheitsfördernd wirken als pauschale Transfers, nicht eindeu-
tig bestätigt werden. Es sind allerdings Anhaltspunkte dafür zu finden, dass 
pauschale Transfers im Hinblick auf die Effizienz im Vergleich zur Effekti-
vität besser zu beurteilen sind: So sind in Finnland für die Effizienz pauschale 
Transfers an der Spitze, wohingegen die Mischung aus pauschalen und einkom-
mensabhängigen Bestandteilen des Arbeitslosengeldes schlechter einzustufen 
ist. In Frankreich sind die pauschalen Mindestsicherungsleistungen am effizi-
entesten. Beim Ländervergleich bezüglich des Arbeitslosengeldes holen die pau-
schalen Leistungen des Vereinigten Königreiches für die Effizienz im Vergleich 

1441n Italien sind 2000 wiederum auch bedürftigkeitsgeprüfte und pauschale Leistungen 
enthalten, ebenso kommt in Deutschland 2000 zur Invaliditätsversicherung die pauschale 
Pflegeversicherung hinzu. 
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zur Effektivität auf, das pauschale Krankengeld ist für die Effizienz ebenfalls 
besser im Ländervergleich eingestuft als für die Effektivität. Diese Ergebnis-
se bestätigen die in Kapitel 1.4 vorgestellte These von Goodin et al. (1999), 
die einkommensabhängige Transfers für weniger effizient als pauschale Trans-
fers halten. Allerdings finden sich auch Gegenbeispiele: Beim Vergleich der 
Transfers in Deutschland schneiden die einkommensabhängigen Leistungen der 
Arbeitslosenhilfe und der Unfallrenten für die Effizienz besser als für die Effek-
tivität ab, wohingegen sich die pauschale Mindestsicherung verschlechtert. Die 
pauschalen Leistungen bei Invalidität im Vereinigten Königreich fallen beim 
Ländervergleich für die Effizienz gegenüber den einkommensabhängigen Leis-
tungen in Deutschland und Italien zurück. Somit kann also auch im Hinblick 
auf die Effizienz nicht eindeutig festgestellt werden, dass pauschale Transfers 
durchweg für eine Verbesserung der Ergebnisse sorgen. 

Bezüglich der Frage, ob bedürftigkeitsgeprüfte oder nicht bedürftigkeitsge-
prüfte Transfers eine höhere Umverteilung zur Folge haben, lässt sich auch kein 
eindeutiges Ergebnis finden. So zeigt sich zwar, dass in Deutschland, Finnland 
und Italien beim Vergleich der Transfers pro Land immer nicht bedürftig-
keitsgeprüfte Transfers die höchste Effektivität aufweisen. Allerdings weisen in 
Frankreich das nicht bedürftigkeitsgeprüfte Arbeitslosengeld und die bedürf-
tigkeitsgeprüfte Mindestsicherung einschließlich Wohngeld ähnlich hohe Re-
duktionen auf. Im Vereinigten Königreich liegen mit den Leistungen der Min-
destsicherung sogar eindeutig bedürftigkeitsgeprüfte Transfers vorne. Was die 
Invaliditätsleistungen betrifft, konnten im Ländervergleich ebenfalls bedürftig-
keitsgeprüfte und nicht bedürftigkeitsgeprüfte Leistungen verglichen werden. 
Dabei ergaben sich die höchsten Effektivitätsziffern für die nicht bedürftig-
keitsgeprüften Leistungen in Deutschland sowie das Vereinigte Königreich mit 
seiner Mischung aus bedürftigkeitsgeprüften und nicht bedürftigkeitsgeprüften 
Leistungen, Italien weist mit seinen nicht bedürftigkeitsgeprüften Leistungen 
ebenfalls hohe Werte auf. Für die Effizienz lassen sich kaum noch Zusam-
menhänge zwischen der Effizienzwirkung und der Ausgestaltung der Transfers 
in Bezug auf die Bedürftigkeitsprüfung finden. Es kann damit nicht bestätigt 
werden, dass bedürftigkeitsgeprüfte Transfers eine höhere Effizienz aufweisen 
als Transfers ohne Bedürftigkeitsprüfung. 

Es zeigt sich also sowohl in Bezug auf die Bedürftigkeitsprüfung als auch 
im Hinblick darauf, ob es sich um einen pauschalen oder einkommensabhängi-
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gen Transfer handelt, dass keine eindeutigen Zusammenhänge mit den Effekti-
vitäts- und Effizienzwirkungen identifizierbar sind. Wie in Kapitel 1.4 bereits 
erläutert wurde, erscheint es daher sinnvoll, auf detailliertere Ausgestaltungs-
merkmale zur Erklärung der unterschiedlichen U mverteilungseffekte zurück-
zugreifen. Weiterhin hat sich gezeigt, dass auch äußere Rahmenbedingungen, 
wie z.B. die Arbeitslosenquote und damit einhergehend die Empfängerzahlen, 
Einfluss auf die Wirkung eines Transfers haben. Im Folgenden werden daher 
mögliche Ursachen für Umverteilungswirkungen über die Ausgestaltungsmerk-
male bzw. äußere Rahmenbedingungen erklärt, was sich besonders deutlich im 
Vergleich der Transferleistungen der einzelnen Länder zeigt. 

In Deutschland war auffällig, dass 2000 durch die Invaliditätsleistungen 
( wenn auch nicht signifikant) höhere U mverteilungswirkungen erzielt wurden 
als 1994. Dies ist erklärbar durch die Mitberücksichtigung der Pflegeversiche-
rung im Jahr 2000, die 1994 noch nicht zum Tragen kam. Die ebenfalls hohe 
Wirkung des Arbeitslosengeldes dürfte einerseits über das hohe Transferniveau 
erklärbar sein. Andererseits fiel dieser Transfer 2000 hinter die Arbeitslosenhil-
fe zurück. Dieser Rückgang der Reduktionswerte könnte auf das Zurückgehen 
der Empfängerzahlen des Arbeitslosengeldes zurückzuführen sein sowie das 
Ansteigen der Zahl der Arbeitslosenhilfeempfänger. Auf die Arbeitslosenhilfe 
und die Unfallrenten entfallen die geringsten Ausgabenanteile im Vergleich mit 
den anderen untersuchten Transfers in Deutschland. Diese beiden Leistungsar-
ten schneiden bei der Effizienz entsprechend besser ab als bei der Effektivität, 
wohingegen das Arbeitslosengeld und die Mindestsicherung in der Effizienz-
rangfolge zurückfallen. 

Für Finnland lässt sich feststellen, dass das hohe Niveau der Leistungen 
des Arbeitslosengeldes sich in hohen Effektivitätszahlen äußert, der Rückgang 
der sehr hohen Arbeitslosigkeit Mitte der 90er Jahre zeigt sich hier durch sig-
nifikant145 niedrigere Reduktionen 2000, wobei Verschärfungen der Zugangsbe-
dingungen ebenfalls mitverantwortlich sein könnten. Die Arbeitslosenhilfe liegt 
mit ihrem niedrigeren Leistungsniveau hinter dem Arbeitslosengeld, allerdings 
gehen die Reduktionen von 1995 auf 2000 im Gegensatz zum Arbeitslosen-
geld nicht zurück. Dies ist auf die späte Einführung der Arbeitslosenhilfe im 
Jahr 1994 und die damit verbundene Zeitverzögerung bis zur Erhöhung der 

145Eine Ausnahme bildet hierbei die Einkommenslücke, für die sich die Intervalle für die 
Reduktionszahlen der beiden Jahre schneiden. 
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Empfängerzahlen zurückzuführen, die bei den Armutsmaßen 2000 sogar für 
höhere Reduktionen als durch das Arbeitslosengeld sorgt. Die Arbeitslosen-
hilfe kann sich für die Effizienz deutlich verbessern, wohingegen sich das Ar-
beitslosengeld verschlechtert. Durch den Einbezug der Volksrente erhöht sich 
die Wirkung der lnvaliditätsleistungen von 1995 auf 2000 signifikant. Bei den 
Unfallrenten war auffällig, dass sie für die Effizienz bezüglich der Armutsmaße 
und der im unteren Einkommensbereich sensitiven Ungleichheitsmaße deutlich 
besser abschneiden als für die Effektivität. 

In Frankreich zeigen sich ähnlich hohe Effektivitätswirkungen für die Min-
destsicherung einschließlich Wohngeld und das Arbeitslosengeld. Beim Arbeits-
losengeld ist wohl davon auszugehen, dass das im Vergleich zur Mindestsiche-
rung hohe Leistungsniveau ausschlaggebend ist, wohingegen die Mindestsiche-
rung einschließlich Wohngeld vor allem von der hohen Anzahl an Wohngeld-
empfängern „profitiert" haben dürfte. Für die Effizienz zeigt sich allerdings 
ein anderes Bild: Hier schneidet die Mindestsicherung ohne Wohngeld, für die 
vergleichsweise geringe Ausgaben anfallen, am besten ab. 

In Italien zeigt sich deutlich der so genannte „Bubble Effect": Aufgrund 
der mangelhaften Ausgestaltung z.B. der Mindestsicherung und des Arbeits-
losengeldes findet eine „Flucht" in die Leistungen bei Invalidität statt. Somit 
ist der deutlichste Effekt sowohl für die Effektivität als auch die Effizienz für 
die großzügiger ausgestaltete lnvaliditätsrente zu finden. Es spiegeln sich in 
den entsprechend niedrigen Umverteilungseffekten die typischen Merkmale der 
Länder des Südeuropäischen Clusters wider: Zwar werden Bismarcksche Ver-
sicherungsleistungen angeboten, diese bewegen sich allerdings auf niedrigem 
Niveau und die Mindestsicherungsleistungen sind unzureichend ausgestaltet. 
Für die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit, die in Italien eine wichtige Rol-
le spielen, zeigt sich wiederum der Einfluss äußerer Rahmenbedingungen. So 
konnte ein (meist signifikanter) Rückgang der Effektivität von 1995 auf 2000 
festgestellt werden, obwohl keine Veränderung der institutionellen Ausgestal-
tung vorgenommen wurde. Dieser Rückgang ist dadurch erklärbar, dass die 
Arbeitsverträge 2000 zunehmend flexibler gestaltet sind, z.B. in Form von frei-
er Mitarbeit oder befristeten Verträgen. Es entfällt so die Grundlage für die 
Inanspruchnahme der Transfers, da Arbeitskräfte bei Bedarf leichter abgebaut 
werden können. 

Im Vereinigten Königreich macht sich die radikale Änderung der Leistungen 
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bei Arbeitslosigkeit durch die Einführung der Job Seeker's Allowance (JSA) 
deutlich bei der Effektivität bemerkbar. Durch die Einführung dieses Transfers 
zwischen 1994 und 1999 stiegen die Wirkungen des Arbeitslosengeldes signi-
fikant146 an, wohingegen die des Income Support signifikant zurückgingen, da 
viele bisherige Income Support-Empfänger jetzt in den Bereich der JSA fal-
len. Die Einordnung der Effizienz des Arbeitslosengeldes im Vergleich mit den 
anderen Transfers wird dagegen nicht beeinflusst, für beide Jahre ist sie im 
Transfervergleich am höchsten. Insgesamt bleibt hier zu bemerken, dass sich 
die hohe Bedeutung der Mindestsicherungsleistungen im britischen Sozialsys-
tem trotz dieser Änderung der Arbeitslosigkeitsleistungen weiterhin in den 
hohen Umverteilungseffekten der Mindestsicherung widerspiegelt. Allerdings 
fällt die Mindestsicherung auf Grund der hohen Ausgaben für diese Transfer-
art hinsichtlich der Effizienz eher zurück. Im Vereinigten Königreich zeigt sich 
ebenso wie in Italien der Effekt, dass eine Flucht in die Invaliditätsrente statt-
findet, die aufgrund der hohen Empfängerzahl auch eine deutliche Wirkung 
zeigt. 

An dieser Stelle sei kurz auf einige markante Ergebnisse der Länderver-
gleiche zu den einzelnen Transfers hingewiesen. Die Verbindung eines hohen 
Leistungsniveaus gepaart mit hohen Arbeitslosenquoten sorgt für das beste 
Abschneiden von Finnland beim Arbeitslosengeld bezüglich der Effektivität. 
Allerdings fallen diese Leistungen im Ländervergleich für die Effizienz etwas 
zurück, da die Ausgaben vergleichsweise hoch ausfallen. Bei den lnvaliditäts-
renten wirkt sich der „Bubble Effect" für das Vereinigte Königreich in einem 
der vordersten Ränge für die Effektivität aus, demgegenüber stehen aber auch 
hohe Ausgaben, die für ein Zurückfallen in der Effizienzrangordnung sorgen. 
Bei den Unfallrenten zeigt sich deutlich, dass die sich von den anderen Ländern 
unterscheidende Ausgestaltung im Vereinigten Königreich in niedrigeren Effek-
tivitäts- und Effizienzziffern resultiert. Die zentrale Bedeutung der Mindestsi-
cherung im Vereinigten Königreich spiegelt sich auch deutlich in der höchsten 
Effektivität im Ländervergleich wider, umgekehrt erweist sich die mangelhaft 
ausgestaltete italienische Mindestsicherung als die im Vergleich am wenigsten 
effektivste. Im Hinblick auf die Effizienz kann sich Italien nicht verbessern, 

146Lediglich für die Berechnungen auf Grundlage der im unteren Einkommensbereich sen-
sitiven Maße A1 und MLD wurden Überschneidungen der Konfidenzintervalle für die Effek-
tivitätswerte der beiden Zeitpunkte angezeigt. 
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wohingegen das Vereinigte Königreich durch seine verhältnismäßig hohen Aus-
gaben zurückfällt. 

Ebenfalls untersucht wurde die in Kapitel 1.4 vorgestellte These, dass höhe-
re Ausgaben mit höheren U mverteilungswirkungen einhergehen. Diese These 
konnte in den Kapiteln 6.2.4, 6.2. 7, 6.3.4 und 6.3. 7 anhand von Korrelationsbe-
rechnungen sowohl für Ungleichheit als auch für Armut tendenziell hinsichtlich 
der Effektivitätswirkungen bestätigt werden. Dabei fiel der Zusammenhang 
etwas deutlicher beim Ländervergleich pro Transferart als beim Vergleich der 
Transfers in den fünf Ländern aus. Auf die Effizienz lassen sich diese Ergebnisse 
allerdings nicht einfach übertragen. Es konnte kein bestimmter Zusammenhang 
zwischen Ausgaben und Effizienzwirkungen identifiziert werden. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass anhand der vorgestellten Er-
gebnisse hinsichtlich der Effektivitäts- und Effizienzwirkungen keine eindeu-
tige Schlussfolgerung im Hinblick darauf gezogen werden kann, ob einkom-
mensabhängige oder pauschale Transfers zu befürworten sind bzw. Bedürf-
tigkeitsprüfungen sinnvoll erscheinen oder nicht. Vielmehr haben neben diesen 
grundsätzlichen Ausgestaltungsmerkmalen andere Faktoren einen wesentlichen 
Einfluss auf die Umverteilungswirkungen von Transfers. Hierbei sind insbeson-
dere die detaillierten Regelungen vor dem Hintergrund der jeweiligen Tradition 
der Sozialsysteme und die wirtschaftlichen bzw. kulturellen Rahmenbedingun-
gen zu beachten. Daher kann im Hinblick auf wirtschaftspolitische Schlussfol-
gerungen auf Grundlage dieser Arbeit keine Empfehlung für eine idealtypi-
sche Ausgestaltung eines konkreten Transfers bzw. eines Sozialsystems gege-
ben werden. Direkter Einfluss auf die Effektivität eines Transfers kann genom-
men werden, indem die Ausgaben für diese Transferleistung deutlich erhöht 
werden bzw. der Empfängerkreis erweitert wird. So konnte z.B. die Effekti-
vitätswirkung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit im Vereinigten Königreich 
durch die Einführung der Job Seeker's Allowance, auf die ein größerer Kreis 
an Berechtigten Anspruch hat als auf das bisherige Arbeitslosengeld und die 
entsprechend höhere Ausgaben nach sich zieht, deutlich erhöht werden. Al-
lerdings wird eine Effektivitätssteigerung aufgrund einer Ausgabenerhöhung 
unter Umständen auf Kosten der Effizienz erreicht. Weiterhin ist diese Art 
gezielter Einflussnahme auf die Effektivitätswirkung angesichts beschränkter 
Budgets nicht als wünschenswert bzw. realistisch zu bezeichnen und könnte 
vermutlich nur durch Kürzungen bei anderen Transfers erreicht werden. 
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Anknüpfend an diese Arbeit liegt die Frage nahe, wie angesichts dieser Un-
terschiede Bestrebungen zu beurteilen sind, die in Richtung einer europäischen 
Harmonisierung bzw. Koordinierung der europäischen Sozialpolitik zielen. 147 

Anhand der in dieser Arbeit gewonnenen Ergebnisse ist keine klare Aussage 
bezüglich einer Befürwortung oder Ablehnung einer europäischen Harmonisie-
rung der Sozialsysteme möglich. So spricht die zum Teil sehr unterschiedliche 
Ausgestaltung gegen eine in absehbarer Zeit realisierbare Annäherung der ver-
schiedenen Systeme. Diese Unterschiede zeigen sich besonders deutlich im Ver-
gleich des britischen Sozialsystems mit den kontinentaleuropäischen Ländern. 
Für die verschiedenen kontinentaleuropäischen Länder scheint noch am ehesten 
eine Möglichkeit zur Angleichung der Leistungen gegeben. Vergleicht man die 
Ausgestaltung der Transfers z.B. in Deutschland und Italien, sind aber zum 
Teil erhebliche Leistungsunterschiede feststellbar, die eine Annäherung auch 
dieser kontinentaleuropäischen Systeme als schwierig erscheinen lassen. An-
dererseits kann es unter bestimmten Aspekten durchaus als wünschenswert 
angesehen werden, dass eine Angleichung der Systeme stattfindet. So zeigte 
sich in dieser Arbeit, dass z.B. in Italien eine Flucht aus den schlechter ausge-
stalteten Transfers in die Invaliditätsrente stattfand. Ähnliche Effekte wären 
auf gesamteuropäischer Ebene auf lange Sicht im Sinne eines „Sozialtouris-
mus" durchaus denkbar und könnten durch eine Harmonisierung der einzelnen 
Systeme abgeschwächt werden. 

Im Hinblick auf zukünftige Forschung ist hier weiterhin auf die Daten-
lage hinzuweisen. Auch wenn sich die Datensituation im Laufe der letzten 
Jahre stetig verbessert hat, was sich z.B. deutlich in den Bestrebungen der 
hier verwendeten Luxembourg Income Study zeigt, sind trotzdem noch weite-
re Verbesserungen möglich und wünschenswert. So hat sich vor allem für die 
Leistungen bei Invalidität gezeigt, dass eine weitere Verfeinerung der Daten 
die Vergleichbarkeit erheblich verbessern würde. Im Falle des Krankengeldes 
standen für Deutschland und Italien gar keine Daten zur Verfügung, weshalb 
diese zwei Länder nicht in einen Ländervergleich für diese Transferart einbe-
zogen werden konnten. Die gleiche Problematik gilt bezüglich der Daten über 
die Höhe der Gesamtausgaben für eine Transferart. Vor allem im Hinblick auf 

147Zu den prinzipiellen Möglichkeiten, aber auch zu bereits getroffenen Maßnahmen sei 
z.B. auf Schmäh! und Rische (1997), Schmidt (1998: 243ff) oder auf Publikationen der Eu-
ropäischen Union, wie z.B. Europäische Kommission (2001) oder Europäische Kommission 
(2004), die unter http://europa.eu.int herunterladbar sind, verwiesen. 
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die Leistungen der Mindestsicherung besteht hier bezüglich international ver-
gleichbarer Daten Nachholbedarf. Dadurch könnte die vorgenommene Analyse 
weiter verfeinert und verbessert werden. 
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Anhang A 

Sozialausgaben in der EU 

Tabelle A.l: Ausgaben für Sozialleistungen in der EU nach Funktionsgruppen 
2000 (in% der Gesamtleistungen) 

Alter+ Krankheit/ Invali- Familie/ Arbeits- Wohnung 
Hinter- Gesund- dität Kinder losig- + soz. Aus-
bliebene heitsvers. keit grenzung 

EU15 46.4 27.3 8.1 8.2 6.3 3.7 
B 43.8 25.1 8.7 9.1 11.9 1.4 
DK 38.1 20.2 12 13.1 10.5 6.1 
DK 42.2 28.3 7.8 10.6 8.4 2.6 
EL 49.4 26.6 5.1 7.4 6.2 5.4 
E 46.3 29.6 7.6 2.7 12.2 1.6 
F 44.1 29.1 5.8 9.6 6.9 4.5 
IRL 25.4 41.2 5.3 13 9.7 5.5 
I 63.4 25 6 3.8 1.7 0.2 
L 40 25.2 13.7 16.6 3.3 1.2 
NL 42.4 29.3 11.8 4.6 5.1 6.8 
A 48.3 26 8.2 10.6 4.7 2.1 
p 45.6 30.6 13 5.5 3.8 1.5 
FIN 35.8 23.8 13.9 12.5 10.4 3.5 
s 39.1 27.1 12 10.8 6.5 4.5 
UK 47.7 25.9 9.5 7.1 3.2 6.8 

Quelle: aus Tabelle 4 in Abrarnowici (2003) 
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Anhang B 

Umrechnungskurse 

314 

Tabelle B.1: Offizielle Umrechnungskurse für den Euro seit 1.1.1999 

1 Euro entspricht: 
1,95583 DM 
5,94573 Finnmark 
6,55957 Franz. Francs 
1936,27 Italien. Lire 

Tabelle B.2: Umrechnung Verbrauchergeldparitäten 

1 Euro entspricht: 
1994/95 
1,95583 
6,8481 
6,6075 

1.732,36 
0,7855 

1999/2000 
1,95583 
7,1095 

2.052,29 
0,8771 

DM 
Finnmark 
Franz. Francs 
Italien. Lire 
Brit. Pfund 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2002) 
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